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    Über das Buch


    Wer David Graeber liest, ist mittendrin!


    Sie ist noch jung und hat bereits Geschichte geschrieben: Die weltweit Occupy-Bewegung. Mit dem Aufruf: »Occupy Wall Street« besetzt im September 2011 eine Gruppe von Aktivisten den Zuccotti-Park im New Yorker Finanzdistrikt, um friedlich gegen Finanzmärkte und Banken sowie die Untätigkeit der Politik zu demonstrieren. Binnen kürzester Zeit mobilisiert die Bewegung hunderttausende Menschen rund um den Globus, kreuz und quer durch alle Bevölkerungsschichten.


    Der Kulturanthropologe, Anarchist und Aktivist David Graeber ist Mann der ersten Stunde. Mit seinem Buch bietet der Occupy-Vordenker einzigartige Einblicke in das Zentrum der größten Protestbewegung seit Jahrzehnten. Er berichtet, wie sie sich formierte und welche Ziele sie verfolgt. Graeber legt außerdem die Prinzipien von Protesten dar und zeigt konkret, was jeder Einzelne politisch verändern kann. Die Occupy-Bewegung markiert womöglich erst einen Anfang. Wer die Tragweite der Ereignisse verstehen will, kommt an diesem außergewöhnlichen Buch nicht vorbei! Revolutions-Guide (PDF) inklusive.


    »This time, finally, we’ll kick off something big.« David Graeber, September 2011


    Über den Autor
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    David Graeber, Jahrgang 1961, ist amerikanischer Anarchist und Kulturanthropologe sowie Mitglied der Gewerkschaft Industrial Workers of the World. Er gehört zu den Initiatoren der Occupy-Bewegung. Bis Juni 2007 war er Professor für Kulturanthropologie an der Yale University. Seither lehrt er am Goldsmiths College der University of London. Er ist Autor zahlreicher Bücher, darunter: »Frei von Herrschaft« sowie »Schulden«.

  


  
    
      
    


    


    »Anarchie ist Ordnung.


    Regierung ist Bürgerkrieg.«


    Pierre-Joseph Proudhon
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      Kapitel 1


      Wir, die 99 Prozent

    


    Im März 2011 bat mich Micah White, leitender Redakteur beim kanadischen Magazin Adbusters, um einen Beitrag darüber, ob es in Europa oder auch in den USA zu einer revolutionären Bewegung kommen könne. Mir fiel damals nicht sonderlich viel dazu ein – am ehesten noch, dass die jeweiligen Organisatoren immer selbst überrascht sind, wenn so was passiert. Über diese Frage hatte ich mich kurz zuvor, auf dem Höhepunkt der Proteste auf dem Tahrir-Platz, lange mit der ägyptischen Anarchistin Dina Makram-Ebeid unterhalten.


    »Das Komische ist«, sagte mir meine ägyptische Freundin, »man macht das schon so lange, bis man irgendwie vergisst, dass man tatsächlich gewinnen könnte. All die Jahre, die wir nun Märsche organisieren, Kundgebungen … Und wenn nur 45 Leute aufkreuzen, ist man deprimiert. Kommen 300, ist man happy. Und dann hat man eines Tages 500 000 vor sich. Und man kann’s nicht fassen! Irgendwann glaubt man einfach nicht mehr, dass so was tatsächlich passieren könnte.«


    Mubaraks Ägypten war eine der repressivsten Gesellschaften der ganzen Welt gewesen. Der ganze Staatsapparat war effektiv auf ein Ziel ausgerichtet: dass das, was schließlich passiert ist, niemals würde passieren können. Und dennoch ist es passiert.


    Also, warum nicht auch hier?


    Und dann passierte es, in den USA.


    Selbstverständlich handelte es sich in unserem Fall nicht um den Sturz einer Militärdiktatur, sondern um den Ausbruch einer basisdemokratischen Massenbewegung – ein Ereignis, von dem die Aktivisten nicht weniger lange träumen, als die Machthaber im Land sich davor fürchten, und dessen endgültiger Ausgang ebenso ungewiss ist, wie es der Sturz Mubaraks war.


    Lassen Sie mich Ihnen erzählen, wie es dazu kam – oder wenigstens den Teil der Geschichte, den ich aus erster Hand erzählen kann.


    Als ich den Artikel – man gab ihm den Titel »Warten auf den magischen Funken« – für Adbusters schrieb, lebte ich in London. Da unterrichtete ich Anthropologie am Goldsmiths College und sah mich im vierten Jahr meiner Verbannung aus der amerikanischen akademischen Welt. Ich hatte mich bereits ziemlich massiv in der britischen Studentenbewegung engagiert und bei einigen Dutzend Universitätsbesetzungen überall im Land mitgeholfen, mit denen gegen die massiven Angriffe der konservativen Regierung auf das britische Bildungssystem protestiert wurde. Adbusters hatte mich ausdrücklich darum gebeten, in meinem Artikel über die Möglichkeit zu spekulieren, dass die Studentenbewegung den Beginn einer breit angelegten, europa-, ja weltweiten Rebellion markieren könnte.


    Es entbehrt übrigens nicht einer gewissen Ironie, dass ich den Artikel für Adbusters schrieb. Ich war lange schon ein Fan des Magazins gewesen, aber dass ich selber Beiträge zu schreiben begonnen hatte, war noch gar nicht so lange her. Wenn ich nicht gerade meiner beruflichen Tätigkeit als Sozialtheoretiker nachging, war ich eher ein Mann der Aktion auf der Straße. Adbusters ist eine Plattform für »Culture Jammers« – ins Leben gerufen von aufmüpfigen Werbeleuten, die, ihrer Jobs überdrüssig, zur anderen Seite übergewechselt waren, um als Profis ebenjene Aspekte der Konzernwelt zu unterwandern, die zu fördern man ihnen beigebracht hatte. Berühmt waren etwa ihre »subvertisements«, ihre subversive Antiwerbung. Sie hatten zum Beispiel einen Modespot produziert, der zeigt, wie ein magersüchtiges Model auf der Toilette kotzt. Als sie dann bei den großen Fernsehanstalten dafür Sendezeit zu kaufen versuchten, ließ man sie durch die Bank abblitzen. Von allen radikalen Magazinen ist Adbusters schon immer mit Abstand das schönste gewesen. Für viele Anarchisten gehört es deshalb nicht zum harten Kern. Ich begann für das Magazin zu schreiben, nachdem Micah White, der leitende Redakteur, mich 2008 wegen einer Kolumne angesprochen hatte. Später fasste er mich dann als eine Art regelmäßigen Großbritannien-Korrespondenten ins Auge.


    Derlei Pläne gerieten rasch durcheinander, als mich ein Freisemester nach Amerika zurückführte. Ich traf im Juli 2011 in meiner Heimatstadt New York ein in der Erwartung, den größten Teil des Sommers mit der Promotionstour für mein jüngst veröffentlichtes Buch Schulden: Die ersten 5000 Jahre beschäftigt zu sein.


    Außerdem schwebte mir vor, mich wieder in die New Yorker Aktivistenszene einzuklinken, obwohl die ziemlich im Argen lag. Ich hatte mich zwischen 2000 und 2003, auf dem Höhepunkt des Global Justice Movement, massiv bei den New Yorker Aktivisten engagiert. Damals hatte der eine oder andere unter uns das Gefühl gehabt, es könnte sich so etwas wie eine revolutionäre Bewegung herausbilden. Das waren berauschende Wochen und Monate. Jeden Tag, so schien es, passierte etwas anderes, eine Demonstration, eine »Reclaim the Streets«-Aktion, eine U-Bahn-Party oder sonst etwas; und dann gab es tausend verschiedene Meetings. 9/11 war ein schwerer Schlag für uns gewesen, auch wenn es einige Jahre dauerte, bis die Auswirkungen voll zu spüren waren. So nahmen etwa die polizeilichen Übergriffe in kaum zu fassender Weise zu. Als zum Beispiel 2008 sechs, sieben unbewaffnete Studenten bei einer Protestaktion das Dach der New School besetzten, rückte die New Yorker Polizei gleich mit fünf verschiedenen Antiterror-Einheiten aus – mit allerhand merkwürdigen Science-Fiction-Waffen bewehrte Kommandos seilten sich aus Hubschraubern auf das Dach ab! Basisdemokratische, »horizontal« organisierte Anarchokleingruppen wurden zusehends durch große und straff von oben nach unten durchorganisierte Antikriegs-Koalitionen ersetzt, deren politische Fantasie sich weitgehend darin erschöpfte, mit Bannern, Transparenten und Schildern herumzumarschieren. Währenddessen verzehrte sich die New Yorker Anarchistenszene in inneren Kabbeleien und schaffte es nur noch, eine alljährliche Buchmesse auf die Beine zu stellen.


    
      
        
      


      
        Die Bewegung des 6. April

      


      Ich war Anfang Juli, nur wenige Tage vor den dortigen Unruhen, von London aus nach Hause geflogen. Zunächst sah ich meinen Verdacht bestätigt: Es schien wirklich nicht viel los zu sein. Die Anarchistenszene war kaum mehr als eine wandelnde Leiche. Die wahrscheinlich aufregendste Gruppe, von der ich wusste, hatte noch nicht mal etwas mit dieser Szene zu tun. Es handelte sich dabei um eine Organisation namens US Uncut. Sie war von einer britischen Koalition (UK Uncut) inspiriert worden, die im Herbst 2010 begonnen hatte, massiven bürgerlichen Ungehorsam gegen die geplanten Sparmaßnahmen der Tory-Regierung zu organisieren.


      Kontakt mit US Uncut hatte ich seit einem New-York-Besuch während meiner Semesterferien Ende April. Womöglich hilft es meinen Lesern und Leserinnen, sich die internationalen Verbindungen zu vergegenwärtigen, die bei globalen Protestbewegungen mit im Spiel sind, wenn ich kurz erkläre, wie ich auf die Leute gekommen war.


      Mein Engagement bei US Uncut begann damit, dass meine alte Freundin, die ehemalige Baumbesetzerin und Ökoaktivistin Priya Reddy, mir eines Tages sagte, es gebe am Abend im New Yorker Brecht Forum eine Veranstaltung mit zwei Mitbegründern der ägyptischen Jugendbewegung des 6. April.


      Das war eine aufregende Nachricht, schließlich hatte diese Facebook-Gruppe bei der jüngsten ägyptischen Revolution eine Schlüsselrolle gespielt. Wie sich herausstellte, waren die beiden Ägypter auf Buchtour in der Stadt. Einige unverplante Stunden brachten sie auf die Idee, ihren Verlegern zu entwischen und sich mit anderen Aktivisten zu treffen. So hatten sie Marisa Holmes angerufen, Anarchistin und radikale Filmemacherin, die jüngst einen Monat in Ägypten verbracht hatte, um die Revolution zu dokumentieren – offenbar war sie die Einzige aus dem Kreis der New Yorker Aktivisten, deren Nummer die beiden hatten. Marisa hatte im Brecht Forum angerufen, einem linken Bildungszentrum, wo öfter mal ein Raum frei ist, und innerhalb eines Tages etwas auf die Beine gestellt. So landeten wir denn, etwa zwanzig Leute, mit den beiden Ägyptern an einem großen runden Tisch in der Bibliothek des Brecht Forums. Ahmed Maher, jung, kahl und eher still – hauptsächlich wohl deshalb, weil sein Englisch nicht so gut war –, war einer der Gründer der Gruppe; der andere, Waleed Rashed, groß, rotwangig, wortgewandt, witzig, bot sich rasch als Sprecher der beiden an. Wir hörten Geschichten über ihre zahlreichen Verhaftungen und all die kleinen Tricks, mit denen man die Geheimpolizei überlistet hatte.
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            Die ägyptischen Aktivisten Ahmed Maher und Waleed Rashed im Brecht Forum

          

        

      


      »Besonders ausgiebig setzten wir auf Taxifahrer. Ohne dass die das wussten! Dazu muss man wissen, dass ägyptische Taxifahrer aus Tradition reden müssen. In einer Tour. Sie können nicht anders. Es gibt sogar eine Geschichte, laut der ein Geschäftsmann, der sich für eine lange Fahrt ein Taxi nahm, den Fahrer nach einer halben Stunde bat, den Mund zu halten, weil ihn das endlose Gequassel langweilte. Der Fahrer hielt auf der Stelle an und verlangte, dass er ausstieg. ›Was fällt Ihnen ein? Das ist mein Taxi! Es ist mein gutes Recht, in einer Tour zu reden!‹ So gaben wir eines Morgens, als wir wussten, dass die Polizei unsere Versammlung auflösen würde, auf unserer Facebook-Seite bekannt, wir wollten uns alle um drei Uhr nachmittags auf dem Tahrir-Platz treffen. Wir wussten natürlich, dass wir alle überwacht wurden. Also nahm jeder von uns an dem Tag um neun Uhr morgens ein Taxi und sagte seinem Fahrer: ›Haben Sie schon gehört, heute Nachmittag um drei soll eine große Versammlung auf dem Tahrir-Platz sein.‹ Und tatsächlich wusste binnen Stunden ganz Kairo davon. Es kamen Zehntausende von Leuten, noch bevor die Polizei sich überhaupt sehen ließ.«


      Die Unterhaltung verlegte sich auf Fragen der Kontrolle und Überwachung. Die Ägypter wollten wissen, wie es sich damit hierzulande verhielt. Ob wir in Amerika eine Geheimpolizei hätten?


      »Na ja, man nennt sie natürlich nicht so«, antwortete jemand. »Aber sicher, ich meine, als Aktivist muss man davon ausgehen, dass alles, was man im Internet sagt, überwacht wird – es sei denn, man verschlüsselt es. Und selbst dann kann man nicht sicher sein. Auch wenn man eine öffentliche Versammlung aufzieht, kann man mit ziemlicher Gewissheit davon ausgehen, dass irgendeiner im Saal ein Undercover-Cop ist.«


      »Wahrscheinlich ist jetzt hier einer mit dabei.«


      Die Bewegung des 6. April, das wurde rasch klar, war keineswegs eine radikale Gruppierung. Rashed zum Beispiel arbeitete bei einer Bank. Von der Einstellung her waren sie klassische Liberale, die Art von Leuten, die, wären sie in Amerika geboren, wahrscheinlich immer noch hinter Obama stünden. Trotzdem stahlen sie sich aus der Obhut ihrer liberalen Aufpasser, um sich an ein bunt zusammengewürfeltes Häufchen von Anarchisten und Marxisten zu wenden – in denen sie, wie sie betonten, jetzt schon weit eher ihre natürlichen amerikanischen Anhänger sahen. »Als die Tränengas direkt in die Menge schossen, da haben wir uns die Kartuschen angesehen und etwas bemerkt. Auf allen stand ›Made in USA‹. Das galt auch, wie wir später erfuhren, für die Gerätschaften, mit denen man uns nach der Verhaftung folterte. So etwas vergisst man nicht.«


      Nach der förmlichen Unterhaltung wollten Ahmed und Rashed den Hudson sehen, der gleich hinter dem Highway lag, sodass sechs, sieben der Furchtloseren unter uns durch den Verkehr auf dem West Side Highway huschten. Wir fanden ein Fleckchen an einem verlassenen Pier und kamen auf die internationale Politik zu sprechen, auf Verschwörungstheorien und die Ironie der Geschichte. Ich hatte einen USB-Stick dabei; Rasheed wollte uns einige Videos geben, einige davon aus Ägypten, andere merkwürdigerweise von der serbischen Studentengruppe Otpor. Sie hatte womöglich die entscheidende Rolle bei der Organisation der Massenproteste und verschiedenen Formen gewaltlosen Widerstands beim Sturz von Slobodan Milošević Ende 2000 gespielt. Vor allem diese serbische Gruppierung, so erklärte Rasheed, habe die Bewegung des 6. April inspiriert. Seine Gründer hätten nicht nur mit Otpor-Veteranen korrespondiert, es seien in den ersten Tagen sogar viele zu Seminaren über Techniken gewaltlosen Widerstands nach Belgrad geflogen. Sie hätten sich sogar eine Variante des Otpor-Logos, der geballten Faust, zu eigen gemacht.


      »Euch ist aber schon klar«, sagte ich ihm, »dass es ursprünglich die CIA war, die Otpor aufgebaut hat?«


      Er zuckte die Achseln. Offensichtlich war ihm der Ursprung der serbischen Gruppe herzlich egal.


      »Okay, ich nehme mal an, ihr habt das tausendmal zu hören bekommen, wie solltet ihr nicht. Aber, okay, was ihr wahrscheinlich nicht wisst, ist folgendes: Otpor und all die anderen Farbrevolutionsgruppen, die kamen im Grunde so zustande, dass, na ja, die CIA ursprünglich all den Kram durch uns gelernt hat – dadurch, dass sie uns, also den Leuten vom Global Justice Movement, auf die Finger gesehen hat. Wir haben eine Menge dieser Sachen erst erfunden. Oder wenigstens haben wir sie in der Praxis entwickelt. Wir haben sogar einige von den Leuten hier.« Meine Geste galt vor allem Priya.


      »Tatsächlich?«


      »Ja, wirklich. Offensichtlich waren für das Imperium kurz nach der Jahrtausendwende, gleich nach den heftigen WTO-Protesten in Seattle, die Globalisierungskritiker die größte Bedrohung am Horizont. Also hat uns natürlich jede internationale Polizei- und Spionagetruppe in Europa oder Amerika beobachtet, um dahinterzukommen, wie man die Gefahr neutralisieren könnte. Das war mit der wesentliche Grund, weshalb sie sich kaum noch um Bin Laden kümmerten. Die sahen in uns gewaltlosen Antikapitalisten eine weit größere Gefahr – was wir, auf lange Sicht, schätze ich mal, auch waren. Aber sie haben dabei eben auch gesehen, dass dezentralisierte Basisdemokratie, gewaltloser ziviler Ungehorsam … na ja, dass solche Sachen eben tatsächlich funktionieren. So sind einige Leute bei der CIA anscheinend zu dem Schluss gekommen, hey, wieso nutzen wir das eigentlich nicht selbst? In etwa so, wie sie in den 80ern die ganze Forschung der 60er und 70er in Sachen Aufstandsbekämpfung eingesetzt haben, also etwa mit ihrem Wissen, wie Guerillaeinheiten funktionieren, eigene Guerillaeinheiten wie zum Beispiel die Contras auf die Beine gestellt haben.


      Also, was ich sagen will: Man hat damit angefangen, diese Techniken regimefeindlichen Aktivistengruppen, beizubringen, die man ohnehin bereits zu unterwandern versuchte: in Serbien, in Georgien, sogar in Venezuela – wo es, nebenbei bemerkt, absolut nichts gebracht hat; typischer Fall von historischer Ironie. Lässt man solche Sachen erst mal auf die Welt los, kann man nicht mehr so recht kontrollieren, bei wem sie landen.«

    


    
      
        
      


      
        US Uncut

      


      Für mich persönlich war das wichtigste Resultat des Abends die Bekanntschaft mit Marisa. Fünf Jahre zuvor hatte sie, damals noch Studentin, mit einigen Aktivisten einen großartigen – wenn auch letztlich zum Scheitern verurteilten – Versuch unternommen, die Students for a Democratic Society (SDS), eine Aktivistengruppe der 60er, neu zu formieren; die Gruppe hatte 2007 eine entscheidende Rolle bei der Besetzung der New School gespielt. Man spricht heute noch größtenteils von den »SDS-Kids«, wenn von den Organisatoren die Rede ist, aber während die meisten von ihnen sich mittlerweile in 50- oder 60-Stunden-Wochen gefangen sahen, um ihren Studienkredit abzustottern, war Marisa noch immer aktiv, ja, sie schien wenigstens einen Finger in fast jedem lohnenden Projekt zu haben, das in der New Yorker Aktivistenszene noch lief. Marisa war bemerkenswert, einer von den Menschen, die man fast zwangsläufig unterschätzt: klein, zurückhaltend, ja bescheiden im Auftreten, aber dahinter mit einer schier unheimlichen Fähigkeit begabt, auf der Stelle einschätzen zu können, was passiert, was wichtig daran ist und was zu tun ist.


      Als die kleine Versammlung am Hudson sich auflöste, sagte sie zu mir: »Übrigens, morgen gibt’s ein Meeting bei EarthMatters im East Village, da trifft sich so ’ne neue Gruppe, mit der ich arbeite … Sie nennt sich US Uncut. Meinst du, das könnte dich interessieren?«


      »Ach, ist das so was wie UK Uncut?«


      »Na ja, dürfte wohl so ziemlich dasselbe sein. Das ist bestimmt keine Anarchistengruppe oder so was in der Art. Im Grunde sind sie wohl größtenteils irgendwie liberal, denk ich mal. Aber es macht Spaß bei denen! Jede Menge, na ja, weißt du, richtige Leute, keine Aktivistentypen – Hausfrauen mittleren Alters, Postler, Arbeiter … und alle stehen voll auf direkte Aktion.«


      Ich muss zugeben, dass die Idee einen gewissen Reiz hatte. Aktivistengruppen, die im Grunde durchgepauste Versionen von etwas sind, was es bereits in London gibt, haben in New York Tradition. Was nicht eigentlich verkehrt ist, überlegte ich. Und abgesehen davon hatte ich ohnehin nie die Chance gehabt, mit UK Uncut was zu machen, als ich tatsächlich in London war.


      Der Gedanke hinter UK Uncut war ebenso einfach wie brillant. Einer der großen Skandale des neuen Sparpakets der konservativen Regierung war damals ihre Großzügigkeit gegenüber Steuersündern. Während man zur Schließung einer erdrückenden Haushaltslücke lauthals die Notwendigkeit propagierte, die Studiengebühren zu verdreifachen, Jugendzentren zu schließen und die Beihilfen für Rentner und Behinderte zusammenzustreichen, schien man nicht das geringste Interesse daran zu haben, die ungezählten Milliarden an Steuergeldern einzutreiben, die einige der größten Wahlkampfspender aus der Wirtschaft dem Staat schuldig geblieben waren – Einkünfte, nach deren Beitreibung ein Gutteil der Streichungen unnötig gewesen wären. UK Uncut dramatisierte das Problem letztlich mit der Ansage: »Schön, wenn ihr uns die Schulen und Kliniken zumacht, weil ihr das Geld nicht Banken wie der HSBC oder Konzernen wie Vodafone wegnehmen wollt, dann halten wir eben unseren Unterricht in deren Lobbys ab und versorgen unsere Kranken dort.«


      Die größte und dramatischste Aktion von UK Uncut hatte jedoch erst wenige Wochen zuvor stattgefunden: Am 26. März 2011, im Gefolge einer Arbeiterdemonstration gegen die Kürzungen mit einer halben Million Teilnehmern in London, hatten etwa 250 Aktivisten das ultranoble Kaufhaus Fortnum & Mason besetzt. Fortnum & Mason ist ein Laden, der in der Hauptsache für die teuersten Tees und Kekse der Welt berühmt ist. Das Geschäft dort boomte trotz Rezession; weshalb es auch schwer zu verstehen ist, wieso man dem Fiskus 40 Millionen Pfund schuldig blieb.


      Ich selbst arbeitete mit Art Against Cuts, einer größtenteils aus Künstlerinnen bestehenden Gruppe, deren wesentlicher Beitrag an dem Tag darin bestand, die studentischen Aktivisten in schwarzen Kapuzen, Sturmkappen und Halstüchern mit einigen Hundert Farbbomben zu versorgen. Ich hatte nie eine richtige Farbbombe gesehen und war, als einige meiner Freunde ihre Rücksäcke öffneten, ziemlich verwundert, wie klein sie waren. Im Prinzip erwiesen sich diese »Farbbomben« als kleine eierförmige Wasserballons, wenn auch etwas größer als Hühnereier, zur Hälfte mit Wasser, zur anderen Hälfte mit wasserlöslichen Farben gefüllt. Das Schöne an ihnen: Sie ließen sich wie Baseballs auf jedes nur erdenkliche Ziel werfen – ein anstößiges Schaufenster, einen vorbeifahrenden Rolls oder Lamborghini, einen Bereitschaftsbullen – und sorgten augenblicklich für einen dramatischen Eindruck, wenn die Primärfarben nur so spritzten. Und niemand konnte behaupten, wir liefen auch nur im Entferntesten Gefahr, damit jemandem etwas zu tun.


      Der Plan für den Tag sah vor, dass die Studenten sich um drei Uhr in kleinen Gruppen vom Zug der Arbeiterdemo ausklinken, über Londons Haupteinkaufsgebiet ausschwärmen und Kreuzungen blockieren sollten, um dann die Markisen des noblen Steuervermeiders zu dekorieren. Etwa nach einer Stunde hörten wir von der Besetzung und zogen einzeln los, um zu sehen, ob sich irgendwie aushelfen ließ. Als ich eintraf, riegelten die Bereitschaftspolizisten gerade die Eingänge ab, und die letzten Besetzer, die keine Festnahme riskieren wollten, schickten sich eben an, von der ausladenden Markise des Kaufhauses in die Arme einiger Demonstranten zu springen. Der Schwarze Block fand sich zusammen, und nachdem wir unsere letzten Ballons abgefeuert hatten, ging jeder in Schulterschluss mit dem Nebenmann, um einer vorrückenden Phalanx Bereitschaftspolizei entgegenzutreten, die die Straße zu räumen versuchte, um mit den Massenfestnahmen beginnen zu können. Noch einige Wochen später in New York zierten meine Beine blaue Flecken und Schrammen von den Tritten gegen die Schienbeine, die ich mir bei der Gelegenheit eingefangen hatte (ich erinnere mich noch, wie ich dachte, jetzt weiß ich, wieso die alten Krieger Beinschienen trugen.)


      Wie sich herausstellte, hatte US Uncut nichts annähernd so Dramatisches vor. Das Meeting fand auf der rückwärtigen Veranda eines berühmten vegetarischen Delis an der Lower East Side statt (wo der Kräutertee fast so viel kostet wie bei Fortnum & Mason), und das Grüppchen war in der Tat so bunt und ausgefallen, wie Marisa gesagt hatte.


      »Der Plan«, so erklärte einer der Organisatoren, »sieht vor, in der Lobby einer Filiale der Bank of America ein Seminar abzuhalten. Grund dafür ist, dass man wegen der Haushaltslücken überall in der Stadt Klassenzimmer zumacht und die Bank of America keine Steuern bezahlt, also warum unseren Unterricht nicht in deren Lobby abhalten? Daher kamen wir auf die Idee, uns irgendeinen prominenten Professor zu suchen, egal ob echt oder Schauspieler, der in der Lobby einen Vortrag über die Vermeidung von Körperschaftsteuern halten soll, und Marisa könnte den fürs Internet filmen. Unser wesentliches Problem war bislang, jemanden zu finden, der den Professor spielen würde – vor allem, wo die Aktion für einen Samstag geplant ist. Es wäre uns lieber, wenn es wirklich ein Professor wäre. Der eine oder andere von uns hat Kontakte zu Steve Duncombe von der NYU, aber anscheinend hat der Bammel vor einer möglichen Festnahme …«


      Ich hatte Tickets für den Rückflug nach London am Sonntag, also fand ich die Aussicht auf eine Festnahme alles andere als prickelnd, aber irgendwie sah das einfach zu sehr nach Schicksal aus. Nach einem Augenblick des Zögerns erbot ich mich dazu.


      Es gab dann aber doch keinen großen Grund, sich Sorgen zu machen. US Uncuts Vorstellung von einer »Besetzung« lief darauf hinaus, die anfängliche Verwirrung bei der »Erstürmung« auszunutzen, um in der Lobby der Bank den Vortrag zu halten, und dann, wenn die Polizei aufkreuzen würde, nach einem bisschen Zeitschinderei friedlich wieder zu gehen. Ich fand in den Tiefen meines Schranks etwas, was entfernt nach einer Tweedjacke aussah, und nahm mir die Steuergeschichte der Bank of America vor – also etwa so: »2009 machte die Bank of America 4,4 Milliarden Dollar, bezahlte keinerlei Steuern an den Bund, erhielt aber eine Steuergutschrift von 1,9 Milliarden. Man gab – über den Daumen gepeilt – vier Millionen Dollar für Lobbying aus, Geld, das direkt in die Taschen der Politiker floss, die für die Steuerparagrafen verantwortlich waren, die so etwas möglich machten.« Dann fand ich mich zur Aktion ein, die Marisa als Livestream fürs Internet filmte.


      
        
          [Bild vergrößern]
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            Standbild aus einem Nation-Video einer US-Uncut-Aktion in einer Filiale der Bank of America im East Village, New York, 30. April 2011

          

        

      


      Als ich im Juli zurückkam, war Marisa eine der Ersten, die ich anrief, und sie klinkte mich in eine andere Aktion von Uncut ein, dieses Mal in Brooklyn. Und dieses Mal sollten wir schneller davonlaufen.

    


    
      
        
      


      
        16 Beaver Street

      


      Ende Juli war das eigentlich nach wie vor meine einzige Connection zur New Yorker Aktivistenszene.


      Das begann sich erst so richtig zu ändern, als meine Freundin Colleen Asper mich überredete, am 31. Juli zu einem von der 16 Beaver Group veranstalteten Event zu gehen.


      Ich sollte hier erklären, dass sich diese Gruppe nach ihrer Adresse benannt hat. Die Beaver Street Nr. 16 liegt ganz unten an der Südspitze von Manhattan, nur einen Block von der New Yorker Börse entfernt. Es handelt sich dabei im Prinzip um einen Projektraum für Kunst. Wenigstens habe ich das immer so gesehen: ein Ort, wo Künstler, die obendrein Fans der italienischen autonomen Bewegung und Theorie sind, Seminare über CyberMarx oder radikales indisches Kino abhalten – oder auch über die anhaltende Bedeutung von Valerie Solanas’ Manifest der Gesellschaft zur Vernichtung der Männer, SCUM. Ich hatte ihn jedenfalls nie als einen Ort praktischer Organisation gesehen. Aber wie sich herausstellte, war dort gerade eine ganze Menge praktischer Organisation im Gang. Colleen hatte mich gedrängt, am Sonntag runterzukommen, wenn ich ein Gefühl dafür bekommen wollte, was in New York im Augenblick lief. Ich hatte zugesagt, dann irgendwie nicht mehr so recht dran gedacht, da ich den Vormittag mit einem Freund verbrachte, einem britischen Archäologen, der eben einer Konferenz wegen in der Stadt war; wir hatten auf der Suche nach geeigneten Geschenken für seine Kinder die Comicläden in der Midtown durchforstet, völlig vertieft. Gegen halb eins erhielt ich eine SMS von Colleen:


      


      C: Kommst du zu dieser 16-Beaver-Sache?


      D: Wann ist das gleich wieder? Ich geh hin.


      C: Jetzt:)! Geht aber bis 5, wenn du also später kommst, wird auch noch geredet.


      D: Bin schon unterwegs.


      C: Prima!


      D: Sag noch mal, worum geht’s da?


      C: So’n bisschen über alles. Titel der Runde ist anti-Sparkurs-pro-Demokratie blablabla, aber im Grunde dreht sich’s wohl darum, was auf der Welt so abgeht (es sprechen Leute über Griechenland, Spanien usw.) und wie man so was hier aufziehen könnte.


      


      Als ich hinkam, hatte ich Griechenland und Spanien schon verpasst, war aber überrascht, so viele vertraute Gesichter zu sehen. Den Vortrag über Griechenland hatte eine alte Freundin gehalten, die Künstlerin Georgia Sagri, und als ich reinkam, sprach gerade ein noch älterer Freund, Sabu Kohso, über Anti-Atom-Bewegungen im Gefolge der Kernschmelze im japanischen Fukushima. Der einzige Vortrag, den ich ganz mitbekam, war der letzte, über New York, der jedoch ziemlich enttäuschend ausfiel. Der Referent, ein gewisser Doug Singsen, ein leiser Kunsthistoriker vom Brooklyn College, war ein durchaus netter Kerl (obwohl er mit seinem ausgeprägten Lispeln hier und da schwer zu verstehen war). Er schilderte die Geschichte der New Yorker Anti-Cuts Coalition, die mit Bloombergville – nach Bürgermeister Michael Bloomberg – ein kleines Camp auf dem Bürgersteig gleich gegenüber vom Rathaus in Lower Manhattan gesponsert hatte. Was in gewisser Hinsicht eine frustrierende Geschichte war.


      Die Coalition hatte als breites Bündnis von New Yorker Gewerkschaften und Bürgergruppen begonnen, deren Ziel ausdrücklich die Mobilisierung zivilen Ungehorsams gegen Bloombergs drakonische Sparbudgets gewesen war. Was man an sich schon als ungewöhnlich betrachten darf; normalerweise nämlich machen Gewerkschaftsfunktionäre schon bei der bloßen Erwähnung von zivilem Ungehorsam dicht und stellen sich quer. Veteranen vom Global Justice Movement wie ich waren es gewohnt, unsere zunächst so enthusiastischen Verbündeten von der Gewerkschaft wegbrechen zu sehen, kaum dass jemand etwas Radikaleres verschlug, als mit Transparenten demonstrieren zu gehen. Diesmal spielte die Lehrergewerkschaft (United Federation of Teachers), inspiriert zum Teil durch ähnliche Protestcamps in Kairo, Athen und Barcelona, eine aktive Rolle bei der Planung des Camps – bekam aber dann, als man das Lager einzurichten begann, prompt kalte Füße und klinkte sich wieder aus. Nichtsdestoweniger hielt der harte Kern – etwa vierzig, fünfzig Leute, größtenteils Sozialisten oder Anarchisten – von Mitte Juni bis Anfang Juli, drei Wochen lang, durch. Angesichts so kleiner Zahlen und ohne größere Aufmerksamkeit seitens der Medien oder politischen Rückhalt konnte man sich Gesetzesverstöße nicht leisten, aber sich doch immerhin auf eine obskure New Yorker Stadtverordnung stützen, die das Nächtigen auf dem Gehsteig als Form des politischen Protests ausdrücklich erlaubt – vorausgesetzt, man lässt genügend Platz für die Passanten und errichtet keine »Baulichkeit« (wie etwa einen Unterstand oder eben ein Zelt). Natürlich war es ohne Zelt oder irgendeine Art von »Baulichkeit« problematisch, das Ergebnis wirklich als »Camp« zu bezeichnen. Die Organisatoren hatten sich redlich um einen Draht zur Polizei bemüht, aber ihre Verhandlungsposition war, wie gesagt, nicht eben stark, was zur Folge hatte, dass man sich Stück für Stück vom Rathaus abgedrängt sah.


      Der eigentliche Grund, aus dem die Coalition so rasch zerfiel, so erklärte Singsen, sei ein politischer. Die Gewerkschaften sowie die meisten Bürgergruppen kungelten mit Verbündeten im Stadtrat, die ihrerseits mit dem Bürgermeister ein Kompromissbudget auszuhandeln versuchten. »Es zeichneten sich rasch zwei Positionen ab«, sagte er. »Die der Gemäßigten, die bereit waren, die Notwendigkeit einiger Kürzungen zu akzeptieren, und entsprechend glaubten, jede Schadensbegrenzung würde ihre Verhandlungsposition stärken, und die der Radikalen – das Bloombergville-Lager –, die die Notwendigkeit von Kürzungen in Bausch und Bogen verwarfen …« Kaum war ein Deal in Sicht, verflog jede Unterstützung für bürgerlichen Ungehorsam, selbst in seiner mildesten Form.


      Singsens eigene politische Position blieb dabei unklar. Ich war ihm zuvor nie begegnet. Er war keiner dieser Radikalen mittleren Alters, die bei Meetings der Szene fast schon zum Inventar gehörten.


      »Wer ist denn der Typ?«, fragte ich Sabu flüsternd. »Kennst du den eigentlich?«


      »Ach, irgend so’n Trotzkist, glaub ich.«


      »Wie, von der International Socialist Organization?«


      »Ob er bei der ISO ist, weiß ich nicht. Vielleicht. Vielleicht macht er auch nur was mit denen. Scheint mir aber ein ganz netter Kerl zu sein.«


      


      Hinterher kam es zu einer förmlichen Diskussion, aber was immer bei solchen Meetings wirklich passiert, das passiert eher hinterher in einem feuchtkalten, schummrigen Pub.


      So saßen denn wir – Sabu, Georgia, Colleen, ich und zwei der Studenten, die Bloombergville mit organisiert hatten – hinterher einige Blocks weiter beim Bier und versuchten auszudiskutieren, was von alledem zu halten war. Ich freute mich besonders, Georgia wiedergetroffen zu haben. Das letzte Mal hatten wir uns in Exarchia – dem Anarchistenviertel von Athen – gesehen, wo wir eine Nacht lang bei einem offenbar endlosen Strom von Ouzo in Straßencafés über die radikalen Implikationen von Platons Theorie der Agape oder universellen Liebe debattiert hatten. Unsere Unterhaltung war periodisch durch patrouillierende Sicherheitskräfte unterbrochen worden, die dafür zu sorgen hatten, dass sich da im Viertel niemand zu wohl zu fühlen begann. In Exarchia, so hatte mir Georgia erklärt, sei das normal. Gelegentlich, vor allem, wenn bei irgendwelchen Zusammenstößen mit Demonstranten ein Polizist verletzt worden war, griffen sie an, suchten sich ein Café aus, verprügelten, wen sie greifen konnten, und demolierten die Cappuccino-Maschinen. An dem Abend war nur die routinemäßige Einschüchterung angesagt.


      Ich war Georgia nur in Griechenland begegnet, aber sie hatte früher schon fast zehn Jahre lang in New York gelebt und an der Columbia University Kunst studiert. Infolgedessen lamentierten sie und Colleen erst einmal eine halbe Stunde über die Heuchelei der New Yorker Kunstszene und versuchten sich vorzustellen, wie man die zu einem eindeutigen politischen Statement bewegen könnte. Es dauerte jedoch nicht lange, und das Gespräch mündete in die breitere Frage, was es wohl bräuchte, die New Yorker Aktivistenszene aufzurütteln und aus ihrer gegenwärtigen Flaute zu holen.


      »Also, was bei mir von dem Vortrag über Bloombergville vor allem hängen geblieben ist«, meldete ich mich zu Wort, »das ist die Aussage, die Gemäßigten hätten durchaus einige Kürzungen akzeptieren wollen, während die Radikalen Kürzungen grundsätzlich ablehnten. Ich nicke beim Zuhören so vor mich hin, als es mir plötzlich kommt: Augenblick mal! Was erzählt der denn da? Seit wann besteht denn die radikale Position darin, alles beim Alten zu belassen?«


      Ich fing an, mich ziemlich aufzuregen. Die Proteste von Uncut in England, selbst die rund zwanzig Besetzungen durch Studenten, die wir in dem Jahr gehabt hatten, waren in diese Falle getappt! Sie waren teilweise durchaus militant. Die Studenten hatten Mitgliedern der Königsfamilie aufgelauert, das Hauptquartier der Tories demoliert … Sie waren militant, schön, aber sie waren keine Radikalen. Und die Message selbst war womöglich sogar reaktionär: Stoppt die Kürzungen! Geht’s noch? Und dann wieder zurück ins paradiesische 2009? Oder 1979? Oder gar 1959? »Und um ganz ehrlich zu sein, es hat eher was Beunruhigendes, einen Haufen Anarchisten vor Topshop oder H&M Farbbomben über eine Phalanx Bereitschaftspolizei hinweg werfen zu sehen und dabei ›Bezahlt eure Steuern!‹ schreien zu hören.«


      Gab es irgendeine Möglichkeit, aus dieser Falle auszubrechen? Was Georgia anging, so war sie begeistert von einer Kampagne, auf die sie in einer Ausgabe von Adbusters aufmerksam geworden war: »Occupy Wall Street«.


      »Ah ja«, sagte ich, »ich glaube, davon hab ich gehört.«


      »Was soll das denn heißen? Du hattest doch einen Artikel im selben Heft!«


      »Tatsächlich? Na ja, es ist nicht so, dass ich die alle von vorne bis hinten lese. Oder … wart mal, das ist doch die Anzeige mit der Ballerina oder so was in der Art? Mir war nicht klar, zu welcher Art Aktion die da eigentlich aufrufen.«


      »Ja, ich bin mir nicht mal sicher, ob denen das selber klar ist. Meiner Ansicht nach haben die einfach mal was in den Raum gestellt.«


      »Und, siehst du da ein Potenzial? Ich meine, ist ja nicht unbedingt neu. Weißt du eigentlich, wie oft ein paar Aufrechte schon die New Yorker Börse dicht machen wollten? Das ist gar nicht so einfach. Mag sein, dass es in den Achtzigern mal jemand geschafft hat oder in den Neunzigern – jedenfalls für ein, zwei Stunden oder so. Und 2001 dann, da hatten wir den Plan, eine Wall-Street-Aktion auf die Beine zu stellen, im Oktober, gleich nach den Aktionen gegen den IWF in Washington, D.C. Und dann passierte natürlich 9/11, gerade mal ein paar Blocks weiter von hier, da mussten wir natürlich sofort alles kippen. Ich war damals davon ausgegangen, jede Aktion auch nur in der Nähe von Ground Zero wäre auf Jahrzehnte tabu. Meinst du wirklich, da ist mittlerweile genügend Zeit vergangen? Und was genau sollen wir deren Ansicht nach denn dort eigentlich tun?«


      Was keiner so recht sagen konnte. Der Gedanke dahinter schien einfach zu sein: Kommt her und kommet zuhauf! Und dann warten wir mal ab, was passiert.


      »Ist mir eigentlich, ehrlich gesagt, auch egal«, gestand Georgia. »Was mir wirklich ins Auge gesprungen ist, ist ein Hinweis im Netz auf ein Planungsmeeting am Dienstag. Da wird zu einer ›Vollversammlung‹ aufgerufen, was auch immer das sein soll.«


      In Athen, so erklärte sie, hatte so alles angefangen: mit der Besetzung des Syntagma-Platzes vor dem Parlamentsgebäude. Dort war es zu einer echten Volksversammlung gekommen, einer kleinen Agora auf der Basis direktdemokratischer Prinzipien. (Marxisten und Anarchisten rangelten heftig um den adäquaten Begriff: Erstere wollten den Slogan »echte Demokratie« nach dem Vorbild der spanischen Indignados, der Empörten. Letztere bestanden auf »direkte Demokratie«. Eine Abstimmung fiel zugunsten der Anarchisten aus.)


      »Adbusters geht es meiner Ansicht nach um eine Art symbolische Aktion«, fuhr Georgia fort, »deren Zugnummer ist: ›Wie lautet unsere zentrale Forderung?‹ Dann bringen wir Tausende von Leuten auf die Straße und gehen nicht mehr weg, bis Obama sie uns gewährt.«


      »Ja, das könnte auch funktionieren.«


      »Na ja«, sagte Colleen, »ich spreche hier zwar wieder mal aus meiner Erfahrung in der Kunstwelt, aber denen geht es um Lesbarkeit. Vom Marketing-Standpunkt aus ist das genau das, worum’s geht: Such dir einen griffigen Slogan, sorg dafür, dass jeder genau weiß, was Sache ist. Aber bei einer sozialen Bewegung? Ob da die volle Lesbarkeit unbedingt eine Tugend ist? Ich bin eigentlich nicht hier, um für Veränderungen am gegenwärtigen politischen System einzutreten. Mich interessiert weit mehr die Diskussion darüber, wie sich ein ganz und gar neues schaffen lässt.«


      »Genau«, sagte Georgia. »Für die scheint mir diese Vollversammlung am Dienstag am Bowling Green nichts weiter zu sein als ein Treffpunkt, an dem wir über unser zentrales Anliegen entscheiden sollen. Und die Aktion selbst dient dann lediglich der Durchsetzung dieses Anliegens. Aber ich hab mir gedacht, die Vollversammlung an sich zur Message zu machen. Wie wir das in Griechenland gemacht haben. Und die Idee sich dann ausbreiten zu lassen, bis es in jedem New Yorker Viertel so eine Vollversammlung gibt, in jedem Straßenblock, an jedem Arbeitsplatz, um den Leuten eine Möglichkeit zum Treffen zu geben, wo sie ihre Probleme unabhängig vom Staat selbst lösen können, anstatt das ständig von anderen zu verlangen …«


      »Tja, das ist schon immer auch unser Traum gewesen, hier in der Globalisierungsbewegung. Wir haben das ›Kontaminationismus‹ genannt. Das Ganze basiert sozusagen auf dem Glauben, Demokratie sei ansteckend – ich meine echte, sorry, direkte Demokratie. Und manchmal scheint das fast zu funktionieren. Ich meine, wir haben es geschafft, Leute, die noch keine Aktivisten waren, in Sprecherräte zu bekommen, sie in den Konsensprozess einzugliedern. Die erste Reaktion ist immer dieselbe wie meine, als ich das das erste Mal selbst erlebt habe: Man ist ganz entgeistert, man hätte so was nie für möglich gehalten. Es ändert einfach dein ganzes Gefühl dafür, wie Politik aussehen könnte. Also, das ist der Gedanke dahinter. Jetzt brauchen wir nur noch eine Methode, den ganz normalen Amerikaner mit dieser Idee zu konfrontieren, der Rest geht dann ganz von allein. In gewisser Hinsicht war der ganze Wirbel um WTO und IWF nur ein Vorwand. Oder, okay, kein Vorwand, es ging ja um ernste Probleme, schließlich starben da Menschen … aber das war unsere Lösung, die Neuerfindung der Demokratie. Das Problem war, die Leute zusammenzubekommen. Es ist unglaublich schwer. Oder die Medien dazu zu veranlassen, auch nur mal zu erwähnen, worum es uns eigentlich ging.«


      Wir versprachen einander, uns bei besagter Vollversammlung zu sehen.

    


    
      
        
      


      
        2. August

      


      Bowling Green ist ein winziger Park an der Südspitze Manhattans, am westlichen Ende der Beaver Street, gerade mal zwei Blocks von der Börse entfernt. Der Name erklärt sich daraus, dass im 17. Jahrhundert die holländischen Siedler dort Boccia oder Boule gespielt hatten. Heute ist es eine umzäunte Grünanlage, an die sich nördlich eine relativ große gepflasterten Spitze anschließt, die wiederum von der Bronzestatue eines angriffslustigen Bullen beherrscht wird. Diese Skulptur strahlt eine ungezügelte und potenziell tödliche Begeisterung aus und wird von den Brokern der Wall Street gern als Symbol für die animalischen Instinkte (wie Keynes es genannt hat) wahrgenommen, die die Triebfedern des Kapitalismus sein sollen. Für gewöhnlich ist der Park ein mit ausländischen Touristen durchsetzter Ort der Beschaulichkeit. Straßenverkäufer verhökern dort kleine Replikate des Bullen.


      Als ich gegen 4:30 Uhr hinkam, war ich bereits etwas spät dran für das Meeting, aber diesmal mit Absicht. Ich hatte einen Umweg durch die Wall Street genommen, um ein Gefühl für die Polizeipräsenz zu bekommen. Es war schlimmer, als ich gedacht hatte: Bullen, wohin man sah. Gleich zwei Kolonnen lungerten herum in der Erwartung, etwas zu tun zu bekommen; zwei berittene Einheiten bewachten die Zugangsstraßen; Motorradpolizisten schossen die eisernen Barrikaden entlang, die Selbstmordbomber auf Distanz halten sollen. Und das augenscheinlich an einem gewöhnlichen Dienstagnachmittag!


      Als ich dann am Bowling Green eintraf, fand ich die Szene dort fast noch bedrückender. Zunächst war ich noch nicht einmal sicher, ob ich überhaupt auf dem richtigen Meeting gelandet war. Eine Kundgebung jedenfalls war bereits in vollem Gange. Zwei Fernsehkameras waren auf eine behelfsmäßige Bühne ausgerichtet, die mit riesigen Transparenten, Megaphonen, Stapeln vorgefertigter Schilder ausgestattet war. Ein hochgewachsener Mann mit fliegenden Rastalocken sprach leidenschaftlich vom Kampf gegen Haushaltskürzungen; seine vielleicht achtzig Zuhörer hatten sich im Halbkreis um ihn geschart. Die meisten schienen verlegen oder gelangweilt zu sein, selbst die Fernsehteams, wie ich bei näherem Hinsehen bemerkte, da die Kameraleute nicht auf dem Posten waren; die Kameras standen unbeaufsichtigt da.


      Ich fand Georgia, die sich mit gefurchter Stirn am Rand herumdrückte. Colleen war, wie ich später erfuhr, auch da gewesen, in Begleitung ihrer Mutter, die zu Besuch in der Stadt weilte. Und der war das Ganze so unangenehm geworden, dass Colleen sich verpflichtet fühlte, mit ihr stattdessen in eine Galerie zu gehen.


      Ich fragte Georgia: »Also, wer sind die denn? Sehen mir nach WWP aus.«


      »Sind sie auch.«


      Ich war einige Jahre nicht in der Stadt gewesen, und so dauerte es einige Augenblicke, bis mir klar wurde, dass mir der größte Teil der Gesichter vertraut war. Für die meisten Anarchisten ist die Workers World Party oder WWP die Plage des Aktivisten schlechthin. Die Partei scheint – so jedenfalls unser Eindruck – aus einem kleinen Kader größtenteils weißer Funktionäre zu bestehen, die sich bei öffentlichen Veranstaltungen immer diskret hinter einem Sortiment von Strohmännern – Schwarzen und Latinos – verstecken. Sie sind berühmt dafür, eine politische Strategie zu verfolgen, die direkt aus den 30er-Jahren stammt; sie reden von »Volksfront«-Koalitionen wie dem International Action Center (IAC) oder dem Bündnis »Act Now to Stop War and End Racism« (ANSWER)1, die aus Dutzenden von Gruppen bestehen, die Tausende auf die Straße bringen, um mit vorgefertigten Spruchbändern demonstrieren zu gehen. Der größte Teil des Fußvolks dieser Gruppen fühlt sich von der militanten Haltung der Koalition und den anscheinend unversiegbaren Geldquellen angezogen, verbleibt aber in seliger Unwissenheit hinsichtlich der Position des Zentralkomitees zu den großen Problemen der Welt. Diese Position ist fast schon eine Karikatur eines erzkonservativen Marxismus-Leninismus, und das in einem Maß, dass so mancher von uns sich des Gedankens nicht erwehren konnte, der ganze Verein sei in Wirklichkeit ein ausgefeilter, vom FBI finanzierter Witz. So befürwortete die WWP zum Beispiel 1968 den russischen Einmarsch in die Tschechoslowakei und 1989 die blutige Niederschlagung der demokratischen Proteste auf dem Platz des Himmlischen Friedens in Peking. Und die Linie der Partei ist derart streng »antiimperialistisch«, dass sie sich nicht nur gegen jedwede amerikanische Intervention in Übersee stellt, sondern obendrein auch jeden aktiv unterstützt, der von den USA offiziell in den Senkel gestellt wird, von Nordkorea bis hin zu den Hutu-Milizen in Ruanda.


      Dass die WWP das Meeting unter ihre Kontrolle gebracht hatte, war ein Desaster. Georgia und ich hatten keine Ahnung, wie diesem Verein das gelungen war, aber wir wussten beide, solange diese Ultraorthodoxen hier den Ton angaben, bestand absolut keine Möglichkeit, dass es zu so was wie einer richtigen Versammlung kommen könnte. Und als ich dann einige der Umstehenden fragte, was denn eigentlich geplant sei, bestätigten sie mir: Kundgebung, anschließend offenes Mikro und dann eine Demo durch die Wall Street selbst, wo die Führer eine lange Liste vorgefertigter Forderungen zu stellen gedachten.


      Mir stank die Situation. Auf eine entschiedenen weniger salonfähige Art, als ich es hier wiedergebe, raunzte ich einen der Angehörigen des Zentralkomitees an: »Ich wollte, ihr würdet keine ›Vollversammlung‹ annoncieren, wenn ihr keine abhalten wollt.« Es war ein beunruhigend großer Weißer, der zurückraunzte: »Oha, das nenn ich Solidarität! Ich sag dir was: Warum gehst du nicht einfach?«


      Georgia und mir war jedoch aufgefallen, dass kaum einer sonderlich glücklich darüber zu sein schien, was da lief. Um es im Aktivistenjargon zu sagen: Es war wohl eben doch keine Ansammlung von »Vertikalen«, also von Leuten, die mit ausgegebenen Schildern rumlaufen und den Sprechern irgendeines Zentralkomitees zuhören wollen. Im Gegenteil, bei den meisten handelte es sich ziemlich offensichtlich um »Horizontale«, sprich: um Leute, die es eher mit anarchistischen Organisationsprinzipien halten, mit hierarchielosen Formen direkter Demokratie. Ich erspähte wenigstens einen Wobbly,2 einen jungen Mann mit dunkler Sonnenbrille und schwarzem IWW-T-Shirt, und einige Collegeleute in der Aufmachung der Zapatistas.3 Auch Sabu lungerte da rum, mitsamt einem anderen japanischen Anarchisten, einem alten Freund, den ich von Straßenaktionen in Quebec City 2001 her kannte … Schließlich sahen Georgia und ich uns an und erkannten, dass wir beide dasselbe dachten: »Warum machen wir diesen Scheiß mit? Wieso gehen wir jedes Mal, wenn so was passiert, einfach maulend nach Hause? Verdammt, die haben eine Vollversammlung annonciert. Also halten wir doch eine ab!«


      So schlenderte ich auf einen vielversprechenden Fremden zu, einen jungen Koreaner, der irritiert Richtung Bühne sah. Er hieß Chris, war Anarchist und arbeitete mit Food not Bombs, aber das wusste ich damals alles noch nicht. Jetzt fiel mir bloß auf, dass er ziemlich angepisst zu sein schien. »Sag mal, nur so als Frage. Wenn einige hier sich absetzen und eine richtige Vollversammlung aufziehen würden, würdest du dann mitmachen?«


      »Wieso, haben das welche vor?«


      »Sieht ganz so aus.«


      Wenn ich in meinen Jahren als Aktivist eines gelernt habe, dann ist das Folgendes: Wenn man will, dass Leute in einer großen Menge was machen, dann schlägt man ihnen das nicht vor, sondern man sagt ihnen, dass es bereits jemand macht. Chris brauchte ich jedoch nicht zu überzeugen. »Scheiße, ja. Sag einfach, wenn’s so weit ist.«


      »Um ehrlich zu sein«, sagte sein Begleiter, der, wie ich später erfuhr, Matt hieß, »wir wollten grade gehen. Aber vielleicht lohnt sich’s ja zu bleiben.«


      So trommelten wir denn mit Chris’ und Matts Hilfe einige der offensichtlicheren Kandidaten zusammen und bildeten einen kleinen Kreis von vielleicht zwanzig Leuten direkt am Park, so weit sich eben von den Mikrophonen wegkommen ließ. Fast augenblicklich tauchten Delegierte von der Kundgebung auf, um uns wieder zurückzuholen. Das waren keine Leute von der WWP – die halten sich aus so was grundsätzlich heraus –, sondern milchgesichtige junge Studenten im Freizeithemd.


      »Wunderbar«, raunte ich Georgia zu. »Hier kommt die ISO.«


      Die ISO oder International Socialist Organisation ist die Gruppe, der wir Doug Singsen, den lispelnden Kunsthistoriker, zugerechnet hatten. Sie war ursprünglich nur eine von Dutzenden kleiner trotzkistischer Splittergruppen, die aus der Neuen Linken der 60er Jahre hervorgegangen waren. In den Siebzigern verfielen sie fast alle darauf, ihre Rekrutierungsbemühungen auf Fabrikarbeiter zu konzentrieren, und das fast genau in dem Augenblick, als Amerika seine Fabriken zu schließen begann; nicht zuletzt deshalb sind viele dieser Gruppen verschwunden. Die ISO hingegen war damals an die Colleges gegangen und florierte. Wenn die WWP – von meinem anarchistischen Standpunkt aus – uns diametral gegenübersteht, dann steht die ISO ärgerlicherweise in der Mitte: so nahe, wie man einer horizontalen Gruppe nur kommen kann, ohne tatsächlich eine zu sein. Im Prinzip sind sie für direkte Aktion, direkte Demokratie, von unten nach oben organisierte Strukturen jeder Art. Die meisten von ihnen sind sympathisch und meinen es unglaublich gut, und ihre Kader (wer immer die sein mögen, das war noch nie so recht klar) erlauben ihnen, auch mit breiten Koalitionen zu arbeiten, die sie nicht kontrollieren – wenn auch mit einem Blick darauf, sie, wenn möglich, irgendwann zu absorbieren.


      Das heißt: Da es jetzt ums Vermitteln ging, waren sie hier die offensichtliche Wahl. Wenn es eine Gruppe junger Leute gab, die die Organisatoren verteidigen würden, dann waren das sie.


      Sie waren zu dritt, jung und adrett, und sie sagten so ziemlich dasselbe: »Ich glaube, hier liegt ein Missverständnis vor. Das Event hier wird nicht von einer einzelnen Gruppe organisiert. Es ist eine breit angelegte Koalition von Basisbewegungen und Einzelnen gegen Bloombergs Sparpaket. Wir haben mit den Organisatoren gesprochen. Die sagen, es gibt definitiv eine Vollversammlung, wenn die mit den Ansprachen fertig sind.« Jeder von ihnen sonderte wenigstens einmal die Phrase von der »breit angelegten Koalition von Basisbewegungen und Einzelnen« ab. Das war schon so ziemlich alles, was wir wissen mussten. Sie mussten ihren Text bereits auswendig gelernt haben, bevor sie überhaupt aufgekreuzt waren.


      Trotzdem, viel konnten wir nicht machen. Widerwillig fügten wir uns und gingen wieder zurück zum Meeting. Natürlich wurde nichts aus der Vollversammlung. Die Vorstellung der Organisatoren von einer »Versammlung« schien ein offenes Mikro zu sein, an dem jeder Anwesende ein paar Minuten bekam, um seine allgemeine Position darzustellen oder ein spezielles Problem; dann sollte es auf die im Voraus geplante Demo gehen.


      Nach etwa zwanzig Minuten war Georgia am Mikro an der Reihe. Ich sollte hier anmerken, dass Georgia von Berufs wegen Performancekünstlerin ist. Als solche hat sie schon immer großen Wert darauf gelegt, eine gewisse fein gedrechselte öffentliche Rolle zu kultivieren – und das ist, kurz gesagt, die einer Irren. Solche Rollen gründen sich immer auf einige Elemente der eigenen Persönlichkeit, und in Georgias Fall spekuliert man in ihrem engeren Freundeskreis durchaus darüber, wie viel genau nun bei ihr gespielt ist und wie viel nicht. Zweifelsohne ist sie eine der impulsiveren Leute, die ich in meinem Leben kennengelernt habe. Aber sie hat die Gabe, zu gewissen Gelegenheiten genau den richtigen Ton zu treffen – für gewöhnlich, indem sie sämtliche Annahmen darüber durchhechelt, was eigentlich los sein sollte.


      Georgia also begann ihre drei Minuten mit der Erklärung: »Das hier ist keine Vollversammlung! Wir sind aber zu einer Vollversammlung gekommen!« Und dann schilderte sie detailliert, wie man so was in Athen aufzog: das Lotterieverfahren, mit dem man die Sprecher bestimmte, die Art, wie man zu Entscheidungen kam … Um ehrlich zu sein, habe ich nicht alles mitbekommen, weil ich größtenteils Ausschau nach potenziellen Verweigerern hielt, die ich zu überreden versuchte, sich uns anzuschließen, falls wir uns noch einmal absetzen sollten. Aber wie jeder andere auch, der an dem Tag dabei war, erinnere ich mich noch an den Höhepunkt, als Georgia nach Ablauf ihrer Zeit in einen hitzigen Schlagabtausch mit einer Afroamerikanerin geriet, die bereits zuvor für die WWP gesprochen hatte und jetzt unmittelbar auf Georgia reagierte.


      »Also, ich finde die Intervention meiner Vorrednerin zutiefst despektierlich. Das war doch kaum mehr als ein bewusster Versuch, das Meeting zu unter- …«


      »Das ist kein Meeting! Das ist eine Kundgebung.«


      »Äh, ich finde die Intervention meiner Vorrednerin zutiefst despektierlich. Man kann anderer Meinung sein, aber ich würde doch zweierlei im Umgang miteinander erwarten: Respekt und Solidarität. Was meine Vorrednerin da gemacht hat …«


      »Augenblick mal, willst du damit sagen, ein Meeting an sich zu reißen zeugte von Respekt und Solidarität?«


      Hier mischte sich, in gespielter Entrüstung, ein weiterer WWP-Sprecher ein: »Ich kann’s einfach nicht glauben, dass du eben eine Schwarze unterbrochen hast!«


      »Warum sollte ich nicht?«, meinte Georgia. »Ich bin selber schwarz.«


      Ich sollte hier anmerken, dass Georgia blond ist.


      Die Reaktion lässt sich als ein allgemeines »Hä?« beschreiben.


      »Du bist was?«


      »Du hast mich schon verstanden. Ich bin schwarz. Meinst du, du bist die einzige Schwarze hier?«4


      Die anschließende Verwirrung gab ihr gerade genug Zeit, um anzukündigen, wir würden jetzt zur richtigen Vollversammlung übergehen und uns dazu in einer Viertelstunde auf dem Rasen am hinteren Tor treffen. In dem Augenblick scheuchte man sie von der Bühne. Und einmal mehr traten Leute von der ISO auf den Plan, um zu vermitteln. Sie schlugen eine Abstimmung darüber vor, ob man den Marsch abblasen und einfach die »Versammlung« verlängern sollte. Es kam zu Beleidigungen und Schmähungen. Nach einem etwa halbstündigen Drama bildeten wir erneut unseren Kreis auf der anderen Seite des Bowling Green, und diesmal kehrte der Kundgebung fast jeder den Rücken, der sie bis dahin durchgestanden hatte, und schloss sich uns an. Uns wurde klar, dass wir eine nahezu vollkommen horizontale Gruppe waren: nicht nur Solidaritätsleute der Wobblies und Zapatistas, sondern auch einige Spanier, die mit den Indignados in Madrid aktiv gewesen waren, ein paar Vertreter der Insurrectionist Anarchists, die mit den Besetzungen in Berkeley einige Jahre zuvor zu tun gehabt hatten. Dann waren da noch vier oder fünf ratlose Zaungäste, die einfach nur mal vorbeigekommen waren, und noch mal so viele von der WWP (wenn auch niemand vom Zentralkomitee), die sich zögernd wohl nur deshalb einfanden, um ein Auge auf uns zu haben. Georgia und ich traten zurück und fragten, ob jemand bereit war, den Moderator zu machen. Es meldete sich ein junger Mann namens Willie Osterwall; er hatte einige Zeit als Hausbesetzer in Barcelona verbracht.


      Wir kamen rasch zu dem Schluss, dass wir keine Ahnung hatten, wie es weitergehen sollte.


      Ein Problem war: Adbusters hatte mit dem 17. September bereits ein Aktionsdatum annonciert. Was aus zwei Gründen problematisch war. Zum einen waren es bis dahin nur noch sechs Wochen. Also praktisch nichts. Man hatte über ein Jahr gebraucht, um die Blockaden und direkten Aktionen zu organisieren, die im November 1999 den WTO-Meetings in Seattle ein Ende gemacht hatten. Bei Adbusters schien man der Ansicht zu sein, wir könnten irgendwie 20 000 Leute dazu bringen, so mir nichts, dir nichts ihre Zelte in der Wall Street aufzuschlagen. Aber selbst mal angenommen, die Polizei würde das überhaupt zulassen, was man vergessen konnte: Jeder mit etwas praktischer Erfahrung in Sachen Organisation wusste, dass man Leute in so einer Größenordnung nicht binnen Wochen mobilisiert – dazu bräuchte es eine ganze Infrastruktur, Supportgruppen in verschiedenen Städten und, vor allem, Busse, wozu wiederum die Organisation von allerhand Spendenveranstaltungen nötig gewesen wäre, schließlich hatten wir, jedenfalls soweit wir wussten, nicht einen Cent. (Oder doch? Adbusters hatte angeblich Geld. Aber wir wussten ja noch nicht mal, ob Adbusters direkt beteiligt war. Vertreter hatten sie keinen geschickt.)


      Dann gab es da noch das zweite Problem. Es bestand noch nicht mal die Möglichkeit, am 17. September die Börse lahmzulegen, weil der 17. September ein Samstag war. Wenn wir etwas unternehmen wollten, was die Wall Street Executives unmittelbar mitbekommen würden, dann müssten wir eine Möglichkeit finden, am Montagmorgen um neun Uhr noch dort zu sein. Aber wir waren uns nicht einmal sicher, ob die Börse das richtige Ziel für uns war. Allein von der Logistik her – zu schweigen von der Symbolik – hätten wir vielleicht mehr Glück bei der amerikanischen Zentralbank oder dem Hauptquartier von S&P,5 die auch nur ein paar Blocks entfernt waren.


      
        
          [Bild vergrößern]
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            Das einzig existente Foto von der Versammlung am 2. August am Fuße des Bowling Green. Der Autor im weißen Slackers-T-Shirt ist der siebte, Georgia Sagri im grauen Top und gelber Sonnenbrille die neunte von links. Chris, im grauen T-Shirt, steht hinter mir. Foto: Sean Capetian

          

        

      


      Wir beschlossen, das Problem für den Augenblick ruhen zu lassen. Außerdem stellten wir die ganze Frage nach unseren Forderungen zurück und beschlossen stattdessen, Diskussionsgruppen zu bilden. Das ist eine Standardpraktik im horizontalen Prozess: Alle rufen ihre Ideen für Arbeitsgruppen in die Runde, bis man eine Liste beisammen hat (in diesem Fall hatten wir gerade mal vier: Öffentlichkeitsarbeit, Kommunikation/Internet, Aktion und Verfahren/Moderation); nachdem man sich darauf geeinigt hat, wann (z. B. in einer Stunde) man wieder zusammenkommt, teilt man sich zum Brainstorming in kleinere Runden auf. Wieder im Plenum, berichten die Sprecher der einzelnen Arbeitsgruppen über Diskussionsergebnisse und kollektiv getroffene Entscheidungen. Ich selbst schloss mich der Verfahrensgruppe an, die – wie vorauszusehen – fast komplett aus Anarchisten bestand. Rasch hatten wir uns darauf geeinigt, dass die Gruppe per Konsens entscheiden sollte, wenn auch mit der Option, auf ein Zweidrittel-Votum zurückzugreifen, sollten wir uns an einem toten Punkt sehen. Und dann sollte es immer wenigstens zwei Moderatoren geben – einen männlichen, einen weiblichen; einen, der für den Fortgang des Meetings sorgt, der andere führt die Liste der Wortmeldungen. Wir diskutierten Handsignale und Probeabstimmungen oder »Temperaturchecks«, wie man das nennt.6


      Als wir uns wieder im Plenum trafen, war es bereits dunkel geworden. Die meisten Arbeitsgruppen waren nur zu provisorischen Ergebnissen gelangt. Die Aktionsgruppe hatte mehrere mögliche Szenarien diskutiert, aber ihre wesentliche Entscheidung bestand darin, sich im Lauf der Woche zu einer Begehung der Gegend zu treffen. Die Kommunikationsgruppe war übereingekommen, eine Mailingliste einzurichten und sich dann zur Diskussion einer Website zu treffen; der erste Punkt auf ihrer Tagesordnung bestand darin, herauszufinden, was es da bereits gab (zum Beispiel musste geklärt werden, wer da unter #OccupyWallSt einen Twitter-Account eingerichtet hatte; beim Meeting waren der oder die Betreffenden jedenfalls nicht). Und dann sollte geklärt werden, was Adbusters denn nun mit der ganzen Geschichte zu tun hatte oder was dort bereits gemacht worden war.


      Die Gruppe Öffentlichkeitsarbeit hatte sich auf ein Meeting am Dienstag geeinigt, um Flyer zu entwerfen und sich eine Definition für uns einfallen zu lassen, vor allem hinsichtlich der bereits existierenden Anti-Kürzungs-Koalition. Einige aus der Gruppe Öffentlichkeitsarbeit – darunter mein Freund Justin, den ich von Quebec City her kannte – wollten sich um die Mobilisierung der Arbeiterschaft kümmern; sie waren sich sicher, einige Leute aus der Gewerkschaft für die Aktion interessieren zu können. Wir einigten uns geschlossen darauf, uns am Dienstagabend um halb acht am Irish Potato Famine Memorial7 ganz in der Nähe zu einer weiteren Vollversammlung zu treffen, die dann hoffentlich bereits weit größer ausfiel.


      Keiner von uns hätte so recht sagen könnten, ob wir da nun auf bestehenden Bemühungen aufbauten oder ob wir drauf und dran waren, etwas völlig Neues auf die Beine zu stellen. Nichtsdestoweniger herrschte eine nahezu ungetrübte Hochstimmung. Einen solchen Sieg hatte es praktisch noch nie gegeben. Keiner hätte sagen können, was genau da nun bei alledem herauskommen würde, aber wenigstens für den Augenblick waren fast alle berauscht von der Aussicht, das herauszufinden.


      Als wir schließlich alle nach Hause gingen, war es bereits gegen elf. Als Erstes rief ich Marisa an. »Du wirst nicht glauben, was gerade passiert ist«, sagte ich ihr. »Da musst du einfach mitmachen.«

    


    
      
        
      


      
        Hauptsächlich E-Mails

      


      Bevor ich an dem Abend zu Bett ging, schickte ich noch folgende E-Mail ab:


      


      From: David Graeber david@anarchism.org


      Subject: hello! quick question


      Date: August 3, 2011 12:46:29 AM CDT


      To: Micah White <micah@adbusters.org>


      


      Hallo Micah,


      heute hatte ich einen absolut merkwürdigen Tag. Um die achtzig Leute kamen runter, um sich um 17.30 Uhr in der Nähe der Skulptur des großen Bullen am Bowling Green zu versammeln, nachdem wir gehört hatten, es käme dort zu einer »Vollversammlung«, auf der die Aktion vom 17. September besprochen werden sollte, zu der … na ja, ihr aufgerufen habt. Wir kommen also hin und sehen: keine, genaugenommen, keine Versammlung, es war die Workers World Party mit Sprechern und Mikrofon und Schildern bei einer Kundgebung, dann sollte es freie Meinungsäußerung geben und schließlich eine Demo. Normalerweise trifft so was auf zynische Resignation, aber diesmal sagten sich einige von uns … ach, was soll’s, wir haben die Horizontalen zusammengetrommelt, als die sich 85 Prozent der Leute dort erwiesen, haben uns abgesetzt, Vollversammlung abgehalten, für Struktur und Verfahren, Arbeitsgruppen gesorgt und eine richtige Organisation auf die Beine gestellt. Es war irgendwie ein kleines Wunder, und wir gingen ausnahmsweise mal alle zufrieden nach Hause.


      Es drängte sich allerdings eine Frage auf: »Was hat denn nun eigentlich Adbusters mit der Geschichte zu tun? Gibt es bestehende Ressourcen irgendwelcher Art? Oder war es einfach ein Aufruf?« Ich habe gesagt, ich würde mal nachfragen …


      David


      


      Am nächsten Morgen traf folgende Antwort ein:


      


      Hey David,


      danke für den Bericht über die Ereignisse, ich bin froh, dass du dort gewesen bist, um die Geschichte herumzureißen.


      Folgende Situation …


      Wir diskutieren den Gedanken einer Wall-Street-Besetzung hier bei Adbusters schon seit einigen Monaten. Am 7. Juni haben wir die 90 000 Jammer über unsere Mailingliste mit einer kurzen Bemerkung zur Idee angemailt. Die Reaktion war überwiegend positiv, sodass wir uns entschlossen haben, das durchzuziehen. Die aktuelle Ausgabe unseres Magazins, die eben an den Kiosk kommt (Adbusters Nr. 97 – The Politics of Post-Anarchism), enthält ein doppelseitiges Poster, das zu der Besetzung am 17. September aufruft. Auf dem Frontcover der amerikanischen Ausgabe gibt es darüber hinaus ein #OCCUPYWALLSTREET-Minibild. Das Ganze soll wie eine langsame Zündschnur in den kommenden Monaten oder mehr die Nachricht von der Besetzung in die englischsprachige Welt hinaustragen …


      Im Augenblick, so haben wir beschlossen, muss sich unsere Rolle angesichts unserer begrenzten Ressourcen und Mitarbeiter darauf beschränken, das Mem unter die Leute zu bringen und darauf zu hoffen, dass Aktivisten vor Ort das Event eigenmächtig realisieren. Als Modell dient das spanische, wo die Leute, nicht die politischen Parteien und Organisationen, alle Entscheidungen getroffen haben. Die »Vollversammlung«, auf der du warst, hat eine unabhängige Gruppe aufgezogen – die Gruppe, die auch hinter No Cuts NYC und Bloombergville stand (einem Anti-Cuts-Protestcamp, das so um die zwei Wochen ging). Kontakt hatte ich mit »Doug Singsen« <dougsingsen@gmail.com> von No Cuts NYC. Ich weiß nichts weiter über Doug und auch nicht, weshalb die Versammlung von der Workers World Party übernommen wurde oder ob das von Anfang an so beabsichtigt war …


      Micah


      


      Wie sich schließlich herausstellte, war Adbusters reingefallen; man hatte keine Ahnung gehabt, wer dem Aufruf gefolgt war. Ich verbrachte den Rest des Tages damit, E-Mails zu verschicken und Leute anzurufen in dem Versuch, dahinterzukommen, was genau da nun lief. Offensichtlich hatte Adbusters einfach eine Idee ausgestreut. Was man schon oft gemacht hatte, aber diesmal schienen sich die Idee, unabhängig voneinander, die verschiedensten Gruppen krallen zu wollen. Aber wir waren es schließlich, die vor Ort die Organisation übernahmen. Schon tags darauf stand die Mailingliste, und alle, die beim ersten Meeting mit von der Partie gewesen waren, begannen sich Gedanken darüber zu machen, wer wir eigentlich waren, wie wir uns nennen sollten, worum es uns eigentlich ging. Einmal mehr begann alles mit der Frage nach unserer zentralen Forderung.


      Man warf einige erste Ideen in die Runde: Streichung von Schulden? Änderung der Zulassungsgesetze für Versammlungen hin zu echter Versammlungsfreiheit? Abschaffung der Persönlichkeitsrechte von Unternehmen? Matt Presto machte dem praktisch ein Ende mit seinem Hinweis darauf, dass es im Grunde zwei verschiedene Arten von Forderungen gibt. Die einen waren tatsächlich durchsetzbar wie etwa Adbusters’ Vorschlag, einen Ausschuss einzuberufen, der die Wiedereinführung des Glass-Steagall Act prüfen sollte – ein Gesetz aus der Depressionsära, das Einlagen- und Kreditbanken die Spekulation mit Wertpapieren verboten hatte und das von Bill Clinton aufgehoben worden war. Womöglich eine gute Idee, das schon, aber würde wirklich jemand wegen der Einberufung irgendeines Ausschusses Übergriffe und Festnahme riskieren? Dann gibt es noch die Art von Forderungen, die man stellt, weil man weiß, dass sie – obwohl eine überwiegende Mehrheit von Amerikanern sie für eine gute Idee hält – unter der bestehenden politischen Ordnung null Chance haben. Ich nenne hier nur die Abschaffung des Firmenlobbyings. Aber war es wirklich unsere Aufgabe, uns eine Vision für eine neue politische Ordnung einfallen zu lassen oder dem Rest der Welt dabei auf die Sprünge zu helfen?


      Damit schien das Thema für die meisten von uns erledigt, aber es tat sich eine andere Frage auf: Wer waren wir überhaupt? Bislang waren wir im Grunde nichts weiter als eine Gruppe von Leuten, die zu einem Meeting gekommen waren. Wir konnten die Leute schlecht auffordern, sich uns anzuschließen, wenn wir selbst nicht wussten, wer wir eigentlich sein wollten. Und natürlich hat diese Frage wiederum alles damit zu tun, gegen wen man sich definiert.


      Ich hatte in dem Sommer praktisch ununterbrochen Interviews zum Thema Schulden gegeben, da ich gerade mein Buch Debt. The First 5000 Years veröffentlicht hatte; ich sah mich sogar hin und wieder von Größen wie CNN, dem Wall Street Journal, ja selbst den Daily News um meine Meinung gebeten (oder wenigstens auf deren Blogs; selten, dass ich tatsächlich in einer Sendung oder Printmedien in Erscheinung trat). Ich hatte also der Debatte um die amerikanische Wirtschaft zu folgen versucht. Oder wenigstens seit Mai, als Vanity Fair eine Kolumne mit dem Titel »Of the 1%, by the 1%, for the 1%« des Wirtschaftswissenschaftlers Joseph Stiglitz gebracht hatte. Danach war allenthalben davon die Rede, dass ein oder zwei Prozent der Bevölkerung einen stetig wachsenden Teil des nationalen Wohlstands an sich gerissen hatten, während das Einkommen aller anderen entweder stagnierte oder effektiv sogar sank.


      Was mir bei der Argumentation besonders auffiel, war die Frage der Macht: der Umstand, dass das besagte Prozent die Regeln dafür schafft, nach denen das politische System funktioniert, was zur Folge hat, dass es heute auf legalisierter Bestechung basiert. Stiglitz dazu:


      


      »Reichtum gebiert Macht, die mehr Reichtum gebiert. Während des Skandals um Einlagen- und Kreditbanken in den 1980er Jahren – ein Skandal, dessen Dimension sich nach heutigen Maßstäben geradezu drollig ausnimmt – sah der Banker Charles Keating sich von einem Ausschuss des Kongresses gefragt, ob die 1,5 Millionen Dollar, die er unter einigen vom Volk gewählten Amtsinhabern in Schlüsselpositionen verteilt hatte, tatsächlich Einfluss zu kaufen vermochten. ›Ich hoffe doch‹, antwortete er. Das Persönliche und das Politische sind heute perfekt aneinander ausgerichtet. Praktisch alle amerikanischen Senatoren sowie der größte Teil der Abgeordneten im Repräsentantenhaus gehören bei Amtsantritt zum obersten 1 Prozent; sie bleiben im Amt durch das Geld des obersten 1 Prozent, und sie wissen, wenn sie dem obersten 1 Prozent gut dienen, werden sie von diesem obersten 1 Prozent nach Ablauf ihrer Amtszeit belohnt.«8


      


      Da dieses eine Prozent effektiv auch das ist, was wir als »Wall Street« bezeichnen, kam mir der Gedanke, das Einfachste wäre doch, zu sagen, dass wir alle anderen sind. Rasch warf ich hin, was sich womöglich als die wichtigste E-Mail meines Lebens erweisen wird:


      


      From: David Graeber david@anarchism.org


      Subject: Re: [september17discuss] Re: [september17] Re: a SINGLE DEMAND for the occupation?


      Date: August 4, 2011 4:25:38 PM CDT To: september17@googlegroups.com


      


      Wie wär’s mit »99%-Bewegung«?


      Beide Parteien regieren im Namen der 1% Amerikaner, in deren Taschen praktisch alle Erträge des Wirtschaftswachstums geflossen sind, die die Einzigen sind, die sich von der Rezession von 2008 völlig erholt haben, die das politische System kontrollieren, die fast den gesamten finanziellen Reichtum kontrollieren.


      Wenn also beide Parteien diese 1% vertreten, dann vertreten wir die 99%, deren Leben im Wesentlichen außen vor bleibt.


      David


      


      Tags darauf, am Freitag, dem 5. August, sollte sich die Gruppe Öffentlichkeitsarbeit Downtown in den Räumen der Writer’s Guild treffen, wo mein alter Freund Justin Molino arbeitet. Die Idee mit den 99 Prozent schien allgemein zu gefallen.


      Vorsichtig äußerte man einige Bedenken: »Hat sich nicht schon mal jemand an einer ›The Other 98%‹-Kampagne versucht?«


      »Oh, du meinst die Gruppe von Andrew Boyd?«


      »Ja.«


      »Ich glaube nicht, dass das wirklich eine große Rolle spielt. Ich meine, die Idee bietet sich schließlich irgendwie an …«


      »Weshalb sie ja womöglich tatsächlich funktioniert.«


      »Jedenfalls können wir sagen, dass wir sogar noch mehr Leute einschließen.«


      Natürlich war die Idee kaum grundlegend neu. Wahrscheinlich ging einer ganzen Menge Leute damals etwas um den Dreh durch den Kopf. Aber wie sich herausstellte, zogen eben wir die Geschichte zufällig genau zur rechten Zeit am rechten Ort auf. Es dauerte nicht lange, und Georgia saß zusammen mit Luis und Begonia, zwei der spanischen Indignados, über einem – unserem ersten – Flyer, um die Trommel für die Vollversammlung am Dienstag zu rühren, die der eine oder andere bereits als »VV« zu bezeichnen begann:


      
        
          [Bild vergrößern]
        


        
          [image: ]

          
            Beide Parteien regieren im Namen der 1 % Amerikaner, in deren Taschen praktisch alle Erträge des Wirtschaftswachstums geflossen sind, die die Einzigen sind, die sich von der Rezession von 2008 völlig erholt haben, die das politische System kontrollieren, die fast den gesamten finanziellen Reichtum kontrollieren.


            


            Wir, die 99 %


            fühlen uns von keiner politischen Partei vertreten,


            und so rufen wir auf zu einer


            offenen Vollversammlung


            am Dienstag, 9. August, 18.30 Uhr


            am Potato Famine Memorial


            Vesey St. Ecke North End Ave.

          

        

      


      Da die Diskussion um den Ursprung des Slogans »Wir sind die 99 Prozent« solche Ausmaße angenommen hat, sei für die Historiker hier vermerkt, dass es sich – passenderweise – um eine gemeinschaftliche Kreation handelt. Ich habe die 99 Prozent in die Runde geworfen, Begonia und Luis haben das »wir« eingebracht, und das Verb kam schließlich von Chris (von Food Not Bombs), als er sich einen Monat später die Tumblr-Page »We Are The 99%« einfallen ließ.

    


    
      
        
      


      
        Meetings

      


      Zur nächsten VV erschien auch Marisa, und während der Arbeitsgruppe kam uns die Idee, eine Trainingsgruppe zu initiieren. Es wurde schnell deutlich, dass in unserer Gruppe, die hauptsächlich aus jungen Aktivisten bestand, die sich ihre ersten Sporen mit Bloombergville verdient hatten, bei allem Enthusiasmus für Konsensverfahren und direkte Aktion kaum jemand konkrete Erfahrungen mit beidem hatte. Das Verfahren war zunächst ein Desaster – viele Teilnehmer schienen nicht zu verstehen, dass ein »Block« – oder Veto – etwas ganz anderes war als ein »Nein«-Votum. Selbst die Moderatoren, die die Meetings leiten sollten, neigten dazu, die Diskussion von Vorschlägen anstatt mit der Frage, ob jemand etwas geklärt haben oder Bedenken anmelden möchte, mit einem schlichten »Okay, soweit der Vorschlag. Irgendwelche Blocks?« einzuleiten.


      Aber jenseits aller demokratischen Verfahrensfragen tat sich auch die Frage nach dem richtigen Verhalten bei Straßenaktionen auf. Wir mussten jemanden finden, der Rechtsberatung leisten konnte, um den Leuten wenigstens verständlich zu machen, was sie im Fall einer Festnahme erwartete. Und zu Festnahmen würde es auf jeden Fall kommen, ob wir uns nun zu etwas Illegalem entschließen sollten oder nicht. Also sollte jeder wissen, was er sagen und tun musste und was nicht. Und wir brauchten noch viel mehr. Etwa Erste-Hilfe-Kurse, damit man wusste, was zu tun war, wenn jemand neben einem zu Boden ging. Und eine Einführung in den zivilen Ungehorsam, um zu lernen, wann man in den Schulterschluss zu gehen hatte und wie das ging; wie man sich schlaff zu machen hatte; wann man Befehlen Folge zu leisten hatte und wann nicht und welche Konsequenzen eine Weigerung hätte. Es war bald klar, dass ich als einer der wenigen verbliebenen Veteranen aus den Tagen der Globalisierungsbewegung während der kommenden Wochen alle Hände voll zu tun haben würde, alte Freunde aufzuspüren, die entweder aufgegeben oder sich versteckt hatten, die mehr oder weniger im Ruhestand oder ausgebrannt waren – oder einen Job angenommen hatten oder auf einer Biofarm lebten.


      Bei jener ersten Vollversammlung am Irish Potato Famine-Denkmal beschlossen wir, alle folgenden VVs im Tompkins Square Park im East Village abzuhalten – mit anderen Worten, nicht in der relativ desolaten Umgebung der Wall Street selbst, sondern im Herzen eines richtigen New Yorker Quartiers, eben jener Art von Gegend, in der wir irgendwann lokale Versammlungen entstehen sehen wollten. Da Marisa eine Menge Erfahrung mit dem Konsensprozess hatte, erklärten wir beide uns bereit, am 13. August die erste Versammlung zu moderieren. Sie war übrigens so gut – und alle anderen zunächst so unerfahren –, dass sie schließlich die nächsten vier Meetings wenigstens co-moderieren musste.


      Marisa war ganz unglaublich. Sie wurde rasch die Frau, die alles zusammenhielt. Es würde mich schwer überraschen, wenn ohne sie letztlich überhaupt etwas zustande gekommen wäre.


      
        
          [Bild vergrößern]
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            Das einzige existierende Foto einer Vollversammlung im Tompkins Square Park, aufgenommen von Bob Arihood am 13. August 2011. Der Autor ist der, der in seiner Eigenschaft als Moderator unter dem Hare Krishna Tree steht, die Co-Moderatorin Marisa Holmes sitzt zu seiner Rechten. Ironischerweise erhoben zum Zeitpunkt dieser Aufnahme einige der Teilnehmer Einwände dagegen, die Ereignisse zu dokumentieren.9

          

        

      


      Im Verlauf der nächsten paar Wochen begann ein Plan Gestalt anzunehmen. Wir kamen überein, dass wir eigentlich etwas von der Art machen wollten, was man bereits in Athen, Barcelona oder Madrid geschafft hatte: öffentlichen Raum zu besetzen, um eine New Yorker Vollversammlung zu schaffen, ein neues Gremium, ein Modell einer wahrhaft direkten Demokratie als Gegengewicht zu der korrupten Farce, die uns die amerikanische Regierung als »Demokratie« präsentiert. (Wir entschlossen uns sogar nach einigem Hin und Her, unsere Website NYC-GA.org zu nennen, für »NYC General Assembly«, nur damit es auch der Letzte verstand.) Die Aktion in der Wall Street sollte ein Sprungbrett sein.


      Dennoch konnte man fast unmöglich vorhersagen, was am 17. September wirklich passieren würde. Angeblich sollten uns im Internet 90 000 Leute beobachten. Adbusters hatte zu einer Kundgebung der 20 000 aufgerufen. So viele würden es ganz offensichtlich nicht werden. Aber wie viele würden tatsächlich kommen? Und außerdem, was sollten wir mit den Leuten machen, wären sie erst mal da? Wir waren uns in hohem Maße bewusst, was uns da bevorstand. Die New Yorker Polizei hat nahezu 40 000 Beamte – New York, so behauptet Bürgermeister Bloomberg gern, verfügte, wäre es ein unabhängiger Staat, über die siebtgrößte Armee der Welt.10 Die Wall Street ihrerseits ist wahrscheinlich die am schärfsten von Polizei bewachte Örtlichkeit auf der ganzen Welt. Wäre es überhaupt möglich, so nahe an der Börse eine solche Aktion durchzuziehen? Daran, sie lahmzulegen, und sei es auch nur für einen Augenblick, war eigentlich gar nicht zu denken.


      Die verrücktesten Ideen wurden laut. Die Polizei würde uns zahlenmäßig haushoch überlegen sein. Vielleicht könnten wir die übermächtige Präsenz der Staatsgewalt gegen die Cops selber ins Feld führen und versuchen, sie lächerlich aussehen zu lassen. Eine der Ideen bestand darin, ein Kokain-Embargo auszurufen: Wir könnten eine Menschenkette rund um die Börse bilden und dann erklären, wir ließen erst wieder Kokain hinein, bis Wall Street unseren Forderungen nachgäbe. (»Und nach drei Tagen gibt’s auch keine Nutten mehr!«) Wenn schon sonst nichts, dann würde uns ja das die Aufmerksamkeit der Medien bringen. Die müssten dann dokumentieren, wie uns die Polizei verprügelte, nur damit die Dealer wieder in die Börse könnten. Eigentlich eine clevere Idee, weil sie nicht nur dazu angetan war, ein Licht auf die Heuchelei des Kriegs gegen die Drogen zu werfen, sondern auch auf die Tatsache, dass es der Job der Polizei ist, verbrecherischen Zockern zu ermöglichen, weiter ihren Geschäften nachzugehen. Aber auch eine alberne Idee. Erstens ging es uns ja gar nicht um Koks oder Heroin, zweitens stünden uns, würden wir tatsächlich jemanden nach Drogen untersuchen, Anklagen wegen schwerer Tätlichkeiten ins Haus; und drittens war ja die ganze Aktion für einen börsenfreien Samstag geplant.


      Eine weitere – etwas praktischere – Idee war die, dass die Arbeitsgruppe zur Koordination mit Platzbesetzern in Griechenland, Spanien, Deutschland und im Nahen Osten für irgendeine Art Internetverbindung sorgen sollte, über die sich einschlägige Bilder auf die Wand der Börse projizieren ließen. Etwas in der Art, so meinten wir, würde langfristig dem Aufbau der Bewegung helfen; es würde uns irgendwie das Gefühl geben, wir hätten tatsächlich etwas geschafft, sogar schon am ersten Tag – selbst wenn es nie zu einem zweiten kommen würde. Kleine Siege dieser Art sind entscheidend. Das Ganze erwies sich jedoch angesichts unserer begrenzten Ressourcen an Zeit und Geld als technisch nicht machbar.


      Um ganz ehrlich zu sein: Den meisten von uns Veteranen lag in diesen hektischen Wochen in der Hauptsache nur daran, dass das ursprünglich geplante Event sich nicht als totales Fiasko erweisen sollte. Wir wollten einfach irgendwie gewährleisten, dass all die enthusiastischen jungen Leute, die da zum ersten Mal an einer große Aktion teilnehmen würden, nicht niedergeknüppelt, verhaftet oder psychisch traumatisiert werden würden, während die Medien – wie üblich – in die andere Richtung sähen.


      Es kam zu all den unvermeidlichen Konflikten. Die Grummeligeren aus dem harten Kern der New Yorker Anarchistenszene weigerten sich mitzumachen, ja, verspotteten uns vom Spielfeldrand aus als Reformisten. Die aufgeschlosseneren Anarchisten, also Leute wie ich selbst, erledigten schließlich den größten Teil der Arbeit, die bei der Organisation von Moderation und Schulung anfiel. Wir verwendeten viel Zeit auf das Gerangel mit den in unserer Gruppe verbliebenen Vertikalen, indem wir alles dafür taten, es nicht zu einer formalen Führungsstruktur kommen zu lassen. Die WWP hatte sich zwar schon früh aus der Organisation ausgeklinkt, aber etwa ein Dutzend ISO-Sympathisanten drängte ständig auf größtmögliche Zentralisierung.


      Zu einer der heftigsten Auseinandersetzungen kam es um die Frage von Demosprechern und Verbindungsleuten zur Polizei. Die Vertikalen vertraten – nach ihren Erfahrungen mit Bloombergville – die Position, es sei eine schlichte praktische Notwendigkeit, zwei oder drei geschulte Unterhändler als Demoleiter und Schnittstelle zur Polizei mit dabei zu haben, schon um die Besetzer auf dem Laufenden zu halten. Die Horizontalen (und ich spreche hier, wie ich gestehen muss, in erster Linie von mir) betonten nachdrücklich, dass ein solches Arrangement auf der Stelle in eine Führungsstruktur umschlagen würde. Die Polizei versucht grundsätzlich, irgendwelche Führer zu identifizieren, und sorgt, wenn sie keine ausmachen kann, selbst für eine Führungsstruktur, indem sie sich direkt mit den Unterhändlern arrangiert und dann darauf besteht, dass diese (und die Demoleiter) die getroffenen Abmachungen durchsetzen. Über diese Frage kam es sogar zu einer Abstimmung oder, genauer gesagt, zu einer Probeabstimmung. Dazu bittet der Moderator die Leute, die Finger zu heben (Zustimmung), sie abwärts zu halten (Ablehnung) oder seitwärts (Enthaltung), nur um ein Gespür für das Meeting zu bekommen, um zu sehen, ob es überhaupt einen Sinn hat, etwas weiterzuverfolgen. In diesem Fall hatte es keinen. Über zwei Drittel waren entschieden sowohl gegen Verbindungsleute als auch irgendeine Art Demooffizieller. Es war dies ein eindeutiges Bekenntnis zu horizontalen Strukturen.


      Zu erbitterten Kontroversen kam es hinsichtlich der Website und zu periodischen kleineren Krisen hinsichtlich der Teilnahme diverser Randgruppen, etwa von Anhängern Lyndon LaRouches oder auch einer Frau, die einer zwielichtigen Gruppe namens US Day of Rage angehörte und von der wir uns zuweilen des Eindrucks nicht erwehren konnten, dass sie das einzige Mitglied sei. Jedenfalls blockierte sie systematisch jeden unserer Versuche, auf die Gewerkschaften zuzugehen, weil wir ihrer Ansicht nach ausgerechnet für Dissidenten aus der Tea Party attraktiv bleiben sollten.


      Einmal wurde die Debatte in der VV so hitzig, dass wir sogar unsere Handzeichen ändern mussten. Unser Zeichen für »direkte Antwort« war ein Auf und Ab zweier erhobener Hände gewesen, wobei man mit den Fingern auf den letzten Sprecher wies - eine Bitte an den Moderator, außer der Reihe sprechen zu dürfen, weil man eine wichtige Information hatte wie »Nein, die Aktion findet nicht am Dienstag, sondern am Mittwoch statt!« Es dauerte nicht lange, und die Leute benutzten das Signal in der Bedeutung »die Gruppe soll wissen, wie sehr ich gegen diese letzte Aussage bin«, was zu einer Art Kurzschluss führte, wenn einige Dickschädel dasaßen und in einem endlosen Hin und Her mit dem Zeigefinger aufeinander wiesen, bis der Rest ihnen zu verstehen gab, jetzt müsse aber Schluss sein. Ich machte schließlich den Vorschlag, die »direkte Antwort« ganz abzuschaffen und sie durch einen gehobenen Finger für »Information« zu ersetzen – was ich sicher nicht erfunden habe; ich muss es irgendwo gesehen haben –, jedenfalls verlieh es, einmal angenommen, unserer Debatten eine ganz andere Qualität.

    


    
      
        
      


      
        Der Tag

      


      Ich machte nicht bei der Aktionsgruppe mit. Ich weiß also nicht so recht, wann und wie sie zu ihren Entscheidungen kam. Aber es bildete sich schon ziemlich bald ein Konsens darüber heraus, einen Park zu besetzen; es war einfach die einzige praktikable Option.


      Wie in Ägypten wusste auch bei uns jeder, dass alles, was wir bei einem öffentlichen Meeting sagten oder über eine öffentliche Mailingliste schrieben, garantiert auch bei der Polizei landen würde. Als wir uns denn für die Chase Plaza entschieden - ein großes Areal mit einer wunderschönen Picasso-Skulptur vor der Chase Manhattan Bank zwei Blocks von der Börse entfernt, das der Öffentlichkeit theoretisch rund um die Uhr zugänglich ist -, gingen wir entsprechend davon aus, dass die Stadt die Gegend einfach abriegeln würde. Ich hatte am 16. September fast den ganzen Tag lang in Brooklyn einen Kurs über zivilen Ungehorsam unter der Leitung von Lisa Fithian mitgemacht, auch sie eine Global-Justice-Veteranin und eingefleischte Organisatorin, die sich mittlerweile darauf spezialisiert hatte, Gewerkschaftlern kreativere Taktiken beizubringen. Gegen Mitternacht sahen einige von uns – ich, Marisa, Lisa und Mike McGuire, ein gammelig-bärtiger Veteran der Anarchistenszene, der eben aus Baltimore zu uns gestoßen war – in der Wall Street vorbei, um etwas Feindaufklärung zu betreiben – und siehe da, die gesamte Plaza war, ohne dass man einen Grund genannt hätte, auf unbestimmte Zeit für die Öffentlichkeit gesperrt.


      »Das ist schon okay«, meinte Marisa. »Ich bin mir ziemlich sicher, die Aktionsgruppe hat eine ganze Reihe von Ausweichmöglichkeiten.« Wie die aussehen sollten, wusste sie auch nicht – sie war bis dahin hauptsächlich mit Training und in der Video-Live-Streaming-Gruppe beschäftigt gewesen –, aber sie war sich sicher, dass es die eine oder andere geben würde. Wir sahen uns etwas um, spekulierten über die Brauchbarkeit verschiedener anderer freier Areale und nahmen schließlich die U-Bahn nach Hause.


      Der Plan für den nächsten Tag sah vor, dass sich alle ab Mittag an der Bullenstatue auf dem Bowling Green einfinden sollten, aber wir vier trafen uns bereits ein, zwei Stunden früher, und ich lief einige Zeit herum und schoss mit meinem iPhone Fotos von der Polizei, die rund um die Börse Barrikaden aufzustellen begann. Die Bilder schickte ich über Twitter ins Web. Was eine unerwartete Wirkung hatte. Der ursprüngliche #OccupyWallStreet-Account (der sich einem kleinen Transsexuellenkollektiv aus Montreal verdankte, das, ohne weiter auf sich aufmerksam gemacht zu haben, an unserem ersten Meeting teilgenommen hatte) verbreitete auf der Stelle die Nachricht, dass ich vor Ort sei und eine Ahnung zu haben schien, was da lief. Binnen weniger Stunden hatte mein Account 2000 neue Follower. Ich begann ein vages Gespür für die Erwartungshaltung zu bekommen, mit der man rund um die Welt alles begrüßte, was da geschah. Etwa eine Stunde später merkte ich, dass ich nur ein Update hinauszuschicken brauchte, und zehn Minuten später stand es – in Barcelona übersetzt – auf Spanisch im Web.


      Das große Rätsel war natürlich nach wie vor, wie viele Leute tatsächlich aufkreuzen würden. Da wir keine Zeit für ernsthafte Anstrengungen hinsichtlich der Organisation von Transportmöglichkeiten gehabt hatten, konnte man bestenfalls Vermutungen anstellen. Abgesehen davon waren wir uns sehr wohl darüber im Klaren, dass die Leute, falls sie tatsächlich massenhaft herbeiströmen sollten, irgendwo würden kampieren müssen. Heikel. Schließlich hatten wir weder für Unterkünfte gesorgt, noch hatten wir eine Ahnung, ob überhaupt Platz für sie war.


      Zunächst hatte es freilich nicht den Anschein, als sollte das ein großes Problem werden, will sagen: Wir schienen enttäuschend wenig zu sein. Darüber hinaus machten einige von denen, die gekommen waren, einen entschieden … tja, eigenartigen Eindruck. Ich erinnere mich an ein Fähnlein von etwa einem Dutzend »Protestgeistlicher« in weißen Soutanen, die radikale Hymnen schmetterten, während vielleicht zehn Meter weiter ein rivalisierender Chor von Lyndon-LaRouche-Anhängern eher filigranklassische Harmonien zu Gehör brachte. Gelegentlich tauchten kleine Grüppchen junger Trebegänger – oder vielleicht waren es auch nur etwas gammligere Aktivisten – auf und marschierten ein paarmal die Barrikaden auf und ab, die die Polizei um den Bullen aufgestellt hatte. Überhaupt wurde dieses so offensichtlich symbolische Ziel zu jedem Zeitpunkt eifrig von einer Abteilung Uniformierter bewacht für den Fall, dass ihn jemand zu beschädigen, dekorieren oder zu verunstalten versuchte.


      
        
          [Bild vergrößern]
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            Das Original-Adbusters-Poster
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            17. September: der Wall Street-Bulle unter dem Schutz von wenigstens zehn Streifenbeamten, während die Demonstranten sich schon zum Marsch Richtung Zuccotti Park anschicken. Foto vom Autor

          

        

      


      Es dauerte nicht lange, und ich sah mich mit einem Dilemma konfrontiert. Ich hatte mich bereit erklärt, nachmittags um eins bei einem Teachin auf der anderen Seite des Parks mitzuwirken, nur hatte sich zu dieser Zeit mein Twitter-Account bereits – aus Mangel an Alternativen – zum wichtigsten Kommunikationssystem der Demonstranten entwickelt, und ich fühlte mich nun verpflichtet, die regelmäßige Berichterstattung aufrechtzuerhalten. Infolgedessen hastete ich etwa eine Stunde lang hektisch hin und her, lauschte marxistischen Analysen der kriselnden Weltwirtschaft, arbeitete währenddessen an meiner eigenen Präsentation und rannte immer wieder – über Hecken springend – los, um die Bewegungen der Polizei zu überwachen, die ich dann übers Internet weitergab. Gelegentlich kidnappte mich ein verzweifelter Aktivist für eine dritte Aufgabe: Such doch mal jemanden von der Mediengruppe, der mit CNN reden will! Oder: Kannst du mal sehen, wo der Folksänger abgeblieben ist, der uns einen Auftritt zugesagt hat? Bislang hatte ich noch keine Ahnung, wohin wir denn nun um drei Uhr losmarschieren sollten! Immerhin merkte ich nebenbei, dass es nach und nach immer mehr Leute wurden. Als dann Reverend Billy, ein berühmter radikaler Performancekünstler, von der Treppe des Museum of the American Indian am Südende des Parks seine Predigt begann, sind es bereits um die 1000 gewesen. Irgendwann drückte mir jemand – keine Ahnung, wer – einen Stadtplan in die Hand. Auf dem waren acht Ziffern verzeichnet: Vier entsprachen Parks, die von hier aus zu Fuß zu erreichen und eventuell als Ort für eine Vollversammlung geeignet wären; die vier anderen waren Köder für die Polizei. Gegen halb drei ging die Parole aus, wir sollten uns alle in der Nr. 2 einfinden.


      Das war der Zuccotti Park.
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            17. September 2011. Ankunft am Zuccotti Park. Foto vom Autor

          

        

      


      Als wir dort ankamen, waren wir so viele – wenigstens 2000 –, dass wir nicht so recht wussten, ob eine Vollversammlung unter diesen Umständen überhaupt möglich war. Zuerst stellte sich irgendeiner der Organisatoren – ein Student von außerhalb, glaube ich – auf eine der massiven Steinbänke, die den Park rundum zieren, und verkündete, wir sollten uns für eine Stunde in Gruppen zu dreißig zu einem Brainstorming über eine wirklich demokratische Gesellschaft aufteilen – oder was immer den Teilnehmern sonst noch als politisch besonders wichtig erscheinen mochte. Wer auch immer sich das ausgedacht hatte, das erwies sich als wirklich gute Entscheidung. Nicht lange, und der Park war ein Gewirr aus kleinen Kreisen, was der Prozessgruppe, die hastig zusammentrat, die Möglichkeit gab, eilends einen Plan auf die Beine zu stellen.


      Hinsichtlich der Moderation, so viel war klar, würde das der Job des Jahrhunderts. Immerhin hatten wir eine Reihe erfahrener Freiwilliger an Bord: Marina Sitrin, eine weitere alte Aktivistin vom Direct Action Network, die ich ursprünglich mit hinzugebeten hatte, um uns in rechtlichen Fragen zu helfen, die schon mehrfach erwähnte Marisa, ferner einen bemerkenswert netten und soliden palästinensischen Aktivisten namens Amin Husain, Matt und Lisa Fithian. Das war gut so, denn hier war ein Riesenteam gefragt. Wir hatten uns rasch auf zwei Hauptmoderatoren geeinigt, zwei Hilfsmoderatoren (von denen ich einer war), zwei Redelistenführer, einen Protokollführer, der die Entscheidungen notierte, einen Vibes-Watcher, der sich unter die Menge mischen sollte, um zu sehen, ob jeder was mitbekam und ob es offenkundige Anzeichen von Unzufriedenheit, Frustration oder Langeweile gab. Dann müssten wir sofort etwas unternehmen.


      Vorerst beschlossen wir, einen riesigen Kreis zu bilden. Eine junge Spanierin mit offenbar einschlägigen Erfahrungen aus Madrid intervenierte sofort, aber es war schon zu spät. Der Kreis fand sich umständlich zusammen, und es erwies sich als dummer Fehler, dazu aufgerufen zu haben. Dass sich ein Moderatorenteam von der Mitte eines solchen großen, mehrtausendköpfigen Kreises aus mehr als der Hälfte der Versammelten verständlich machen könnte, ist ein Ding der Unmöglichkeit, da kann es noch so schreien. Richtig wäre gewesen, einen Halbkreis mit Gassen zu bilden, so dass die Redner hätten nach vorne gehen und sich von dort aus an die Versammelten wenden können. Aber das fiel uns so schnell nicht ein.


      So verbrachten wir die ersten Minuten damit, eine Methode zu finden, wie alles allen gleichzeitig mitzuteilen wäre. Wir trieben schließlich einige Megaphone auf und zurrten einmal sogar ein Mikro und drei Megaphone zu einer provisorischen Gerätschaft zusammen, die einen Redner in drei Richtungen verstärkte. Aber selbst das funktionierte nicht wirklich. Schließlich wurde klar, uns blieb nichts anderes, als auf das Menschenmikrofon zurückzugreifen – ein weiterer Trick, der den meisten von uns noch aus den Tagen der Global-Justice-Bewegung bekannt war.


      Niemand kann wirklich sagen, wie das Menschenmikrofon aufgekommen ist. Vielen kalifornischen Aktivisten ist das Werkzeug jedenfalls bereits seit der Zeit der WHO-Aktionen in Seattle im November 1999 vertraut. Bemerkenswert eigentlich, dass es nicht schon viel früher bezeugt ist. Es ist die perfekte Lösung für ein offensichtliches Problem, vor dem die Menschen seit Tausenden von Jahren bei großen Versammlungen immer wieder gestanden haben müssen. Vielleicht war es ja auch in früheren Perioden der Menschheitsgeschichte weit verbreitet und ist seiner Offensichtlichkeit wegen nur nie erwähnt worden. Der Trick ist recht einfach: Einer sagt laut etwas und legt alle zehn oder zwanzig Wörter eine Pause ein, während der jeder in Hörweite das Gesagte im Chor wiederholt, was zur Folge hat, dass alles doppelt so weit trägt wie normal. Das ist nicht nur praktisch, es hat auch, wie wir feststellen konnten, eine merkwürdige und zutiefst demokratische Wirkung. Zunächst einmal unterbindet es effektiv die bloße Volksrede. Die meisten Redner kommen erst gar nicht ins Faseln, wenn sie wissen, dass Tausende von Leuten darauf warten, jedes Wort zu wiederholen. Und da, zweitens, jeder reden kann und jeder alles wiederholen muss, zwingt es jeden, tatsächlich darauf zu hören, was jeder der anderen sagt.


      Zu dem Zeitpunkt freilich hatten wir weniger die philosophischen Implikationen als vielmehr die praktischen Belange im Sinn. Wir waren 2000 Leute in einem Park, umgeben von wenigstens 1000 Polizisten. Späher bestätigten, dass rings um den Park ostentativ berittene Polizei, Motorradstreifen, Gefängniswagen und Gerät zur Aufstandsbekämpfung zusammengezogen wurden. Polizisten im weißen Hemd – das sind die, die das Sagen haben – fragten jeden, der ihnen nach einem Versammlungsleiter aussah, nach unseren Plänen. Es war zu diesem Zeitpunkt ein großer Vorteil, dass, selbst wenn sich einer als Verbindungsmann angeboten hätte, er nicht hätte sagen können, wie diese Pläne aussahen.


      Die Versammlung ging bis in den späten Abend. Eine Unmenge Szenarien wurden angeschnitten, in Betracht gezogen und größtenteils wieder verworfen. Immer wieder erreichten uns Mitteilungen der Polizei, man bereite die Räumung des Parks vor – erst hieß es 22 Uhr, dann 22 Uhr 30, dann 23 Uhr. Die Leute ignorierten sie geflissentlich oder ließen sie wissen, die Versammlung sei noch in vollem Gang. Es dauerte nicht lange, und es wurden zwei Denkrichtungen deutlich: Eine Gruppe, die größere, wollte den Park besetzen und als permanente Operationsbasis halten, ganz nach dem Vorbild des Tahrir-Platzes in Kairo, des Athener Syntagma-Platzes oder der Plaça de Catalunya in Barcelona. Nach Ansicht einer anderen, kleineren, wenn auch nicht weniger entschlossenen Gruppe sollten wir direkt in die Wall Street marschieren und, wenn möglich, die Straße vor der Börse besetzen. Einige führten an, es verstieße technisch gesehen noch nicht einmal gegen das Gesetz. Wie seit Bloombergville bekannt, war es durchaus legal, als Form des politischen Ausdrucks auf dem Gehsteig zu nächtigen – vorausgesetzt, man ließ einen Korridor für die Passanten. Ein paar besonders Unerschrockene hatten einige Wochen zuvor bereits die Lage zu peilen versucht, indem sie ihre Schlafsäcke genau gegenüber der Börse ausgerollt hatten. Man hatte sie vom Fleck weg festgenommen, aber nachdem sie darauf bestanden hatten, einem Richter vorgeführt zu werden, hatten sie diesem die klare Aussage abgetrotzt, ihre Aktion sei – ganz im Gegensatz zu ihrer Verhaftung – völlig legal. So beteuerten einige, die Polizei würde es angesichts eines solchen Präzedenzfalles nicht wagen, jemanden ein zweites Mal für dieselbe Tat am selben Ort festzunehmen. Andere wiesen darauf hin, die Stadt koste eine Aktion dieser Art wahrscheinlich bereits eine knappe Million alleine an Überstunden, man würde es sich also zweimal überlegen, die Zahlung von 20 000 oder 30 000 Dollar Entschädigung pro widerrechtlicher Festnahme zu riskieren. Nun, verhaften würden sie uns mit Sicherheit trotzdem.


      Beim Konsensverfahren wird nicht abgestimmt; man arbeitet auf einen Kompromiss hin oder, besser noch, auf eine kreative Synthese, die jeder akzeptieren kann. So auch hier. Zum Schlüsselmoment kam es, als Mike, der sich klugerweise dem Moderatorendienst entzogen hatte, um seine Erfahrung in ebendieser Weise umsetzen zu können, folgenden Vorschlag machte:


      »Es scheint zwei Positionen zu geben«, sagte er.


      »Es scheint zwei Positionen zu geben«, wiederholte die Menge.


      »Entweder wir bleiben im Park oder wir marschieren zur Wall Street.«


      »Entweder wir bleiben im Park oder wir marschieren zur Wall Street.«


      »Wir wissen nicht, ob die uns heute hier übernachten lassen.«


      »Wir wissen nicht, ob die uns heute hier übernachten lassen.«


      »Eines ist klar: Das Letzte, was die Polizei will, ist, dass wir zur Wall Street marschieren.«


      »Eines ist klar: Das Letzte, was die Polizei will, ist, dass wir zur Wall Street marschieren.«


      »Also schlage ich Folgendes vor …«


      »Also schlage ich Folgendes vor …«


      »Wir geben bekannt, dass wir den Platz besetzen …«


      »Wir geben bekannt, dass wir den Platz besetzen …«


      »Und dass wir auf der Stelle zur Wall Street marschieren, wenn die Polizei uns zu vertreiben versucht.«


      »Und dass wir auf der Stelle zur Wall Street marschieren, wenn die Polizei uns zu vertreiben versucht.«


      Und das war dann so ziemlich die Lösung, die schließlich angenommen wurde.


      


      Das wahre Verdienst für das, was danach passierte – binnen Wochen breitete sich da eine Bewegung auf 800 Städte aus, die noch von radikalen Oppositionsgruppen im fernen China Unterstützung erfuhr –, gebührt in der Hauptsache anderen jungen Leuten, die sich so entschlossen auf die Hinterbeine stellten und einfach nicht gehen wollten, und das trotz endloser (und in vielen Fällen ganz offensichtlich illegaler) Repressalien, mit denen die Polizei sie einzuschüchtern und ihnen das Leben im Park schwer zu machen versuchte. So erlaubte sie etwa den Aktivisten noch nicht einmal, ihre Laptops bei heftigen Schauern mit einer Plane zu schützen; und im Lauf der Wochen waren bei kalkulierten terroristischen Übergriffen Schlagstöcke und Pfefferspray mit im Spiel.


      Trotzdem, auch früher schon hatten unbeirrbare Aktivisten unter ähnlichen Bedingungen durchgehalten, und die Welt hatte sie geflissentlich übersehen. Wie meine ägyptische Freundin Dina konnte ich nicht umhin, mich zu fragen: Warum war das diesmal nicht so? Was haben wir endlich richtig gemacht?


      [image: ]
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      Kapitel 2


      Warum hat es diesmal geklappt?

    


    Keiner von uns war gefasst auf das, was da passiert ist. Es war schon Überraschung genug, dass die Polizei die Besetzer nicht auf der Stelle vertrieb. Das wahrscheinlichste Szenario schien uns ein massiver Gewaltakt noch in derselben Nacht zu sein. Nur blieb der aus. Einer der Gründe dafür war die unklare rechtliche Lage. Normalerweise werden öffentliche Parks um Mitternacht geschlossen, aber der Zuccotti Park gehört der Investmentfirma Brookfield Office Properties und ist damit ein öffentlich-privater Hybrid. Formaljuristisch haben »der Öffentlichkeit zugängliche private Anlagen« dieser Art besagter Öffentlichkeit auch tatsächlich rund um die Uhr zugänglich zu sein. Nicht dass die bloße Existenz eines solchen Gesetzes die Behörden von der Räumung des Parks hätte abhalten können, hätte man sie beschlossen, aber es ließ ihnen eine Art Feigenblatt.


    Zunächst bestand ihre Strategie darin, die Bedingungen mit einer endlosen Reihe kleiner Schikanen so unerträglich zu machen, dass wir einfach freiwillig gehen würden. Das »Zeltverbot« zum Beispiel wurde als »keine Planen, um bei Regen die Computer abzudecken« ausgelegt. Man schaltete den Strom ab und beschlagnahmte unsere Generatoren. Keiner der Demonstranten wurde festgenommen, weil er im Park genächtigt hätte, dafür aber für so gut wie alles andere: Am allerersten Tag, als eine kleine Gruppe zu einer nahe gelegenen Filiale der Bank of America marschierte, um davor Slogans zu skandieren, nahm man zwei von ihnen ihrer Halstücher wegen fest, und das auf der Basis eines obskuren Vermummungsverbots aus dem 18. Jahrhundert, das das koloniale New York vor irischen Straßenräubern hatte schützen sollen. Der Umstand, dass keiner der Demonstranten sein Halstuch als Maske trug und die Festnahmen eindeutig widerrechtlich erfolgten, war irrelevant – oder, je nach Standpunkt, Sinn der ganzen Übung. Am nächsten Tag setzte die Polizei eins drauf, indem sie zwei Besetzer dafür verhaftete, dass sie mit Kreide Parolen auf den Gehsteig schrieben. Als Passanten darauf hinwiesen, dass es in New York nicht verboten sei, mit Kreide auf den Gehsteig zu schreiben, sagte der Beamte, der die Verhaftung vornahm: »Ja, ich weiß.«


    Im Park hielten sich weiterhin tagsüber Tausende auf und blieben Hunderte über Nacht. Es begann sich eine regelrechte Gemeinde herauszubilden – mit Bücherei, Küche, kostenloser medizinischer Versorgung, Livestream-Videoteams, Unterhaltungausschüssen, Sanitärkommandos … Binnen Kurzem gab es 32 verschiedene Arbeitsgruppen, von einer Gruppe für Alternative Währung bis hin zu einem Ausschuss für Spanischsprachige. Vollversammlungen fanden jeden Tag um drei Uhr nachmittags statt. Und überaus bemerkenswert: Obwohl die Mainstreammedien das Phänomen fast durch die Bank ignorierten, begannen überall in Amerika ähnliche Camps zu entstehen; auch sie hielten Vollversammlungen ab und versuchten sich an Handzeichen und anderen Werkzeugen einer auf Konsens begründeten Demokratie. Binnen einer Woche waren es 100, binnen eines Monats angeblich 600: Occupy Portland, Occupy Tuscaloosa, Occupy New Haven, Occupy Cincinnati, Occupy Montreal.1


    Die Besetzer gingen bewusst gewaltfrei zu Werke. Zunächst umfassten ihre Aktionen, abgesehen von den Lagern selbst, kaum mehr als Demonstrationszüge – obwohl daraus im Falle der berühmten Blockade der Brooklyn Bridge am 1. Oktober 2011 (ganz entschiedener) ziviler Ungehorsam wurde. Die New Yorker Polizei jedoch reagierte in gewohnter Weise auf alles mit Härte. Wir hatten das vorausgesehen: Gewaltfreie Demonstranten müssen, in New York wie in den meisten anderen amerikanischen Städten, selbst bei legalen (aber ungenehmigten) Aktionen mit physischen Übergriffen rechnen. Neu war in diesem Fall, dass tatsächlich einige Medienleute, zunächst größtenteils nur bei den Kabelsendern, Notiz zu nehmen und die Ereignisse zu dramatisieren begannen. Was zum Teil daran lag, dass es einige der Videos im Internet auf unglaubliche Zuschauerzahlen brachten: So wurde etwa Tony Bologna – der Polizist, der Ende September 2011 mit Pfefferspray im Vorübergehen auf zwei junge, hinter einer Absperrung eingepferchte Frauen losgegangen war – im Handumdrehen landauf, landab ein Begriff. Aber in der Vergangenheit hätte selbst das kaum eine Rolle gespielt. Diesmal führte es zur Unterstützung durch die Gewerkschaften, und die Kundgebungen wuchsen von Mal zu Mal. Tausende aus allen Teilen Amerikas begannen Geldspenden – und einen schier unvorstellbaren Berg Pizzas – zu schicken. Die gesellschaftliche Bandbreite der Besetzer weitete sich aus. War die Menge in den ersten Tagen fast blütenweiß gewesen, begann sie bald bunter zu werden, zu den Teenagern in Dreadlocks gesellten sich afroamerikanische Rentner und Latino-Veteranen, die in Afghanistan oder im Irak gewesen waren. Darüber hinaus kam erstaunlich viel Unterstützung von gewöhnlichen New Yorkern, die zu Tausenden vorbeischauten, und sei es nur aus Neugier. Einer Umfrage zufolge war nicht nur eine Mehrheit einer Meinung mit den Demonstranten, 86 Prozent stellten sich hinter deren Recht auf das Camp.


    
      
        
      


      
        Die Berichterstattung

      


      1. Frage: Warum hat sich die Berichterstattung der amerikanischen Medien über OWS so sehr von der über praktisch alle linken Protestbewegungen seit den 60er Jahren unterschieden?


      


      Es wurde viel diskutiert darüber, weshalb die nationalen Medien Occupy Wall Street (OWS) so anders behandelten als die Protestbewegungen der Vergangenheit – eigentlich als fast alle seit den 60er Jahren. Lag das an den sogenannten »sozialen Medien«, an Facebook und Twitter? Lag das daran, dass die übermäßige Aufmerksamkeit ausgeglichen werden sollte, die der doch relativ kleinen Anhängerschaft der Tea Party zuteil wurde? Mag sein, aber der wahre Grund, so scheint mir, liegt darin, dass die amerikanischen Medien nicht mehr in völliger Isolation existieren.


      Allerdings reagierten sie zunächst auf Occupy nicht weniger wegwerfend und ignorant als 1999 auf die »Anti-Globalisierungs-Bewegung«, wie man es nannte: ein Haufen junger Wirrköpfe ohne klare Vorstellung davon, worum es ihnen eigentlich ging. Die New York Times zum Beispiel, die sich doch immerhin ihres Rufes rühmt, schrieb die ersten fünf Tage nicht ein einziges Wort über die Besetzung und brachte dann am sechsten einen als Nachricht kaschierten Leitartikel im Metropolitan-Teil mit dem Titel »Gunning for Wall Street, With Faulty Aim«2 der Redakteurin Ginia Bellafante; sie verspottete die Bewegung als bloße Pantomime des Progressivismus ohne erkennbares Ziel.


      Dazu kommt, dass womöglich zum ersten Mal seit der Bürgerrechtsbewegung der 50er Jahre Gandhis Taktiken in Amerika tatsächlich funktionierten. Gewaltlosigkeit im Sinne Gandhis hängt wesentlich von einem gewissen Wohlwollen seitens der Medien ab. Das hat damit zu tun, dass demonstrative Gewaltlosigkeit für einen scharfen moralischen Kontrast sorgen und die einer politischen Ordnung inhärente Gewalt aufzeigen soll. Die »Kräfte der Ordnung«, so wollen ihre Verfechter zeigen, werden nie auch nur einen Augenblick zögern, zur Wahrung des Status quo Gewalt anzuwenden – auch nicht einem Häuflein Idealisten gegenüber, die niemandem etwas tun. Voraussetzung dafür ist natürlich, dass sich herumspricht, was da passiert. Und genau deshalb sind Gandhis Taktiken in den USA in der Vergangenheit praktisch zwangsläufig erfolglos verpufft. Hier nämlich weigern sich die Mainstreammedien seit den 60er Jahren sozusagen systematisch, über irgendeinen Protest auf eine Art zu berichten, die auch nur implizieren könnte, die amerikanische Polizei wende »Gewalt« an – egal, was sie tut.


      Ein flagrantes Beispiel etwa war die Behandlung von Baumbesetzern und ihren Verbündeten bei ihren Aktionen zum Schutz alter Wälder im amerikanischen Nordwesten in den 90er Jahren.3 Aktivisten versuchten es mit einer Kampagne klassischer Gewaltfreiheit im Sinne Gandhis: Sie kletterten in Baumkronen und setzten sich dort fest, sie ketteten sich an Maschinen und Straßenschranken. Als einer der Baumbesetzer umkam und die Polizei vor Ort keine Mordermittlungen einleiten wollte, blockierten Aktivisten das Areal, um die Vernichtung von Beweismitteln zu verhindern. Die Polizei reagierte darauf, indem sie ihnen mithilfe von Wattebäuschchen konzentrierten Cayennepfeffer in die Augen rieb, womit sie ihnen absichtsvoll große Schmerzen zufügte. Anscheinend genügten aber noch nicht einmal Ermordung und Folter von Pazifisten, um die amerikanischen Medien vom unangemessenen Vorgehen ihrer Polizei zu überzeugen. Auch die Amtsgerichte vor Ort erklärten sich mit dem Vorgehen der Polizei einverstanden und die Anwendung von Pfefferspray auf Augäpfel für akzeptabel. Als dann ein Jahr darauf die Veteranen dieser Kampagnen mitbekamen, dass ihre Gesinnungsgenossen in Seattle planten, sich anzuketten, um den WTO-Gipfel zu blockieren, sprachen sie die Warnung aus, die Polizei würde umstandslos angreifen und die Angeketteten foltern – und das alles mit Billigung der Medien. Und genau dazu kam es dann auch. Einige von den Waldschützern spielten dann eine Schlüsselrolle bei der Entwicklung des berühmten »Black Bloc« oder »Schwarzen Blocks«, der nach den vorhersehbaren Übergriffen zurückschlug, indem er in einer kalkulierten Kampagne Konzernen die Fenster einzuwerfen begann. Diese Aktion wiederum diente den Medien auf der Stelle zur Rechtfertigung von Übergriffen der Polizei gegen gewaltfreie Aktivisten mit Schlagstöcken, Tränengas, Gummigeschossen und Pfefferspray. Begonnen hatten diese Übergriffe freilich bereits am Tag zuvor.


      So weit die Situation, mit der wir uns schon vor den Attentaten des 11. September 2001 konfrontiert sahen. Danach begann die Gewalt der Polizei gegen gewaltfreie Demonstranten noch weit systematischer und brutaler zu werden. Nichtsdestoweniger entschieden wir uns für Gandhis Ansatz. Und diesmal – nicht zuletzt dank des berüchtigten Pfefferspray-Zwischenfalls vom 24. September am Union Square – funktionierte es. Über die Fernsehschirme der Nation flimmerten, wie bereits erwähnt, Bilder von Tony Bologna, einem notorisch gewalttätigen Polizisten, der die Straße heraufkommt und ganz beiläufig zwei hinter einer provisorischen Absperrung eingepferchte junge Frauen mit Pfefferspray überfällt, zwei Frauen, die ganz offensichtlich für niemanden eine Gefahr darstellten. Konventioneller Weisheit nach lag die Verbreitung dieser Bilder an den sozialen Medien. Obwohl sich auch schon die Aktivisten von Seattle ausgiebig der Guerilla-Berichterstattung im Web bedient hatten, sorgte 2011 die Allgegenwart von Handykameras, Twitter-Accounts, Facebook und YouTube dafür, dass derlei Bilder weltweit millionenfach angesehen wurden. Nur erklärt das immer noch nicht, weshalb die Mainstreammedien sich dieses Mal nicht durchweg auf ihre übliche Rolle beschränkten, den offiziellen Standpunkt – also den der Polizei – als den einzig legitimen hinauszuposaunen.


      Ich halte hier den internationalen Kontext für einen entscheidenden Faktor. Eine weitere Wirkung des Internets ist nämlich die, dass es den USA viel von ihrem Inselcharakter genommen hat. Die internationale Berichterstattung über die Proteste hatte vom ersten Augenblick an ganz anders ausgesehen. Nirgendwo auch nur der Versuch, die Demonstranten zu ignorieren, abzutun, zu verteufeln. In der englischsprachigen Welt begann zum Beispiel der Guardian fast vom ersten Tag an, detailliert über Vorgeschichte und Hoffnungen der Besetzer zu berichten. Rasch traten auch Reporter von Al-Dschasira auf den Plan, dem arabischen Nachrichtensender mit Sitz in Doha, Katar, der eine so entscheidende Rolle beim arabischen Frühling gespielt hatte – insbesondere durch die Ausstrahlung von Videos und anderen Belegen für obrigkeitliche Gewaltanwendung, die über Basisaktivisten in die sozialen Medien gekommen waren. Die Al-Dschasira-Reporter begannen in New York dieselbe Rolle zu spielen wie in Damaskus und Kairo. Das führte dazu, dass praktisch die Zeitungen der ganzen Welt einschlägige Meldungen der Nachrichtendienste brachten – außer denen in den USA. Diese wiederum inspirierten nicht nur ähnliche Besetzungen in entfernten Winkeln wie dem brasilianischen Bundesstaat Bahia und der südafrikanischen Provinz KwaZulu-Natal. Sie sorgten ganz unvermutet auch für Sympathiebekundungen aus Ländern wie China. Diese Bekundungen waren alles andere als vom Staat organisiert, sie stammten von linkspopulistischen Gruppen, Gegnern einer offiziellen Übernahme Wall-Street-freundlicher Grundsätze im eigenen Land. Erfahren hatten sie von den Ereignissen über die Seiten der ausländischen Nachrichtendienste im Web.


      Am Tag der Schlacht um die Brooklyn Bridge am 2. Oktober erhielt OWS folgende, von 50 chinesischen Intellektuellen und Aktivisten unterzeichnete Note. Sie prophezeiten, die Ereignisse vom Zuccotti Park würden den Anfang einer weltweiten Erhebung markieren, und protestierten gegen die Versuche ihrer eigenen Regierung, die Nachrichten darüber zu unterdrücken:


      


      »Der Ausbruch der ›Wall-Street-Revolution‹ im Herzen des weltweiten Finanzimperiums zeigt, dass 99 Prozent der Weltbevölkerung weiterhin ausgebeutet und unterdrückt werden – in den Industrie- wie in den Entwicklungsländern. Überall auf der Welt müssen die Menschen zusehen, wie man ihre Reichtümer plündert und ihnen die Rechte nimmt. Die ökonomische Polarisierung ist heute eine Bedrohung für jeden von uns. Auch der Konflikt zwischen Volks- und Eliteherrschaft findet sich in allen Ländern. Heute jedoch erfährt die volksdemokratische Revolution Unterdrückung nicht nur seitens der eigenen herrschenden Klasse, sondern auch seitens der Weltelite, die sich durch die Globalisierung gebildet hat. Die ›Wall-Street-Revolution‹ leidet nicht nur unter den Repressalien der amerikanische Polizei, sie leidet auch unter einem von der chinesischen Elite organisierten Medienblackout …


      Die Glut der Revolte glimmt unter uns allen und wartet nur darauf, bei der leichtesten Brise in Flammen aufzugehen. Die große Ära der Volksdemokratie, die die Geschichte verändern wird, ist wieder da!«4


      


      Die einzige Erklärung für eine solche Begeisterung ist die, dass andersdenkende chinesische Intellektuelle, wie die meisten Menschen auf der Welt, das, was da im Zuccotti Park passierte, als Teil einer Welle des Widerstands rund um den Globus sahen. Es zeichnet sich deutlich ab, dass der globale Finanzapparat und das ganze Machtsystem, auf dem er aufgebaut ist, seit dem Beinahekollaps von 2007 am Wanken ist. Die ganze Welt hatte auf eine Gegenbewegung von unten gewartet. Waren die Erhebungen in Tunesien und Ägypten der Anfang? Oder waren das begrenzte lokale oder regionale Angelegenheiten? Dann begannen sie sich auszubreiten. Und als die Welle ins »Herz des weltweiten Finanzimperiums« schwappte, konnte nun wirklich keiner mehr leugnen, dass da etwas Epochales passierte.5


      Aber das alles erklärt noch nicht, weshalb sich die Bewegung in Amerika (wo es Al-Dschasira noch nicht mal im Kabel gibt) so rasch ausgebreitet hat.

    


    
      
        
      


      
        Die Ausbreitung

      


      2. Frage: Warum hat sich die Bewegung so rasch über Amerika ausgebreitet?


      


      Meine eigene erste Analyse dieser Frage habe ich nur wenige Tage nach Beginn der Besetzung niedergeschrieben – und das, durchaus passend, für den britischen Guardian, der sich als eine der ersten Zeitungen mit dem konkreten Hintergrund der jungen Aktivisten im Zuccotti Park zu befassen begann. Mein Artikel sollte sowohl beschreiben als auch prophetisch sein. Und meiner Ansicht nach hält er noch heute größtenteils stand.


      Ich habe mich dabei in hohem Maße auf Erkenntnisse gestützt, die Marisa Holmes in ihren Videodokus gewonnen hatte. Wann immer Marisa nicht gerade bei der Logistik oder der Organisation der Moderatorenkurse aushalf, führte sie Einzelinterviews mit anderen Besetzern im Camp. Immer wieder bekam sie dabei ein und dieselbe Geschichte zu hören: »Ich habe alles getan, was man mir gesagt hat! Ich habe hart gearbeitet, in der Schule fleißig gelernt, habe es aufs College geschafft. Jetzt bin ich arbeitslos, habe keine Perspektiven und zwischen 20 000 und 50 000 Dollar Schulden.« Einige dieser Leute waren Mittelschicht durch und durch. Die Mehrheit kam womöglich aus eher bescheidenen Verhältnissen; sie alle hatten es mit harter Arbeit, Talent und Entschlossenheit ans College geschafft. Jetzt standen sie bei genau der Finanzindustrie in der Kreide, die die Weltwirtschaft zu Klump gehauen und dafür gesorgt hatte, dass sie auf einem Arbeitsmarkt gelandet waren, in dem es schlicht keine Arbeit gab. Als ich das hörte, sah ich mich natürlich sofort auf vertrautem Terrain, schließlich hatte ich einen Gutteil des Sommers Vorträge über die Geschichte der Schulden gehalten.


      Auch wenn ich mein Leben als Autor von dem des Aktivisten zu trennen versuchte, fiel mir das doch zunehmend schwer, da in so gut wie jedem Publikum, vor dem ich sprach, eine erkleckliche Zahl junger Leute saß, von denen mich wenigstens ein, zwei hinterher ansprachen, um sich leise über die Aussichten auf irgendeine Art Bewegung zu erkundigen, die sich des Problems der Studienkredite annehmen könnte. Eines der Themen meiner Arbeit über Schulden ist das starke moralische Empfinden, das mit ihnen einhergeht. Schuldner leiden oft genug unter Gefühlen wie Schande und Scham, die sich gegen die Gläubiger und gegen sich selbst richten, und sie quälen sich damit herum, ein vermeintlich schlechter Verlierer in einem Spiel zu sein, zu dem sie schließlich niemand gezwungen hat. Selbstverständlich bleibt einem Amerikaner, der sein Leben nicht als UPS-Fahrer, Tellerwäscher, Verkäufer oder in einem anderen Job ohne Sozialleistungen verbringen möchte (allein eine unvorhergesehene Krankheit kann so ein Leben zerstören!), nichts anderes übrig, als den höheren Bildungsweg einzuschlagen. Und das wiederum bedeutet, sein Erwachsenenleben als Schuldner zu beginnen. Und wer dies tut, muss sich behandeln lassen, als habe er bereits verloren.


      Einige der Geschichten, die ich in diesem Zusammenhang gehört habe, waren ganz außergewöhnlich. Ganz besonders erinnere ich mich noch an eine gesetzte junge Frau, die mich nach einer Lesung in einem linken Buchladen angesprochen und mir erzählt hat, sie hätte kürzlich an einer unserer Eliteuniversitäten über die Literatur der Renaissance promoviert:


      


      »Folge ist, ich habe 80 000 Dollar Schulden, und so, wie der Arbeitsmarkt für Akademiker derzeit aussieht, keine Chance, einen Job als Professorin mit Aussicht auf Festanstellung zu bekommen. Bestenfalls ist eine Assistentenstelle drin, von der ich noch nicht mal die Miete bezahlen kann, vom monatlichen Schuldendienst ganz zu schweigen. Weißt du, was ich schließlich gemacht habe? Ich arbeite bei einem Escort-Service! Es ist so ziemlich die einzige Möglichkeit, genügend zu verdienen, um auch nur darauf hoffen zu können, da je wieder rauszukommen. Nicht dass du mich falsch verstehst, ich bedaure die Jahre an der Uni nicht einen Augenblick, aber du musst zugeben, dass das alles eine ziemliche Scheiße ist.«


      


      Mir ist diese Episode deshalb so stark in Erinnerung, weil sie das Ausmaß deutlich macht, in dem qualifizierte Arbeitskraft verschwendet wird und eine Schuldenlast nicht nur hart, sondern auch entwürdigend ist. Immerhin wissen wir alle, welche Art von Leuten teure Hostessen in New York frequentieren. Diese Expertin in Sachen Renaissance-Literatur sah sich im Grunde in eine Situation gezwungen, in der die einzige Möglichkeit, ihren Kredit zurückzubezahlen, darin bestand, die sexuellen Fantasien ebender Leute zu erfüllen, die ihr das Geld geliehen hatten.


      Es waren Geschichten wie diese, die ich im Hinterkopf hatte, als ich den Artikel für den Guardian schrieb:


      


      »Wir beobachten die Anfänge trotziger Selbstbehauptung einer neuen Generation von Amerikanern, einer Generation, die dem Ende ihrer Ausbildung entgegensieht, ohne Zukunft, ohne Aussicht auf einen Job, und sich dennoch mit enormen und unverzeihlichen Schulden belastet sieht. Die meisten von ihnen, so habe ich festgestellt, kommen aus der Arbeiterklasse oder anderweitig bescheidenen Verhältnissen; es sind Kinder, die genau das getan haben, was man ihnen gesagt hat, sie lernten, gingen aufs College und sehen sich jetzt nicht nur dafür bestraft, sondern auch noch gedemütigt angesichts eines Lebens, in dem man sie als Faulenzer, als moralische Taugenichts sieht. Muss es wirklich überraschen, dass sie gern ein Wörtchen mit den Finanzmagnaten reden würden, die ihnen ihre Zukunft gestohlen haben?


      Wie in Europa sehen auch wir das Resultat eines kolossalen gesellschaftlichen Scheiterns. Bei den Besetzern handelt es sich um genau die Art von Leuten, Menschen voller Ideen, deren Energien eine gesunde Gesellschaft dazu einspannen würde, das Leben aller zu verbessern. Stattdessen benutzen sie sie, um sich Mittel und Wege zum Sturz des ganzen Systems auszumalen.«6


      


      Sicher, die Bewegung hat sich seitdem ausgeweitet, aber ich denke, dass das immer noch gilt. Es ist aufschlussreich, die Occupy-Bewegung in dieser Hinsicht der Tea Party gegenüberzustellen, mit der sie so oft verglichen wird. Demografisch ist die Tea Party im Kern eine Bewegung von Menschen mittleren Alters, die fest etabliert sind. Im Jahr 2010 waren laut einer Umfrage 78 Prozent dieser rechten Populisten über 35 und etwa die Hälfte über 55 Jahre alt.7 Das hilft auch erklären, weshalb ihre Einstellung zu Schulden der der Besetzer diametral gegenübersteht. Sicher, sowohl die Anhänger der Tea Party als auch die von Occupy sind im Prinzip gegen die Hilfsmaßnahmen für die Großbanken, aber für Erstere ist das letztlich eher ein Lippenbekenntnis.


      Die Ursprünge der Tea Party gehen zurück auf ein viel gesehenes Video des CNBC-Reporters Rick Santelli vom Parkett der Chicagoer Börse vom 19. Februar 2009, in dem er über die Gerüchte herzog, der Staat könnte bald den verschuldeten Hausbesitzern zu Hilfe kommen. »Wollen wir wirklich die Hypotheken von diesen Losern subventionieren?«, fragte Santelli und schob nach: »Wir sind hier in Amerika! Wie viele von Ihnen wollen für die Hypothek Ihres Nachbarn zahlen, der ein zweites Bad hat und seine Rechnungen nicht mehr zahlen kann?« Mit anderen Worten, die Tea Party ist eine Gruppe von Leuten, die sich immerhin als Gläubiger sehen könnten; auch wenn sie gleichzeitig sozial zutiefst konservativ sind.


      Occupy war dagegen von Anfang an im Kern eine Jugendbewegung mit Blick nach vorn – eine Gruppe von zukunftsorientierten Menschen, denen man einen Knüppel zwischen die Beine geworfen hat. Sie haben nach den Regeln gespielt und mussten zusehen, wie die Finanzklasse, auf alle Regeln pfeifend, die Weltwirtschaft mit betrügerischen Spekulationen in den Graben fuhr; und dann mussten sie zusehen, wie man ihr den Karren mit massiven staatlichen Subventionen aus dem Dreck zieht. Und nach alledem ist diese Finanzklasse mächtiger und genießt mehr Hochachtung als je zuvor – während die jungen Leute sich in ein Leben offenbar permanenter Demütigungen verwiesen sehen. Wen wollte es also wundern, dass sie radikalere Positionen zu beziehen bereit waren, als Amerika sie – in diesem Umfang – seit Generationen gesehen hatte?


      


      Dass aus einer solchen Situation eine revolutionäre Bewegung erwachsen kann, ist kaum etwas Neues. Seit Jahrhunderten schon bestehen revolutionäre Koalitionen oft aus einer Art Bündnis zwischen den Kindern von Geistesarbeitern, die die Werte ihrer Eltern verwerfen, und talentierten Kindern der unteren Schichten, die sich eine bürgerliche Bildung erarbeitet haben, nur um feststellen zu müssen, dass der Erwerb einer bourgeoisen Bildung nicht notwendigerweise auch die Mitgliedschaft in dieser Bourgeoisie mit sich bringt. Dieses Muster lässt sich immer wieder beobachten, in einem Land nach dem anderen: Zhou Enlai begegnet Mao Zedong, Che Guevara begegnet Fidel Castro. Selbst amerikanische Counter-Insurgency-Experten wissen seit Langem: Der zuverlässigste Vorbote einer gärenden Revolution ist die Zunahme von Arbeitslosen und verarmten Akademikern, das heißt von jungen Leuten, die vor Energie bersten, die zu viel Zeit und jeden Grund haben, zornig zu sein, und die sich halbwegs mit der Geschichte radikalen Denkens vertraut gemacht haben. In den USA bietet der Umstand, dass das System der Studentenkredite praktisch darniederliegt, die Garantie dafür, dass die angehenden Revolutionäre die Banken zu ihrem Hauptfeind erklären. Und da der Staat das Studentenprogramm unterhält und sie ihren Kredit nie wieder – selbst im Falle eines Offenbarungseids nicht – vergessen lässt, verstehen sie seine Rolle dabei, die Kontrolle der Banken über jeden Aspekt ihres künftigen Lebens zu garantieren.


      


      »Die Schulden eines Studentenkredits sind heute mit die schlimmsten, die man sich antun kann. Nicht nur ist ihnen noch nicht einmal durch einen Offenbarungseid zu entkommen, Studentenkredite haben auch kein Verfallsdatum; zudem können die Eintreiber das Einkommen pfänden, die Sozialversicherungsabgaben, ja selbst das Arbeitslosengeld. Ist der Kreditnehmer zahlungsunfähig und kassiert die Garantieagentur beim Bund, bekommt sie (obwohl sie bereits entschädigt ist) einen Prozentsatz von allem, was sie von diesem Zeitpunkt an noch eintreiben kann – was den Agenturen natürlich einen finanziellen Anreiz gibt, ehemalige Studenten bis ins Grab zu verfolgen.«8


      


      Ebenso wenig überrascht es, dass die Große Rezession junge Leute besonders hart traf. Im historischen Vergleich waren die Aussichten dieser Generation faktisch schon vor dem Wirtschaftskollaps so trübe wie die keiner anderen zuvor. Die Ende der 70er Jahre geborene Generation von Amerikanern ist die erste in der Geschichte unsere Landes, die sich mit der Aussicht auf einen Lebensstandard unter dem ihrer Eltern konfrontiert sieht. Genau genommen stand sie bereits 2006 in fast jeder Hinsicht schlechter da: Sie bekam niedrigere Löhne und weniger Sozialleistungen, sie war höher verschuldet und endete mit weit höherer Wahrscheinlichkeit in der Arbeitslosigkeit oder im Gefängnis. Wer nach der High School in die Arbeitswelt eintrat, konnte praktisch damit rechnen, in einem Job zu landen, in dem er weniger verdiente als seine Eltern und vor allem weniger Leistungen bekam. (1989 bekamen fast 63,4 Prozent der High-School-Absolventen einen Arbeitsplatz mit betrieblichen Gesundheitsleistungen; heute, zwanzig Jahre später, sind es gerade mal 33,7 Prozent.) Wer mit College- oder Universitätsabschluss ins Arbeitsleben trat, konnte so lange mit einer besseren Stelle rechnen, wie es noch Stellen gab. Da die Kosten für eine höhere Schuldbildung in einem Tempo gestiegen sind wie die keines anderen Gebrauchsguts in der amerikanischen Geschichte, stehen nach dem Abschluss nun immer mehr Absolventen mit einer erdrückenden Schuldenlast da. 1993 beendeten weniger als die Hälfte das College verschuldet; heute sind es über zwei Drittel, im Grunde alle außer den Privilegiertesten.


      Die unmittelbare Folge dieses ökonomischen Drucks ist, dass ein Gutteil dessen, was einmal das Wertvollste an der College-Erfahrung war, vernichtet worden ist. Einst wurde von den einzigen vier Jahren wahrer Freiheit im Leben eines Amerikaners gesprochen, einer Zeit, in der man nach Wahrheit, Schönheit und Erkenntnis um ihrer selbst willen strebte sowie mit den bunten Möglichkeiten des Lebens experimentierte. Mit einem Mal hatte sich das alles der Logik des Markts unterzuordnen – und das gnadenlos. Verkörperten Universitäten ehedem das Ideal eines wahren Wohlstands, der die Mittel und die Muße gewährleistete, zur Bildung und über diese zu einem Verständnis der Welt zu gelangen, ist Bildung nunmehr nur noch als Mittel zum Streben nach materiellem Wohlstand zu rechtfertigen. Wer in der höheren Bildung etwas anderes sieht als eine wohlkalkulierte Investition, wer sich wie diese Frau, die ich in dem linken Buchladen getroffen hatte, trotz eines unsicheren Arbeitsmarkts erdreistet, zu unserem Verständnis der lyrischen Befindlichkeit englischer Renaissance-Dichtung beitragen zu wollen, bezahlt dafür mit einiger Wahrscheinlichkeit einen hohen persönlichen Preis.


      Unter normalen Umständen freilich dürfte die Not eines verschuldeten College-Absolventen ein, sagen wir mal, Gewerkschaftsmitglied der New Yorker Verkehrsbetriebe wohl kaum interessieren. Und dennoch hat die Gewerkschaft sich nicht nur hinter die Besetzer gestellt, sondern sogar die New Yorker Polizei wegen der Beschlagnahme ihrer Busse für die Massenverhaftungen von OWS-Aktivisten bei der Blockade der Brooklyn Bridge verklagt. Was uns zur dritten Frage bringt.

    


    
      
        
      


      
        Die Resonanz

      


      3. Frage: Warum stößt der Protest gebildeter, aber verschuldeter junger Menschen auf eine derartige Resonanz bei der amerikanischen Arbeiterklasse – eine Resonanz, wie sie mit Sicherheit 1967, ja selbst 1990 noch undenkbar gewesen wäre?


      


      Zum Teil liegt das womöglich daran, dass die Grenzen zwischen Studenten und Arbeitern nicht mehr so deutlich gezogen sind. Die meisten Studenten müssen wenigstens zeitweise einer bezahlten Arbeit nachgehen. Darüber hinaus ist zwar die Zahl der College-Studenten in den letzten zwanzig Jahre beträchtlich gestiegen, aber die Zahl der College-Absolventen in etwa gleich geblieben. Infolgedessen füllen sich die Reihen der working poor, der Erwerbsarmen, zunehmend mit Studienabbrechern, die sich den Abschluss nicht leisten konnten, aber immer noch für ihre Hochschuljahre zahlen und davon träumen, es eines Tages noch einmal anzugehen. Oder sie machen mit einer Mischung aus Teilzeitjob und Teilzeitstudium weiter, so gut es eben geht.


      Auf meinen Artikel im Guardian fand sich in der Kommentarspalte die übliche Masse abschätziger Bemerkungen. Es handle sich da um einen Haufen verhätschelter Kinder, die anderen auf der Tasche lägen. Einer der Kommentatoren kam nicht darüber hinweg, dass auf Pressefotos Besetzerinnen mit pinkfarbenen Haaren zu sehen waren; es galt ihm als Beweis für ein Leben im privilegierten Kokon – im Gegensatz zu dem Leben »richtiger« Amerikaner. Wohlgemerkt: Der Guardian erscheint in London, die Kommentatoren waren daher Briten, und sie konnten unmöglich viel Zeit in New York verbracht haben. Dann wäre ihnen etwas aufgefallen. So, wie bestimmte Stile, die man in den Sechzigern mit den Hippies verband – lange Haare, Haschpfeifen, zerrissene T-Shirts –, Anfang der 80er Jahre in einem Gutteil der amerikanischen Kleinstädte zu einer Art Uniform gelegentlich arbeitender Jugendlicher geworden waren, so ist bei ihren Pendants in den Großstädten heute der Stil der Punk-Bewegung aus den 80er Jahren – pinkfarbene Haare, Tätowierungen, Piercings – tonangebend. Man braucht sich nur die Leute anzusehen, die einem die Möbel transportieren, den Kaffee zubereiten, die Päckchen zustellen.


      Dass die Antipathie zwischen »Hippies« und »Malochern« der 60er Jahre einer prekären Allianz gewichen ist, begründet sich also teils im Überwinden kultureller Barrieren, teils auch in der sich ändernden Zusammensetzung der Arbeiterklasse selbst. Aber ich vermute da ein weiteres, noch bedeutsameres Element. Und das ist ein grundlegender Wandel des Kapitalismus.


      Natürlich ist in den letzten Jahren viel die Rede vom neuen Finanzmarkt-Kapitalismus oder von der »Finanzialisierung« des Kapitalismus, wie das der brasilianische Wirtschaftswissenschaftler (und ehemalige Finanzminister) Luiz Carlos Bresser-Pereira genannt hat. Ja, einige seiner Adepten sprechen sogar von der »Finanzialisierung des Alltagslebens«. In Amerika – wie auch in Europa – geht damit die Deindustrialisierung einher. Die amerikanische Wirtschaft ist nicht länger vom Export getrieben, die USA konsumieren Produkte, die hauptsächlich im Ausland hergestellt werden und die wir – unter Rückendeckung des nach wie vor formidablen militärischen Übergewichts unsere Landes – mit diversen Formen finanzieller Manipulation bezahlen. Man spricht in diesem Zusammenhang für gewöhnlich von der beherrschenden Rolle des sogenannten FIRE-Sektors: von der Dominanz der Geldwirtschaft (finance), der Versicherungen (insurance) und Immobilien (real estate). So haben sich zum Beispiel allein die Profite des ersten Bereichs, dem des Finanzsektors, seit den 60er Jahren verdreifacht:


      [image: ]


      Und da sie nur die reinen Finanzunternehmen berücksichtigen, greifen derartige Aufstellungen beträchtlich zu kurz. Denn während der letzten Jahrzehnte sind fast alle Hersteller auch ins Finanzgeschäft eingestiegen und verdanken diesem Geschäftszweig einen erheblichen Teil ihrer Profite. Und umgekehrt lag der Grund für den Kollaps der Automobilindustrie während der finanziellen Kernschmelze von 2008 darin, dass Ford und General Motors zu dem Zeitpunkt den Löwenanteil ihrer Gewinne bereits seit Jahren nicht mehr mit der Herstellung, sondern mit der Finanzierung von Autos machten. Selbst General Electric verdiente die Hälfte seines Profits im Finanzbereich. Damit dürften 2005 statt der genannten 38 Prozent eher 50 Prozent der Profite dem Finanz- und nur noch 7 oder 8 Prozent dem industriellen Bereich entstammen.


      Man hat uns beigebracht, die Eisenhower-Ära mit dem berühmten Satz »Was gut ist für General Motors, ist gut für Amerika« zu verbinden.9 Rückblickend ist das vernünftiger, als es sich zunächst anhört. Damals sorgte die Automobilindustrie für ungeheure Profite. Deren Löwenanteil floss in Form von Steuern direkt in die Staatskasse. Man muss sich das einmal vorstellen: Der höchste Unternehmenssteuersatz lag unter Eisenhower bei 52 Prozent und der höchste persönliche Steuersatz, den etwa die Großkopferten auf den Chefetagen zu berappen hatten, bei 91 Prozent. Damals verdankte sich der größte Teil der Staatseinkünfte den Unternehmenssteuern. Der hohe Steuersatz animierte die Konzernleitungen tendenziell zu höheren Löhnen: Warum sollte man die Profite nicht besser unter den Arbeitern verteilen, was einem deren Dankbarkeit und Loyalität einbrachte, wenn es ansonsten der Staat nehmen würde? Dieser benutzte die Steuereinnahmen dazu, Brücken, Highways und Tunnel zu bauen. Von diesen Baumaßnahmen profitierte nicht nur wiederum die Autoindustrie, sie schufen darüber hinaus auch noch Arbeitsplätze und gaben Unternehmern mit Staatsaufträgen die Möglichkeit, die Politiker, die die Beute verteilten, mit saftigen Schmiergeldern und Provisionen zu bereichern. Es gab eine ganze Reihe dieser Engelskreise, die einander verstärkten.


      Ein halbes Jahrhundert später leben wir eindeutig in einem anderen wirtschaftlichen Universum. Die in der industriellen Fertigung möglichen Profite sind geschrumpft. Löhne und Sozialleistungen stagnieren oder schrumpfen; die Infrastruktur bröckelt ab. Eine Folge dessen, dass in den 80er Jahren der Kongress die Wuchergesetze abschaffte. Das stieß die Tür zu einem Amerika auf, in dem Gerichte und Polizei zu Vollstreckern von Kreditarrangements wurden, die (mit bis zu 300 Prozent Zinsen jährlich) zuvor bestenfalls beim organisierten Verbrechen zu finden waren. Und es erlaubte auch praktisch jedem Unternehmen, ins Finanzgeschäft einzusteigen.


      Wir müssen uns darüber im Klaren sein, dass die Sprache, deren wir uns hier bedienen, zutiefst trügerisch ist. So sprechen wir zum Beispiel hinsichtlich der Gesetzesänderungen im Finanzbereich von »Deregulierung« und vom »schlanken« Staat, der sich aus den Märkten herauszuhalten habe. Nichts könnte weiter von der Wahrheit entfernt sein. Indem er jedem Unternehmen in den Finanzsektor einzusteigen erlaubte, gewährte der Staat ihnen das Recht, Geld zu schöpfen bzw. zu schaffen. Was daher kommt, dass Banken – und andere Geldverleiher –, allgemein gesprochen, kein Geld verleihen, das sie bereits haben. Sie schaffen bzw. schöpfen Geld durch Kreditvergabe (Giralgeld). Der Staat verlieh also Unternehmen wie General Motors eine Macht, die einst den Banken vorbehalten war, die dem Federal Reserve System bzw. Zentralbank-System der USA angehören. Die frisch verliehene Macht ermöglichte es diesen Unternehmen, Geld durch die Vergabe von Krediten an Autokäufer zu schöpfen und dadurch fast ihren ganzen Profit mit Zinsen sowie Verzugs- und Bearbeitungsgebühren zu machen. Gleichzeitig bezahlen Großkonzerne, also unter anderem General Motors und General Electric, ebenso wie die größten Banken in den meisten Fällen praktisch überhaupt keine Bundessteuern mehr. Soweit ihre Profite überhaupt an den Staat gehen, geschieht das in Form von Bestechungsgeldern, die – jetzt als »Firmenlobbying« – direkt an Politiker gezahlt werden, damit diese weitere, nicht selten von den Unternehmen selbst vorformulierte Gesetze verabschieden, die den Unternehmen noch größere Gewinne bescheren. Und da dem Fiskus irgendwann keine nennenswerten Einkünfte in Form von Unternehmenssteuern mehr zuflossen, verlegte sich auch der Staat zunehmend darauf, den Bürgern – über die Einkommensteuer – das Geld aus der Tasche zu ziehen.


      Mir leuchtet nicht mehr so recht ein, wie wir angesichts dieser Verhältnisse noch von »Kapitalismus« sprechen können. Als ich auf dem College war, hat man mir beigebracht, Kapitalismus sei ein System, in dem private Firmen dadurch Profit machen, dass sie Leute einstellen, um etwas zum Verkaufen zu produzieren; Systeme, in denen die Big Player anderen – durch Androhung von Gewalt – den Wohlstand direkt aus der Tasche zogen, nannte man »feudalistisch«.10 Dieser Definition zufolge nimmt sich das, was wir »Wall Street« nennen, zunehmend wie eine bloße Clearingstelle für den Handel mit und die Übertragung von Feudalrenten aus – oder, um es weniger fein auszudrücken, wie eine Räuberhöhle –, während es echte Kapitalisten zunehmend nur noch in Indien, Brasilien oder im kommunistischen China gibt. Mit der Krise von 2008 hat der Staat klargemacht, dass er nicht nur willens ist, systemrelevanten Unternehmen – solchen, die zu groß zum Scheitern sind – das Recht zum Gelddrucken zu verleihen, sondern auch selbst schier unbegrenzte Summen zu schöpfen, um diese Unternehmen herauszuhauen, sollten sie die Karre mal durch die Vergabe korrupter bis schwachsinniger Kredite trotzdem in den Dreck fahren. Wenn nun Institutionen wie die Bank of America, obwohl sie eben noch die Weltwirtschaft in den Abgrund gefahren haben, nach Belieben Geld unter eben jenen Politikern verteilen dürfen, die sie mit ihrem Votum gerettet haben, um sich weiterhin von ihren Lobbyisten eben jene Gesetze schreiben lassen zu können, die sie eigentlich »regulieren« sollten, dann ist nicht ganz zu erkennen, warum solche Firmen heutzutage nicht als Teil der Bundesregierung zu sehen sein sollten – abgesehen vielleicht von der Einschränkung, dass die ihren Profit nicht behalten darf.


      Die Feststellung, wie viel vom Einkommen des Normalbürgers dieses räuberische System tatsächlich verschlingt, ist außerordentlich schwierig, aber meines Erachtens entscheidend. Riesige Anteile davon sind irgendwo als Gebühren und, vor allem, als Strafen versteckt. Ich erinnere mich noch, wie ich mir von einem Verkäufer im New Yorker Kaufhaus Macy’s eine Kundenkarte aufschwatzen ließ, um die 120 Dollar für eine Ray-Ban-Sonnenbrille zu bezahlen. Ich schickte zwar einen Scheck, bevor ich ins Ausland abreiste, hatte mich aber offensichtlich bei der Steuer um 2,75 Dollar verrechnet. Als ich einige Monate später zurückkam, hatten sich um die 500 Dollar an Verzugszinsen angesammelt. Wir rechnen diese Zahlen für gewöhnlich nicht mit ein, weil wir sie, mehr noch als Schulden, als Sold unserer eigenen Sünden sehen; wir bezahlen sie nur, weil wir etwas falsch gemacht haben (in meinem Fall habe ich mich verrechnet und es versäumt, mir die Abrechnungen nach Übersee nachschicken zu lassen). Genaugenommen ist aber das ganze System mittlerweile darauf ausgerichtet, uns zu solchen Fehlern zu verleiten, schließlich hängt das ganze System der Konzernprofite von ihnen ab.


      Wie viel vom Lebenseinkommen eines durchschnittlichen Amerikaners landet wohl in Form von Zahlungen für Zinsen, Bußen, Gebühren, Versicherungen, Provisionen und so weiter bei den Finanzdienstleistern? Es gibt darüber schlicht keine Zahlen. (Das allein schon sollte aufhorchen lassen, da Zahlen praktisch über so gut wie alles zu haben sind.) Aber man kann sich eine Vorstellung davon verschaffen. Der Statistik über die disponiblen Haushaltseinkommen der US-Notenbank zufolge blättert der amerikanische Durchschnittshaushalt etwa 18 Prozent seines Einkommens für den Schuldendienst – Kredite und ähnliche Verpflichtungen – hin. Diese Zahl ist in vieler Hinsicht unzureichend, weil sie zwar Kapital- und Zinszahlungen sowie Immobiliensteuern enthält, nicht aber Straf- und andere Gebühren, aber sie gibt uns doch so eine Art Hausnummer.


      Wie auch immer, es bedeutet, dass die meisten Amerikaner bereits einen von fünf Dollar, die sie verdienen, auf die eine oder andere Weise in der Wall Street abliefern. Aber natürlich gibt es den »Durchschnittsamerikaner« gar nicht; die Raubzüge der Finanzindustrie treffen bei Weitem nicht alle gleich. Zunächst einmal wird ein erklecklicher Teil dieses Geldes einfach von der Chefetage der Finanzdienstleister eingesteckt (all die Boni für Banker etc.), während ein weiterer Teil in Form von Dividenden abgezweigt wird. Die allerdings nicht jeder bekommt. Vor dem Crash war man der Auffassung, jeder würde von dem Deal profitieren, der Kapitalismus würde zum Volksunternehmen, an dem alle Amerikaner – etwa über Kapitalanlagen, Ruhestandskonten und Pensionsfonds – partizipieren. Dabei war das schon immer eine maßlose Übertreibung, aber seit dem Crash hört man nicht mehr viel davon. Heute ist das Profitsystem wieder das, was es immer gewesen ist: eine Methode, um das Geld an die an der Spitze der Nahrungskette umzuverteilen. Infolgedessen wird kaum ein reicher Amerikaner sein Einkommen an die Wall Street verlieren; die meisten stehen über ihre Investments als Nettogewinner da, selbst wenn sie selbst nicht im Finanzsektor tätig sind.


      Die am unteren Ende der finanziellen Nahrungskette andererseits – und das trifft auf alle zu, egal welcher Rasse, Klasse, welchen Alters oder Geschlechts – zahlen ausnahmslos drauf. 2004 zum Beispiel wendeten die 18- bis 24-Jährigen 22 Prozent ihres Einkommens für den Schuldendienst11 auf – etwa ein Fünftel zahlten über 40 Prozent; und für die 25- bis 34-Jährigen, die vor allem von den Studienkrediten betroffene Gruppe, sah es noch schlimmer aus – sie wandten ein Viertel ihres Einkommens für den Schuldendienst auf. Und diese Zahlen gelten auch für die jüngeren Amerikaner insgesamt, unabhängig von ihrem Bildungsstand.


      Um es noch einmal zu sagen: All das galt vor dem Crash!


      Im unmittelbaren Gefolge der Ereignisse von 2007 begann jeder Amerikaner, der seine Schulden – und damit den Anteil seines Einkommens, den die Wall Street abschöpft – nur irgendwie reduzieren konnte, dies auf der Stelle zu tun. Das dürfte einem eine gewisse Vorstellung davon geben, wie dramatisch die Veränderung war.


      Nur sind bestimmte Arten von Kredit eben so eingerichtet, dass dies gar nicht möglich ist. Zum Beispiel ist es prinzipiell durchaus möglich, seine Hypothek neu auszuhandeln. Versucht man das hingegen bei einem Studienkredit, muss man zur Strafe mit hoher Wahrscheinlichkeit Tausende Dollar auf die ursprüngliche Kreditsumme drauflegen. Als Folge davon steigen die Schulden der Studenten weiter in schwindelerregendem Maße an. Deren Summe hat längst schon die Summe aller Kreditkartenschulden und jüngst auch die der Hypotheken überstiegen.


      Die andere Gruppe, die derweil der Falle nicht zu entkommen vermag, sind – Sie haben es erraten – die Erwerbsarmen, vor allem arbeitende Frauen und Farbige, denen die Finanzindustrie nach wie vor große Brocken ihres ohnehin schon stagnierenden Einkommens direkt abschöpft. Man bezeichnet sie oft als »Subprimer«, da die, die ihr eigenes Haus haben (sie sind natürlich die Minderheit), sich in der Regel auch eine zweitklassige Hypothek haben aufschwatzen lassen. Außerdem ist bei ihnen die Wahrscheinlichkeit am größten, dass ein Inkassounternehmen hinter ihnen her ist oder der Autohändler sich seinen Wagen zurückgeholt hat. Darüber hinaus, und das ist das Infamste von allem, sehen sie sich, da sie mit größter Wahrscheinlichkeit keine nennenswerte Krankenversicherung und dergleichen haben, gezwungen, im Falle eines familiären Notfalls einen Überbrückungskredit aufzunehmen – Kredite, für die man ihnen einen effektiven Jahreszins von etwa 300 Prozent abverlangt.


      Die meisten Amerikaner beider Kategorien bezahlen mit Sicherheit einen größeren Teil ihres Einkommens an die Wall Street als in Form von Steuern an den Staat.

    


    
      
        
      


      
        Postings

      


      Im September 2011, noch vor Beginn der Besetzung, richtete Chris eine Website auf Tumblr mit dem Titel »We Are The 99%« ein, wo Sympathisanten Bilder von sich mit einer kurzen Beschreibung ihrer Situation posten konnten.


      Während ich an diesem Buch schreibe, gibt es dort über 125 Seiten mit solchen Postings, deren Autoren hinsichtlich Rasse, Alter, Geschlecht und auch sonst unterschiedlicher nicht sein könnten. Ich gebe hier mal einige Beispiele wieder.


      


      Beispiel 1


      »Ich bin 20 Jahre alt. Bei uns herrscht Armut in der dritten Generation. Meine Familie besteht aus Lehrern und Farmern. Die Heimatstadt meiner Großeltern ist eine Geisterstadt. Meine Mutter ist in einen 8-Meter-Trailer ohne Heizung und fließendes Wasser gezogen. Sie ist eine alleinstehende Mutter mit einer Reihe von unbehandelten gesundheitlichen Problemen, so ziemlich wie der Rest meiner Freunde und meiner Familie. Ihr fehlt die Hälfte ihrer Zähne. Sie hat in Erwachsenenfilmen gespielt, damit ich auf die Schule gehen kann. Schließlich hat sie, nach jahrelanger harter Arbeit, einen Secondhand-Laden übernommen – 2007. Als die Wirtschaft gecrasht ist, musste sie statt unserer Hypothek die Miete für den Laden bezahlen. Wir haben das Haus & den Laden verloren.


      Jetzt lebe ich allein. Ich habe kein Auto, keinen Führerschein, keine Krankenversicherung. Ich bezahle die Miete, indem ich Mon-Freitag in einer Eisdiele arbeite für 7,25 Dollar die Stunde. Ich gehe jeden Tag zwei Meilen zur Arbeit. So bleibt mir keine Zeit für die Schule, die ich mir sowieso nicht leisten könnte. Ich würde Sozialhilfe beantragen, aber meine Mom hat keine richtigen Steuerunterlagen wegen ihrer früheren Arbeit. Bis 25 muss ich also die Ausbildung aus der eigenen Tasche zahlen. Aber meine Taschen sind leer.


      Wenn mein Land mich die Frau heiraten lassen würde, die ich liebe, könnte ich meine finanzielle Unabhängigkeit von meinen Eltern amtlich machen & um Stütze eingeben. Aber dieses Land sieht mich als Bürger 2. Klasse. Es erkennt unsere Liebe & Bindung nicht an.


      Mein ganzes Leben lebe ich jetzt von Lohntüte zu Lohntüte. Ich weiß, wie es ist, in der Schule zu sitzen & mich zu fragen, ob wir noch Licht und Wasser haben, wenn ich nach Hause komme; mehr als einmal hat man uns diese Annehmlichkeiten weggenommen. Ich bete und bete um ein Wunder. Ich arbeite meiner Mutter ihre Schulden ab, die unter ihrem Studentenkredit gefangen ist und den Schulden ihrer Eltern.


      ICH WILL DEN KREIS DURCHBRECHEN. ICH WILL MEINER FAMILIE HELFEN. ICH WILL HOFFEN KÖNNEN!!!


      Diese Träume entgleiten mir von Tag zu Tag mehr.


      ICH BIN DIE 99%. GENAU WIE IHR.


      Man saugt uns aus und lässt uns krepieren.«


      


      Beispiel 2


      


      »Mein Paps hat über 30 Jahre Besen gemacht bei einer Firma, in der alle bei der Gewerkschaft waren. Meine Mutter hat in der Kirche das Büro gemacht. Beide haben hart gearbeitet. Mein Paps wurde oft dafür ausgezeichnet, weil er am seltensten wegen Krankheit gefehlt hat. Es ging den beiden gut genug, um eine 3-Zimmer-Wohnung zu kaufen und einmal im Monat mit ihren drei Kindern essen zu gehen. Sie verbesserten sich im Lauf der Zeit, wenn auch nicht sehr. Vor zehn Jahren übernahm der Sohn des Gründers die Firma. Er verlangte auf der Stelle in allen Bereichen Streichungen von 30 bis 50 Prozent. Die Gewerkschaft streikte, die Firma machte zu und wurde verkauft. Die Gewerkschaft klagte. Mein Paps bekam eine Abfindung von 10 000 Dollar. Er arbeitet heute noch hart. Er ist körperlich am Ende. Er bewegt sich, als wäre er 80. Er ist eben 60 geworden. ER IST DIE 99%.«


      


      Beispiel 3


      
        
          [Bild vergrößern]
        


        [image: ]

      


      »Ich bin bei einem alleinerziehenden Elternteil in einer Kellerwohnung aufgewachsen. Der Staat weigert sich seit 95, meine Familie auch nur irgendwie finanziell zu unterstützen. Um meine Spielplätze lungerten die Vergewaltiger rum. Meine Schulen waren voller Dealer. Mein Wohnblock wurde von einer Gang übernommen. Und viele meiner Freunde wurden angeschossen oder ermordet. Ich bin eine afroamerikanische Frau. Man hat mir gesagt, ich stehe ›auf der Liste ganz unten‹ … genauso wie auf der Liste der Sorgen meines Staats. Meine Familie ist noch nie in den Ferien gewesen, und wir können uns kein Auto leisten. ABER WIR HABEN DESWEGEN NICHT AUFGEGEBEN! Meine Mutter ist seit fast 10 Jahren krank, aber sie hat nicht aufgegeben. Mein Bruder und ich haben es aufs College geschafft, weil uns nichts aufhalten kann. Sogar jetzt nicht, wo meine Mutter arbeitslos ist und sich unsere Bildung nicht mehr leisten kann … Aber jetzt ratet mal: WIR GEBEN NICHT AUF! Ich bin 19, und man hat mir Stellen verweigert, weil ich Akuabba heiße. Ich bin die 99% und will, dass sich was ändert. Bevor ich nicht in der Lage bin, den wachsenden Stapel von Arztrechnungen für meine Mutter und meine Studiengebühren zu zahlen und mit meiner Mutter zwei Wochen in den Urlaub zu fahren, werde ich nicht aufhören, Chicago zu besetzen.«


      


      Beispiel 4


      
        
          [Bild vergrößern]
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      »Ich bin 26 Jahre alt. Ich habe zwei Jobs und arbeite 65 Stunden die Woche. Ich arbeite mit Erwachsenen mit Entwicklungsstörungen, Autismus und psychischen Erkrankungen. Die Non-Profit-Organisationen, für die ich arbeite, sind unterfinanziert. Einer hat man eben die Mittel um eine Million gekürzt. Wir sind unterbesetzt und unterbezahlt. Meine Kollegen und ich haben alle Mühe, unsere Familien zu ernähren und die Miete zu zahlen. Wir sind oft übermüdet und ausgebrannt. Wir erledigen eine achtbare Arbeit und verdienen eine faire Bezahlung und ausreichend Personal. Unsere Kunden verdienen es, von mehr als nur 5 Dollar die Woche zu leben oder 1 Dollar am Tag, und Pflegekräfte, die bei ihnen bleiben und nicht zu müde sind (wir würden bei McDonald’s mehr verdienen). WIR SIND die 99%!!!!«


      


      Beispiel 5


      
        
          [Bild vergrößern]
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      »Ich bin Vorschullehrerin mit 34 000 Dollar Schulden. Ich bin die 99%. Ich bin 25 Jahre alt und habe 34 000 Dollar Schulden wegen meiner Ausbildung an einer staatlichen Universität, obwohl meine Eltern, die selbst schon zu kämpfen haben, ihr Haus verkauft haben, um mitzuhelfen.


      Ich habe das Glück, eine Stellung in einer Fürsorgegemeinschaft gefunden zu haben, aber es ist nur Teilzeit, und ich bin nicht krankenversichert. Ich sähe keine Möglichkeit, eine Arztrechnung zu bezahlen, sollte etwas Ernstes passieren.


      Als ich noch krankenversichert war, in meiner vorigen Stelle, machte der Beitrag zehn Prozent meines Einkommens aus. Weitere zwanzig Prozent schluckte der Schuldendienst für meinen Studentenkredit.


      Eine Freundin und ich haben zusammen einen Familientarif beim Telefon, um zu sparen.


      Ich hatte einen Wagen gemietet zum Umziehen und einen kleinen Unfall. Der Eigenanteil betrug 500 Dollar, die sofort zu zahlen waren (keine Möglichkeit der Ratenzahlung), sodass ich mit den Zahlungen für meinen Studentenkredit einen Monat in Verzug kam.


      Ich kaufe alles gebraucht, ich fahre mit dem Rad, ich zahle bar, und ich komme grade mal so über die Runden.


      Noch einen Monat, dann habe ich die Möglichkeit, zu einer Kreditgenossenschaft hier am Ort zu gehen, aber in der Zwischenzeit verlangt Chase seit Neuestem 10 Dollar/Monat Bearbeitungsgebühr. Also echt!«


      


      Beispiel 6


      
        
          [Bild vergrößern]
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      »Ich bin eine 34 Jahre alte arbeitslose Pflegefachkraft.


      Ich habe wegen einer seltenen Krankheit vor einem Jahr meine Stelle im Krankenhaus verloren.


      Ich habe drei sehr seltene Erkrankungen und wurde 19-mal operiert, und man verweigert mir die Krankenkasse, weil ich zu viel Arbeitslosengeld bekomme. Ich bekomme mehr Arbeitslosengeld, als die meisten meiner arbeitenden Freunde verdienen, und mehr als in den meisten Jobs, für die ich mich bewerbe. Ich habe das Gefühl, in der Arbeitslosigkeit festzusitzen – ich weiß nicht, was passiert, wenn ich kein Arbeitslosengeld mehr bekomme.


      Mein Scheck ist ständig schon aufgebraucht, bevor ich ihn kriege. Nach den Rechnungen bleiben mir noch weniger als 200 im Monat für alles andere. Ich bin Tausende von Dollar an Arztrechnungen schuldig – 10 000 allein dieses Jahr. Die meisten anderen in meiner medizinischen Lage hätten längst aufgegeben. ICH KANN NICHT!! Ich habe ein kleines Mädchen, das bei ihrer Oma lebt und sich immer so freut, wenn sie zu ihrer Mom darf, dass ich sie nicht im Stich lassen kann.


      Unsere Kinder sind die Zukunft! Wenn schon nicht für euch selbst, dann für eure Kinder. Sie sind auf euch angewiesen!!


      Ich bin die 99%!


      Genau wie ihr! Besetzt ÜBERALL!«


      


      Beispiel 7


      


      »Ich habe einen Collegeabschluss und arbeite die letzten paar Jahre für gemeinnützige Organisationen, zusammen mit meiner Frau. Auf dem Höhepunkt unserer Karriere auf diesem Gebiet hat jeder die großartige Summe von 12 Dollar die Stunde verdient.


      Unsere Kleidung kommt aus Grabbelkisten und Secondhand-Läden, unsere Autos sind gebraucht gekauft und unser Luxus ist minimal. Wir haben weder einen Handyvertrag noch Kabelanschluss.


      Meine Frau und ich haben beide vor einem Jahr unseren Job verloren. Gemeinnützige Organisationen stellen nicht mehr so viele ein und arbeiten mit minimalem Etat. Ich hatte sechs Vorstellungsgespräche auf 200 Bewerbungen in diesem Jahr. Nicht ein einziges Jobangebot ist in Sicht.


      Wir waren immer kreditwürdig und haben außer dem Studienkredit und der Hypothek nie Schulden gemacht … Wir haben uns ›an die Regeln gehalten.‹ Für uns steht im Augenblick alles Spitz auf Kopf; auf der einen Seite haben wir endlose Schulden, auf der anderen das Elend.


      Wenn Menschen, die Leben und Beruf der Hilfe anderer gewidmet haben, in dieser Situation enden, wer wird dann denen helfen, die noch weniger Glück haben? Wir sind die 99%.«


      


      Beispiel 8


      


      »Ich bin erst 15 Jahre alt. Manchmal kann unsere Familie sich keine Lebensmittel leisten, wenn wir welche brauchen. Ich war seit drei Jahren nicht mehr beim Arzt, weil wir uns das nicht leisten können. Ich habe alle Symptome von Diabetes und habe Angst, ich könnte in ein diabetisches Koma fallen, wenn ich es wirklich habe. Ich habe von all den Verhaftungen der Demonstranten bei ›Occupy Wall Street‹ gesehen und gehört und wie brutal man die verprügelt hat. Was ich nicht verstehe, ist, wenn die Bill of Rights behauptet, wir haben Redefreiheit, warum verhaftet man uns dann und knüppelt uns nieder, bloß weil wir unsere Meinung sagen?? Außerdem können wir Millionen, sogar Milliarden Dollar ausgeben, um einen Krieg zu finanzieren, aber wir haben nicht mal einen Bruchteil davon für Wohnungen für Obdachlose und Essen für Arme?! Die Regierung kassiert Steuern von den Armen und gibt sie den Reichen! Die Armen haben schon Schulden, ihre Häuser werden zwangsversteigert, sie verlieren ihre Jobs! Während die Reichen im Luxus leben, LEIDEN die Armen!


      ES MUSS SICH WAS ÄNDERN!


      Hieß es nicht mal, wir sind alle gleich?


      ICH BIN die 99%.«


      


      Vor ein paar Monaten kam es im Internet zu einer Diskussion, was für eine »Ideologie der 99 Prozent« sich aus solchen Zeugnissen ableiten lässt. Es begann damit, dass Mike Konczal vom Blog Rortybomb die html-Texte auf die 25 meistverwendeten Wörter abklopfte und dabei herausfand, dass das häufigste Wort darin »Job« ist, das zweithäufigste »Schulden«, dass aber alle anderen sich auf die Notwendigkeiten des Lebens beziehen: ein Dach über dem Kopf, Lebensmittel, Gesundheitsvorsorge, Bildung und Kinder.12 Jegliche Hinweise auf Konsumgüter glänzten durch Abwesenheit. Konczal interpretiert das als nachhaltiges Schwinden von Horizonten: Wir hören keine Forderungen nach mehr Demokratie oder Würde am Arbeitsplatz mehr, noch nicht einmal mehr nach wirtschaftlicher Gerechtigkeit. In dieser in den Feudalismus zurückgefallenen Form des Kapitalismus sehen sich die meisten von uns auf die Situation einer traditionellen Bauernschaft reduziert, die nichts anderes fordert als die Mittel, selbst für ihren Lebensunterhalt sorgen zu können.


      Aber genau das, so folgte in der sich anschließenden (recht lebhaften, wie man sich vorstellen kann) Internetdebatte das Argument, mache die Bewegung auf ihre Weise weit radikaler als nahezu jede andere der jüngsten Geschichte. Zu einer Zeit, wo Industriekapitalismus und zügelloses Konsumdenken einen Gutteil der Welt in eine Wüste zu verwandeln drohten, hätten wir einen Punkt erreicht, wo der Kapitalismus noch nicht einmal in den reichsten Ländern der Erde für das zum Leben Nötigste zu sorgen vermöge. Die einzige Möglichkeit einer Rückkehr zu einem annehmbaren Leben bestehe deshalb im Hinwegfegen des ganzen Systems.13


      Vielleicht, aber mir scheint all das auch die Grenzen eines statistischen Ansatzes aufzuzeigen, so sensibel er sein mag. Als ich die Tumblr-Seite zum ersten Mal überflog, fiel mir auf, dass vor allem Frauen sich dort zu Wort meldeten und die Betonung nicht allein auf dem Erwerb der Mittel für ein akzeptables Leben lag, sondern dass auch von den Mitteln, sich um andere kümmern zu können, die Rede war. Es lässt sich nicht übersehen, wie viele von denen, die da ihre Lebensgeschichte erzählen, in Berufen tätig sind oder tätig sein wollen, in denen man sich um andere kümmert: Gesundheitswesen, Gemeindearbeit, soziale Einrichtungen. Aber hinter der schrecklichen Eindringlichkeit so vieler dieser Schilderungen steckt eine unausgesprochene Ironie: Wer sich im heutigen Amerika zu einem sozialen Beruf entschließt, landet für gewöhnlich in derart beschränkten Verhältnissen, dass er sich nicht einmal richtig um die eigene Familie zu kümmern vermag. Er oder sie kann kein Geburtstagsgeschenk für die Tochter kaufen, muss zusehen, wie sie die Symptome einer Diabetes entwickelt, ohne mit ihr zum Arzt gehen zu können, muss seine todkranke Mutter pflegen, ohne genug Zeit für sie aufbringen zu können.


      Es gab einmal eine Zeit, in der das Paradigma des politisch selbstbewussten Angehörigen der Arbeiterklasse männlich und Ernährer der Familie war – heute ist es mit hoher Wahrscheinlichkeit eine alleinstehende Mutter. Arbeitete der Mann in einer Autofabrik oder einem Stahlwerk, so ist sie Lehrerin oder Krankenschwester. Frauen gehen mit größerer Wahrscheinlichkeit aufs College, machen mit höherer Wahrscheinlichkeit ihren Abschluss und enden mit höherer Wahrscheinlichkeit in der Armut.14 Darüber hinaus beginnt diese Konvergenz unsere Auffassung von Arbeit an sich zu verändern. Und hier, denke ich, liegt Konczal falsch: Es ist nicht so, dass die 99-Prozent-Bewegung die Würde der Arbeit verwirft. Ganz im Gegenteil. Sie erweitert unsere Auffassung von sinnvoller Arbeit vielmehr, indem sie alles einschließt, was wir nicht für uns selbst tun.

    


    
      
        
      


      
        Sich nicht drauf einlassen

      


      4. Frage: Warum schien die Weigerung, Forderungen zu stellen oder sich auf die Bedingungen des bestehenden politischen Systems einzulassen, die Bewegung eher verlockender zu machen als unattraktiv?


      


      Man sollte meinen, Menschen in einer derart verzweifelten Lage wünschten sich eine augenblickliche, pragmatische Lösung ihres Dilemmas. Umso erstaunlicher ist es, dass sie sich von einer Bewegung angezogen fühlen, die sich kategorisch weigert, direkt an eine der bestehenden politischen Institutionen zu appellieren.


      Das überraschte vor allem die Vertreter der Medienkonzerne. Die meisten Berichterstatter zogen es einfach vor, nicht zur Kenntnis zu nehmen, was da vor ihren Augen geschah. Angefangen mit dem ersten – abscheulichen – Artikel von Ginia Bellafante in der New York Times handeln wir uns seitens der großen Medienunternehmen den endlosen Vorwurf ein, es mangele der Bewegung an Ernsthaftigkeit – wegen ihrer Weigerung, eine konkrete Liste von Forderungen aufzustellen. Fast jedes Mal, wenn mich ein Journalist der Mainstreammedien zu Occupy Wall Street interviewt, muss ich mir die eine Variante ein und desselben Vortrags anhören:


      


      »Wie wollen Sie etwas erreichen, wenn Sie sich weigern, für eine Führungsstruktur zu sorgen oder eine konkrete Liste von Forderungen aufzustellen? Und was soll dieser Anarchistenunsinn – Konsens, die Handzeichen etc.? Sehen Sie nicht, dass Sie mit dieser Radikalensprache die Leute verprellen? Den Mainstream, den amerikanischen Normalverbraucher, erreichen Sie mit so etwas nie!«


      


      Die Fragen, warum OWS die Einrichtung einer strukturierten Führung verweigert und warum wir keine konkrete Grundsatzerklärung herausgeben, laufen natürlich auf ein und dasselbe hinaus: Warum klinken wir uns nicht als Opposition in die bestehenden politischen Strukturen ein, um sie letztendlich von innen zu bekämpfen?


      Würde man eine Hitliste der schlechtesten Ratschläge aller Zeiten zusammenstellen, stünde der hier ziemlich weit oben. Seit dem Finanzcrash von 2007 hat es zahllose Versuche gegeben, unter diesem Vorzeichen eine landesweite Bewegung gegen die Raubzüge von Amerikas Finanzelite loszutreten. Sie sind alle gescheitert. Die meisten kläglich. Erst als eine Bewegung auf den Plan trat, die sich kategorisch weigerte, einen solchen Weg einzuschlagen, eine Bewegung, die die bestehende politische Ordnung in Bausch und Bogen als korrupt verwarf und einen totalen Neuanfang für Amerikas Demokratie verlangte, erst da begannen urplötzlich überall im Land Besetzungen aus dem Boden zu sprießen. Keine Frage, die Bewegung ist nicht trotz der anarchistischen Elemente zustande gekommen. Vielmehr verdankt sie ihnen ihren Erfolg.


      Aus der Perspektive eines undogmatischen Anarchisten wie mir – das heißt einem, der in breiten Koalitionen zu arbeiten bereit ist, solange sie nach horizontalen Prinzipien vorgehen – ist das natürlich genau das, wovon wir immer geträumt hatten. Jahrzehntelang hatten wir in der anarchistischen Bewegung unsere ganze kreative Energie auf die Entwicklung von Formen egalitären politischen Handelns verwandt, die auch wirklich funktionieren, auf Formen direkter Demokratie in selbstverwalteten Gemeinschaften außerhalb des Staates. Unser ganzes Projekt basiert auf dem Glauben, dass Freiheit ansteckend ist. Wir wussten immer schon, dass es praktisch unmöglich ist, den durchschnittlichen Amerikaner von der Machbarkeit einer wahrhaft demokratischen Gesellschaft zu überzeugen. Aber es besteht die Möglichkeit, sie ihnen zu zeigen. Die konkrete Erfahrung, eine Gruppe von ein- oder zweitausend Menschen ohne strukturierte Führung kollektive Entscheidungen treffen zu sehen, die Erfahrung, wie sich Tausende von Menschen auf der Straße, nur von ihren Prinzipien und ihrer Solidarität motiviert, im Schulterschluss gegen eine Phalanx gepanzerter Bereitschaftspolizisten behaupten – so etwas kann selbst die elementarsten Annahmen darüber ändern, wie Politik oder, ja, eigentlich das Leben überhaupt aussehen könnte.


      In den Tagen des Global Justice Movement Ende der 90er Jahre meinten wir, genügend Leute rund um den Globus diesen neuen Formen direkter Demokratie, diesen Traditionen direkter Aktion aussetzen zu können, um die Anfänge einer neuen globalen demokratischen Kultur aufkommen zu sehen. Aber wir kamen nie wirklich aus dem Aktivistenghetto heraus; die meisten Amerikaner wussten noch nicht einmal, wie sehr wir uns die Basisdemokratie auf unsere Fahnen geschrieben hatten. Die Antikriegsbewegungen nach 2003 mobilisierten Hunderttausende, aber sie machten den Fehler, auf die veraltete vertikale Politik hierarchischer Koalitionen zurückzugreifen, auf charismatische Führer und darauf, mit Spruchbändern herumzumarschieren. Viele von uns Unentwegten gaben ihre Überzeugungen nicht auf. Wir warteten auf die richtige Gelegenheit. Nur kam uns so langsam der Glauben abhanden, wirklich gewinnen zu können, ohne dass wir das selber gemerkt hätten.


      Und dann passierte es doch. Als ich das letzte Mal im Zuccotti Park war – ich meine: vor der Räumung – und zusah, wie Bauarbeiter im besten Alter und Latino-Hip-Hop-Künstler alle unsere alten Handzeichen bei Großversammlungen einsetzten, gestand mir meine alte Freundin Priya Reddy, die Ökoanarchistin und ehemalige Baumbesetzerin, die mittlerweile im Park als offizielle Videodokumentaristin fungierte: »Ich muss mich alle paar Stunden kneifen, um mir klarzumachen, dass ich das nicht alles träume.«


      


      In den ersten beiden Jahren nach dem Kollaps von 2008 hatte sich so mancher ratlos gefragt, warum da so gar nichts passierte, und jetzt auf einmal lautet die ganz große Frage nicht nur, warum nach all der Zeit endlich eine Anti-Wall-Street-Bewegung einschlug, sondern warum ausgerechnet in dieser Form. Auch hier bieten sich erste offensichtliche Antworten an. Wenn etwas, sofern sie nicht selber der politischen Klasse angehören, fast alle Amerikaner eint, ob rechts oder links, dann ist es ein Widerwille gegen Politiker. Insbesondere »Washington« wird als fremdartiges, von Grund auf korruptes Gebilde von Macht und Einfluss empfunden. Und dass es nur als verlängerter Arm der Wall Street existiert, lässt sich seit 2008 fast unmöglich ignorieren. Und dennoch erklärt das nicht die umfassende Ablehnung bestehender politischer Einrichtungen jeglicher Art.


      Eine triftigere Antwort ist meiner Ansicht nach einmal mehr generationsbedingt. Der Refrain der ersten Besetzer im Zuccotti Park war: »Ich habe mich an die Regeln gehalten. Ich habe alles genau so gemacht, wie man es mir beigebracht hat. Und was habe ich jetzt davon?« Und genau das ließe sich auch über die Erfahrungen junger Leute mit der Politik sagen.


      Die meisten Amerikaner Anfang zwanzig machten ihre ersten Erfahrungen mit politischem Engagement in den Wahlen von 2006 und 2008, an denen sich etwa doppelt so viele junge Leute beteiligten wie üblich, die ihre Stimmen mit überwältigender Mehrheit den Demokraten gaben. Obamas Wahlkampf richtete sich ganz bewusst an die progressive Jugend, und das mit spektakulären Resultaten. Drei Jahre später kann man sich kaum noch daran erinnern, dass Obama nicht nur als Kandidat des »Change« angetreten war, sondern auch rhetorisch mit vollen Händen aus dem Sprachschatz radikaler Bewegungen schöpfte: »Yes we can!«, »Sei du die Wende!« Und als ehemaliger Sozialarbeiter und Mitglied der linken New Party war er einer der wenigen Kandidaten der jüngeren Geschichte, von dem sich sagen lässt, dass er nicht aus einem verrauchten Herrenclub, sondern aus dem Hintergrund eines sozialen Engagements hervortrat. Darüber hinaus zog er seine Wahlkampagne an der Basis wie eine soziale Bewegung auf. Anstatt Telefonarbeit zu leisten oder von Haus zu Haus zu gehen, sahen junge Freiwillige sich angehalten, nachhaltige Bewegungen zugunsten progressiver Anliegen – Unterstützerstreiks, Armentafeln, Umweltinitiativen – auf die Beine zu stellen, die noch lange nach der Wahl Bestand hätten. Was den jungen Leuten im Verein mit dem Umstand, dass Obama der erste afroamerikanische Präsident der USA sein würde, das Gefühl gab, an einem wahrhaft transformativen Augenblick in der amerikanischen Politik teilzuhaben.


      Zweifelsohne hatte keiner der jungen Leute, die sich mehr oder weniger aktiv für Obama einsetzten, eine konkrete Vorstellung davon, wie diese Umgestaltung tatsächlich aussehen sollte. Den meisten von ihnen jedoch ging es um wahrhaft grundlegende strukturelle Veränderungen in der amerikanischen Demokratie. Vergessen wir nicht, dass das alles in einem Land passierte, in dem der Rahmen des akzeptablen politischen Diskurses – der Rahmen dessen, was Politiker oder Kommentatoren sagen dürfen, ohne sich gleich als Spinner abgeschrieben zu sehen – so eng gesteckt ist, dass weite Teile der Bevölkerung ihre Ansichten erst gar nicht ausdrücken wollen.


      Um eine Vorstellung davon zu bekommen, wie radikal der Unterschied zwischen akzeptabler Meinung und den tatsächlichen Gefühlen des amerikanischen Wählers ist, brauchen wir nur zwei Rasmussen-Umfragen zu nehmen, die eine aus dem Dezember 2008, gleich nach Obamas Wahl, die zweite aus dem April 2011. Eine repräsentative Auswahl von Amerikanern wurde befragt, welches Wirtschaftssystem sie bevorzugten: Kapitalismus oder Sozialismus? 2008 waren 15 Prozent der Bevölkerung der Ansicht, dass die USA mit einem sozialistischen System besser dran wären; drei Jahre später fand das einer von fünf. Noch bemerkenswerter sah das nach Altersgruppen aufgeschlüsselt aus: Je jünger der Befragte, desto höher die Wahrscheinlichkeit, dass ihm die Vorstellung, den Rest seines Lebens in einem kapitalistischen System zu verbringen, missfiel. Nach wie vor bevorzugte zwar eine Mehrheit der Amerikaner zwischen 15 und 25 den Kapitalismus, nämlich 37 Prozent im Gegensatz zu 33 Prozent, denen der Sozialismus lieber gewesen wäre. (Die restlichen 30 Prozent waren sich nicht sicher.) Aber man überlege mal, was das in diesem Zusammenhang bedeutet. Es bedeutet, dass fast zwei Drittel der amerikanischen Jugend es sich wenigstens überlegen würden, das kapitalistische System in Bausch und Bogen über Bord zu werfen! Für ein Land, in dem es die meisten Menschen via TV nur mit Politikern und Kommentatoren zu tun haben, die den Begriff »Sozialismus« stets als Schimpfwort verwenden, ist das ganz außergewöhnlich. Zugegeben, aus demselben Grund lässt sich kaum sagen, was die jungen Leute, die den »Sozialismus« vorziehen würden, denn tatsächlich darunter verstehen. Gewiss kein Wirtschaftssystem nach dem Modell Nordkoreas. Aber welches dann? Schweden; Kanada? Bloß spielt das in gewisser Hinsicht auch gar keine Rolle. Die meisten Amerikaner mögen sich nicht sicher sein, was Sozialismus tatsächlich bedeutet, aber sie wissen eine Menge über den Kapitalismus, und wenn »Sozialismus« etwas bedeutet, dann eben irgendwas anderes, eigentlich fast schon egal, was, nur eben nicht das!15


      2008 stimmten mehr als zwei Drittel der jungen Amerikaner für Obama (genauer: 68 Prozent gegenüber 30 Prozent für dessen Gegenkandidaten John McCain). Was also dürfte in einem jungen amerikanischen Wähler wohl vorgegangen sein, der, nachdem er für einen fundamentalen politischen und wirtschaftlichen Wandel gestimmt hat, feststellen muss, einen gemäßigten Konservativen gewählt zu haben?


      Gemessen an den politischen Standards des Mainstreamdiskurses mag sich mein Urteil extrem ausnehmen, aber ich benutze das Wort »konservativ« hier in seinem eigentlichen Sinn, in dem es heute eher selten zum Einsatz kommt. Heute gilt als »Konservativer«, wenigstens in den USA, in der Hauptsache ein Vertreter des »radikalen rechten Flügels« – im Unterschied zur eigentlichen herkömmlichen Bedeutung eines »Konservativen« als einer Person, deren wesentliche politische Maßgabe die Erhaltung bestehender Einrichtungen ist, das Bewahren des Status quo. Und als Konservativer in diesem Sinne hat Obama sich entpuppt. So gut wie alle seine politischen Bemühungen zielen auf die Bewahrung einer bedrohten institutionellen Struktur: das Bankensystem, die Autoindustrie, auch die Krankenversicherungsbranche. Obamas wesentliches Argument bei seinem Ruf nach einer Gesundheitsreform war immer, dass das bestehende, auf profitorientierten privaten Versicherern aufgebaute System auf Dauer wirtschaftlich nicht lebensfähig und deshalb irgendeine Art von Veränderung nötig sei. Worauf er schließlich verfiel, das war die Wiederbelebung eines republikanischen Modells, das erstmals in den Neunzigern als Alternative zu Clintons umfassendem Plan für eine Reform des Gesundheitswesens aufs Tapet gebracht worden war. Im Detail ausgeklügelt worden war es in rechtslastigen Denkfabriken, als erster umgesetzt hatte es Mitt Romney, damals republikanischer Gouverneur in Massachusetts. Obama war damit auf den einzigen Plan gestoßen, der das bestehende profitorientierte System in einer Form hatte bewahren können, die ihm eine Chance gab, wenigstens noch für eine weitere Generation zu bestehen.


      Angesichts der Krise, in der sich die US-Wirtschaft zum Zeitpunkt von Obamas Amtsübernahme im Januar 2009 befand, bedurfte es schon einer wahrhaft heroischen Anstrengung, das System nicht wenigstens irgendwie aufzumischen, sondern alles mehr oder weniger wieder in den Zustand zu bringen, in dem es vorher gewesen war. Aber Obama brachte diesen heroischen Kraftakt auf, und als Resultat davon blieb der Status quo tatsächlich in jeder Hinsicht intakt. Es kam weder zur Verstaatlichung von Banken noch zur Zerschlagung solcher Institute, die »zu groß zum Scheitern« waren. Es kam weder zu größeren Änderungen in der Finanzgesetzgebung noch zu strukturellen Veränderungen in der Automobil-, ja überhaupt in der Industrie. Es gab keine Veränderungen im Arbeitsrecht, bei den Drogen- und Überwachungsgesetzen, bei der Finanz- und Bildungspolitik, im Transportwesen, in der Energie- und Militärpolitik. Und vor allem, entgegen den Wahlversprechen, änderte Obama auch nichts an der Rolle des Geldes in der Politik. Das wäre wirklich entscheidend gewesen.


      Den besten Eindruck davon, was Amerikas »Progressive« – die Linken, Halblinken oder Linksliberalen, die in der Zusammenarbeit mit den Demokraten den besten Weg zu einem politischen Wandel in Amerika sehen – gegenwärtig denken, vermittelt einem die Lektüre der Diskussionen auf dem liberalen Blog Daily Kos. Der Hass, den man dort Obama in den letzten beiden Jahren entgegengebracht hat, ist schlicht phänomenal. Es ist dort an der Tagesordnung, ihn einen Betrüger zu nennen, einen Lügner, einen heimlichen Republikaner, der – im Namen eines »parteiübergreifenden Kompromisses« – absichtlich jede Gelegenheit zur progressiven Veränderung verpatzt hat, die sich ihm bot.


      Der Hass mag zunächst überraschen, wird aber verständlich, wenn man bedenkt, mit welch leidenschaftlicher Hingabe diese Menschen in Amerika progressive Politik über freie Wahlen gemacht sehen wollen. Und wenn der Obama, der sich 2008 zur Wahl stellte, kein Betrüger wäre, der insgeheim seine Basis verriete, sondern ein echter Demokrat links von der Mitte, dann bliebe einem kaum etwas anderes als der Schluss auf die Vergeblichkeit eines solchen Projekts. Immerhin hätten die politischen Sterne doch wohl nicht besser stehen können als 2008. Das Jahr erlebte eine Welle von Wahlen, die den Demokraten die Kontrolle über beide Häuser des Kongresses bescherten. Es kam ein demokratischer Präsident auf einer Plattform der »Veränderung« an die Macht – und das mitten in einer Wirtschaftskrise, die schlimm genug war, um radikale Maßnahmen welcher Art auch immer unumgänglich zu machen, ganz zu schweigen davon, dass der Volkszorn gegen die finanzielle Elite ein Maß erreicht hatte, das den größten Teil der Amerikaner fast jede Politik gegen sie hätte unterstützen lassen. Aber die radikalen Veränderungen blieben aus; Wall Street gewann gar noch größeren Einfluss auf den politischen Prozess; das Etikett »progressiv« wurde für die meisten Wähler zum Stigma, weil man es nun mit Positionen identifizierte, die ihrem Wesen nach konservativ und konzernfreundlich waren. Und da die Republikaner sich als die einzige Partei erwiesen, die überhaupt radikale Positionen – egal welcher Art – einzunehmen bereit war, rückte das politische Zentrum noch weiter nach rechts. Es war nicht mehr zu übersehen: Wenn progressive Veränderungen in einem Jahr wie 2008 nicht über freie Wahlen zu bewerkstelligen sind, dann sind sie eben überhaupt nicht zu bewerkstelligen. Und das ist genau der Schluss, den man in weiten Teilen der amerikanischen Jugend gezogen zu haben scheint.


      Die Zahlen sprechen für sich. War die Wahlbeteiligung unter der Jugend 2008 dreimal so hoch wie vier Jahre zuvor, so fiel sie zwei Jahre nach Obamas Wahl bereits wieder um 60 Prozent. Die jungen Wähler wechselten noch nicht mal die Seiten; die, die zur Wahl gingen, wählten die Demokraten im selben Maß wie zuvor. Nein, die meisten hatten einfach das Vertrauen in den Prozess verloren, sie blieben zu Hause, was dazu führte, dass die Tea Party, deren Anhänger größtenteils mittleren Alters sind, die Wahlen beherrschten und damit auch fortan Obamas Regierung, die daraufhin willfährig noch weiter nach rechts rückte.


      So hatte denn sowohl in ökonomischer als auch in staatsbürgerlicher Hinsicht eine Generation junger Menschen jeden Grund, sich betrogen zu fühlen: Sie hatten sich an die Regeln gehalten, sie hatten getan, was man von ihnen verlangte, und bekommen hatten sie nichts. Weniger noch als nichts. Obama hatte sie der Hoffnung beraubt – der Hoffnung, durch institutionelle Mittel zu Lebzeiten so etwas wie eine sinnvolle Veränderung bewirken zu können. Wenn sie ihre tatsächlichen Probleme angesprochen sehen wollten, wenn sie irgendeine Art von demokratischer Veränderung in Amerika wollten, dann musste das über andere Mittel und Wege geschehen.

    


    
      
        
      


      
        Private Weltsicht –öffentliche Meinung

      


      5. Frage: Aber warum gleich eine so explizit revolutionäre Bewegung?


      


      Mit das Bemerkenswerteste an OWS ist, dass es sich nicht nur um eine Volksbewegung handelt, ja noch nicht einmal nur um eine radikale Bewegung, sondern um eine revolutionäre. Anarchisten und revolutionäre Sozialisten haben sie losgetreten, und in den ersten Versammlungen, in denen die wesentlichen Themen und Prinzipien erarbeitet wurden, waren die revolutionären Sozialisten sogar die konservativere Fraktion. Verbündete aus dem Mainstream versuchen diesen Hintergrund ständig herunterzuspielen. Und Kommentatoren vom rechten Flügel ereifern sich immer wieder: Wenn nur der Mann auf der Straße kapieren würde, wer die Urheber von OWS seien, er würde sich angewidert abwenden. Wir haben jedoch jeden Grund zu einer doppelten Annahme. Erstens glauben wir, dass der durchschnittliche Amerikaner, auf beiden Seiten des politischen Spektrums, weit bereitwilliger radikale Lösungen ins Auge fassen würde, als seine Medien und offiziellen Meinungsmacher zugeben wollen. Und zweitens sind wir davon überzeugt, dass es gerade die besonders revolutionären Aspekte von OWS sind – die Weigerung, die Legitimität der bestehenden politischen Einrichtungen anzuerkennen, die Bereitschaft, die fundamentalen Prämissen unseres Wirtschaftssystems infrage zu stellen –, die den Kern des Appeals dieser Bewegung ausmachen.


      Was ganz offensichtlich erhebliche Fragen hinsichtlich der Mainstreammedien und -Meinungsmacher aufwirft, Fragen danach, was sie wirklich sind und wozu. Was in den USA als respektable Meinung zur Debatte gestellt wird, stammt größtenteils von Journalisten, insbesondere von Fernsehkommentatoren und Zeitungskolumnisten, die Einstellungen und Befindlichkeiten der amerikanischen Öffentlichkeit kommentieren. Sie liegen mit ihren Äußerungen oft so fantastisch daneben, dass sich einem die Frage aufdrängt, was da wirklich vor sich geht.


      Ein Beispiel, das mir besonders im Gedächtnis geblieben ist: Nachdem die Bush/Gore-Wahl im Jahr 2000 vor Gericht gelandet war, herrschte in der ersten Riege der Kommentatoren subito der überwältigende Konsens, »das amerikanische Volk« wolle auf keinen Fall einen langwierigen Prozess, es wolle die Angelegenheit vielmehr so rasch wie möglich gelöst sehen, egal wie. Kaum tauchten die ersten Meinungsumfragen auf, stellte sich heraus, dass das amerikanische Volk genau das Gegenteil wollte: Eine überwältigende Mehrheit wollte wissen, wer die Wahl denn nun wirklich gewonnen hatte, egal wie lange es dauern würde, das herauszufinden. Was jedoch praktisch keinerlei Wirkung auf die Meinungsmacher hatte. Sie erklärten nun einfach, dass ihre Kommentare von gestern ein bisschen voreilig gewesen sein mochten, jedoch definitiv bald zutreffen würden


      Es sind dies natürlich dieselben Lieferanten konventioneller Weisheit, denen nach dem Hin und Her der Wahlen von 2008 und 2010 folgendes Kunststück gelang: Da hatten wir, inmitten einer schweren Wirtschaftskrise, zuerst den Kollaps einer desillusionierten republikanischen Basis und eine Welle junger Wähler gesehen, die radikale Veränderungen von der Linken erwarteten, und dann, nachdem derartige Veränderungen ausgeblieben waren und die Krise weiterging, einen Einbruch bei den Stimmen von Jungen und Linken sowie das Auftauchen einer Bewegung zorniger Mittelschichtwähler, die gar noch radikalere Änderungen auf der rechten Seite forderten – und unsere Experten schafften es tatsächlich, dies als Beleg dafür zu interpretieren, die Amerikaner schwankten um die politische Mitte. Überhaupt wird es immer offensichtlicher, dass die Rolle der Medien nicht länger darin besteht, den Amerikanern zu sagen, was sie denken sollen, sondern darin, denjenigen von ihnen, die zunehmend zornig und verbittert sind, weiszumachen, dass ihre Nachbarn zu ganz anderen und milderen Schlussfolgerungen gekommen sind als sie selbst.


      Die Logik dahinter ist so ziemlich dieselbe wie die, mit der die Wähler davon abgehalten werden sollen, irgend etwas anderes zu wählen als republikanisch oder demokratisch. Selbst wenn ein dritter Herausforderer Positionen vertritt, die von der Mehrheit der Amerikaner geteilt werden, warnt man sie pausenlos davor, ihre Stimme an diesen Kandidaten zu »verschwenden«, weil ihn ohnehin niemand wählen wird. Ein augenfälligerer Fall von sich selbst erfüllender Prophezeiung lässt sich kaum vorstellen. Resultat ist eine Mainstreamideologie – ein konservativer und stets auf Mäßigung und die Erhaltung des Status quo bedachter Zentrismus –, die eigentlich niemand vertritt (außer den Meinungsmachern selbst, versteht sich), aber von der jeder nichtsdestoweniger annimmt, alle andere dächten so.


      Wie konnte es zu einer derartigen Kluft zwischen der tatsächlichen Weltsicht vieler Amerikaner und den Meinungen kommen, die in den öffentlichen Foren Ausdruck finden? Warum scheinen die Geschichten der Menschen auf der 99-Prozent-Website es nie ins Fernsehen zu schaffen, noch nicht einmal ins angebliche »Reality«-TV? Wie konnte es in einem Land, das eine Demokratie zu sein behauptet, zu einer Situation kommen, in der – wie die Besetzer betonten – die politischen Klassen nicht willens zu sein scheinen, auch nur über die Art von Problemen und Positionen zu reden, die den einfachen Bürger auf der Straße tatsächlich bewegen?


      


      Zur Beantwortung dieser Fragen bedarf es einer breiteren historischen Perspektive.


      Beginnen wir mit der Finanzialisierung, die ich weiter oben schon angesprochen habe. Konventioneller Weisheit zufolge haben wir uns von einer industriellen hin zu einer Finanzdienstleistungsökonomie bewegt. Dass es sich bei den meisten davon kaum um »Dienstleistungen« handelt, habe ich bereits gesagt. Paul Volcker hätte es prägnanter nicht ausdrücken können mit seiner Bemerkung, die einzige »finanzielle Innovation«, von der die Öffentlichkeit in den letzten 25 Jahren tatsächlich profitiert hat, sei der Geldautomat. Wir sprechen hier von kaum mehr als einem ausgefeilten Extraktionssystem, das sich letztlich, wie ebenfalls bereits betont, auf die Macht von Gerichten, Gefängnissen und Polizei stützt.


      Aber wie funktioniert das auf internationaler Ebene? Hier entwickelten sich die USA, abermals der konventionellen Weisheit zufolge, von einer noch in den 50er, 60er und 70er Jahren florierenden industriellen Exportwirtschaft, die Konsumgüter wie Autos, Bluejeans und Fernseher in alle Welt lieferte, zu einem Nettoimporteur von Konsumgütern und Nettoexporteur von Finanzdienstleistungen. Aber wenn diese »Dienstleistungen« nicht wirklich »Dienstleistungen« sind, sondern – wenigstens zu Hause – eher damit zu tun haben, dass der Staat Unternehmen die Macht zur Geldschöpfung verleiht und die daraus resultierenden Kreditarrangements mit der Macht seiner Gerichte und Polizei zu stützen bereit ist, warum um alles in der Welt sollte irgendjemand, der nicht der amerikanischen Gerichtsbarkeit untersteht, damit einverstanden sein wollen?


      Die Antwort ist natürlich, dass diese »Jemande« in vieler Hinsicht eben doch amerikanischer Gerichtsbarkeit unterstehen. Hier betreten wir ein Territorium, das für die öffentliche Diskussion effektiv tabu ist. Am einfachsten lässt sich das veranschaulichen, wenn wir uns folgende Fakten ansehen:


      


      
        	
          Die USA verwenden mehr auf ihr Militär als alle anderen Länder der Welt zusammengenommen. Sie haben mindestens zweieinhalb Millionen Soldaten unter Waffen stehen und unterhalten 737 Militärstützpunkte in Übersee, von Paraguay bis Tadschikistan, und im Gegensatz zu irgendeiner anderen Militärmacht in der Geschichte behalten sie sich die Macht vor, ihr tödliches Potenzial an jeden Punkt der Welt zu dirigieren.

        


        	
          Der US-Dollar ist die Währung des Welthandels und hat seit den 70er Jahren das Gold als Reservewährung des globalen Bankensystems ersetzt.

        


        	
          Ebenfalls seit den 70er Jahren haben die USA ein immer noch von Tag zu Tag wachsendes »Handelsdefizit« auflaufen lassen, das heißt, der Wert der Importe übersteigt den der Exporte bei Weitem.

        

      


      


      Es ist kaum vorstellbar, dass diese Fakten so gar nichts miteinander zu tun haben könnten. Vor allem, wenn man bedenkt, was sich seit Jahrhunderten bewahrheitet hat: Die Welthandelswährung ist seit jeher die Währung der dominanten Militärmacht, und der Zustrom an Reichtum aus dem Ausland war bei solchen Militärmächten immer größer als der, der aus dem Land abfloss. Trotzdem, in dem Augenblick, in dem man zu spekulieren beginnt, wie die tatsächlichen Verbindungen aussehen zwischen der amerikanischen Militärmacht, dem Bankensystem und dem Welthandel, dann läuft man – wenigstens in respektablen Kreisen – Gefahr, als paranoider Spinner abgetan zu werden.


      Aber wie funktioniert das denn nun?


      Es ist ein System von endloser Komplexität, aber ich will versuchen, wenigstens ein paar Koordinaten anzugeben. Trotz der schrumpfenden Exporterlöse schaffen es die USA, billige Konsumgüter ins Land fließen zu lassen, und zwar vermöge der »Seigniorage« (Münzgewinn, Schlagschatz), wie die Ökonomen das nennen. Dieser mit Absicht undurchsichtige Begriff bezeichnet eigentlich den »wirtschaftlichen Vorteil, der einem daraus erwächst, bestimmen zu können, was Geld ist«. Zum besseren Verständnis dessen, was es damit auf sich hat, müssen wir uns vergegenwärtigen, dass der größte Teil des öffentlichen Diskurses über das Defizit die Situation genau falsch herum sieht. Er basiert fast ausnahmslos auf der stillschweigenden Annahme, Geld sei – wie Erdöl – eine Art präexistenter Substanz, von der es nur eine endliche Menge gibt und die der Staat entweder durch Steuern einnehmen oder sich von jemandem leihen muss. In Wirklichkeit schöpft der Staat – mittels der Notenbank – dadurch Geld, dass er es sich leiht. Weit davon entfernt, eine Belastung für die amerikanische Wirtschaft zu sein, ist das Staatsdefizit – das größtenteils aus amerikanischen Kriegsschulden besteht16 – der eigentliche Motor des Systems, da der Dollar in Wirklichkeit im Wesentlichen zirkulierende US-Kriegsschuld ist und US-Auslandsschulden in Form von Schatzobligationen heute die Basis des internationalen Zentralbanksystems sind.


      In einigen Fällen ist dieser Prozess recht eindeutig. So zum Beispiel, als während des Kalten Kriegs Westdeutschland US-Schatzobligationen aufkaufte (und diese mit Verlust hielt), um so effektiv die US-Basen auf deutschem Boden zu finanzieren; oder wenn Japan, Südkorea und die Golfstaaten das heute tun. Wir haben es in solchen Fällen mit etwas zu tun, was einem imperialen Tributsystem gleicht – was es letztlich auch ist, aber da die USA sich nicht gern als »Imperium« bezeichnet sehen, bestehen sie darauf, diese Tributarrangements als »Anleihen« zu kaschieren. In anderen Fällen sind die Arrangements subtiler, so etwa bei der Beziehung zwischen den Vereinigten Staaten und China. Pekings massive Ankäufe von US-Schatzanleihen seit den Neunzigern scheinen Teil eines stillschweigenden Übereinkommens zu sein, bei dem China die USA mit ungeheuren Mengen unterpreisiger Konsumgüter überschwemmt, und das auf eine Rechnung, von der die Chinesen genau wissen, dass die Amerikaner sie nicht wirklich bezahlen werden, während diese ihrerseits sich bereit erklärt haben, Chinas systematische Verstöße gegen das Immaterialgüterrecht (hierunter fallen etwa Patente) zu ignorieren.


      Wir sollten jetzt nicht so tun, als ob die USA überhaupt kein Produktionsstandort mehr wären. Sie sind immer noch unübertroffen bei Landmaschinen, in medizinischer und Informationstechnologie und vor allem bei der Produktion von Hightech-Waffen. Aber dieser verbliebene Produktionssektor generiert keine nennenswerten Profite mehr. Stattdessen hängen Reichtum und Macht des einen Prozent mittlerweile zunehmend von einem Finanzsystem ab, das seinerseits wiederum von der amerikanischen Militärmacht im Ausland und zu Hause von der Macht der Gerichte abhängig ist (und damit im weiteren Sinne auch von Wiederinbesitznahme-Agenturen, Sheriffs, der Polizei).


      Ist dieses System auf lange Sicht lebensfähig? Ganz offensichtlich nicht. Kein Imperium währt ewig, und das US-Imperium gerät in jüngster Zeit – wie selbst seine eigenen Verteidiger mittlerweile einräumen – zunehmend unter beträchtlichen Druck.


      Ein deutliches Zeichen ist das Ende der »Schuldenkrise der Dritten Welt«. Etwa ein Vierteljahrhundert lang haben die USA und ihre europäischen Verbündeten über globale Agenturen wie den Internationalen Währungsfonds die endlosen Finanzkrisen der ärmeren Länder in Asien, Afrika und Lateinamerika ausgenutzt, um der Dritten Welt die Doktrin des »freien Markts« einzubläuen. Folge davon war ausnahmslos das Streichen von Sozialleistungen, die Umlegung des Reichtums auf ein Prozent der Bevölkerung und, natürlich, die Öffnung der Wirtschaft für die »Finanzdienstleistungs«-Industrie. Diese Tage sind vorbei. Die Dritte Welt wehrte sich; ein globaler Volksaufstand (von den Medien als »Antiglobalisierungsbewegung« bezeichnet) wirbelte solchen Staub um diese Politik auf, dass Ostasien und Lateinamerika den IWF bis 2002 oder 2003 effektiv hinausgeworfen hatten und der Währungsfonds 2005 selbst am Rande des Bankrotts stand. Die Finanzkrise von 2007 und 2008, die – wahrscheinlich nicht zufällig – gerade in der Situation ausbrach, als das amerikanische Militär peinlicherweise im Irak und in Afghanistan nicht mehr weiterkam, hat zum ersten Mal zu einer ernsthaften internationalen Diskussion darüber geführt, ob der Dollar internationale Reservewährung bleiben sollte. Gleichzeitig findet die vermeintliche Gesundbetungsformel, die man einst auf die Dritte Welt angewandt hatte, nun auch zu Hause Anwendung, von Irland und Griechenland bis Wisconsin und Baltimore. Resultat ist eine Welle demokratischer Erhebungen, die ihren Anfang in den amerikanischen Satellitenstaaten des Nahen Ostens genommen und sich dann rasch nach Norden über den Mittelmeerraum und Nordamerika ausgebreitet hat.


      Das Bemerkenswerte ist: Je näher die Welle dem Zentrum der Macht kam, dem »Herzen des weltweiten Finanzimperiums«, wie unsere chinesischen Freunde es nannten, desto radikaler wurden die Forderungen. Die arabische Revolte setzte sich aus allen möglichen Gruppierungen zusammen, von marxistischen Gewerkschaftern bis hin zu konservativen Theologen, aber ihr Kern war das liberale Verlangen nach einer säkularen, konstitutionellen Republik, die freie Wahlen zulässt und die Menschenrechte respektiert. Die Besetzer in Griechenland, Spanien und Israel waren – bei allen Unterschieden in ihrer Radikalität – eher geflissentlich antiideologisch. Sie bestanden darauf, sich auf ganz bestimmte Probleme wie Korruption und staatliche Rechenschaftspflicht zu konzentrieren, und kamen damit über das ganze politische Spektrum hinweg an. In den USA dann hatten wir eine von Revolutionären losgetretene Bewegung, die mit einer direkten Kampfansage an das Wesen des Wirtschaftssystems begann.


      Teils kommt das einfach daher, dass die Amerikaner nun wirklich niemanden außer sich selbst verantwortlich machen können. Falls, wie ich in meinem ersten Artikel für den Guardian schrieb, das, was wir da gerade erleben, »die Eröffnungssalve einer Welle von Verhandlungen über die Auflösung des amerikanischen Imperiums« ist, können Ägypter, Tunesier, Spanier oder Griechen die politischen und ökonomischen Arrangements, unter denen sie leben – ob von den USA gestützte Diktaturen oder ganz und gar der Herrschaft von Finanzkapital und Marktorthodoxie unterworfene Regierungen –, als etwas von außen Auferlegtes sehen, das sich demnach möglicherweise ohne radikale Veränderung der Gesellschaft selbst abschütteln lässt. Amerikaner haben diesen Luxus nicht. Als Nation haben wir das allein uns selbst zu verdanken.


      So bleibt uns nichts anderes übrig, als die ganze Frage danach zu überdenken, wer »wir« eigentlich sind. Die Parole »Wir sind die 99 Prozent« war der erste Schritt in diese Richtung. Sie sollte es den Amerikanern ermöglichen, einander mit anderen Augen zu sehen. Dennoch, das allein genügte wohl kaum.


      Eine revolutionäre Bewegung zielt nicht bloß auf eine Neuordnung der politischen und ökonomischen Beziehungen ab. Eine wahre Revolution muss stets auf der Basis des Common Sense operieren. In den USA hätte man gar nicht anders vorgehen können. Fast überall sonst auf der Welt gilt Amerika als die Heimat einer Philosophie des politischen Lebens, die in der Orthodoxie des freien Marktes gipfelt. Das beinhaltet eine Reihe von Annahmen darüber, was Menschen sind und was sie vom Leben wollen, den Glauben, dass alle gesellschaftlichen Probleme in Wirklichkeit wirtschaftlicher Art sind, dass Demokratie der Markt ist und Freiheit das Recht, an diesem Markt teilzuhaben, beinhaltet ferner den Glauben, die Schaffung einer unablässig weiter wachsenden Welt voller Konsumüberfluss sei das alleinige Maß für den nationalen Erfolg. In großen Teilen der Welt ist diese Philosophie als »Neoliberalismus« bekannt geworden. In den USA benutzen wir dieses Etikett eigentlich nicht. Wir können über die damit gemeinten Sachverhalte nur in der Sprache der Propaganda sprechen: »Freiheit«, »freier Markt«, »Freihandel«, »freie Marktwirtschaft«, der »American Way of Life«.


      Klar, nicht selten verspotten wir derlei Ideen, aber um ihre Grundlagen infrage zu stellen, müssten wir radikal überdenken, was es eigentlich bedeutet, Amerikaner zu sein. Und das ist extrem schwierig. Denn die, die im Land den Ton angeben, haben all ihre Chips auf die ideologische Karte gesetzt – das heißt, sie haben eine Menge mehr Zeit und Energie auf den Aufbau einer Welt verwendet, in der es schier unmöglich ist, den Kapitalismus (selbst in seiner gegenwärtigen, besonders brutalen und räuberischen Form) als einzig praktikable Wirtschaftsform in Frage zu stellen, als darauf, eine tatsächlich tragfähige Form von Kapitalismus zu schaffen. Die Konsequenz: Während unser Imperium – vor allem unser Wirtschaftssystem – mit allen Symptomen eines bevorstehenden Kollapses vor sich hin stolpert, stehen die meisten von uns wie vor den Kopf geschlagen da, unfähig, sich auch nur die Möglichkeit einer Alternative vorzustellen.

    


    
      
        
      


      
        Bestechung und die Moral des öffentlichen Lebens

      


      6. Frage: Wie kommt es, dass es in Amerika einen revolutionären Akt darstellt, die Rolle des Geldes in der Politik infrage zu stellen?


      


      Wir haben eine Form von Kapitalismus geschaffen, der nicht mehr partnerschaftlich mit dem Staat zusammen-, sondern unmittelbar durch ihn arbeitet. Die mächtigsten und profitabelsten Firmen sind fast schon zu Fortsätzen der Staatsmacht geworden. Aber es gibt da noch eine tiefere Ebene. Das Prinzip, sich Einfluss kaufen zu können, durchdringt mittlerweile jeden Aspekt unserer Kultur: Geld ist Macht und Macht im Grunde alles. Bestechung ist, wie ein Philosoph sagen könnte, zu einem ontologischen Prinzip geworden – sie definiert unsere Erfahrung von Realität. Sie infrage zu stellen heißt deshalb, alles infrage zu stellen.


      Ich benutze das Wort »Bestechung« durchaus befangen. Wie George Orwell vor langer Zeit schon gesagt hat, besteht der erste Hinweis auf die Korruptheit eines politischen Systems darin, dass die, die es verteidigen, die Dinge nicht beim richtigen Namen zu nennen vermögen. Nach dieser Maßgabe sind die Vereinigten Staaten heutzutage ganz außergewöhnlich korrupt. Wir unterhalten ein Imperium, das nicht als solches bezeichnet werden kann, wir fordern einen Tribut, den wir nicht als solchen bezeichnen können, und rechtfertigen das alles mit einer ökonomischen Ideologie, über die wir noch nicht einmal sprechen können. Euphemismen und Codewörter durchdringen jeden Aspekt der öffentlichen Debatte.


      Das gilt nicht nur für die Rechte, die mit militärischen Begriffen wie »Kollateralschaden« operiert, sondern auch für die Linke. Man denke etwa an den Begriff der »Menschenrechtsverletzungen«. Oberflächlich betrachtet scheint er nicht unbedingt viel zu verhüllen. Niemand, der bei klarem Verstand ist, würde sich für Menschenrechtsverletzungen aussprechen. Aber es gibt hier durchaus verschiedene Grade der Mißbilligung. Vergleichen Sie einmal folgende Sätze:


      


      
        	
          »Im Interesse unserer entscheidenden strategischen Erfordernisse scheint es mir zuweilen unerlässlich zu sein, Beziehungen zu Regimen mit zweifelhafter Menschenrechtsbilanz zu unterhalten, ja, sie sogar zu unterstützen.«

        


        	
          »Im Interesse unserer entscheidenden strategischen Erfordernisse scheint es mir zuweilen unerlässlich zu sein, Beziehungen zu Regimen zu unterhalten, in denen vergewaltigt, gefoltert und gemordet wird, ja, sie sogar zu unterstützen.«

        

      


      


      Wer so redet wie im zweiten Fall, dürfte sich sicher schwerer tun, sein Anliegen durchzubringen. Und wer immer diesen Satz hört, wird sich weit eher fragen, ob diese »strategischen Erfordernisse« tatsächlich so »entscheidend« sind. Wird sich womöglich gar fragen, was denn überhaupt ein »strategisches Erfordernis« sei.


      Ich für meinen Teil halte diesen »Vergewaltigungs-Folter-Mord-Test«, wie ich ihn nenne, für recht nützlich. Weil er das Verfahren vereinfacht. Hat man ein politisches Gebilde vor sich – sei es ein Staat, eine soziale Bewegung, eine Guerillaarmee, ja, irgendeine organisierte Gruppe, die einen vor die Entscheidung stellt, ob man sie unterstützen oder verurteilen soll –, frage man sich zuerst: »Vergewaltigt, foltert oder mordet es oder gibt entsprechende Befehle dazu?« Die Frage scheint auf der Hand zu liegen, aber einmal mehr erweist es sich als überraschend, wie selten – oder besser, wie selektiv – man sie stellt. Oder vielleicht mag einem das als überraschend erscheinen, bis man sie stellt und dadurch die konventionelle Sichtweise so einiger weltpolitischer Probleme plötzlich auf den Kopf gestellt sieht. Somalische Piraten zum Beispiel haben bis 2009 weder vergewaltigt noch gefoltert noch gemordet (erst danach ging es mit einigen Banden rapide bergab) – was besonders beeindruckend ist, wenn man bedenkt, dass sie, um als Piraten ernst genommen zu werden, ihre potenziellen Opfer davon überzeugen mussten, sie würden es tatsächlich tun. Inzwischen ist fast jeder Staat in diesem Teil der Welt bei diesem Test mit spektakulären Resultaten durchgefallen.17


      In den USA jedoch ist Korruption das Tabu schlechthin. Es gab einmal eine Zeit, in der man es »Bestechung« nannte, Politikern Geld zuzustecken, um Einfluss auf sie zu nehmen, abgesehen davon, dass es illegal war. Die Hand aufzuhalten bezeichnet man heute als »Fundraising« bzw. »Spendensammeln« und die Bestechung selbst als »Lobbying«. Als Folge davon ist Bestechung zur eigentlichen Basis unserer Staatsform geworden. Um das zu kaschieren, haben wir diverse rhetorische Tricks – deren wichtigster darin besteht, einige wenige Praktiken weiterhin unter Strafe zu stellen. So können wir weiterhin darauf beharren, dass »richtige« Bestechung immer eine andere Form der Entgegennahme von Geld im Austausch für politisches Wohlwollen sei.18 Es ist jedoch nicht von der Hand zu weisen, dass der durchschnittliche Senator oder Kongressabgeordnete in Washington vom Tag seines Amtsantritts an Woche für Woche etwa 10 000 Dollar aufbringen muss, wenn er wiedergewählt werden möchte – Geld, das er fast ausschließlich von dem einen Prozent der Reichsten bezieht.19 Was dazu geführt hat, dass unsere gewählten Volksvertreter geschätzte 30 Prozent ihrer Zeit darauf verwenden, sogenannte Spender um Bestechungsgeld anzugehen.


      All das wurde zur Kenntnis genommen und diskutiert. Weniger Augenmerk richtete man bisher darauf, dass sich das mit der Moral des öffentlichen Lebens gleich ganz anders verhält, wenn man sich erst einmal im Prinzip auf die Akzeptabilität des Einflusserwerbs geeinigt hat. Anders gesagt: wenn man nichts Falsches mehr darin sieht, nicht nur die eigenen Angestellten, sondern grundsätzlich jeden, selbst die Renommiertesten und Mächtigsten, für Handlangerdienste in Wort und Tat zu bezahlen. Wenn Menschen, die im Dienste der Öffentlichkeit stehen, bestochen werden können, um Standpunkte zu vertreten, die einem passen, warum dann nicht auch Professoren? Wissenschaftler? Journalisten? Die Polizei?


      Eine Menge dieser Verbindungen begannen in den ersten Tagen der Besetzung sichtbar zu werden: So stellte sich heraus, dass viele der uniformierten Polizisten im Finanzdistrikt, von denen man hätte glauben mögen, sie seien im gleichen Maße zum Schutz aller Bürger da, in Wirklichkeit von Wall-Street-Firmen direkt bezahlt werden. Ähnlich gestand einer der ersten Reporter von der New York Times, die sich Anfang Oktober schließlich zu einem Besuch des Camps herabließen, ohne mit der Wimper zu zucken, er sei gekommen, weil der »CEO einer großen Bank« ihn angerufen und gebeten hätte, doch mal nachzusehen, ob die Proteste sich auf seine »persönliche Sicherheit« auswirken könnten.20 Bemerkenswert daran ist nicht, dass solche Verbindungen existieren, sondern dass nicht eine der beteiligten Parteien auch nur auf den Gedanken zu kommen scheint, so etwas vielleicht besser für sich zu behalten.


      Ähnlich verhält es sich mit den Sozial- und Geisteswissenschaften. Die waren noch nie objektiv. Der Motor hinter den Zielen der Forschung war schon immer das Geld verschiedenster staatlicher Einrichtungen oder reicher Philanthropen, die zumindest ganz bestimmte Vorstellungen davon haben, welche Richtung die Fragestellung zu nehmen habe, und für gewöhnlich auch davon, was für Antworten tunlichst gefunden werden sollten. Mit dem Aufkommen der Denkfabriken in den 70er Jahren jedoch wurde es in den wirklich relevanten Disziplinen (hauptsächlich in den Wirtschaftswissenschaften) völlig normal, sich nur zur Rechtfertigung eines vorgefassten Standpunktes engagiert zu sehen. Ich erinnere mich noch, mit welcher Bestürzung ich während Reagans Amtszeit Wortwechsel wie den folgenden im Fernsehen sah:


      


      Regierungsvertreter: Unsere oberste Priorität ist der Beschluss einer Senkung der Kapitalertragssteuer zur Stimulierung der Wirtschaft.


      Interviewer: Aber was würden Sie zu einer ganzen Reihe jüngster ökonomischer Studien sagen, nach denen diese Art von Trickle-down-Ökonomie nicht wirklich funktioniert? Dass sie die Wohlhabenden keineswegs dazu stimuliert, mehr Leute einzustellen?


      Regierungsvertreter: Nun, das ist richtig, die wahren Gründe für die wirtschaftlichen Vorteile von Steuersenkungen müssen wir erst noch richtig verstehen …


      


      Anders gesagt, die Wirtschaftswissenschaften als akademische Disziplin existieren nicht, um eine optimale Politik ermöglichen zu helfen. Die Politik selbst ist bereits beschlossene Sache. Ökonomen sind lediglich dazu da, sich wissenschaftlich klingende Gründe für das einfallen zu lassen, was zu tun sich die Regierungsbürokratie bereits entschlossen hat. Aber noch einmal: Was daran wirklich neu ist, das ist die allgemein zunehmende Bereitschaft, so etwas tatsächlich einzugestehen.


      Unter anderem erschwert das die politische Debatte, weil zwei Leute, die konträre Standpunkte vertreten, tendenziell in verschiedenen Realitäten zu Hause sind. Wenn die Linken darauf beharren, Probleme wie den Zusammenhang von Armut und Rassismus in Amerika zu diskutieren, brauchten sie weniger damit zu rechnen, dass ihre Kontrahenten sich ein Gegenargument einfallen lassen (etwa dass und warum die Opfer an ihrer Lage selber schuld seien), als mit der schlichten Behauptung, dass es so etwas wie Armut und Rassismus gar nicht mehr gibt. Und dasselbe passiert auch andersherum. Wenn die christliche Rechte die Macht von Amerikas säkularer »kultureller« Elite zu diskutieren versucht, beharrt die Linke in der Regel darauf, dass es die gar nicht gibt; wenn die libertäre Rechte das Problem der (ausgesprochen realen) historischen Verbindungen zwischen Amerikas Militarismus und der Politik seiner Notenbank problematisieren möchte, tun ihre gemäßigten Gesprächspartner sie regelmäßig als Verschwörungstheoretiker ab.


      In Amerika benutzt man heute die Etiketten »rechts« und »links« gemeinhin für Republikaner und Demokraten, zwei Parteien, die im Prinzip zwei Fraktionen innerhalb des einen Prozent – oder, will man wirklich großzügig sein, der oberen zwei bis drei Prozent – der amerikanischen Bevölkerung repräsentieren. Wall Street, die beide in der Tasche hat, scheint entsprechend zwischen den beiden aufgeteilt zu sein. Die Republikaner repräsentieren die Masse der CEOs, vor allem in den Sektoren Militär und Energie, und praktisch alle Geschäftsleute mittleren Rangs; die Demokraten repräsentieren, was Barbara Ehrenreich einmal als »akademisch-geschäftsführende Klasse« bezeichnet hat, die wohlhabendsten unter den Anwälten, Ärzten, Administratoren und so gut wie alle Bannerträger in der Unterhaltungsindustrie und der akademischen Welt. Auf jeden Fall kommt von diesen das Geld für beide Parteien – Parteien, die zunehmend auch nichts anderes mehr tun, als Geld einzusammeln und auszugeben. Faszinierend ist, dass in den letzten dreißig Jahren der Finanzialisierung des Kapitalismus jede dieser Kernwählerschaften ihre eigene Theorie darüber entwickelt hat, weshalb die Verhältnisse so sind, wie sie sein sollten, da für sie außer Geld und Macht nichts wirklich existiert.


      Nehmen Sie folgendes berüchtigte Zitat von einem Berater der Regierung Bush kurz nach der Invasion im Irak. Der Reporter der New York Times musste sich vorhalten lassen:


      


      »Der Berater sagte, Typen wie ich lebten ›in dem, was wir die realitätsbasierte Community nennen‹, die er als Leute definierte, ›die glauben, dass Lösungen aus dem umsichtigen Studium einer erkennbaren Realität erwachsen‹. … Und er fuhr fort: ›So funktioniert die Welt aber nicht mehr. Wir sind jetzt ein Imperium, und wenn wir handeln, schaffen wir unsere eigene Realität.‹«21


      


      Solche Bemerkungen mögen sich wie schieres Maulheldentum ausnehmen. Aber man sollte immerhin zur Kenntnis nehmen, wie bedenkenlos an der Spitze unseres Machtapparates Begriffe wie »Imperium« verwendet werden. Und in Wirklichkeit geht es hier um eine ausgefeilte Theologie. Seit den 80er Jahren hatten die Leute der christlichen Rechten – die den Kern von George W. Bushs innerem Kreis ausmachten – aus der »angebotsorientierten Wirtschaftspolitik«, wie man das damals nannte, buchstäblich ein religiöses Prinzip gemacht. Die Verkörperung dieser Denkrichtung schlechthin war George Gilder22, dessen Argumentation zufolge die Politik der US-Notenbank, Geld zu schöpfen und direkt an die Unternehmer weiterzuleiten, damit diese ihre kreativen Visionen verwirklichen konnten, eigentlich nichts weiter war als eine maßstabgetreue menschliche Neuinszenierung von Gottes ursprünglichem Schöpfungsakt der Welt aus dem Nichts. Aufgegriffen wurde diese Sichtweise von vielen Fernsehevangelisten wie etwa Pat Robertson, der die angebotsorientierte Wirtschaftstheorie »die erste wahrhaft göttliche Theorie der Geldschöpfung« nannte.


      Die Kirche der Liberalen ist natürlich die Universität, wo Philosophen und »radikale« Gesellschaftstheoretiker den Platz der Theologen einnehmen. Das mag sich wie eine ganz andere Welt ausnehmen, aber die politischen Visionen, die etwa zur selben Zeit unter der akademischen Linken Gestalt annahmen, ähnelten der von rechts auf beunruhigende Weise. Man muss sich nur den erstaunlichen Aufstieg des französischen poststrukturalistischen Theoretikers Michel Foucault in den Achtzigern vergegenwärtigen und insbesondere seine Behauptung, Formen institutionellen Wissens – Medizin, Psychologie, aber auch die Verwaltungs- oder Politikwissenschaften, Kriminologie und Biochemie – seien auch immer Formen von Macht, die letztendlich die Realitäten schaffen, die sie zu beschreiben behaupten. Was natürlich fast haargenau das Gleiche ist, nur eben aus der Perspektive der akademisch-administrativen Klasse, die den Kern der liberalen Elite ausmacht. Inzwischen verschmolz während des Höhepunkts der Luftblasenwirtschaft der 90er Jahre ein endloser Strom neuer radikaler theoretischer Ansätze – Performanztheorie, Akteur-Netzwerk-Theorie, Theorien immaterieller Arbeit – zu dem gemeinsamen Postulat, die Realität sei jeweils das, von dem man andere überzeugen könne.23


      Von der Perspektive der unteren 99 Prozent aus gesehen, denen kaum etwas anderes übrig bleibt, als in Realitäten der einen oder anderen Art zu leben, mag sich all das wie Zynismus ausnehmen – Zynismus auf einem geradezu mystischen Niveau. Aber alles, was wir hier wirklich sehen, ist die notorische Tendenz der Mächtigen, ihre eigenen speziellen Erfahrungen und Perspektiven mit dem Wesen der Realität selbst zu verwechseln. Immerhin vermag aus der Perspektive eines CEO Geld wirklich Dinge ins Leben zu rufen, und aus der Perspektive eines Hollywood-Produzenten oder Klinikverwalters ist die Beziehung zwischen Wissen, Macht und Leistung wirklich alles, was existiert.


      Das offensichtliche Problem dabei ist, dass das Prinzip der Bestechung eben nur bis an einen bestimmten Punkt getrieben werden kann. Man bedenke, dass die Bestechung der Arbeiterklasse, zum Beispiel durch Umverteilung eines beträchtlichen Teils all des neu geschaffen Reichtums nach unten – wie das von den 40er bis in die 70er Jahre üblich war –, genau das ist, wozu die Kernwählerschaften beider Parteien nicht länger bereit sind. Statt dessen scheinen beide Parteien ihre Aktivisten-»Basis« um eine Reihe von Wählerschaften mobilisiert zu haben, deren höchste Aspirationen sie nicht wirklich realisieren wollen: konservative Christen zum Beispiel, die nie erleben werden, dass man die Abtreibung verbietet, oder Gewerkschaften, die ebenso wenig erleben werden, dass man die gesetzlichen Hürden für ihre Organisationsarbeit aus dem Weg räumt.


      


      Die Antwort auf unsere Frage ist also: In den USA stellt es zwangsläufig einen revolutionären Akt dar, die Rolle des Geldes in der Politik zu hinterfragen, weil Bestechung zum Organisationsprinzip des öffentlichen Lebens geworden ist. Ein Wirtschaftssystem, das sich auf die Ehe von Staat und Finanzinteressen gründet, in der Geld in Macht transformiert und diese dann wieder dazu eingesetzt wird, um noch mehr Geld zu verdienen, ist für die Kernspendergruppen beider politischer Parteien mittlerweile so natürlich geworden, dass es ihnen längst als zum Wesen der Realität gehörig erscheint.


      Eine der ewigen Klagen der progressiven Linken besteht darin, dass derart viele Amerikaner gegen ihre ureigensten wirtschaftlichen Interessen wählen – mit anderen Worten: aktiv republikanische Kandidaten unterstützen, zu deren Programm es gehört, alle öffentlichen Leistungen zu kürzen. Dafür gibt es mindestens zwei Erklärungen. Die eine ist ganz einfach: Die Brosamen, mit denen die Demokraten derzeit ihre »Basis« abspeisen wollen, sind auch schon derart armselig, dass man sie eigentlich nur als Beleidigung sehen kann, insbesondere wenn sie auf die für Clinton und Obama typische Argumentation hinauslaufen: »Wir kämpfen nicht wirklich für euch, aber warum sollten wir auch? Das liegt nicht wirklich in unserem Interesse, wo wir doch wissen, dass euch sowieso nichts anderes übrig bleibt, als einen von uns zu wählen.« Das könnte freilich auch ein Grund dafür sein, überhaupt nicht mehr wählen zu gehen – was die meisten arbeitenden Amerikaner ja auch nicht mehr tun. Es erklärt jedoch noch nicht hinreichend, weshalb sie die andere Seite wählen.


      Die zweite Erklärung dafür liegt nicht etwa in einer Konfusion hinsichtlich ihrer ureigenen Interessen, sondern vielmehr in ihrem Unwillen gegenüber dem bloßen Gedanken, dass Eigennutz tatsächlich alles sein sollte, worum es in der Politik geht. Die Verzichtsrhetorik, das Gerede vom »gemeinsamen Opfer«, um die Kinder vor den schrecklichen Folgen staatlicher Verschuldung zu retten, mag eine zynische Lüge sein, eine weitere Masche, um noch mehr Reichtum in Richtung des 1 Prozent umzuschichten, aber wenigstens gesteht es dem Mann auf der Straße eine gewisse Würde, einen gewissen Edelmut zu. In einer Zeit, in der sich für die meisten Amerikaner kaum etwas ausmachen lässt, was die Bezeichnung »Gemeinschaft« wirklich verdiente, lässt sich mit dem gemeinsamen Opfer wenigstens etwas für die anderen – alle anderen – tun.


      In dem Augenblick, in dem wir erkennen, dass die meisten Amerikaner eben keine Zyniker sind, wird die Attraktivität des Rechtspopulismus gleich viel verständlicher. Sicher, er kommt in Begleitung der übelsten Art von Rassismus, Sexismus und Homophobie daher. Aber dahinter steckt ein aufrichtiger Unwille darüber, sich der Möglichkeiten beraubt zu sehen, etwas für den anderen zu tun.


      Nehmen wir zwei der vertrautesten Parolen der populistischen Rechten: ihr Hass auf die »kulturelle Elite« und die ständigen Rufe nach »Unterstützung für unsere Soldaten«. An der Oberfläche scheinen sie nichts miteinander zu tun zu haben. In Wirklichkeit jedoch sitzt ihre Verbindung sehr tief. Es mag merkwürdig anmuten, dass so viele Amerikaner aus der Arbeiterklasse saurer auf den Bruchteil des 1 Prozent sind, der in der Kulturindustrie tätig ist, als auf Ölmagnaten und Hedgefonds-Manager, aber dahinter steht eine ziemlich realistische Einschätzung der eigenen Situation: Jemand, der in Nebraska Klimaanlagen wartet, der weiß sehr wohl, dass eines seiner Kinder, so unwahrscheinlich es auch erscheinen mag, wenigstens theoretisch CEO eines Großkonzerns werden könnte. Absolut unvorstellbar jedoch ist es, dass eines ein internationaler Menschenrechtsanwalt wird oder Theaterkritiker der New York Times.


      Das wäre zunächst einmal das Offensichtlichste: Will man eine Laufbahn nicht nur um des Geldes willen einschlagen, also eine in den Künsten, in der Politik, im Journalismus oder im sozialen Bereich; will man ein Leben führen, das auf andere Werte abzielt als auf Geld, sei es die Suche nach Wahrheit, Schönheit oder Nächstenliebe – dann wird man erst einmal mindestens zwei Jahre lang partout nicht bezahlt. Wie ich nach dem Collegeabschluss selbst feststellen durfte, rückt eine undurchdringbare Bastion unbezahlter Assistentenstellen und Praktika solche Berufe für immer außerhalb der Reichweite all jener, die nicht über die Mittel verfügen, um einige Jahre in New York oder San Francisco wohnen zu können. Und das schließt, ganz offensichtlich, jeden Spross einer Arbeiterfamilie aus. In der Praxis bedeutet das nicht nur, dass die Kinder dieser (exklusiven, zunehmend unter sich heiratenden) Klasse mondäner Intellektualität in der amerikanischen Arbeiterklasse primitive Höhlenbewohner sehen, was an sich schon mehr als ärgerlich ist, sondern obendrein ein cleveres System entwickelt haben, sämtliche Berufe, in denen sich nicht nur ein anständiges Leben verdienen, sondern etwas Selbstloses oder Edles verfolgen ließe, für die eigenen Kinder zu reservieren. Wenn also der Tochter von besagtem Monteur nach einer Laufbahn sein sollte, bei der sie einer über sie hinausreichenden Berufung nachgehen kann, so hat sie nur zwei realistische Optionen: einen Job bei der Kirche am Ort oder beim Militär.


      Genau das war, davon bin ich überzeugt, das Geheimnis der merkwürdigen Ausstrahlung von George W. Bush, einem Mann aus einer der reichsten Familien Amerikas, der immer den Eindruck erweckte, er sei eher unter Soldaten als unter Professoren zu Haus. Der militante Antiintellektualismus der populistischen Rechten ist mehr als die Ablehnung der Autorität der akademisch-geschäftsführenden Klasse (die für die meisten Amerikaner höchstwahrscheinlich weit unmittelbarer Macht über ihr Leben hat als ein CEO), sie ist auch ein Protest gegen eine Klasse, die ihrer Ansicht nach ein Monopol auf die Mittel für ein Leben zu bekommen versucht, das irgend etwas anderem als dem materiellen Eigennutz gewidmet sein könnte. Die Verständnislosigkeit der Liberalen ob ihres scheinbaren Handelns wider die ureigenen Interessen auch noch ausgedrückt zu sehen – verschmähen diese Leute doch tatsächlich die kargen materiellen Brosamen der demokratischen Kandidaten –, macht das vermutlich alles nur noch schlimmer.


      Die Falle für die Republikanische Partei besteht natürlich darin, dass sie sich dadurch, dass sie dem Populismus der weißen Arbeiterklasse in die Hände spielt, für immer der Möglichkeit begibt, einen wesentlichen Teil der demokratischen Kernwählerschaft für sich zu gewinnen: Afroamerikaner, Latinos, Einwanderer sowie Kinder von Einwanderern der zweiten Generation. Denen nämlich ist (obwohl auch sie überwiegend gläubige Christen und ihre Kinder in den Streitkräften überproportional vertreten sind) diese Art von antiintellektueller Politik schlicht verhasst. Kann sich jemand wirklich vorstellen, irgendein afro-amerikanischer Politiker würde die antiintellektuelle Karte derart konsequent ausspielen wie George W. Bush? So etwas wäre undenkbar. Die demokratischen Kernwähler nämlich sind nicht nur Bürger mit einem ausgeprägteren Selbstverständnis von sich als Träger von Kultur und Gemeinschaft, sie sehen überdies, und das ist entscheidend, Bildung immer noch als einen Wert an sich.


      So ist es in der amerikanischen Politik zu dem derzeitigen Patt gekommen.


      Jetzt denken Sie mal an all die Frauen (größtenteils weiße Frauen), die ihre Geschichten auf der »Wir sind die 99 Prozent«-Seite gepostet haben. Vom eben dargestellten Blickwinkel aus kann man sich kaum vorstellen, dass sie irgendetwas anderes zum Ausdruck bringen sollten als einen analogen Protest gegen den Zynismus unserer politischen Kultur – selbst wenn der hier die Form der absoluten Minimalforderung annimmt: ein Leben führen zu dürfen, in dem man helfen, lehren oder sich um andere kümmern kann, ohne dabei die Möglichkeit zu opfern, für die eigene Familie sorgen zu können.24 Und mal ehrlich, ist »unterstützt unsere Lehrerinnen und Krankenschwestern« etwa als Slogan weniger legitim als »unterstützt unsere Soldaten«? Und ist es ein Zufall, dass so viele ehemalige Soldaten, Veteranen der Kriege im Irak und in Afghanistan, sich zu einer Beschäftigung in ihren Kommunen und Stadtteilen hingezogen fühlen?


      Indem sie sich direkt unter den Augen der Wall Street versammelten und auf den Prinzipien von Demokratie, gegenseitiger Fürsorge, Rückhalt und Solidarität eine Gemeinschaft ohne Geld aufbauten, forderten die Besetzer in einem revolutionären Akt dazu auf, der Macht des Geldes den Kampf anzusagen – einer Macht des Geldes, die darüber entscheidet, worum es in unserem Leben gehen soll. Es überrascht denn auch nicht, dass die Hüter der bestehenden Ordnung dies sofort als das identifizierten, was es war, und darauf reagierten wie auf eine militärische Provokation.
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      Kapitel 3


      »Der Mob beginnt zu denken und zu räsonieren«:

      Die verborgene Geschichte der Demokratie

    


    Als Radikaler finde ich es oft merkwürdig erfrischend, wenn ausgemachte Konservative gesellschaftliche Bewegungen beschreiben, an denen ich persönlich beteiligt bin. Ich habe es ja vor allem mit Liberalen zu tun. Liberale sind von Haus aus eher empfindlich und unberechenbar, weil sie zwar die meisten unserer Ideale – Demokratie, Freiheit, Gleichheit – zu teilen behaupten, diese aber letztlich längst für unerreichbar halten und aus ebendiesem Grund jeden, der entschlossen eine auf diese Prinzipien gebaute Welt herbeiführen möchte, als eine Art moralische Bedrohung ansehen.


    Mir fiel das bereits während der Zeit des Global Justice Movement auf. Viele der »liberalen Medien« schienen der Bewegung mit einer Art mokanter Stacheligkeit zu begegnen, die auf ihre Art nicht weniger ätzend war als alles, womit die Rechte so nach uns warf – teils, so argwöhnte ich damals schon, weil so viele dieser liberalen Meinungsmacher in den Sechzigern aufs College gegangen sind. Die meisten halten sich deshalb für ehemalige Campus-Revolutionäre, die mittlerweile zu dem Schluss gekommen sind, dass sie sich, auch wenn sie jetzt für das Establishment arbeiten, dennoch nicht wirklich verkauft haben, weil ihre einstigen revolutionären Träume von vorneherein zutiefst unrealistisch waren.


    Entsprechend ist ihr Eintreten für die Abtreibung oder die Schwulenehe für sie in etwa so radikal, wie man das als Realist eben sein kann. (Wenn man dann nachhakt, stellt sich heraus, dass sie nie wirklich Revolutionäre gewesen waren. Wie jeder, der in den Sechzigern Campus-Aktivist war, Ihnen sagen kann, war die Apathie unter den Studenten damals nicht weniger verbreitet als heute. Nicht dass das hier eine Rolle spielen würde; es geht bloß um das Lebensnarrativ, das sie sich geschaffen haben.) In dem Augenblick, in dem sich herausstellt, dass diese revolutionären Träume so unrealistisch gar nicht waren, bricht ihr Lebensnarrativ selbstredend zusammen.


    Bei Konservativen weiß man wenigstens, woran man ist: Sie sind der Feind! Wenn sie uns zu verstehen versuchen, dann nur, um unsere gewaltsame Unterdrückung zu erleichtern. Was eine gewisse Klarheit der Fronten bringt. Es bedeutet aber auch, dass sie einen oft tatsächlich verstehen wollen.


    In den Anfangstagen von OWS erfolgte die erste Breitseite der Rechten durch einen längeren Essay von Matthew Continetti mit dem Titel »Anarchy in the U.S.A. The roots of American disorder« im Weekly Standard.1 »Sowohl die Linke als auch die Rechte«, so argumentierte er, »sind der irrigen Ansicht verfallen, die Kräfte hinter Occupy Wall Street seien an demokratischer Politik und Problemlösung interessiert.« Ja, ihr Kern bestehe gar aus Anarchisten, die von einem utopischen sozialistischen Paradies träumten, das nicht weniger absonderlich sei als im 19. Jahrhundert New Harmony2 oder die Phalangen Fouriers3. Continetti zitiert dazu Vertreter des zeitgenössischen Anarchismus, in der Hauptsache Noam Chomsky und mich:


    


    »Diese permanente Rebellion führt zu einigen absehbaren Resultaten. Indem sie die Legitimität demokratischer Politik bestreiten, untergraben die Anarchisten ihre Möglichkeiten, das Leben der Leute zu beeinflussen. Der Kampf um Mindestlöhne? Nichts für sie. Ebenso wenig wie eine Debatte über Bushs Steuersätze. Anarchisten glauben nicht an Löhne und schon gar nicht an Steuern. David Graeber, Anthropologe und einer der führenden Köpfe von Occupy Wall Street, drückt das so aus: ›Durch die Teilnahme an politischen Debatten erreicht man allerhöchstens eine Schadensbegrenzung, da schon die Prämisse an sich dem Gedanken zuwiderläuft, dass die Leute die Regelung ihrer Angelegenheiten selbst in die Hand nehmen.‹ Der Grund dafür, dass Occupy Wall Street keinen Plan hat, ist der, dass im Anarchismus kein Platz für einen Plan ist. Alles, was der Anarchist tun kann, ist, ein Beispiel zu geben – oder die bestehende Ordnung mit Gewalt einzureißen.«


    


    Dieser Absatz ist typisch: Er wechselt zwischen tatsächlichen, legitimen Einsichten und einer Reihe kalkulierter Verunglimpfungen und Andeutungen, die provozieren sollen. Es stimmt durchaus, dass wir Anarchisten, wie ich gesagt habe, uns dem politischen System verweigern, aber das hat den Hintergrund, dass dieses System alles andere als demokratisch ist, sondern vielmehr, wie im letzten Kapitel dargestellt, ein System offener, institutionalisierter und durch reale oder angedrohte Gewalt gestützte Bestechung. Diesen Umstand wollten wir den Leuten aufzeigen, in den USA wie anderswo. Und das haben wir getan – auf eine Weise, wie das kein politisches Statement je hätte schaffen können.


    Die Behauptung, wir hätten keinen Plan, ist also absurd; die Behauptung, uns bliebe letztlich nichts anderes übrig, als Gewalt anzuwenden, ist angesichts der ganz bewussten Gewaltfreiheit der Besetzer genau die Art von Aussage, in die man sich flüchtet, wenn man verzweifelt auf eine Rechtfertigung für die eigene Gewalt zu kommen versucht – in diesem Fall der Einsatz von Schlagstöcken und chemischen Waffen gegen Gruppen gewaltfreier junger Idealisten. »Sicher, sie haben keiner Fliege was getan oder auch nur Anstalten dazu gemacht, aber glauben Sie mir, sie können ihre Ziele ohne Gewalt nicht erreichen, also besorgen wir es ihnen, bevor sie uns etwas tun.«


    Nachdem Continetti die Ursprünge der gegenwärtigen globalen antikapitalistischen Netzwerke – korrekt – auf die Revolte der Zapatistas von 1994 zurückverfolgt und – nicht weniger korrekt – ihre zunehmend antiautoritäre Politik, ihre Ablehnung auch nur des Gedankens, durch Gewalt an die Macht zu kommen, sowie ihren Einsatz des Internets registriert hat, kommt er zu folgendem Schluss:


    


    »Seit über zwei Jahrzehnten entwickelt sich eine intellektuelle, finanzielle, technologische und soziale Infrastruktur zur Unterminierung des globalen Kapitalismus, und wir befinden uns inmitten ihrer jüngsten Manifestation. … Die Zeltstädte der Besetzer sind autonom, wie Kommunen organisiert, egalitär und vernetzt. Sie lehnen die Alltagspolitik ab. Sie fördern eine unkonventionelle Lebensweise und die Konfrontation mit den staatlichen Autoritäten. Sie sind die Phalanx und New Harmony, auf den Stand postmoderner Zeiten gebracht und mitten in unsere Städte geworfen.


    Die Aktivisten in den Camps mögen nicht allzu zahlreich sein. Sie mögen albern, ja grotesk anmuten. Sie mögen ›Agenden‹ und ›Politik‹ ablehnen. Sie mögen sich nicht darauf einigen können, was sie eigentlich wollen oder wann sie es wollen. Und sie mögen verschwinden, wenn der Winter kommt und die Liberalen, deren Parks sie besetzt halten, die Geduld mit ihnen verlieren. Aber die Utopisten und Anarchisten werden wieder auftauchen. … Die Besetzung wird anhalten, solange es Individuen gibt, nach deren Überzeugung ungleich verteilter Besitz ungerecht ist und auf der Welt die Gemeinschaft der Menschheit verwirklicht werden kann.«


    


    Sie sehen, warum Anarchisten so etwas erfrischend ehrlich finden mögen. Der Verfasser macht kein Hehl aus seinem Wunsch, uns alle im Gefängnis zu sehen, aber wenigstens ist er zu einer ehrlichen Einschätzung dessen bereit, worum es geht.


    Trotzdem durchzieht den Artikel im Weekly Standard ein zum Schreien unaufrichtiges Motiv, nämlich die Prämisse, dass der Verfasser für Demokratie sei und die Besetzer dagegen seien, weil sie die gegenwärtige politische Ordnung ablehnten. In Wirklichkeit ist die konservative Tradition, die Publikationen wie den Weekly Standard hervorgebracht hat, zutiefst antidemokratisch. Ihre Helden sind fast durch die Bank Männer, die aus Prinzip antidemokratisch waren und deren Leser nach wie vor eine Vorliebe für Aussagen haben wie »Amerika ist keine Demokratie, sondern eine Republik.« Hinzu kommt, dass die Argumente, die Continetti da auffährt – dass von Anarchisten inspirierte Bewegungen instabil seien, konfus, eine Bedrohung für die etablierte Eigentumsordnung und notwendigerweise zu Gewalt führen müssten –, im Kern von dieser Sorte Männern seit Jahrhunderten gegen die Demokratie selbst ins Feld geführt worden sind.


    Occupy Wall Street ist in der Tat vom Anarchismus inspiriert, aber die Bewegung steht auch für eben die Tradition volksnaher amerikanischer Demokratie, gegen die Konservative vom Schlage Continettis schon immer gewesen sind. Anarchismus bedeutet keineswegs die Verneinung von Demokratie – oder wenigstens nicht der demokratischen Aspekte, an der der größte Teil der Amerikaner historisch Gefallen gefunden hat. Anarchismus bedeutet, demokratische Prinzipien zu ihrem logischen Schluss zu führen.


    Dass das nicht so einfach zu erkennen ist, liegt an der unendlich umstrittenen Geschichte des Begriffs »Demokratie«. Sie hat dazu geführt, dass zum Beispiel heute in Amerika der größte Teil der Politiker und Kommentatoren unter diesem Begriff eine Regierungsform versteht, deren Gestalter offen erklärten, sie hätten sie eingerichtet, um sicherzustellen, dass es nie zu den »Schrecken der Demokratie«, wie John Adams sich ausdrückte, kommen könne.4


    
      
        
      


      
        Die Angst der Gründerväter vor der direkten Demokratie

      


      Die meisten Amerikaner sind sich des Umstands gar nicht bewusst, dass weder in der Unabhängigkeitserklärung noch in der Verfassung irgendwo die Rede davon ist, dass die USA eine Demokratie seien.5 Genaugenommen waren die Mitverfasser dieser ehernen Dokumente mehrheitlich durchaus einer Meinung mit dem puritanischen Prediger John Winthrop und seinem Diktum: »Eine Demokratie gilt, unter den meisten zivilisierten Nationen, als die geringste und schlechteste aller Regierungsformen.«6


      Die meisten unserer Gründungsväter verdankten ihr Wissen zum Thema Thomas Hobbes’ englischer Übersetzung von Thukydides’ Peloponnesischem Krieg, einem Werk also, das – wie Hobbes im Vorwort eigens betonte – als Warnung vor den Gefahren der Demokratie gedacht war. Infolgedessen verstanden sie Demokratie als eine Veranstaltung im Sinne des antiken Athen, also eine Selbstregierung durch Volksversammlungen und Mehrheitsentscheid. James Madison zum Beispiel stellte in einem seiner Beiträge zu den Federalist Papers7 klar, warum er diese Art von Demokratie – allein schon der geografischen Größe des Landes wegen – nicht nur für unmöglich hielt, sondern auch nicht für wünschenswert: Sie würde unweigerlich zu dauernden Querelen, zur Demagogie und letztendlich, um der Wiederherstellung von Kontrolle und Ordnung willen, zur Diktatur führen:


      


      »Eine reine Demokratie, unter der ich eine Gesellschaft aus einer kleinen Anzahl von Bürgern verstehe, die sich versammeln und die Regierungsgeschäfte persönlich führen, kann keine Mittel bieten gegen die Schäden der Parteilichkeit … Daher rührt, dass solche Demokratien seit jeher Schauspiele von Unruhe und Hader gewesen sind; seit jeher für unvereinbar befunden wurden mit persönlicher Sicherheit oder dem Eigentumsrecht; und im Allgemeinen von ebenso kurzer Lebensdauer gewesen sind, wie sie bei all den Toten gewalttätig waren.«8


      


      Wie alle anderen Männer auch, die wir heute als Gründerväter kennen, bestand Madison darauf, dass die von ihm bevorzugte Regierungsform, die »Republik«, notwendigerweise ganz anderer Art war:


      


      »In einer Demokratie kommt das Volk zusammen, um die Regierungsgeschäfte persönlich zu führen; in einer Republik versammeln sie sich und führen sie durch ihre Vertreter und Mittelspersonen. Eine Demokratie muss demzufolge auf einen kleinen Fleck beschränkt bleiben. Eine Republik lässt sich über eine weite Region ausweiten.«9


      


      Das mag auf den ersten Blick merkwürdig erscheinen, da man den Begriff der »Republik« vom alten Rom geborgt hatte und römische Senatoren nicht gewählt wurden; sie waren Aristokraten, denen ihr Sitz durch Geburtsrecht zustand, was wiederum bedeutet, dass sie niemandes »Vertreter und Mittelspersonen« waren, sondern nur sich selbst vertraten.


      Dennoch waren für die Staatsgründer repräsentative Körperschaften genau das, was sie von den Briten geerbt hatten: Die Herren der neuen Nation waren die, die – durch Abstimmung der landbesitzenden männlichen Bevölkerung – in repräsentative Versammlungen wie den Kontinentalkongress gewählt worden waren, der ursprünglich ein gewisses Maß an Selbstverwaltung unter der Autorität des Königs gestatten sollte. Als unmittelbare Folge der Revolution übertrug man die Regierungsmacht von König Georg II. auf sich selbst.


      Der Brauch, Delegierte in solche Körperschaften zu wählen, war nicht neu. In England geht er mindestens zurück bis ins 13. Jahrhundert, und spätestens im 15. Jahrhundert war es Begüterten üblicherweise periodisch gestattet, ihre Stimmen – für gewöhnlich in Form kerbenverzierter Hölzchen – beim Sheriff abzugeben, um darüber zu bestimmen, wer sie im Parlament vertreten sollte. Es wäre zu der Zeit jedoch niemandem in den Sinn gekommen, dieses Verfahren mit dem Begriff »Demokratie« zu verbinden.10 Wahlen wurden verstanden als Erweiterungen monarchischer Regierungssysteme, schließlich verfügten die gewählten Vertreter weder individuell noch kollektiv über irgendeine Art von Regierungsgewalt. Ihre Rolle bestand lediglich darin, vor dem Souverän für die Bewohner ihres Bezirks zu sprechen (sie vor ihm zu »vertreten«), ihren Rat anzubieten, Klagen vorzubringen und, vor allem, darin, die Steuern ihres Bezirks abzuliefern. Erst nach der Revolution von 1688 konnte das Parlament das Recht durchsetzen, ein Wörtchen bei der Verwendung besagter Steuergelder mitzureden, womit sie für eine, wie die Gründerväter es nannten, »begrenzte«, i.e. konstitutionelle Monarchie sorgten. Trotzdem war der amerikanische Gedanke, demzufolge das Volk durch die Wahl von Vertretern tatsächlich die – zuvor den Königen vorbehaltene – souveräne Macht ausüben konnte, eine echte Neuerung und wurde auch sofort als solche erkannt.11


      Da der amerikanische Unabhängigkeitskrieg im Namen des »Volkes« geführt worden war, musste nach Ansicht der Gestalter des neuen Amerika deshalb an irgendeinem Punkt auch »das ganze Volk« zu Rate gezogen werden. Sinn und Zweck der Verfassung jedoch war einzig und allein, dafür zu sorgen, dass diese Hinzuziehung extrem beschränkt blieb, damit eben keine »Schrecken der Demokratie« zu gewärtigen wären. Rom galt dabei als Ideal, weil dort die perfekte Balance zwischen drei elementaren Regierungsprinzipien geherrscht zu haben schien, die man in allen bekannten Formen menschlicher Gesellschaft als gegeben sah: Demokratie, Aristokratie und Monarchie. Die römische Republik verfügte über zwei (vom Senat gewählte) Konsuln, die die monarchische Funktion erfüllten, über eine permanente Patrizierklasse von Senatoren und schließlich über Volksversammlungen, die ihrerseits eine begrenzte Macht hatten, ihre Magistrate jedoch unter aristokratischen Kandidaten wählten, darüber hinaus über zwei Tribunen, die selbst weder wählen noch den Senat auch nur betreten durften (sie saßen buchstäblich vor der Tür), aber mit Vetorecht gegenüber den Senatsbeschlüssen ausgestattet waren.


      Die amerikanische Verfassung sollte für eine ähnliche Balance sorgen. Die Funktion des Monarchen sollte ein vom Senat gewählter Präsident erfüllen, der Senat selber die Interessen der wohlhabenden Aristokratie vertreten und der Kongress schließlich das demokratische Element repräsentieren, obwohl sein Geltungsbereich – schließlich hatte man die Revolution unter der Parole »keine Besteuerung ohne Vertretung« ausgefochten – größtenteils auf das Einziehen und Ausgeben von Geldern beschränkt blieb. Volksversammlungen jedoch fielen unter den Tisch. Durch die zeitlich begrenzte Wahl von Quasimonarchen und Repräsentanten versuchten die Gestalter der Verfassung eine Art »natürliche Aristokratie« zu schaffen, die sich aus den gebildeten und begüterten Klassen zusammensetzte.


      Verweilen wir etwas bei diesem Punkt. Als die Verfassungsgeber Amerikas von einer »Aristokratie« sprachen, benutzten sie den Begriff im metaphorischen Sinn. Sie waren sich sehr wohl bewusst, dass sie eine neue politische Form schufen, die demokratische und aristokratische Elemente miteinander verband. Schließlich waren seit alters her Wahlen als aristokratische Form der Auswahl von Amtsträgern gesehen worden. Bei Wahlen wählt das Volk aus einer kleinen Anzahl von für gewöhnlich professionellen Politikern, die gescheiter, gebildeter als alle anderen zu sein behaupten, den, den sie für den Besten halten. Das ist es, was »Aristokratie« buchstäblich bedeutet: »die Herrschaft der Besten«.


      Der demokratische Ansatz, wie er weitgehend in der antiken Welt angewandt wurde, aber auch in Städten der Renaissance wie Florenz, war die Lotterie. Im Wesentlichen stellte man eine Liste von Freiwilligen zusammen, prüfte sie auf grundlegende Kompetenz und bestimmte dann einen von ihnen namentlich durch das Los. So hatte jeder Interessierte von entsprechender Kompetenz die gleiche Chance auf ein öffentliches Amt. Außerdem minimierte man dadurch die Parteienbildung, schließlich hatte es keinen Sinn, Versprechungen zu machen, um Wähler für sich zu gewinnen, wenn der Losentscheid den Ausgang der Wahl bestimmte.


      Angesichts der lebhaften Debatten um die relativen Vorzüge von Wahl und Losentscheid bei den Generationen unmittelbar vor den Revolutionen in Amerika und in Frankreich ist es durchaus überraschend, dass die Schöpfer der neuen revolutionären Verfassungen in den 1770er und 1780er Jahren noch nicht einmal daran dachten, sich auf irgendeiner Ebene des Losentscheids zu bedienen – mit einziger Ausnahme des Geschworenensystems, das man vom englischen Common Law übernommen hatte. Die amerikanischen Gründerväter bekräftigten zwar die Oberhoheit des Volkes, legten zugleich aber fest, dass das Volk diese Oberhoheit nur ausüben konnte, indem es seine Wahl unter einer Gruppe überlegener Männer traf – überlegen deshalb, weil sie ausgebildete Anwälte waren und weil sie den oberen Schichten entstammten. Sie waren einfach weiser und vermochten, besser als das Volk selbst, dessen wahre Interessen zu verstehen.


      


      Warum verwandten die Gründerväter derart viel Zeit auf die Diskussion der Gefahren einer direkten Demokratie nach athenischem Vorbild, eines Systems, das immerhin seit mehr als zweitausend Jahren nicht mehr existiert hatte und dessen Wiederbelebung damals auch nicht eine bedeutende politische Persönlichkeit offen vertrat?


      Hier lässt sich von der Betrachtung des weiteren politischen Kontexts profitieren. Faktisch mag es zwar in der nordatlantischen Welt des 18. Jahrhunderts keine Demokratien gegeben haben, aber es gab definitiv Männer, die sich als »Demokraten« bezeichneten. Und zur selben Zeit, da der Kontinentalkongress darüber nachzudenken begann, die Bande zur englischen Krone zu lösen, erfuhr der Begriff so etwas wie eine Wiederbelebung in Europa, wo gegen die Herrschaft der Aristokratie opponierende Populisten sich zunehmend als »Demokraten« zu bezeichnen begannen. Man sah in ihnen praktisch nirgendwo mehr als eine winzige Minderheit von Aufrührern, und sie legten kaum je eine umfassende Staatstheorie vor. In der Hauptsache waren sie daran interessiert, die bestehenden Privilegienstrukturen einzureißen. Solche Männer fanden ihr natürliches Zuhause in den Meetings und Massenversammlungen12, zu denen es in revolutionären Situationen unweigerlich kommt, und viele begannen in solchen Versammlungen potenzielle Bausteine einer neuen politischen Ordnung zu sehen.13 Da man bei Massenversammlungen keinen Besitz vorweisen muss, um abstimmen zu dürfen, brachten diese in der Regel weit radikalere Ideen hervor als gewählte Gremien.


      In den Jahren unmittelbar vor der Revolution machten die Patrioten sich Massenversammlungen zunutze und riefen den »Mob« (wie man ihn gerne nannte) zu Massenaktionen wie der Bostoner Tea Party auf. Nicht selten waren sie dann über die Resultate entsetzt. Am 19. Mai 1774 zum Beispiel rief man in New York City zu einer Massenversammlung auf, um einen Steuerboykott als Reaktion auf die Schließung des Bostoner Hafens durch die Briten zu diskutieren – eine Versammlung, die wahrscheinlich unweit des heutigen Zuccotti Parks stattfand und die augenscheinlich auch den allerersten Vorschlag für die Einberufung eines Kontinentalkongresses hervorbrachte. Wir haben einen Bericht eines gewissen Gouverneurs Morris, des damaligen Obersten Richters von New Jersey, Spross einer Familie, der damals ein Gutteil dessen gehörte, was heute die Bronx ausmacht. Morris beschreibt, wie gewöhnliche Handwerker und Kaufleute, die sich den Tag freigenommen hatten, in eine lange Debatte über »die künftigen Formen unserer Regierung« gerieten sowie »darüber, ob sie auf aristokratischen oder demokratischen Prinzipien gegründet sein sollte«. Als die Oberschicht den Vorzügen einer Beibehaltung der bestehenden (extrem konservativen) englischen Verfassung das Wort redete, antworteten die volksnäheren Elemente mit Argumenten von Polybius und den Gracchen:


      


      »Ich stand auf dem Balkon, und zu meiner Rechten waren all die Landherren aufgereiht, mit einigen armen Angehörigen, und auf der anderen Seite all die Kaufleute etc., die es für der Mühe wert hielten, ihr Tagewerk zum Wohle des Landes ruhen zu lassen. Dem Geist der englischen Verfassung ist nach wie vor ein kleiner Einfluss geblieben, aber eben nur ein kleiner. Diese Reste davon werden den wohlhabenden Leuten jedoch diesmal eine Überlegenheit geben; wollen sie sich dieser vergewissern, müssen sie freilich alle Schulmeister verbannen und alles Wissen auf sich selbst beschränken. Das kann nicht sein.


      Der Mob beginnt zu denken und zu räsonieren. Arme Reptilien! Für sie ist das ein Frühlingsmorgen, sie mühen sich ab, ihre Winterhaut abzustreifen, sie aalen sich in der Sonne, und bis Mittag werden sie zubeißen, verlassen Sie sich darauf. Die Grundbesitzer beginnen sich davor zu fürchten.«14


      


      Wie Morris selbst, der aus dem Ereignis den Schluss zog, dass die gänzliche Unabhängigkeit von Britannien eine ausgesprochen schlechte Idee wäre, weil – und er sieht das »mit Furcht und Zittern« – man dann »unter der schlimmsten aller möglichen Herrschaften« enden würde: »einem aufständischen Mob«.


      Was seine Schilderung jedoch deutlich macht, ist, dass es nicht die irrationalen Leidenschaften des »Mobs« waren, die ihm solche Angst einflößten, sondern im Gegenteil der Umstand, dass so viele von New Yorks Bäckern und Fleischern offensichtlich nicht nur mit klassischen Anspielungen aufwarten konnten wie nur irgendeiner, sondern auch durchdachte, schlüssige Argumente für die Demokratie zu formulieren wussten. »Der Mob beginnt zu denken und zu räsonieren!« Da es keine Möglichkeit gab, ihm einfach die Bildung zu verwehren, blieb als einziges Mittel nur, sich auf die Gewalt britischer Waffen zu verlassen.15


      Selbst nach der Revolution war es schwierig, den Geist wieder in die Flasche zu bekommen. Aufrufe, Massenversammlungen und drohende Volkserhebungen hielten an. Wie schon zuvor ging es immer wieder um Schulden. Nach dem Revolutionskrieg kam es zu einer hitzigen Debatte darüber, was man mit den dadurch verursachten Schulden machen sollte. Die beliebteste Forderung war, sie sich einfach ins Nichts anschwellen zu lassen und die Währung auf Banknoten umzustellen, die von lokalen »Hypothekenbanken« unter öffentlicher Aufsicht ausgegeben werden sollten. Der Kontinentalkongress jedoch entschied sich für ein ganz anderes Vorgehen. Er folgte dem Rat von Robert Morris (kein Verwandter unseres Gouverneurs), einem reichen Kaufmann aus Philadelphia, der sich dafür einsetzte, die reichen Spekulanten, die die Schuldscheine zu herabgesetzten Preisen aufgekauft hatten, voll auszubezahlen. Dies, so sagte er, würde Wohlstand »in die Hände derer fließen lassen, die ihn am produktivsten einsetzen« würden, während die Einrichtung einer Zentralbank nach dem Modell der Bank von England die Nationalschuld »als neues Medium des Handels« zirkulieren ließe.16


      Dieses System, die Kriegsschuld zur Basis der Währung zu machen, war altbewährt – und in gewissem Sinne treffen wir es, wie ich in meinem Schulden-Buch ausgeführt habe, noch heute in der US-Zentralbank an. Aber in den frühen Tagen der Republik hatte es katastrophale Folgen für die einfachen Farmer, denn effektiv mussten letztlich sie die Schulden bezahlen. Tausende von heimkehrenden Veteranen des Revolutionskriegs sahen sich vom Sheriff begrüßt, der gekommen war, um ihren wertvollsten Besitz einzuziehen. Folge davon war eine Welle von Volksmobilisierungen und mindestens zwei größere Erhebungen, eine im westlichen Massachusetts, eine im ländlichen Pennsylvania. In einigen Kreisen rief man sogar nach Gesetzen, lieber die größten Spekulanten zu enteignen.17


      Für Männer wie Adams, Madison oder Hamilton ähnelten solche Ereignisse auf beunruhigende Weise denen revolutionärer Bewegungen des Altertums mit ihren Rufen nach einer Abschaffung von Schulden und einer Neuverteilung des Landes. Für sie waren diese Ereignisse der Beleg dafür, dass Amerika nie und nimmer nach dem Mehrheitsprinzip regiert werden sollte. John Adams dazu:


      


      »Wenn alles durch Mehrheitsvotum entschieden würde, würden die acht oder neun Millionen, die keinen Besitz haben, dann nicht daran denken, sich die Rechte der ein oder zwei Millionen anzueignen, die etwas haben? …


      Schulden würden als Erstes abgeschafft; man würde die Reichen kräftig besteuern, die anderen überhaupt nicht; und letztlich würde man eine Aufteilung zu gleichen Teilen von allem fordern und durch Wahl beschießen. Was wäre die Folge von alledem? Die Müßigen, die Lasterhaften, die Unmäßigen würden sich in ein Höchstmaß von Ausschweifungen stürzen, ihren ganzen Anteil verkaufen und ausgeben und dann erneut eine Aufteilung von denen verlangen, die ihnen etwas abgekauft haben. In dem Augenblick, in dem man den Gedanken in die Gesellschaft einführt, dass Eigentum nicht ebenso heilig sei wie die Gesetze Gottes und es weder eine gesetzliche Macht noch eine öffentliche Justiz zu seinem Schutze gibt, beginnen Anarchie und Tyrannei.«18


      


      So also schien die Alptraumvision einer athenischen Demokratie für solche Männer auszusehen: Was würde passieren, wenn man die Meetings in den Rathäusern und die Massenversammlungen von Farmern, Handwerkern und Kaufleuten, zu denen es in den Jahren vor der Revolution gekommen war, institutionalisieren würde? Adams, Madison, Hamilton und Gleichgesinnte machte die Vorstellung grausen, dass sich die vulgären Leidenschaften der Massen in Disziplinlosigkeiten, Aufruhr, gar in Orgien austoben könnten, denen dann das Modell des würdigen römischen Staatsmanns, wie er den Revolutionären vorschwebte, zum Opfer fiele. Hier ein bezeichnendes Zitat von John Adams über Athen: »Vom ersten bis zum letzten Augenblick seiner demokratischen Verfassung beherrschten Frivolität, Festivitäten, Inkonsequenz, Verschwendung, Maßlosigkeit, Ausschweifung und Zersetzung der Sitten den Charakter der gesamten Nation.«19 Dr. Benjamin Rush, Arzt und treues Mitglied von Philadelphias »Sons of Liberty«, war gar der Ansicht, diese demokratische Lockerung der Sitten ließe sich als eine Art Krankheit diagnostizieren. Er dachte dabei insbesondere an die Auswirkungen »einer Änderung der Gewohnheiten hinsichtlich der Ernährung, des Umgangs und der Sitten, hervorgerufen durch die Streichung gerechter Schulden mittels abgewerteten Papiergelds«.20


      


      »Das Übermaß an Leidenschaft für die Freiheit, aufgeheizt durch den erfolgreichen Ausgang des Kriegs, führte bei vielen zu Ansichten und Verhaltensweisen, die ihnen weder durch Vernunft auszutreiben noch vom Staat zu bändigen waren. Der weitreichende Einfluss, den diese Ansichten auf Einsichten, Leidenschaften und die Moral zahlreicher Bürger der Vereinigten Staaten hatte, stellte eine Art von Wahnsinn dar, die ich mir mit einem anderen Begriff zu charakterisieren erlaube, dem der Anarchie.«21


      


      Der kanadische Politikwissenschaftler Francis Dupuis-Déri hat die Verwendung des Begriffs »Demokratie« durch wichtige politische Persönlichkeiten in den USA, Frankreich und Kanada während des 18. und 19. Jahrhunderts herausgearbeitet und konnte dabei in allen Fällen das gleiche Muster feststellen. Als das Wort zuerst Verbreitung fand, zwischen 1770 und 1800, wurde es fast ausschließlich in einem abwertenden und schmähenden Sinn verwendet. Die französischen Revolutionäre schätzten die Demokratie fast ebenso gering wie die in Amerika. Man sah sie als Anarchie, als Mangel an Regierung und zügelloses Chaos. Erst im Lauf der Zeit begann dann der eine oder andere den Begriff als Provokation zu benutzen, so etwa Robespierre, der sich auf dem Höhepunkt des Schreckens als Demokrat zu bezeichnen begann, oder Thomas Jefferson, in dessen frühen Schriften das Wort »Demokratie« sich erst gar nicht findet.22 Erst als er gegen Adams antrat, der sich als Radikaler ausgab, Verständnis zeigte für die Organisatoren der »Schuldenaufstände« und sich nachdrücklich gegen die Pläne für eine Zentralbank aussprach, entschloss Jefferson sich, seine Partei in »Demokratische Republikaner« umzubenennen.


      Dennoch dauerte es eine Zeit, bevor der Begriff allgemein in Umlauf zu kommen begann.


      


      »In den Jahren zwischen 1830 und 1850 begannen Politiker in der Vereinigten Staaten und Frankreich sich als Demokraten zu identifizieren und mit dem Begriff der ›Demokratie‹ ein auf Wahlen gebautes Regierungssystem zu bezeichnen, obwohl diese Namensänderung weder durch eine Verfassungsänderung noch durch eine Änderung des Entscheidungsprozesses gerechtfertigt war. Die Bedeutungsänderung trat zuerst in den Vereinigten Staaten in Erscheinung. Andrew Jackson war der erste Präsidentschaftskandidat, der sich als Demokrat präsentierte, ein Etikett, das er so verstand, die Interessen der kleinen Leute (insbesondere die der kleinen Farmer im mittleren Westen und der Arbeiter in den großen Städten im Osten) gegen die Mächtigen (Bürokraten und Politiker in Washington und die Oberschichten der großen Städte) verteidigen zu wollen.«23


      


      Jackson trat als Populist an – und das einmal mehr gegen das Zentralbanksystem, das er vorübergehend sogar demontieren konnte. Wie Dupuis-Déri bemerkt, waren »Jackson und seine Verbündeten sich sehr wohl bewusst, dass ihre Verwendung des Begriffs Demokratie eher mit etwas zu tun hatte, was man heute als politisches Marketing bezeichnen würde«. Mit anderen Worten handelte es sich im Grunde um eine zynische Masche, die aber ungeheuer erfolgreich war – so erfolgreich, dass es keine zehn Jahre dauerte, bis die Kandidaten aller politischen Parteien sich als »Demokraten« bezeichneten. Da das überall dort – Frankreich, England, Kanada – passierte, wo das Stimmrecht hinreichend ausgeweitet wurde, um die Massen gewöhnlicher Bürger zur Wahl gehen zu lassen, änderte sich auch der Begriff »Demokratie« selbst, sodass das ausgefeilte republikanische System, das die Gründerväter ausdrücklich in der Absicht geschaffen hatten, die Gefahren der Demokratie in Schranken zu halten, schließlich selbst in »Demokratie« umbenannt wurde.


      Und genau so benutzen wir den Begriff noch heute.

    


    
      
        
      


      
        Furiose Mixturen

      


      Wenn also Angehörige der gebildeten Schichten von »Demokratie« sprachen, dann dachten sie dabei an ein Regierungssystem mit ausdrücklichen Wurzeln in der antiken Welt. Der gewöhnliche Amerikaner dagegen scheint die »Demokratie« in einem, wie wir heute sagen würden, breiteren sozialen und kulturellen Kontext gesehen zu haben. Für ihn bedeutete »Demokratie« Freiheit, Gleichheit, die Möglichkeit, sich als einfacher Farmer oder Ladeninhaber mit Würde und Selbstachtung an »Höherstehende« wenden zu können – eben die Art demokratischer Befindlichkeit, die später ausländische Beobachter wie Alexis de Tocqueville beeindrucken sollte, als er von der »Demokratie in Amerika« sprach. Wie die wahren Wurzeln so vieler politischer Erneuerungen, die die großen Revolutionen des 18. Jahrhunderts erst möglich machten, lassen sich auch die Ursprünge dieser Befindlichkeit nur schwer rekonstruieren. Aber mein Verdacht ist, dass sie nicht dort liegen, wo wir danach zu suchen gewohnt sind.


      Wir sind es gewohnt, Demokratie als Produkt von etwas zu sehen, was wir als »den Westen« oder als »westliche Zivilisation« bezeichnen – Konzepte, die es übrigens zur Zeit Washingtons oder Jeffersons überhaupt noch nicht gab. Diesem Denken zufolge wurde die Demokratie im antiken Athen »erfunden« und ist seither irgendwie in eine kulturelle und intellektuelle Tradition eingebettet, die von Griechenland ins alte Rom und von dort – mit einem Umweg über das Italien der Renaissancezeit – ins mittelalterliche England gewandert ist, um schließlich im Nordatlantik heimisch zu werden. Wie diese Tradition tatsächlich beschaffen sein soll, ist nie so recht klar geworden. Es mag Hand und Fuß haben, sie als intellektuelle Tradition zu bezeichnen, als Erbe derer, deren politische Bildung mit Platon und Aristoteles begann. Aber falls dem tatsächlich so sein sollte, ist nicht so recht zu ergründen, weshalb – um ein auf der Hand liegendes Beispiel zu nehmen – jemand, der heute an einer jahrhundertealten Universität wie Oxford oder Cambridge Aristoteles in englischer Übersetzung liest, in der westlichen Tradition stehen sollte und jemand, der dieselben Werke in arabischer Übersetzung an einer jahrhundertealten Universität in Mali liest, nicht.


      Dies gilt umso mehr, wenn man bedenkt, dass Aristoteles selbst den Bewohnern des Nahen Ostens eine gewisse Zivilisation zugesprochen hätte, während die Bewohner Nordeuropas in seinen Augen hoffnungslose Barbaren gewesen wären. Es führt darüber hinaus zu dem noch heikleren Problem, dass in den ersten 2400 Jahren des Bestehens dieser intellektuellen Tradition nicht ein einziger ihrer Vertreter tatsächlich für die Demokratie gewesen ist. Wie kann »Demokratie« Produkt einer intellektuellen Tradition sein, die stets im entschiedenen Gegensatz zur Demokratie gestanden hatte? Die übliche Lösung des Problems besteht in der Aussage, »der Westen« beziehe sich eigentlich auf eine kulturelle Tradition, deren einzigartige Freiheitsliebe bereits in Dokumenten des Mittelalters wie der Magna Carta zu sehen ist. Aber wenn wir von einer kulturellen Tradition sprechen, was hat dann Griechenland überhaupt hier verloren? Immerhin ist die Kultur, die der des antiken Griechenland am nächsten steht, ja wohl das moderne Griechenland, und kaum einer derer, die die »westliche Tradition« feiern, ist der Ansicht, dass Griechenland zum Westen gehört, nachdem es offensichtlich um 600 n. Chr. mit der Wahl der falschen Variante des Christentums abtrünnig geworden war.


      Bei eingehender Betrachtung kann man sich dem Schluss nicht entziehen, dass das Konzept des »Westens« nicht sonderlich kohärent ist. »Der Westen« kann fast alles bedeuten. Man kann darunter eine intellektuelle Tradition verstehen, eine kulturelle Tradition, einen Ort politischer Macht (»Intervention des Westens«), ja sogar eine Ethnie (»die in Afghanistan gefundenen Toten scheinen westlicher Herkunft zu sein«). Was wir unter Westen verstehen, hängt mehr oder weniger von den Bedürfnissen des Augenblicks ab. Es überrascht also nicht weiter, dass amerikanische Konservative so heftig auf alles reagieren, was den Primat einer »westlichen Zivilisation« zu gefährden droht, da im Wesentlichen sie es sind, die die »westliche Zivilisation« erfunden haben.


      Was aber sehen wir denn nun, wenn wir die Scheuklappen vermeintlicher Selbstverständlichkeiten ablegen und genau hingucken? Nun, beginnend mit dem 16., 17. und 18. Jahrhundert sehen wir eine Gruppe nordatlantischer Königreiche, die sich in fast jeder Hinsicht wegbewegen von früheren Formen allgemeiner Regierungsbeteiligung und eine zunehmend zentralisierte, absolutistische Herrschaft herausbilden. Nordeuropa war bis dahin im Vergleich zum Rest der Welt eher rückständig gewesen, aber jetzt gliederte es sich auf spektakuläre Weise und in rasendem Tempo in die weitere Weltwirtschaft ein. Was daraus folgte – Überseehandel, Eroberungen und Kolonialisierung –, führte zu einer Überflutung mit einer chaotischen und verwirrenden Fülle neuer politischer Ideen und Erfahrungen. Die meisten Intellektuellen interessierten diese lediglich als Mittel zur weiteren Zentralisierung der Monarchie – Leibniz etwa war fasziniert vom Beispiel Chinas und seinem funktionstüchtigen Staatsapparat, Montesquieu vom Beispiel Persiens. Andere Gelehrte – John Locke etwa und die politischen Philosophen Englands, auf die sich dann später die Gründerväter beriefen – waren beeindruckt von der Existenz zugleich egalitärerer und individualistischerer Gesellschaften, als man sich das in Europa bis dahin hätte vorstellen können. Und diese Gesellschaften lebten in Nordamerika.


      Das war für die ersten europäischen Siedler mitnichten eine bloße Angelegenheit intellektueller Reflexion. Sie sahen sich in einer paradoxen Situation des unmittelbaren Kontakts mit diesen Menschen. Einerseits mussten sie von ihnen lernen, wie man in der Neuen Welt überleben konnte, andererseits leisteten sie ihrer Verdrängung und weitgehenden Ausrottung Vorschub. So oder so passten die frühen Siedler ihre Handlungs- und Lebensweisen zunehmend denen der Indianer an.


      Seit 1977 gibt es eine lebhafte Debatte über den indianischen »Einfluss« auf die amerikanische Demokratie. Es geht dabei vor allem um die Frage, ob bestimmte Elemente der amerikanischen Verfassung, speziell ihre föderale Struktur, vom Vorbild des Sechs-Nationen-Bunds (League of Six Nations) der Irokesen oder Haudenosaunee, wie sie sich selbst nennen, beinflusst waren. Die Debatte begann mit einem Buch des Historikers Donald Grinde, der selbst Indianer ist.24 Ihm zufolge war es allem Anschein nach ein Onondaga-Delegierter namens Canassatego, der während der Verhandlungen um den Vertrag von Lancaster 174425 als Erster den Vorschlag für eine Föderation der Kolonien gemacht hatte. Von den Verhandlungen mit sechs einzelnen Kolonien erschöpft, brach er einen Pfeil entzwei, um zu zeigen, wie zerbrechlich er war; dann nahm er ein Bündel von sechs Pfeilen und forderte seine Verhandlungspartner zum Brechen der Pfeile auf.26 Der Vorschlag wurde von Benjamin Franklin aufgenommen, der zehn Jahre später den Kolonien, wenn auch zunächst ohne Erfolg, ein föderatives System vorschlug.


      Die Mutmaßung, dass der Irokesenbund einen Einfluss auf die amerikanische Verfassung gehabt haben könnte, war schon im 19. Jahrhundert gelegentlich vorgebracht worden, aber kaum auf Beachtung gestoßen. Als man sie in den Achtzigern erneut aufs Tapet brachte, löste sie einen Feuersturm aus. Der Kongress verabschiedete ein Gesetz, das diesen Einfluss als historische Tatsache anerkannte. Aber die Konservativen gerieten in Harnisch ob der bloßen Vorstellung, die Gründerväter könnten unter dem Einfluss von irgend etwas anderem als besagter »westlicher Zivilisation« gehandelt haben. Die indianischen Wissenschaftler schlossen sich der Entscheidung des Kongresses vorbehaltlos an, während sowohl die (nichtindianischen) Irokesen-Experten als auch die Verfassungshistoriker sie merkwürdigerweise kurzerhand verwarfen. Das legte nun den wirklich absurden Schluss nahe, das einzig föderative System, mit dem die Staatsgründer je in Berührung gekommen waren – und einige von ihnen hatten selber an den Vertragsverhandlungen mit den Sechs Nationen teilgenommen –, hätte bei der Schaffung eines eigenen föderativen Systems überhaupt keine Rolle gespielt.27


      Ein solches Argument lässt sich nur deshalb vorbringen, weil die Autoren der Federalist Papers und ähnlicher Dokumente sich in ihren einschlägigen Aussagen nur auf die föderativen Systeme bezogen, von denen sie gelesen hatten, ohne ihrer je ansichtig geworden zu sein: von Judäa im Buch der Richter, vom Achaiischen Bund, von der Schweizer Eidgenossenschaft, vom Vereinigten Königreich der Niederlande. Wann immer sie von den einheimischen Völkern sprachen, war von den »Wilden« die Rede, denen keine eigene politische Erfahrung zugebilligt wurde.


      Wenn wir auf der Suche nach den Ursprüngen demokratischer Befindlichkeiten nach Situationen zu graben beginnen, in denen Menschen tatsächlich direkte, praktische Erfahrungen mit kollektiven Entscheidungsprozessen gemacht hatten, stoßen wir alsbald auf Funde, die uns womöglich gar nicht gefallen. 1999 veröffentlichte John Markoff, einer der führenden zeitgenössischen Experten in Sachen europäischer Demokratie, einen Essay mit dem Titel »Where and When Was Democracy Invented?« Darin findet sich folgende Passage:


      


      »Dass Führerschaft sich aus der Billigung der Geführten ableiten lässt, anstatt von einer höheren Autorität gewährt zu werden, dürfte eine durchaus wahrscheinliche Erfahrung für die Besatzungen von Piratenschiffen zu Beginn der modernen atlantischen Welt gewesen sein. Nicht nur wählten diese Besatzungen ihre Kapitäne, sie waren auch vertraut mit einer ausgleichenden Gegenkraft (in Form von Quartiermeistern und Schiffsräten) sowie Vertragsbeziehungen zwischen Individuum und Kollektiv (in Form von schriftlich fixierten Schiffssatzungen über die Verteilung der Beute und Entschädigungen im Fall von Arbeitsunfällen).«28


      


      Das ist bei Markoff bloß eine Randbemerkung, aber in gewissem Sinne doch ein gutes Beispiel für das, worum es hier geht. Wenn man nach überlieferten Schiffssatzungen gehen kann, war die typische Organisation eines Piratenschiffs im 18. Jahrhundert bemerkenswert demokratisch.29 Kapitäne wurden nicht nur gewählt, ihre Funktion glich in vielerlei Hinsicht der der Kriegshäuptlinge nordamerikanischer Indianer: Während der Jagd und im Gefecht mit absoluter Macht ausgestattet, unterschieden sie sich sonst nicht von der gewöhnlichen Crew. Schiffe, die ihre Kapitäne mit größerer allgemeiner Macht ausstatteten, behielten der Besatzung das Recht vor, sie jederzeit absetzen zu können, sei es wegen Feigheit, Grausamkeit oder aus sonst einem Grund. In jedem Fall oblag die letzte Entscheidungsgewalt der Vollversammlung, die oft schon wegen Geringfügigkeiten wie kleinen Streitereien einberufen wurde und diese ausnahmslos durch Handzeichen entschied.


      Vielleicht muten diese Verhältnisse weniger überraschend an, wenn wir uns die Herkunft der Piraten ansehen. Piraten waren für gewöhnlich Seeleute, die in irgendeiner Hafenstadt am Atlantik gegen ihren Willen in Dienst genommen (»schanghait«) worden waren und die sich später einer Meuterei angeschlossen hatten. Mit ihrer Meuterei gegen einen tyrannischen Kapitän »erklärten sie der ganzen Welt den Krieg«. Oft wurden sie klassische Sozialbanditen, die sich an Kapitänen rächten, die ihre Besatzung misshandelten, und vorbildliche freiließen, ja sogar belohnten. Die Besatzungen waren oft bunt zusammengewürfelt. Die Mannschaft des englischen Piraten Black Sam Bellamy von 1717 »war ›ein gemischter Haufen aus aller Herren Länder‹, darunter Briten, Franzosen, Holländer, Spanier, Schweden, Indianer, Afroamerikaner und zwei Dutzend Afrikaner, die man von einem Sklavenschiff befreit hatte«.30 Mit anderen Worten: eine bunte Ansammlung von Menschen, bei denen sich aller Wahrscheinlichkeit nach eine gewisse praktische Erfahrung mit direktdemokratischen Institutionen fand, vom schwedischen Thing über die afrikanische Dorfversammlung bis hin zum Friedensrat der amerikanischen Indianer. Und plötzlich sahen sich diese Menschen mangels einer regierenden Autorität gezwungen, für irgendeine Art von Selbstverwaltung zu sorgen. Insofern waren die Piratenschiffe der perfekte interkulturelle Versuchsraum. Womöglich hat es damals im ganzen atlantischen Raum keinen besseren Nährboden für die Entwicklung neuer demokratischer Institutionen geben können.


      Ich will gar nicht behaupten, dass die demokratischen Praktiken, die sich im frühen 18. Jahrhundert auf den Piratenschiffen des Atlantik entwickelt haben, einen direkten oder auch nur indirekten Einfluss auf die Evolution demokratischer Einrichtungen sechzig, siebzig Jahre später gehabt haben. Es lässt sich aber auch nicht ausschließen. Allenthalben kursierten damals effekthascherische Berichte über Piraten. Die Wahrscheinlichkeit, dass Männer wie Madison oder Jefferson solche Berichte zumindest in ihren Kindertagen gelesen hatten, ist groß, aber falls sie dadurch auf die eine oder andere Idee gekommen wären, hätten sie gewiss eher den Teufel getan, als das öffentlich einzugestehen. Und man kann sich eigentlich nicht vorstellen, dass es sich mit Menschen, die für sie für gewöhnlich »die amerikanischen Wilden« waren, viel anders verhielt.


      Wie auch immer: Die frühen amerikanischen Siedlergemeinschaften an der Grenze zur Wildnis dürften den Verhältnissen auf den Piratenschiffen weit näher gewesen sein, als man uns glauben machen möchte. Auch sie waren Räume interkultureller Improvisation, die in einem hohen Maße der staatlichen Einflusssphäre entzogen waren. Erst jüngst begannen Historiker zu dokumentieren, wie komplex das Zusammenspiel der Siedler- und Indianergemeinschaften anfangs tatsächlich war.31 So übernahmen die Siedler indianische Feldfrüchte, Kleidung, Medizin, Bräuche sowie Methoden der Kriegsführung und des Handels; nicht selten lebten sie nebeneinander, schlossen Mischehen, während wieder andere in indianischen Gemeinschaften in Gefangenschaft lebten, bevor sie nach Hause zurückkehrten, und dann hatten sie Sprache, Sitten und Gebräuche der Indianer gelernt. Vor allem aber lebten die Führer kolonialer Gemeinschaften und militärischer Einheiten in ständiger Sorge, ihre Untergebenen könnten, so wie sie Tomahawks, Wampums und Kanus übernommen hatten, auch die indianische Haltung hinsichtlich Gleichheit und persönlicher Freiheit absorbieren.


      Das Ergebnis war eine kulturelle Transformation fast sämtlicher Aspekte des Siedlerlebens. So waren die Puritaner etwa der Ansicht, körperliche Züchtigung sei unerlässlich bei der Erziehung der Kinder; die Rute sei nötig, um den Kindern die Bedeutung von Autorität beizubringen und ihren (mit dem Makel der Erbsünde behafteten) Willen zu brechen, so wie man den Willen von Pferden und anderen Tieren bricht, und auch, um für Disziplin unter den Frauen und dem Gesinde zu sorgen. Die Indianer jedoch waren überwiegend der Auffassung, dass Kinder nie, unter keinen Umständen, geschlagen werden dürften. Soweit sich unter den Kolonisten ein individualistischer, nachsichtiger, freiheitsliebender Geist herauszubilden begann, schoben die puritanischen Gründerväter ihn den Indianern in die Schuhe – oder, wie sie sie damals noch nannten, »den Amerikanern«, da die Siedler sich selbst damals noch nicht als Amerikaner, sondern als Engländer sahen.


      Was in Städten wie Boston galt, galt umso mehr an den Grenzen zur Wildnis, vor allem in den Gemeinschaften, die nicht selten aus entflohenen Sklaven und Dienstboten bestanden, die – außerhalb jeglicher Kontrolle kolonialer Verwaltung – »zu Indianern wurden«.32 Es galt auch in den Insel-Enklaven des »atlantischen Proletariats«, wie die Historiker Peter Linebaugh und Marcus Rediker sie genannt haben, jenen bunt zusammengewürfelten Gemeinschaften aus freigelassenen Sklaven, Seeleuten, Schiffshuren, Renegaten, Antinomisten und Rebellen, die sich vor dem Aufkommen des modernen Rassismus in den Hafenstädten der nordatlantischen Welt entwickelt hatten und in denen sich ein Gutteil des demokratischen Impulses der amerikanischen und anderer Revolutionen als Erstes herausgebildet zu haben scheint.33


      Würde die Geschichte wahrheitsgetreu geschrieben, es würde sich meines Erachtens zeigen, dass der wahre Ursprung des demokratischen Geistes – und höchstwahrscheinlich vieler demokratischer Institutionen – in diesen Improvisationsräumen liegt, gerade mal so außerhalb der Kontrolle von Regierungen und organisierten Kirchen.


      Ich sollte hinzufügen, dass das auch die Haudenosaunee selbst mit einschließt. Der Irokesenbund wurde ursprünglich – wir wissen nicht genau, wann – als eine Art vertragliches Übereinkommen zwischen den Völkern der Seneca, Onondaga, Cayuga, Oneida und Mohawk ins Leben gerufen, um in Streitfällen zu schlichten und Frieden zu stiften. Während der Expansionsperiode im 17. Jahrhundert jedoch war der Bund ein außergewöhnliches Amalgam aus Stämmen, die wiederum zu einem Gutteil aus aufgenommenen Kriegsgefangenen anderer Stämme sowie entführten Siedlern und freiwillig Weggelaufenen bestanden. Ein Jesuitenmissionar beklagte auf der Höhe der Biberkriege um 1690 sogar die Unmöglichkeit, bei den Seneca in ihrer eigenen Sprache zu predigen, da so viele von ihnen diese selbst nicht flüssig beherrschten. Und noch 1744, bei den Verhandlungen, die zum Vertrag von Lancaster führten, war zwar der indianische Verhandlungsführer Canassatoga – derjenige, auf den der Vorschlag mit der Konföderation zurückging – ein Onondaga, aber Swatane, der zweite Mann auf Seiten der Irokesen, ein Kind französischer Eltern aus Quebec. Wir wissen wie gesagt nicht, wann der Bund ursprünglich gegründet wurde, aber wie alle lebendigen Verfassungen änderte er sich ständig und war in Entwicklung begriffen, und es besteht kein Zweifel daran, dass ein Gutteil der sorgfältigen Architektur und der erhabenen Würde seiner Ratsstruktur das Produkt ebendieser Mischung von Kulturen, Tradition und Erfahrung waren.


      


      Die Demokratie wurde nicht im antiken Griechenland erfunden. Sie wurde überhaupt nicht erfunden. Ebenso wenig ist sie aus einer bestimmten intellektuellen Tradition hervorgegangen. Sie ist noch nicht einmal wirklich eine Regierungsform. Im Wesentlichen ist sie nur der Glaube, dass die Menschen im Grunde alle gleich seien und man ihnen erlauben sollte, ihre kollektiven Angelegenheiten auf egalitäre Art und Weise zu regeln.


      In diesem Sinne ist sie natürlich so alt wie die Geschichte selbst, ja, so alt wie die menschliche Intelligenz. Sie gehört niemandem. Man könnte sogar argumentieren, dass sie in dem Augenblick entstand, in dem Hominide die kommunikativen Fertigkeiten entwickelten, ein gemeinsames Problem kollektiv zu lösen. Aber solche Spekulationen sind müßig. Worauf es hier ankommt, ist, dass demokratische Versammlungen überall und zu allen Zeiten belegt sind, wo immer sich eine große Gruppe von Leuten zusammensetzte, um eine kollektive Entscheidung nach dem Prinzip der Gleichheit aller zu treffen.


      Einer der Gründe, aus denen sich Politwissenschaftler leicht tun, balinesische Seka oder bolivianische Ayllu zu ignorieren, wenn sie von der Geschichte der Demokratie sprechen, ist der, dass es bei solchen Versammlungen nie zu Abstimmungen kommt. Der Gedanke, Demokratie sei einfach nur eine Frage der Abstimmung – wovon auch die Gründerväter ausgingen –, erlaubt es einem überdies, in ihr etwas Neues, eine Art konzeptuellen Durchbruch zu sehen. Als wäre in früheren Epochen irgendwie nie einer auf den Gedanken gekommen, das Maß des Zuspruchs für einen Vorschlag zu testen, indem man die Leute bittet, die Hand zu heben, etwas auf eine Tonscherbe zu ritzen oder sich auf die eine oder andere Seite eines öffentlichen Platzes zu stellen


      Es gibt jedoch gute Gründe, eine Abstimmung zu vermeiden: Sie kann spaltend wirken. Wenn es einer Gemeinschaft an Mitteln mangelt, ihre Angehörigen dazu zu zwingen, sich an eine kollektive Entscheidung zu halten, dann ist es wahrscheinlichste das Dümmste, was man tun kann, eine Reihe öffentlicher Wettbewerbe zu veranstalten, bei denen jeder der einen Seite öffentlich beim Verlieren zusieht. Das lässt nicht nur Entscheidungen zu, mit der 49 Prozent der Gemeinschaft starke Probleme haben, es maximiert außerdem die Möglichkeit von Ressentiments unter genau den 49 Prozent, die man trotz oder gerade wegen ihrer Opposition zum Mitmachen bewegen müsste. Ein Prozess der Kompromiss- und Konsensfindung um einer kollektiven Entscheidung willen, der jedes Gemeinschaftsmitglied wenigstens nicht völlig ablehnend gegenübersteht, ist ganz offensichtlich weit geeigneter für Situationen, in denen es an der Art zentralisierter Bürokratie und, vor allem, an systematischen Zwangsmitteln fehlt, die nötig wären, Minderheiten zur Einhaltung von Entscheidungen zu bringen, die sie als dumm, widerlich oder unfair ansehen.


      Am einfachsten ließe es sich so formulieren: Eine Mehrheitsabstimmung ist möglich, wenn aus Prinzip jeder den gleichen Einfluss auf eine Entscheidung haben soll oder es irgendein systematisches Mittel (in der Regel den Staat) zur Durchsetzung von Mehrheitsentscheidungen gibt, die nun mal nicht allen gefallen. Beides auf einmal vorzufinden, ist höchst ungewöhnlich. Fast die ganze Geschichte hindurch waren egalitäre Gesellschaften die, die weder Militär noch einen Polizeiapparat aufbieten konnten, um die Leute zu etwas zu zwingen, was sie nicht wollten; und wo immer es diese Zwangsmittel gab, kamen eben die, die darüber verfügten, auch nie auf den Gedanken, die Meinungen ganz gewöhnlicher Leute seien irgendwie von Belang.


      Wo also finden wir Abstimmungen? Bis zu einem gewissen Grad bei Gesellschaften, wo man Spektakel öffentlichen Wettbewerbs für normal hält – wie etwa im antiken Griechenland (nichts, was die alten Griechen nicht zum Wettbewerb gemacht hätten!) –, aber mehr noch in Situationen, wo jeder, der an einer Versammlung teilnimmt, bewaffnet oder wenigstens im Umgang mit Waffen ausgebildet ist. So war die Abstimmung vor allem typisch für die Armeen der Antike. Aristoteles war sich dessen sehr wohl bewusst. Die Verfassung eines griechischen Staates, so bemerkte er, hing in hohem Maße vom jeweils ausschlaggebenden Zweig des Militärs ab: War das die Kavallerie, konnte man eine Aristokratie erwarten; war es die schwere Infanterie, dann hatten die Reichen das Wahlrecht, die sich die Rüstungen leisten können; waren es die leichte Infanterie, Bogenschützen, Schleuderer oder die Marine (wie in Athen), dann ließ das auf eine Demokratie schließen. Ähnlich basierten in Rom Volksversammlungen, bei denen ebenfalls der Mehrheitsbeschluss galt, direkt auf – Zenturien genannten – militärischen Einheiten von je hundert Mann. Der Einrichtung lag der recht vernünftige Gedanke zugrunde, die Meinung eines Bewaffneten nicht unter den Tisch fallen lassen zu können.


      Wichtig ist das hier deshalb, weil es zeigt, dass die alptraumhaften Ängste der Aristokraten vor der »Demokratie« als einem nach Mehrheitsbeschluss handelnden bewaffneten Pöbel so unbegründet nicht waren.

    


    
      
        
      


      
        Das Konsensprinzip

      


      Demokratie ist nichts weiter als der Prozess kollektiver Erwägungen auf der Basis des Prinzips umfassender und gleichberechtigter Partizipation. Und demokratische Kreativität ist am wahrscheinlichsten, wenn Teilnehmer unterschiedlichster Traditionen mit dem dringenden Bedürfnis zusammenkommen, ein Werkzeug zur Regelung gemeinsamer Angelegenheiten zu improvisieren.


      Was ist dann Anarchismus?


      Die einfachste Erklärung wäre: eine politische Bewegung mit dem Ziel einer wahrhaft freien Gesellschaft – wobei sich eine »freie Gesellschaft« definiert als eine, in der Menschen nur die Art von Beziehungen miteinander eingehen, die man nicht durch die ständige Androhung von Gewalt erzwingen muss. Weitgehende Ungleichheit in der Verteilung des Wohlstands, Sklaverei, Schuldleibeigenschaft oder Lohnarbeit, das hat die Geschichte immer wieder gezeigt, gibt es nur mit dem Rückhalt von Armeen, Gefängnissen, Polizei. Anarchisten wünschen sich zwischenmenschliche Beziehungen, die ohne diesen Rückhalt zustande kommen. Mit anderen Worten, sie stellen sich eine auf Gleichheit und Solidarität gebaute Welt vor, in der es Menschen freistünde, Beziehungen miteinander einzugehen, um eine endlose Vielfalt von Visionen, Projekten und Vorstellungen dessen zu verwirklichen, was ihnen wertvoll und wichtig im Leben erscheint. Wenn man mich fragt, welche Organisationen es in einer anarchistischen Gesellschaft geben könnte, antworte ich immer: jede Organisation, die man sich nur vorstellen kann, und wahrscheinlich viele, die wir uns gegenwärtig gar nicht vorstellen können. Es gibt nur eine Einschränkung: Diese Organisationen dürfen sich nicht auf Bewaffnete stützen, die einem sagen: »Wen interessiert schon deine Meinung, halt den Mund und mach, was man dir sagt.«


      In diesem Sinne hat es immer schon Anarchisten gegeben: so immer dann, wenn eine Gruppe von Leuten angesichts eines ihnen aufgezwungen Macht- oder Herrschaftssystems ernsthaft sowohl über ihren Umgang miteinander als auch über die Möglichkeiten der Befreiung von dieser Macht oder Herrschaft nachzudenken beginnt und schließlich etwas zur Verwirklichung der gefundenen Möglichkeit tut. Die meisten Vorhaben dieser Art gingen in der Geschichte verloren, aber für einige wenige sind doch Zeugnisse überliefert.


      In China zum Beispiel gab es um 4000 v.u.Z. eine philosophische Bewegung, die wir als »Schule der Ackerbauern« kennen, deren Ansicht nach sowohl Kaufleute als auch Staatsbeamte nutzlose Parasiten waren. Sie versuchten, Gemeinschaften von Gleichen zu schaffen; die sich offensichtlich aus abtrünnigen Intellektuellen und örtlichen Bauernphilosophen zusammensetzten. Die einzige Art von Führerschaft sollte die Führung durch Vorbild und Beispiel sein; die Wirtschaft sollte demokratisch reguliert werden, und ansiedeln sollten sie sich in von keiner Seite beanspruchten Gegenden zwischen den großen Staaten. Man scheint dabei davon ausgegangen zu sein, den umliegenden Königreichen nach und nach Abtrünnige abziehen zu können, um schließlich ihren Kollaps herbeizuführen. Natürlich ist das Ganze letztlich gescheitert, aber die Ideen dieser Schule der Ackerbauern hatten einen enormen Einfluss auf die Hofphilosophen späterer Generationen, bis hin zu Lao-Tse und Tschuang-Tse.


      Wie viele ähnliche Bewegungen mag es im Verlauf der Menschheitsgeschichte gegeben haben? Wir wissen es nicht. (Wir wissen von den »Ackerbauern« überhaupt nur, weil sie auch Handbücher über den Ackerbau verfasst haben, die so gut waren, dass sie sich über Tausende von Jahren gehalten haben.) Aber es hat wahrscheinlich solche Initiativen schon immer gegeben – zumeist wohl eher als Fluchtbewegung (Lossagung von den alten und Einrichtung neuer Gemeinschaften) denn als revolutionäre Konfrontation mit der Obrigkeit.


      Anfang des 18. Jahrhunderts tauchte als Komponente der Arbeiterbewegung der Anarchismus auf. Der konnte und wollte nicht mehr flüchten, der tendierte zu einer Vielzahl anderer Strategien, von der Bildung alternativer Wirtschaftsunternehmen wie Kooperativen oder mutualistischer Banken über Streiks und Sabotage bis hin zur offenen Rebellion.


      Der Marxismus strebte, insbesondere in seiner Anfangszeit, letztlich nach demselben Ziel, wenn auch mit einem wesentlichen Unterschied: Die meisten Marxisten beharrten darauf, erst die Macht im Staat übernehmen zu müssen, um dann dessen Mechanismen zur Änderung der Gesellschaft einsetzen zu können – einer so tiefgreifenden Änderung, dass dann der Staat irgendwann überflüssig werden und verschwinden würde. Die Anarchisten im 19. Jahrhundert hielten das für ein Hirngespinst. Man könne, so ihr Argument, keinen Frieden schaffen, indem man für den Krieg übt, keine Gleichheit mithilfe hierarchischer Befehlsketten, kein menschliches Glück durch die Wandlung zum freudlos-verbissenen Revolutionär, der jede persönliche Selbstverwirklichung oder Erfüllung der Sache opfert. Nein, das Ziel rechtfertige nicht alle Mittel, und es sei nie zu erreichen, wenn die Mittel nicht selbst ein Modell für die Welt seien, die man zu schaffen wünsche. Daher rührt der berühmte anarchistische Aufruf, »die neue Gesellschaft in der Schale der alten aufzubauen« – und das mit egalitären Experimenten von freien Schulen über radikale Gewerkschaften bis hin zu Landkommunen.


      Zuweilen führten, vor allem in den 1880er Jahren, einzelne Anarchisten gezielte Attentate gegen die Führer dieser Welt oder Räuberbarone (wie man sie damals nannte) durch. Daher rührt die berüchtigte Vorstellung vom anarchistischen Bombenwerfer. Aber wir müssen festhalten, dass der Anarchismus womöglich als erste moderne politische Bewegung erkannte, dass Terror, selbst wenn er sich nicht gegen Unschuldige richtet, nicht funktioniert. So ist der Anarchismus nun seit fast einem Jahrhundert eine der wenigen politischen Philosophien, deren Vertreter nie jemanden in die Luft sprengen würden.34 Und doch verschwand der Anarchismus für einen Zeitraum von etwa 1914 bis 1989 fast völlig von der Bildfläche – nicht ganz zufällig eine Periode, in der ständig Weltkriege entweder geführt wurden oder drohten. Und der Grund für diesen Niedergang war eben der, dass eine politische Bewegung, wollte sie in derart gewalttätigen Zeiten als »realistisch« erscheinen, in der Lage sein musste, Panzerdivisionen, Flugzeugträger und Langstreckenraketen zu organisieren, was ja genau das war, worin die Marxisten sich nicht selten hervortaten. Und dass sie da nicht mithalten könnten, das hatten (was ihnen meiner Ansicht nach hoch anzurechnen ist) die Anarchisten erkannt. Erst nach 1989, nach dem Ende der großen Mobilmachung, tauchte prompt – in Gestalt des Global Justice Movement – wieder eine weltweite revolutionäre Bewegung auf.


      


      Es gibt im Anarchismus eine Vielzahl von Varianten, Farben und Tendenzen. Ich für meinen Teil bezeichne mich gern als »small-a-anarchist«, als anarchisten also, dem weniger an der Klärung seiner Stellung in der Bewegung gelegen ist als daran, ganz undogmatisch in einem breiten Spektrum von Koalitionen zu arbeiten, die nach anarchistischen Prinzipien operieren und alles andere wollen, als zu einer quasistaatlichen Einrichtung zu werden. Wir machen unsere Beziehungen miteinander zu einem Modell der Welt, die wir schaffen wollen. Viele Fragen werden wir ohnehin erst viel später klären können. Gäbe es zum Beispiel in einer wirklich freien Gesellschaft einen Platz für Märkte? Woher sollen wir das wissen? Ich persönlich bin nach dem Studium der Geschichte durchaus zuversichtlich, dass sich wirtschaftliche Beziehungen in einer freien Gesellschaft rasch in etwas verwandeln würde, was für die Verfechter der freien Marktwirtschaft nicht mehr wiederzuerkennen wäre. Selbst der Versuch, die Marktwirtschaft beizubehalten, würde daran nichts ändern. In dem Augenblick, in dem der Staat Verträge nicht mehr durchsetzen würde, das heißt Übereinkünfte rein auf Vertrauensbasis zustande kämen, hätte das System in Kürze mit dem, was wir heute als »Markt« bezeichnen, nichts mehr zu tun. Ganz gewiss kann ich mir nicht vorstellen, dass sich jemand aus freien Stücken zur Lohnarbeit bereit findet, wenn er andere Optionen hat. Aber wer weiß, vielleicht irre ich mich auch. Mich interessiert weniger die Planungsarbeit an einer detaillierten Architektur so einer Gesellschaft als die Bereitstellung der Bedingungen, die es uns ermöglichen würden, das alles selbst zu erfahren.


      Auf der anderen Seite haben wir kaum eine Vorstellung davon, was für Organisationen oder auch Technologien entstünden, wenn freie Menschen ungehindert ihre Fantasie einsetzen könnten, um die kollektiven Probleme tatsächlich zu lösen. Aber für mich besteht die Schlüsselfrage darin: Was wäre nötig, um politische und wirtschaftliche Systeme zu entwickeln, die tatsächlich als Mittel kollektiver Problemlösung funktionieren könnten? Davon sind unsere derzeitigen Systeme weit entfernt.


      Ich habe den Eindruck, dass selbst Anarchisten lange gebraucht haben, um das volle Ausmaß des Problems zu erkennen. So neigten sie, als sie noch Teil der klassischen Arbeiterbewegung waren, durchaus zu der Ansicht, »Demokratie« bedeute Mehrheitsbeschluss. Und um die Minderheit zum Mitziehen zu bewegen, appellierte sie dann an die Solidarität. Natürlich können solche Appelle sehr effektiv sein, wenn man sich in einem Konflikt auf Leben und Tod der einen oder anderen Art sieht, wie das bei Revolutionären für gewöhnlich nun einmal ist. So arbeitete die CNT, Spaniens anarchosyndikalistische Gewerkschaft der 20er und 30er Jahre, nach dem Prinzip, dass bei Abstimmungen über Streikmaßnahmen Mitglieder, die gegen den Streik gestimmt hatten, nicht an die Entscheidung gebunden waren. Resultat davon waren fast durch die Bank Abstimmungen mit hundertprozentiger Einigkeit. Aber Streiks waren nun mal letztlich quasimilitärische Operationen. Ländliche Gemeinschaften neigten, wie überall auf der Welt, eher zum Rückgriff auf eine Art De-facto-Konsens.


      In den USA wird der Konsensprozess gerne von Organisatoren an der Basis eingesetzt. So operierte etwa das Student Non-Violent Coordinating Committee, der horizontale Arm der Bürgerrechtsbewegung, nach dem Konsensprinzip, und die Students for a Democratic Society (SDS) arbeiteten zwar laut ihrer Satzung nach parlamentarischen Prinzipien, neigten aber in der Praxis eher doch zum Konsens. Die meisten derer, die bei den Meetings dabei waren, empfanden den damaligen Prozess jedoch eher als primitiv, improvisiert und immer wieder hochgradig frustrierend. Was teils daran lag, dass Amerikaner, allem demokratischen Geist zum Trotz, größtenteils nicht die geringste praktische Erfahrung mit wirklich demokratischen Verfahren haben. Es gibt da eine berühmte Anekdote aus der Bürgerrechtsbewegung, laut der eine kleine Gruppe von Aktivisten, die in einer Notfallsituation zu einer kollektiven Entscheidung zu kommen versuchte, einfach zu keinem Konsens finden wollte. Schließlich gab dann einer auf, zog eine Waffe und richtete sie auf den Moderator. »Entweder du triffst jetzt eine Entscheidung für uns«, sagte er, »oder ich knall dich ab.« Worauf der Moderator meinte: »Tja, dann wirst du mich wohl abknallen müssen.«


      Die Elemente einer demokratischen Kultur, wie man so etwas nennen könnte, tauchten aus ganz überraschenden Richtungen auf. Zu reden ist hier von spirituellen Traditionen oder auch vom Feminismus.


      Die amerikanischen Quäker hatten zum Beispiel über Jahrhunderte hinweg eine ganz eigene Form von Konsensprozess als spirituelle Übung entwickelt. Quäker waren, angefangen vom Abolitionismus, in den meisten amerikanischen gesellschaftlichen Basisbewegungen aktiv, aber bis in die 70er Jahre hinein größtenteils nicht willens gewesen, ihre Methoden mit anderen zu teilen. Das war für sie eine rein spirituelle Angelegenheit, und andere zu deren Übernahme anzuhalten hätte für sie so ausgesehen, als wollten sie missionieren. Dazu bedurfte es erst einer Krise in der Frauenbewegung. Diese hatte den Konsensentscheid zwar bereits in ihren kleinen Basisgruppen eingesetzt, war jedoch auf allerhand Probleme gestoßen, als die Gruppen größer wurden, was schließlich einige Dissidenten aus den Reihen der Quäker einspringen und ihnen einige ihrer Methoden beibringen ließ. Es entbehrt also nicht einer gewissen Ironie, dass das, was heute als »anarchistischer Prozess« bekannt ist – all die ausgefeilten Techniken der Moderation und Konsensfindung, die Handzeichen und vieles mehr – größtenteils gar nicht aus einer anarchistischen Tradition stammt, sondern sich vielmehr dem radikalen Feminismus, dem Quäkertum, ja sogar den indianischen Traditionen verdankt.35 Man identifizierte sie mit dem Anarchismus, weil Anarchisten sie rasch als eben die Form erkannten, die sich für eine freie Gesellschaft eignete, in der niemand physisch zur Billigung einer Entscheidung gezwungen werden sollte, die seinen Ansichten zuwiderlief.36

    


    
      
        
      


      
        Was, zum Teufel, ist Demokratie?

      


      Ich möchte jedoch ausdrücklich betonen, dass es hier nicht nur um bloße Methoden geht. Wir sprechen hier vom allmählichen Erarbeiten einer demokratischen Kultur. Zur Erreichung einer solchen gilt es einige unserer grundlegenden Annahmen darüber zu überdenken, was Demokratie denn eigentlich sei.


      Gehen wir in diesem Lichte zurück zu den Schriften von Männern wie Adams und Madison, ja selbst Jefferson, so müssen wir anerkennen, dass einige ihrer Vorbehalten und Einwände ernst genommen zu werden verdienen. Zunächst einmal würde ihrer Argumentation nach die Einrichtung einer auf Mehrheitsbeschluss gegründeten Demokratie unter weißen männlichen Erwachsenen in einer durch die ungleiche Verteilung des Reichtums zutiefst gespaltenen Gesellschaft wahrscheinlich zu stürmischen, instabilen und letztlich blutigen Verhältnissen führen. Hierin hatten sie womöglich Recht. Sie sprachen sich unter anderem dafür aus, dass lediglich etablierte Begüterte wählen und Ämter bekleiden dürften, weil nur sie ausreichend unabhängig seien, um es sich – frei von Eigennutz – leisten zu können, das Gemeinwohl im Sinn zu haben. Letzteres ist ein wichtiges Argument und verdient mehr Aufmerksamkeit, als ihm gemeinhin zuteil wird.


      Natürlich ist die elitäre Art ihrer Formulierung nicht zu übersehen. Hier reden Söhne aus reichem Haus über ihresgleichen und attestieren sich selber die nötige Gesetztheit, Selbstdisziplin und Reflexionsgabe, um in Staatsdingen mitreden zu können. Aber das wahre Problem, das hier zum Ausdruck kommt, besteht in der vorherrschenden Vorstellung von »Rationalität« bzw. Vernunft. Ein weitverbreitetes Argument gegen die Volksherrschaft war in der frühen Republik, die »acht oder neun Millionen ohne Besitz«, wie Adams es ausdrückte, seien des rationalen Urteils unfähig, weil sie keine Übung darin hätten, ihren Geschäften selbstverantwortlich nachzugehen. Dienstboten, Lohnarbeiter, erst recht Frauen und Sklaven seien nun mal das Ausführen von Befehlen gewohnt. Solche Leute, wenn sie das Wahlrecht bekämen, würden nicht lange überlegen, was das Beste für das Land sei, sondern sich auf der Stelle einem charismatischen Anführer unterordnen – entweder weil dieser sie mit Versprechungen oder gar direkt mit Geld ködern würde oder einfach auch deshalb, weil sie nichts anderes gelernt hatten, als jemandem hinterherzulaufen. Ein Übermaß an Freiheit würde also nur zur Tyrannei von Demagogen führen. Günstigstenfalls würde es zur »Parteienbildung« kommen, zu einem von politischen Parteien dominierten System, wogegen sich fast alle Gestalter des neuen Staats ausdrücklich aussprachen, weil solche Parteien nur um ihrer jeweiligen Interessen willen in Streit geraten würden. Hierin hatten sie Recht. Genauso kam es nämlich, kaum dass ein auch nur geringfügig erweitertes Wahlrecht eingeführt worden war. Wenn auch ein ausgesprochener Klassenkampf ausblieb – nicht zuletzt deshalb, weil alle Mühseligen und Beladenen, Unterdrückten und Geknechteten mithilfe der frontier, der sich auf den Pazifik zuschiebenden Grenze zur Wildnis, aus den etablierten Sozialbeziehungen aussteigen konnten.37


      Die Ansicht, dass nur vermögende Männer wirklich rational denken könnten und andere in erster Linie zum Folgen geboren seien, lässt sich mindestens bis ins antike Athen zurückverfolgen. Aristoteles spricht das ganz explizit am Anfang seiner staatsphilosophischen Schrift Politik aus. Nur freie männliche Erwachsene, so heißt es dort, könnten vollends vernunftbegabte Wesen sein, in Kontrolle ihres eigenen Körpers wie über andere: ihre Frauen, Kinder und Sklaven. Es ist dies der eigentliche Fehler in der ganzen Tradition der »Rationalität«, die die Gründerväter geerbt hatten. Es geht letztendlich nicht um Selbstständigkeit oder Uneigennützigkeit. Rational zu sein hat in dieser Tradition einzig mit der Fähigkeit zu tun, Befehle geben zu können: sich neben eine Situation zu stellen, sie kühl abzuwägen, die geeigneten Berechnungen anzustellen und dann anderen zu sagen, was sie tun sollen.38 Im Wesentlichen ist das die Art von Berechnung, die sich ausschließlich dann anstellen lässt, wenn man anderen sagen kann, sie sollen den Mund halten und tun, was man ihnen sagt. Es ist einzig das zur Gewohnheit gewordene Vorrecht, Befehle zu erteilen, die einem die Vorstellung erlaubt, die Welt ließe sich auf das Äquivalent mathematischer Formeln reduzieren – Formeln, die sich auf jede Situation anwenden lassen, ungeachtet ihrer tatsächlichen menschlichen Komplexität.


      Aus diesem Grund kommt jede Philosophie, die mit der Behauptung beginnt, Menschen seien – auf diese kalte, kalkulierende Weise – rational (oder sollten es sein), ausnahmslos zu dem Schluss, dass wir in Wirklichkeit das Gegenteil sind, dass die Vernunft, wie Hume es in einem berühmten Ausspruch ausgedrückt hat, stets »Sklavin der Leidenschaften« ist und dies auch sein soll. Wir streben nach Lust, und um den Zugang zur Lust zu gewährleisten, streben wir nach Besitz; und um den Zugang zu Besitz zu gewährleisten, streben wir schließlich nach Macht. Da gibt es kein natürliches Ende, wir streben nur nach immer mehr und mehr und mehr. Diese Grundannahme über die menschliche Natur haben sich bereits die Philosophen des Altertums zu eigen gemacht, und darin liegt ihre Erklärung dafür, weshalb Demokratie nur im Desaster enden kann. Sie taucht in der christlichen Tradition des Augustinus in der Verkleidung der Erbsünde wieder auf und schließlich in Thomas Hobbes’ atheistischer Theorie, nach der ein Naturzustand nur ein brutaler »Krieg aller gegen alle« sein kann. Auch die Autoren der republikanischen Verfassungen des 18. Jahrhunderts teilten diese Annahme, dass die Menschen schlicht unverbesserlich seien. So waren denn, all der gelegentlich hochgesinnten Floskeln zum Trotz, letztlich die meisten zu dem Eingeständnis bereit, es bleibe nur die Wahl zwischen gänzlich blinder Leidenschaft und der rationalen Berechnung unserer Interessen; die ideale Verfassung musste demzufolge darauf ausgerichtet sein, dass Leidenschaft und Berechnung einander kontrollierten und sich letztlich die Waage hielten.


      


      Wir stehen also vor einem Dilemma: Jede Auffassung von Rationalität als bloße mathematische Rechnung ist aus der Macht zum Befehlen geboren und kann gar nicht anders, als Ungeheuer hervorzubringen. Als Basis für eine Theorie der Demokratie ist sie ganz klar verhängnisvoll. Aber wie sieht die Alternative aus? Wie gründet man eine Theorie der Demokratie auf jenes Urteilsvermögen, das sich stattdessen unter Gleichen herausbildet?


      Einer der Gründe, weshalb sich das bisher so schwierig gestaltet, ist der, dass diese Art des Räsonnements weit komplexer und differenzierter ist und sich deshalb den beliebten quantitativen Modellen der Politologen – und der Leute, die Stipendienanträge beurteilen – entzieht. Denn wonach fragen wir schon mit der Frage nach der Rationalität einer Person? Eigentlich nur danach, ob sich ihr grundlegende logische Zusammenhänge erschließen. Das ist aber eher selten das Problem. Wenn wir jedoch fragen, ob jemand »vernünftig« ist, setzen wir den Standard viel, viel höher an. Vernünftigkeit impliziert eine weit höher entwickelte Fähigkeit, eine Balance zu schaffen zwischen verschiedenen Perspektiven, Werten und Imperativen, von denen sich für gewöhnlich keine auf eine mathematische Formel reduzieren lässt. Es bedeutet, auf einen Kompromiss zu kommen zwischen Positionen, die der formalen Logik nach nicht mit ein und demselben Maß messbar sind, so wie es keine formale Möglichkeit gibt, bei der Entscheidung, was man zum Abendessen kochen soll, die unterschiedlichen Vorteile von leichter Zubereitung, Gesundheit und Geschmack gegeneinander abzuwägen. Aber natürlich treffen wir solche Entscheidungen die ganze Zeit. Das Leben – vor allem das Leben mit anderen – besteht größtenteils aus vernünftigen Kompromissen, die nie und nimmer auf mathematische Modelle zu reduzieren sind.


      Man könnte das auch so ausdrücken: Politologen gehen gerne von Akteuren aus, die auf dem intellektuellen Niveau von Achtjährigen funktionieren. Entwicklungspsychologen haben festgestellt, dass Kinder sich ihre ersten logischen Argumente nicht zur Problemlösung einfallen lassen, sondern um sich Gründe für etwas auszudenken, was sie bereits denken wollen. Wer regelmäßig mit kleinen Kindern zu tun hat, wird augenblicklich erkennen, dass das stimmt. Die Fähigkeit, entgegengesetzte Perspektiven zu vergleichen und zu koordinieren, entwickelt sich erst später und ist das eigentliche Wesen gereifter Intelligenz. Es ist auch genau das, wozu sich Menschen, die an Befehlsgewalt gewöhnt sind, selten genötigt sehen.


      Der Philosoph Stephen Toulmin, damals bereits berühmt für seine Modelle moralischer Argumentation, sorgte in den 90er Jahren unter Intellektuellen für Aufsehen, als er einen ähnlichen Gegensatz zwischen Rationalität und Vernünftigkeit zu entwickeln versuchte, obwohl er nicht von der Befehlsgewalt, sondern von der Notwendigkeit absoluter Sicherheit ausging.39 Toulmin kontrastierte den generösen Geist Montaignes, der im expansiven Europa des 16. Jahrhunderts lebte und davon ausging, dass Wahrheit immer situationsbedingt sei, mit der fast schon paranoiden Strenge eines René Descartes, der ein Jahrhundert später, als Europa unter blutigen Religionskriegen implodiert war, eine Vision einer auf reiner »Rationalität« gebauten Gesellschaft entwickelte. Toulmins Schlussfolgerung: Das gesamte politische Denken seither sei von Versuchen belastet, völlig unmögliche Maßstäbe abstrakter Rationalität anzulegen, die den konkreten menschlichen Realitäten ausnahmslos Gewalt antun.


      Wie wahr. Versuchen wir stattdessen, eine Politik zu schaffen, die sich auf das Prinzip der Vernunft gründet – eine Politik, für die, wie die feministische Philosophin Deborah Heikes erklärt hat, nicht nur logische Konsistenz nötig ist, sondern auch »ein Maß an gesundem Urteilsvermögen, Selbstkritik, die Fähigkeit, Gründe zu nennen und in Betracht zu ziehen«.40 Kurzum: echtes Überlegen. Oder, wie ein Moderatorentrainer wahrscheinlich sagen würde: Gefragt ist die Fähigkeit, gut genug zuzuhören, um Perspektiven zu verstehen, die sich grundlegend von den eigenen unterscheiden, und dann pragmatisch Berührungspunkte zu finden, ohne den Versuch zu machen, sein Gegenüber einfach zur eigenen Perspektive zu bekehren. Und das bedeutet, Demokratie als gemeinsame Problemlösung unter Menschen mit Respekt für den Umstand zu sehen, dass nicht jeder genau den gleichen Standpunkt vertritt.


      Funktionieren sollte die Konsensfindung folgendermaßen: Man einigt sich zunächst auf ein gemeinsames Selbstverständnis, das heißt ein gemeinsames Ziel. So lässt sich der Entscheidungsprozess als Mittel zur Lösung gemeinsamer Probleme verstehen. Von dieser Warte aus betrachtet können selbst radikal unterschiedliche Perspektiven, die den Prozess durchaus erschweren mögen, auch eine enorme Ressource sein. Überlegen Sie mal, bei was für einem Team die Wahrscheinlichkeit einer kreativen Lösung für ein Problem größer ist: bei einer Gruppe von Leuten mit einer jeweils unterschiedlichen Sicht der Dinge oder bei einer Gruppe von Leuten, die alle genau der gleichen Ansicht sind?


      Wie ich bereits bemerkt habe, sind Räume demokratischer Kreativität solche, in denen ausgesprochen unterschiedliche Menschen aus ausgesprochen unterschiedlichen Traditionen sich plötzlich zum gemeinsamen Improvisieren gezwungen sehen. Einer der Gründe dafür besteht darin, dass Menschen in solchen Situationen divergierende Annahmen darüber unter einen Hut bringen müssen, was Politik denn eigentlich ist. Dazu ein Beispiel.


      In den 80er Jahren zog sich in Mexiko eine Gruppe angehender Guerillas maoistischer Provenienz aus den Städten zurück in die Bergregionen des Südwestens. Dort begannen sie revolutionäre Netze aufzubauen, indem sie zunächst den Frauen das Lesen und Schreiben beibrachten. Aus ihnen wurde schließlich die Nationale Befreiungsarmee der Zapatistas, die 1994 für eine vorübergehende Erhebung verantwortlich war. Ihnen ging es nicht um den Sturz der Regierung, sondern darum, eine freie Region zu schaffen, in der sich eine größtenteils aus Indios bestehende Bevölkerung daranmachen konnte, mit neuen Formen der Demokratie zu experimentieren. Es herrschten vom ersten Augenblick an unterschiedliche Auffassungen zwischen den städtischen Intellektuellen wie etwa dem berühmten Subcommandante Marcos, für den Demokratie Mehrheitsentscheid und gewählte Vertreter bedeutete, und den Sprechern der indigenen Bevölkerung wie den Mam oder Chortí, deren Versammlungen seit jeher vom Konsens bestimmt waren. Sie bevorzugten ein System, in dem gewählte Delegierte jederzeit abberufen werden konnten, wenn ihre Gemeinschaften nicht länger der Ansicht waren, dass sie noch den gemeinsamen Willen verträten. Wie Marcos sich erinnert, musste man bald feststellen, dass es keine Einigung darüber geben konnte, was denn »Demokratie« tatsächlich bedeutete:


      


      »Die Gemeinden arbeiten auf Demokratie hin. Aber das Konzept scheint recht vage zu sein. Es gibt viele Arten von Demokratie. Ich sage ihnen das immer wieder. Ich versuche ihnen zu erklären: ›Ihr könnt als Dorfgemeinschaften mit Konsens arbeiten.‹ Wenn sie auf eine Versammlung kommen, kennen sie einander, sie kommen, um ein gemeinsames Problem zu lösen.


      ›Aber das ist nicht überall so‹, sage ich ihnen. ›Leute führen dort unterschiedliche Leben, und sie nutzen die Versammlung für anderes, nicht, um ein Problem zu lösen.‹ Worauf sie ›nein‹ sagen, was aber bedeutet: ›Ja, bei uns funktioniert’s.‹ Und es funktioniert bei ihnen tatsächlich, sie lösen das Problem. Also schlagen sie ihre Methode der Nation und der ganzen Welt vor. Die Welt muss sich genauso organisieren … Und dagegen ist schwer anzukommen, weil sie nun mal ihre Probleme damit lösen.«41


      


      Nehmen wir diesen Vorschlag doch einmal ernst. Warum sollte Demokratie eigentlich kein Verfahren kollektiver Problemlösung sein? Wir mögen sehr unterschiedliche Auffassungen davon haben, worum es letztlich im Leben geht, aber es ist wohl für jeden ersichtlich, dass die Menschen auf diesem Planeten eine erkleckliche Zahl gemeinsamer Probleme haben (der Klimawandel fällt mir als besonders dringliches Problem ein, aber das ist bei Weitem nicht das einzige), bei denen wir gut daran täten, uns an einer gemeinsamen Lösung zu versuchen. Alle Welt scheint sich einig zu sein, dass es das Beste wäre, das demokratisch und im Geiste der Gleichheit nach Maßgabe vernünftiger Überlegungen zu erledigen. Warum also sollte es uns dann wie ein utopisches Hirngespinst anmuten, unsere Probleme tatsächlich so anzugehen?


      Vielleicht sollten wir uns statt der Frage nach dem besten politischen System, das sich mit unserer gegenwärtigen Gesellschaftsordnung vereinbaren ließe, lieber die Frage stellen, welche gesellschaftlichen Arrangements für ein wahrhaft partizipatorisches demokratisches System nötig wären, das sich der Lösung unserer kollektiven Probleme widmen könnte. Das ist doch eigentlich eine überaus naheliegende Frage. Wir sind sie nur nicht gewöhnt, weil man uns von Kindesbeinen an eingebläut hat, wie unvernünftig die Antwort darauf sei. Weil es darauf nur eine Antwort geben kann: Anarchie.


      Es gibt durchaus einen Grund für die Annahme, dass die Gründer Amerikas Recht gehabt haben könnten: Es lässt sich nun mal kein politisches System nach den Prinzipien einer direkten, partizipatorischen Demokratie schaffen in einer Gesellschaft wie der ihren, die sich durch eine erhebliche Wohlstandsschere, durch den totalen Ausschluss weiter Teile der Bevölkerung (Frauen, Sklaven und Ureinwohner) und durch die Dominanz strikter Befehlsketten auszeichnete. Ebenso unmöglich ist das in einer Gesellschaft wie der unseren, in der ein Prozent der Bevölkerung 42 Prozent des Reichtums kontrolliert.


      Spricht man in einem Raum voller normaler Menschen den Gedanken der Anarchie an, wird es stets jemanden geben, der einwendet, dass man ja wohl unmöglich auf Staat, Polizei und Gefängnisse verzichten könne. Sonst brächten die Leute einander doch sofort um. Dafür gibt es dann gemeinhin Beifall, weil es sich vermeintlich um eine Frage des gesunden Menschenverstands handelt. Das Merkwürdige an dieser Vorhersage ist, das sie sich empirisch testen lässt – ja, dass sie bereits oft empirisch geprüft wurde. Und sie erweist sich als falsch.


      Es stimmt, es gibt einige Fälle wie etwa Somalia, wo der Staat zusammenbrach, als die Menschen sich bereits in einem blutigen Bürgerkrieg befanden, und wo der Zusammenbruch aller staatlichen Institutionen die beste Gewähr dafür bietet, dass die Kriegsherren nicht aufhören, einander umzubringen. In den meisten Fällen jedoch passiert, wie ich selbst hier und da im ländlichen Madagaskar beobachten konnte, sehr wenig. Die Polizei verschwindet, die Leute bezahlen keine Steuern mehr, ansonsten machen sie ziemlich genauso weiter wie zuvor. Ganz gewiss bricht kein hobbesscher »Krieg aller gegen alle« aus.


      Und so lautet denn die eigentliche Frage, die wir uns stellen müssen: Warum gehen wir wie selbstverständlich davon aus, dass die Menschen, wenn sie nicht im Gehäuse eines bewaffneten Staates und einer ungleichen Gesellschaft leben, sich an die Gurgel gehen, obwohl sie es doch in Wirklichkeit gar nicht tun?


      Die anarchistische Antwort darauf ist einfach. Wenn man Leute wie Kinder behandelt, neigen sie zu einem kindhaften Verhalten. Die einzig erfolgreiche Methode, die bislang ersonnen wurde, andere dazu zu bekommen, sich wie Erwachsene zu verhalten, besteht darin, sie zu behandeln, als wären sie bereits welche. Diese Methode ist nicht unfehlbar. Nichts ist unfehlbar. Aber es ist die einzige Methode mit einer echten Chance auf Erfolg. Und die historische Erfahrung mit den tatsächlichen Ereignissen in Krisensituationen demonstriert, dass selbst Menschen, die nicht in einer Kultur partizipatorischer Demokratie aufgewachsen sind, plötzlich ausgesprochen vernünftig werden, wenn man ihnen ihr Schießzeug oder die Möglichkeit, ihren Anwalt zu rufen, nimmt. Das ist eigentlich alles, was Anarchisten wirklich vorschlagen.
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      Kapitel 4


      Fragen der Taktik und Strategie

    


    Die Unmöglichkeit, einen Leitfaden für gewaltfreie Erhebungen zu schreiben, sozusagen eine moderne Ausgabe der »Regeln für Radikale«1, liegt auf der Hand. Wenn es eine Regel gibt, die sich auf zivilen Ungehorsam grundsätzlich anwenden lässt, dann die, dass es keine strikten Regeln gibt. Welche Art von demokratischem Prozess man einsetzt, hängt ganz vom Wesen der Gemeinschaft ab, in der man ihn zu praktizieren versucht, von den Erfahrungen der Teilnehmer, ihren Zielen, kulturellen und politischen Traditionen, ihrer Zahl, davon, welche Art von Raum zur Verfügung steht, und von einer ganzen Reihe unmittelbarer praktischer Belange mehr. Die Taktiken müssen flexibel bleiben, ständig neu erfunden werden, andernfalls wird die Bewegung welk und geht ein.


    Dann wäre da noch die offensichtliche Tatsache – oder jedenfalls sollte sie offensichtlich sein, ist sie aber nicht –, dass eine bestimmte für eine Gemeinschaft geeignete Taktik für eine andere völlig ungeeignet sein kann. Zur Zeit meiner Arbeit an diesem Buch herrscht eine stürmische Debatte um die Black Blocs: ob es innerhalb eines antiautoritären Kontexts wie dem von Occupy ratsam sei, sich zu Gruppen schwarzgekleideter Maskierter zusammenzutun, um klarzustellen, hier ist ein Block von Leuten, der auch zu militanteren Taktiken bereit ist, zu Sprayaktionen, gelegentlichen Sachbeschädigungen oder dem Schulterschluss zum Schutz von Mitdemonstranten gegen die Polizei. Die ganze Debatte berücksichtigte die Tatsache nicht weiter, dass in 90 Prozent aller Besetzungen gar keine Black-Bloc-Taktiken eingesetzt wurden und dass Oakland, wo es zum größten Black Bloc kam, eine Stadt ist, die seit Jahrzehnten von einer extremen Brutalität der Polizei und militantem Widerstand seitens der armen Bevölkerung und besonders der afroamerikanischen Gemeinschaft gezeichnet ist.2


    Während meiner Zeit bei Global Justice im Jahr 2000 habe ich gelernt, dass ein hitziger Streit über Taktiken oft in Wirklichkeit ein versteckter Streit über Strategien ist. »Kann es im Einzelfall okay sein, ein Fenster einzuschmeißen?« Bei dieser Debatte während der Aktionen gegen die WTO in Seattle im November 1999 ging es in Wirklichkeit darum, wen das Global Justice Movement in den USA tatsächlich mobilisieren sollte und zu welchem Zweck: die Konsumenten der gebildeten Mittelschicht, die man zur Unterstützung von Fair Trade-Praktiken bringen könnte, oder eher potenziell revolutionäre Elemente, denen man nicht erst beizubringen brauchte, wie gewalttätig und korrupt das System ist; und denen die Aussicht auf einen erfolgreichen Schlag gegen das System genügte.


    Die Erörterung derlei strategischer Fragen ist in diesem Buch fehl am Platz.– abgesehen vielleicht von der einen Bemerkung, dass die Organisatoren vor Ort, wer immer sie sein mögen, darüber nachdenken sollten, wie sich im Geiste der Solidarität mit allen anderen Angehörigen der 99 Prozent handeln lässt. Ansonsten will ich mich hier auf eine Reihe praktischer Ideen und Vorschläge konzentrieren, die aus meiner eigenen jahrzehntelangen Erfahrung im horizontalen Organisieren und mit Occupy selbst erwachsen sind.


    
      
        
      


      
        Ein Wort zum Konsens.

        Na gut, Mehrere …

      


      Es wird viel darüber diskutiert, ob Konsensentscheide in größeren Gruppen überhaupt möglich sind, wenn man denn doch wieder auf Abstimmungen zurückgreift. Viele der Debatten, die ich erlebt habe, zeichneten sich durch eine erhebliche Verwirrung darüber aus, was denn Konsens nun eigentlich sei. So hält sich etwa bei vielen hartnäckig die Annahme, es handele sich beim Konsensprozess schlicht um ein auf Einstimmigkeit beruhendes Abstimmungsverhalten. Das verfehlt, wenigstens von meiner Warte aus, völlig den Kern der Sache. Das Wesen des Konsensverfahrens besteht einfach darin, dass jeder zu gleichen Teilen zu einer Entscheidung beitragen sollte und niemand an eine Entscheidung gebunden ist, die er verabscheut. Was in der Praxis auf vier Punkte hinausläuft:


      


      
        	
          dass jeder, der über einen Vorschlag etwas Relevantes zu sagen zu haben meint, ein Recht auf eine sorgfältige kollektive Abwägung seiner Perspektive hat;

        


        	
          dass jeder mit starken Bedenken oder Einwänden ein Recht darauf hat, diese Bedenken oder Einwände in Betracht gezogen und, falls möglich, in der endgültigen Form des Vorschlags berücksichtigt zu sehen;

        


        	
          dass jeder, dessen Ansicht nach ein Vorschlag ein fundamentales Prinzip der Gruppe verletzt, die Möglichkeit zum Veto (»Block«) dieses Vorschlages haben sollte;

        


        	
          dass niemand gezwungen werden sollte, nach einer Entscheidung zu handeln, der er nicht zugestimmt hat.

        

      


      


      Falls es einen Entscheidungsprozess gibt, der in einer freien Gesellschaft funktionieren könnte, so sollte er eindeutig auf diesen oder ähnlichen Prinzipien gebaut sein.


      Zur Gewährleistung dieser Ziele haben im Lauf der Jahre diverse Gruppen und Individuen komplexe Systeme formaler Konsensfindung entwickelt. Aber eines formalen Prozesses bedarf es nicht notwendigerweise. Manchmal hilft einer. Manchmal nicht. Kleinere Gruppen kommen oft auch ganz ohne formale Prozeduren aus. Genau genommen gibt es eine endlose Zahl von Möglichkeiten, im Geiste der vier genannten Prinzipien zu Entscheidungen zu gelangen. In gewisser Hinsicht ist schon die Frage an sich, ob der Entscheid über einen Vorschlag in einem formalen Heben der Hände oder in einer Bekräftigung des Konsenses endet, zweitrangig; entscheidend ist der Prozess selbst. Mit einer Abstimmung abzuschließen birgt durchaus seine Probleme. Nicht etwa deshalb, weil daran wesentlich etwas falsch wäre, sondern weil mit einer Abstimmung die Wahrscheinlichkeit sinkt, dass jeder seine Perspektiven auch tatsächlich gebührend in Betracht gezogen sieht. Ist diese Folge nicht gegeben, so ist daran auch nichts auszusetzen. Es ist nur so, dass die Erfahrung gezeigt hat, dass es in den meisten Fällen genau dazu eben kommt.


      Lassen Sie mich das mit einigen Beispielen aus der Praxis illustrieren.


      Ein Problem, vor dem sich alle neuen Gruppen sehen, ist die Entscheidung für einen Entscheidungsprozess. Braucht man eine Abstimmung darüber, ob man durch Konsens operiert, oder braucht es einen Konsens dafür, durch Mehrheitsvotum entscheiden zu sollen? Gibt es eine Rangfolge?


      Hier, so denke ich, kann man schon leicht mal durcheinandergeraten, weil wir daran gewöhnt sind, in Gruppen Einheiten mit einer Art formaler Mitgliedschaft zu sehen. Wenn sich jemand bereit erklärt, einer Gruppe mit einer festen Satzung beizutreten – einer Gewerkschaft oder von mir aus auch einem Sportverein –, dann erklärt man sich allein schon durch den Beitritt auch mit den bestehenden Regeln der Gruppe einverstanden. Wenn es eine Gruppe ist, die durch Mehrheitsvotum entscheidet, dann bedeutet das, dass man sich bereit erklärt, sich an Mehrheitsentscheidungen gebunden zu fühlen. Wenn es sich um eine vertikale Gruppe mit Führungsstruktur handelt, bestätigt man mit seinem Beitritt, dass man den Anordnungen der Fähnleinführer Folge zu leisten gedenkt. Wenn man mit einer Entscheidung nicht einverstanden ist, kann man gehen. Oder man weigert sich, ihr nachzukommen, was wiederum die Gruppe dazu bringen kann, die Entscheidung zu überdenken. Aber wahrscheinlicher ist, dass das die eine oder andere Strafe, wenn nicht gar den Ausschluss nach sich zieht. Wichtig ist, dass es mögliche Sanktionen gibt – etwas, womit die Gruppe einem drohen kann.


      Die Sachlage ändert sich, wenn wir von einer Menschenmenge sprechen, die sich bloß zu einer öffentlichen Versammlung bzw. einem Aktivistenmeeting zusammengefunden hat. Keiner der Anwesenden hat sich zu dem Zeitpunkt zu irgend etwas bereit erklärt. Es handelt sich lediglich um eine Gruppe von Leuten auf einem öffentlichen Platz, in einem Raum. Es liegt auf der Hand, dass sie nicht durch eine Mehrheitsentscheidung gebunden sind, es sei denn, es erklären sich alle dazu bereit. Und selbst falls sie sich dazu bereit erklärt haben, es sich aber später anders überlegen, weil es zu einer Entscheidung gekommen ist, die ihnen aufstößt, kann die Gruppe kaum etwas tun. Niemand ist in einer Position, einen anderen (geschweige denn alle anderen) zu etwas zu zwingen, was ihm widerstrebt. Und wenn es sich um eine horizontale oder vom Anarchismus inspirierte Gruppe handelt, wird das auch erst gar keiner wollen.


      Diese Tendenz zur Fixierung auf Wahlprozeduren zum Nachteil grundlegender Prinzipien hat auch noch eine andere Seite, und das ist die merkwürdige Ansicht – der man hin und wieder begegnet –, man könne, hat man sich einmal für den Konsensbeschluss entschieden, keine Entscheidung mehr durch Mehrheitsbeschluss fällen. Das ist albern. Ganz offensichtlich ist die Aufforderung zum Handhochheben nicht selten die beste Möglichkeit, sich entscheidende Informationen zu verschaffen wie etwa: »Wenn wir uns am Montag um 13 Uhr treffen, wie viele von euch könnten da kommen?« Ähnliches gilt für eine technische Angelegenheit, bei der keine Grundsatzdebatten anzunehmen sind (»Sollen wir die Frage für den Augenblick aufschieben?«, »Treffen wir uns am Dienstag oder am Mittwoch?«). Hier sollte der Moderator einfach fragen können, ob alle bereit sind, sich in dieser Frage einem Mehrheitsbeschluss zu fügen, damit die Sache erledigt ist. Öfter freilich wird ein Moderator einfach um Handmeldung zu einer »unverbindlichen Probeabstimmung« oder einem »Temperaturcheck« bitten, nur um ein Gespür dafür zu bekommen, wo die Versammelten gefühlsmäßig stehen. Das kann durch schlichte Handmeldungen erfolgen, um zu zeigen, man ist dafür, oder aber auch durch ein differenzierteres System, bei dem jeder, der einverstanden ist, mit erhobenen Fingern wedelt, mit gesenkten, wenn nicht, und mit horizontalen Handbewegungen, wenn er sich nicht sicher ist. Auch wenn sie unverbindlich sind, können uns solche Proben all die Informationen liefern, die wir brauchen: Wenn sich dann eine starke Abneigung gegen einen Vorschlag zeigt, könnte ihn der, der ihn gemacht hat, einfach zurückziehen.


      Wenn es um wichtigere Fragen geht, gewinnen auch die vier Prinzipien an Bedeutung. Ich beschreibe im Folgenden ein standardisiertes Verfahren in vier Schritten, das sich im Lauf der Jahre entwickelt und immer wieder als ziemlich brauchbar erwiesen hat. Damit lässt sich gewährleisten, dass ein Vorschlag beständig im Geiste von Kompromiss und Kreativität umgestaltet werden kann, bis er mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit für jeden tragbar ist. Noch einmal: Es besteht wirklich keine Notwendigkeit, hier dogmatisch zu werden; es sind viele Varianten möglich. Vor allem sollte man immer daran denken, dass die Anwesenden sich zwar durch ihr Kommen für gewisse Grundprinzipien ausgesprochen, sich aber keineswegs auf bestimmte formale Regeln hinsichtlich des Vorgehens geeinigt haben. Im Allgemeinen jedoch geht das Verfahren in etwa so:


      


      1. Jemand macht einen Vorschlag zu einer bestimmten Vorgehensweise.


      2. Der/die Moderator/in bittet um klärende Fragen, um sicherzustellen, dass auch jeder genau verstanden hat, worum es bei dem Vorschlag geht.


      3. Der/die Moderator/in bittet um Bedenken:


      
        a. Während der Diskussion können die Leute mit Bedenken »Verbesserungen im Sinne des Vorschlags« machen, die ihren Bedenken Rechnung tragen, die derjenige, der den ursprünglichen Vorschlag gemacht hat, übernehmen kann oder nicht.


        b. Es kann zu einem Temperaturcheck hinsichtlich des Vorschlags, einer Verbesserung oder der Stichhaltigkeit der geäußerten Bedenken kommen oder auch nicht.


        c. Hier kann der Vorschlag erstickt, umformuliert, mit anderen Vorschlägen kombiniert, aufgeteilt oder zur späteren Diskussion verschoben werden. Wenn ein Vorschlag so weit scheint, dass ein Konsenscheck sinnvoll ist.

      


      4. Nimmt der/die Moderator/in einen Konsenscheck vor, indem er/sie fragt


      
        a. ob jemand beiseitetreten möchte. Beiseitezutreten kommt einer Enthaltung gleich, man sagt damit: »Mir schmeckt der Vorschlag nicht, und ich würde auch an der Aktion nicht teilnehmen, möchte aber niemanden davon abhalten.« Es ist wichtig, jedem, der beiseitetritt, die Möglichkeit zu einer Erklärung seiner Gründe dafür zu geben.


        b. ob es ein Veto gibt, mit anderen Worten ob jemand den Vorschlag blockieren will. Ein Veto ist keine »Nein«-Stimme. Es lässt sich vielleicht am besten so sehen, dass es jedem in der Gruppe die Möglichkeit gibt, vorübergehend die Robe eines Bundesrichters anzulegen und ein Gesetz abzuschießen, das ihm verfassungswidrig vorkommt – oder in unserem Fall den fundamentalen Prinzipien von Einheit oder gemeinsamer Zielsetzung der Gruppe zuwiderläuft.3

      


      


      Es gibt verschiedene Möglichkeiten, mit einem Veto umzugehen. Am einfachsten ist es natürlich, den Vorschlag fallen zu lassen. Der Moderator könnte denjenigen, der den Vorschlag blockiert, darum bitten, sich mit denen zusammenzusetzen, die ihn gemacht hatten – sich zum Beispiel der betreffenden Arbeitsgruppe anzuschließen, um zu sehen, ob man sich nicht auf einen vernünftigen Kompromiss einigen kann. Manchmal, insbesondere wenn andere das Gefühl haben, das Veto sei nicht gerechtfertigt (etwa: »Ich find’s nicht antisemitisch, das Meeting am Freitagabend zu machen, auch wenn dann der Schabbat beginnt. Die meisten von uns hier sind Juden, und uns ist das egal!«4), besteht eventuell die Möglichkeit, das Veto anzufechten. Zum Beispiel könnte man fragen, ob noch wenigstens zwei weitere Mitglieder der Gruppe bereit sind, den Kompromiss mitzutragen. (So sprechen wir manchmal von »Konsens minus eins« oder »Konsens minus zwei«.) Oder, falls es sich um eine große Gruppe handelt, kann es manchmal eine ganz gute Idee sein, eine Rückzugsposition zu haben: Wenn man davon ausgehen kann, dass die meisten – ungeachtet des Blocks – weitermachen wollen, lässt sich auf eine qualifizierte Mehrheit (Supermajority) zurückgreifen, etwa einen Zweidrittel-Mehrheitsbeschluss.


      Bei unserem ersten Meeting am 2. August entschieden wir uns zum Beispiel zu einem »modifizierten Konsens«, bei dem wir im Falle eines toten Punkts auf eine Zweidrittelmehrheit zurückgreifen wollten; später dann jedoch einigte sich die Vollversammlung angesichts des festzustellenden Wachstums der Bewegung per Konsens auf eine Rückzugsposition von 90 Prozent, weil die Zweidrittelquote dazu geführt hätte, dass Vorschläge mit Hunderten, wenn nicht Tausenden von Vetos durchgekommen wären. Es ist jedoch wichtig, nicht automatisch darauf zurückzugreifen. Wenn jemand einen Vorschlag blockiert, steckt dahinter in der Regel ein Verfahrensfehler, da können legitime Bedenken erhoben worden sein, um die man sich nicht gekümmert hat, und die Gruppe tut womöglich gut daran, sich noch mal mit dem Vorschlag zu befassen. Aber natürlich bleibt einem hin und wieder nichts anderes, als auf solche Mittel zurückzugreifen, vor allem bei sehr großen Gruppen.


      Einige Punkte sollten hier rasch geklärt werden, da sie oft zu Verwirrung und damit zu Problemen führen.


      Einer davon ist, dass sich ein Veto schlecht auf die gemeinsame Zielsetzung der Gruppe berufen kann, wenn die Gruppe keine solche gemeinsame Zielsetzung hat. Es ist deshalb immer eine gute Idee, sich so rasch wie möglich darauf zu einigen, weshalb es die Gruppe überhaupt gibt und was sie zu erreichen versucht. Am besten hält man das so einfach wie möglich. Es ist außerdem wichtig, so etwas zu formulieren und nie zu vergessen, dass jede Aktivistengruppe existiert, um auf die eine oder andere Weise die Welt zu verändern, und dass diese Prinzipien sowohl reflektieren sollten, was die Gruppe zu erreichen und wie sie es zu erreichen versucht – und das so, dass die Ziele und Mittel so eng wie nur möglich miteinander harmonieren. Aber die Hauptsache ist, das Ganze einfach zu halten. So ist es zum Beispiel viel einfacher, zu schreiben: »Wir sind gegen alle Formen gesellschaftlicher Hierarchie und Unterdrückung«, als jede einzelne Form von gesellschaftlicher Hierarchie und Unterdrückung aufzulisten, die einem so einfallen will.


      Solche Erklärungen des gemeinsamen Ziels haben nicht nur den Vorteil, dass sich damit Vetos klarer begründen lassen, sie ermöglichen es obendrein wohlmeinenden Teilnehmern, alle anderen periodisch daran zu erinnern, weshalb sie dabei sind. Man kann sich kaum vorstellen, wie hilfreich das bei der Konfliktlösung ist, da Menschen in Augenblicken leidenschaftlichen Konflikts gern mal vergessen, wieso sie zusammengekommen sind.


      Was uns zum nächsten Punkt bringt: Konflikte sind an sich nichts Schlechtes, vorausgesetzt, man vergisst dabei nicht, wieso man sich der Bewegung angeschlossen hat. Das ist eine weitere falsche Vorstellung von Konsens. »Aber Konflikte sind doch das Wesen der Politik«, hört man immer wieder. »Wie könnt ihr sie aus der Welt schaffen oder sie nicht wahrhaben wollen?« Was offensichtlich auch gar nicht geht. Nicht dass man es überhaupt versuchen sollte. Die Sache ist bloß die, dass unter uns zum guten Ton gehört, furchtbar freundlich zu sein. Nach dem theatralischen Machogehabe so vieler Radikaler Ende der 60er Jahre, wo es an der Tagesordnung war, auf Stühle zu springen und mit der Faust auf den Tisch zu hauen, ist das zwar ein echter Gewinn. Aber auch der hat seinen Preis. Denn es dauerte nicht lange, bis ein feministisch inspirierter Habitus betonten Zuhörens, demonstrativen Respekts und gewaltfreier Kommunikation in einen für die obere Mittelschicht typischen Cocktailparty-Stil der Artigkeit, der Euphemismen und der Kaschierung peinlicher Berührtheit überzugehen begann. Auf seine Art war dieser Stil für die, die selbst nicht aus der oberen Mittelschicht kommen, nicht weniger repressiv als zuvor das Machogehabe der Radikalen.


      In jüngerer Zeit hat die Erkenntnis an Boden gewonnen, dass hier ein Problem besteht, was jedoch an dem bourgeoisen Stil kaum etwas geändert hat. Dennoch, die besten Moderatoren-Trainer haben erkannt, dass man weit besser daran tut, sich zu sagen: Ja, wir sind leidenschaftliche Menschen, wir sind hier, weil uns nicht alles egal ist, und es ist uns ernst mit dem, was wir hier tun; Wut und Frustration zu zeigen ist nicht weniger wichtig (und legitim) als Humor und Liebe. Anstatt all das unterdrücken zu wollen, sollten wir uns besser darüber klar werden, dass eine Gruppe, will sie ihre Ziele erreichen, das Austragen von Konflikten zwischen Freunden und Verbündeten fördern sollte – vorausgesetzt, keiner vergisst, dass es sich letztlich um eine Kabbelei unter Liebenden handelt. In der Praxis bedeutet das, dass es zwar völlig legitim ist, bei einem Meeting die Weisheit von Wort und Tat eines Mitstreiters anzuzweifeln, nicht aber seine guten Absichten und die Aufrichtigkeit seines Engagements. Zugegeben, das kann sich oft als außerordentlich schwierig erweisen. Nicht selten mag man allen Grund zu der Vermutung haben, dass ein Gesprächspartner nicht ehrlich ist und seine Absichten alles andere als gut sind. Man mag sogar den Verdacht hegen, es könnte sich um einen verdeckten Ermittler handeln. Aber man könnte sich da eben auch irren. Und so, wie man davon ausgehen kann, dass Leute sich wie Kinder benehmen werden, wenn man sie wie Kinder behandelt, so werden sie bei Meetings unter Garantie unvernünftig, wenn man sie behandelt, als wären sie das von vornherein. So schwierig das auch im Einzelfall sein mag, es gilt, ein wachsames Auge auf derlei Verhalten zu haben und auch sofort offen darauf hinzuweisen. Um es auf den Punkt zu bringen: Es ist völlig in Ordnung, jemandem zu sagen, dass er sich idiotisch aufführt, wenn man das tatsächlich denkt; es ist aber nicht in Ordnung, ihm zu sagen, er versuche absichtlich die Bewegung zu sabotieren.


      Falls sich übrigens jemand tatsächlich als Bulle – oder Nazi – erweist oder aktiv die Gruppe von der Durchsetzung ihrer Ziele abzuhalten versucht oder auch einfach nur völlig durchgeknallt ist, muss man einen Weg finden, ihn loszuwerden, obwohl das für gewöhnlich etwas ist, was man außerhalb der Meetings angehen sollte. Wir hatten in New York zum Beispiel das Problem, dass man selbst Leute, die erklärt hatten, das Meeting stören zu wollen, weiter teilnehmen ließ. Wir kamen aber schließlich dahinter, dass man mit solchen Leuten am besten so verfährt, dass man sie schlicht ignoriert: Was immer sie sagen, was immer sie tun, reagiert einfach nicht! Diese Methode wurde – eher spontan – entwickelt, als das »Menschenmikrofon« zum Einsatz kam: Wenn jemand etwas sagte, was andere anstößig fanden, wiederholten sie es einfach nicht, und wenn der Sprecher sein Verhalten nicht änderte, musste er feststellen, dass ihm niemand mehr zuhörte.5


      


      Dieses Buch ist nicht der richtige Ort für eine detaillierte Beschreibung des Konsensverfahrens, der verschiedenen gruppendynamischen Werkzeuge, die dafür entwickelt wurden (Eisbrecher, Rederunde, Popcorn, Fischglas etc.6), sowie der verschiedenen Rollen. Es gibt dazu bereits detaillierte Ressourcen, die im Internet leicht zugänglich sind. Mein persönlicher Favorit unter den Leitfäden zu Moderation und Konsensverfahren ist der von Starhawk7, aber es gibt sie für jeden Geschmack. Ebenso wenig ist das hier der Ort, um sich in laufende Debatten über die jeweiligen Vorzüge verschiedener Organisationsmodelle einzumischen, etwa Vollversammlung vs. Sprecherrat, oder wie sich solche Modelle zur Organisation einer basisdemokratischen Gesellschaft an sich abändern ließen. Auch möchte ich hier nicht auf die – tatsächliche oder potenzielle – Rolle der elektronischen Medien eingehen. Ich beschränke mich stattdessen auf einige praktische Überlegungen zu und auf kursierende Missverständnisse über die Grundprinzipien in der Hoffnung, dem interessierten Leser beim eigenen Erkenntnisprozess eine Hilfe zu sein.

    


    
      
        
      


      
        Ein paar FAQ

      


      Frage: Aber läuft denn dieses ganze »Konsensverfahren« nicht letztlich auf die unausgesprochene Manipulation durch eine Führungsclique hinaus?


      


      Antwort: Wenn man nach Konsens ohne Regeln vorgeht, durchaus, dann wird sich letztendlich unausgesprochen eine Führungsgruppe herausbilden – jedenfalls in dem Augenblick, in dem Ihre Gruppe mehr als acht, neun Leute umfasst. Jo Freeman8 hat darauf bereits in den Siebzigern, während der frühen Jahre der Frauenbewegung, hingewiesen. Was die meisten Kritiker nicht wissen, ist, dass das, was wir heute als »Konsensprozess« bezeichnen, in der Hauptsache als Reaktion auf Freemans Kritik erarbeitet wurde.


      


      Die Rolle des Moderators ist hier ein gutes Beispiel. Einen mangelhaften Prozess erkennt man auf der Stelle daran, dass ein und dieselbe Person (a) das Meeting leitet und (b) alle Vorschläge macht. Eine anarchistische – oder wenigstens vom Anarchismus inspirierte – Gruppe ist immer von dem Einvernehmen beseelt, dass der/die Moderator/in selbst keine Vorschläge macht. Er/sie ist einzig zum Zuhören da; er/sie wird das Medium, durch das die Gruppe denken kann. Für gewöhnlich ist selbst die Rolle des Moderators noch auf mehrere Personen verteilt: Eine Person sorgt für den Fortgang des Meetings, eine andere führt die Liste der Wortmeldungen, eine dritte sorgt dafür, dass jeder innerhalb seiner Redezeit bleibt, ein »Vibes-Watcher« checkt die Stimmung unter den Anwesenden, auf dass der Energiepegel nicht sinkt und sich keiner ausgeschlossen fühlt. Diese Arbeitsteilung erschwert es einem Moderator erheblich, die Debatte – und sei es auch nur unbewusst – zu manipulieren. Außerdem arbeiten Moderatoren im Rotationsprinzip, und es ist von ausschlaggebener Bedeutung, hier die Balance zwischen den Geschlechtern zu halten, so, wie man auch bei der Liste der Wortmeldungen auf entsprechende Ausgewogenheit achten muss.


      All das bedeutet nicht, dass es nicht zu Cliquen kommt, schon gar nicht in großen Gruppen, oder dass einige weit mehr Einfluss haben werden als andere. Hier ist stete Wachsamkeit angesagt.


      


      Aber wenn du schon selbst sagst, dass es zur Bildung solcher einflussreichen Cliquen kommt, wäre es dann nicht besser, von vorneherein dem Umstand Rechnung zu tragen, dass es nun mal Anführer gibt, und für eine formelle Führung zu sorgen? Das wäre doch wohl besser als eine heimliche Führung, die nicht rechenschaftspflichtig ist?


      


      Eben nicht. Leute, die sich mehr einsetzen, werden natürlich mehr Einfluss haben. Daraus ergibt sich ein gewisser Vorteil für die, die mehr Zeit aufwenden können. Es wird nicht ausbleiben, dass einige ihre Bemühungen koordinieren, was wiederum bedeutet, dass nicht alle im selben Maß Zugang zu Informationen haben. Dies ist ein echtes Problem. In jeder egalitären Gruppe werden gerade Informationen tendenziell zur begrenzten Ressource: Wenn es zu Hierarchien kommt, dann liegt das daran, dass einige Aktivisten Mittel und Wege haben, herauszufinden, was vor sich geht, andere nicht. Das offiziell zu machen, indem man die mit privilegiertem Zugang zu Informationen in aller Form zu »Anführern« erklärt, wird das Problem nicht lösen, sondern nur verschlimmern. Die einzige Möglichkeit, sicherzustellen, dass sie nicht zu einer Gruppe in der Gruppe werden, die – selbst ohne bewusste Absicht – allen anderen ihren Willen aufzwingt, besteht darin, stets dafür zu sorgen, dass Informationen so allgemein wie nur möglich verfügbar sind, und ständig alle daran zu erinnern, dass sie – gerade wegen der fehlender Führungsstruktur – nicht das Recht haben, anderen ihren Willen aufzuzwingen.


      


      Selbst wenn man einräumt, dass das Konsensverfahren in einer kleinen Gruppe oder im Viertel oder auch einer kleinen Gemeinde, wo jeder jeden kennt, durchaus funktionieren mag, wie soll das in einer großen Gruppe gehen, in der nicht jeder jeden kennt? Schließlich gibt es dort keine Vertrauensbasis.


      


      Wir sollten die Gemeinde, die Nachbarschaft nicht romantisieren. Verglichen mit den Bewohnern einer unpersönlichen Metropole mögen Menschen, die schon ein Leben lang zusammen etwa im selben Dorf leben, mit höherer Wahrscheinlichkeit bestimmte Perspektiven teilen, sie werden aber auch mit höherer Wahrscheinlichkeit erbitterte Feindschaften pflegen. Dass es dennoch zum Konsens kommt, belegt die Fähigkeit der Menschen, um des Gemeinwohls willen ihre Aversionen hintanzustellen.


      


      Was Meetings mit lauter Fremden anbelangt: Wenn man eine Zufallsgruppe von der Straße holt, um sie gegen ihren Willen zu einer Versammlung zu nötigen, dann werden die Leute vermutlich kaum Berührungspunkte finden (außer sie planen gemeinsam die Flucht). Aber es geht nun mal niemand freiwillig zu einem Meeting, wenn er sich nicht etwas Bestimmtes davon verspricht. Mit anderen Worten: Man hat von vornherein ein gemeinsames Ziel. Wenn die Leute sich nicht ablenken lassen und nicht aus den Augen verlieren, weshalb sie gekommen sind, dann lassen sich ihre Differenzen im Allgemeinen auch überwinden.


      


      Warum bezeichnest du die Rückzugsposition auf Mehrheitsentscheide von 66 Prozent, 75 Prozent oder gar 90 Prozent für größere Meetings als »modifizierten Konsens«? Handelt es sich nicht einfach um einen qualifizierten Mehrheitsentscheid? Warum bist du nicht einfach ehrlich und nennst es so?


      


      Weil es in Wirklichkeit eben doch nicht dasselbe ist. Entscheidend ist das Syntheseverfahren, der Prozess, einen Vorschlag so lange umzuarbeiten, bis er dem größtmöglichen Prozentsatz von Teilnehmern zusagt und der kleinstmögliche Prozentsatz dagegen ist. In größeren Gruppen wird man trotz allem immer wieder jemanden finden, der sein Veto einlegt, und es wird fundamentale Differenzen darüber geben, ob dieses Veto ehrlicher Ausdruck der Grundprinzipien dieser Gruppe ist oder nicht. In diesem Fall bleibt einem immer noch die Option einer Abstimmung. Würde man von vornherein abstimmen, hätte man eine ganz andere Dynamik.


      


      Was soll man machen, wenn Leute das System missbrauchen?


      


      Wenn Leute dabei sind, die ständig stören, dann sollte es eine Möglichkeit geben, sie zum Gehen aufzufordern. Falls sie nicht gehen und sie beim besten Willen nicht zu erreichen sind, dann ist es wahrscheinlich am besten, sie konsequent zu ignorieren.


      


      Erstickt das Bestehen auf Konsens nicht Kreativität und Individualität? Fördert es nicht eine gewisse fade Konformität?


      


      Wenn er nicht richtig gehandhabt wird, ja. Es gibt nichts, was sich nicht falsch machen ließe. Der Konsensprozess wird oft ausgesprochen schlecht gehandhabt. Aber das liegt größtenteils daran, dass er vielen von uns so unvertraut ist. Wir entwickeln hier praktisch eine demokratische Kultur aus dem Nichts. Wenn er richtig gehandhabt wird, gibt es keinen anderen Prozess, der Individualität und Kreativität derart förderlich ist, weil Konsens auf dem Prinzip basiert, dass man nicht mal versuchen sollte, andere zu seinem Standpunkt zu bekehren, und dass unsere Differenzen eine gemeinsame, von allen zu respektierende Ressource darstellen.


      


      Ist es vernünftig, von jemandem zu erwarten, ständig zu 14-Stunden-Meetings zu gehen?


      


      Nein, eine solche Erwartung ist absolut unvernünftig. Selbstverständlich sollte man niemanden zwingen – auch nicht durch moralischen Druck –, an Meetings teilzunehmen, an denen er nicht teilnehmen will. Aber andererseits wollen wir eben auch keine Aufspaltung in eine führende »Klasse«, die Zeit genug für lange Meetings hat, und eine zweite »Klasse« von Mitläufern ohne Möglichkeit, bei Schlüsselfragen mitzureden. In traditionellen Gesellschaften, die seit Jahrhunderten nach dem Konsensprinzip funktionieren, bestand die übliche Lösung darin, die Meetings unterhaltsam zu gestalten: Man brachte Humor, Musik, Lyrik ein, damit die Leute tatsächlich ihren Spaß daran hatten, den feinen rhetorischen Spielen und dem sie begleitenden Drama beizuwohnen. Aber freilich waren das Gesellschaften, deren Angehörige viel Zeit (und keine Fernseher oder soziale Medien zur Ablenkung) hatten. In einem zeitgenössischen städtischen Kontext besteht die Lösung einfach darin, nach der ersten Zeit der Begeisterung, in der jeder die Teilnahme an sich schon aufregend findet, keine 14-Stunden-Meetings mehr abzuhalten. Achtet streng auf Zeitlimits, gesteht dem einen Diskussionspunkt zehn Minuten zu, einem anderen fünf und jedem Sprecher nicht mehr als 30 Sekunden. Erinnert die Sprecher immer wieder daran, dass es keinen Sinn hat, einfach zu wiederholen, was bereits gesagt worden ist. Besonders wichtig ist es, mit Vorschlägen nicht ohne triftigen Grund vor eine größere Gruppe zu gehen. Das ist von absolut grundlegender Bedeutung. Ja, es ist sogar so wichtig, dass ich dem Punkt einen eigenen Abschnitt widmen möchte:

    


    
      
        
      


      
        Kein Vorschlag ohne triftigen Grund

      


      Der Konsensprozess funktioniert nur, wenn man ihn mit dem Prinzip radikaler Dezentralisation kombiniert.


      Ich kann das gar nicht genug betonen. Ein Vorteil der Beschwerlichkeit formaler Konsensfindung besteht eben darin, die Mitwirkenden zweimal überlegen zu lassen, bevor sie Vorschläge vor die Vollversammlung, den Sprecherrat oder sonst eine große Gruppe bringen, wenn es nicht wirklich absolut nötig ist. Entscheidungsprozesse fallen immer leichter, wenn sie im kleineren Kreis stattfinden: in einer Arbeitsgruppe, einer Affinitätsgruppe9 oder in einem Kollektiv. Die Initiative sollte von unten kommen. Man sollte nicht das Gefühl haben, von irgend jemandem eine Vollmacht zu brauchen, selbst von der Vollversammlung nicht (die ja jeder einzelne selbst ist), es sei denn, es könnte sich womöglich schädlich auswirken, ohne eine Bestätigung aller vorzugehen.


      Lassen Sie mich ein Beispiel geben.


      Einmal, das war noch vor der eigentlichen Besetzung – wir trafen uns damals noch im Tompkins Square Park –, wäre die Gruppe für Öffentlichkeitsarbeit um ein Haar geschlossen ausgestiegen. Sie hatte eine zweizeilige Beschreibung von Wesen und Zielen von Occupy Wall Street vorgeschlagen, die dann als Parole auf Flyern verwendet werden sollte, in der Vollversammlung jedoch auf ein Veto stieß. Die damalige Sprecherin der Öffentlichkeitsgruppe vermochte kaum zu verbergen, wie aufgebracht sie war, und ging damit schließlich zur mutmaßlichen Verfahrenskoryphäe (meiner Wenigkeit), um zu sehen, ob es nicht vielleicht eine Möglichkeit der Vermittlung gab. Ich überlegte einen Augenblick und fragte sie dann: »Tja, wieso bist du denn damit überhaupt vors Plenum gegangen?«


      »Weil ich mir dachte, es wäre besser, wenn alle mit dieser Selbstbeschreibungsparole einverstanden wären. Aber so, wie’s aussieht, können wir uns einfallen lassen, was wir wollen, irgend jemand hat immer was dagegen. Ich meine, so, wie wir das formuliert hatten, konnte da beim besten Willen keiner was dagegen haben!«


      »Bist du dir sicher, dass die nicht einfach ein Problem damit haben, dass ihr das überhaupt vors Plenum gebracht habt?«


      »Warum sollten sie?«


      »Okay, sehen wir das doch mal so. Ihr seid die Gruppe für die Öffentlichkeitsarbeit. Ihr seid eine Arbeitsgruppe, die von der Vollversammlung zur Öffentlichkeitsarbeit ermächtigt wurde. Also kann man wohl sagen, wenn ihr zur Öffentlichkeitsarbeit ermächtigt seid, dann hat man euch auch dazu ermächtigt, alles zur Erreichung der Öffentlichkeit Nötige zu erledigen. Sagen wir mal, zum Beispiel, euch eine Beschreibung der Gruppe einfallen zu lassen. Mit anderen Worten, ich sehe eigentlich keinen triftigen Grund, jemanden um Genehmigung zu bitten, es sei denn, ihr seid der Ansicht, da was derart Kontroverses reingeschrieben zu haben, dass ihr besser nachfragen solltet. Ich meine, ich war nicht dabei: War es kontrovers?«


      »Ach wo, ich habe eher gedacht, wenn’s ein Problem damit gibt, dann deshalb, weil’s eigentlich ziemlich ausdruckslos ist.«


      Das hat man davon, wenn man meint, für alles eine Zustimmung zu brauchen ...


      Worauf ich loszog, um denjenigen aufzutreiben, der gegen die Formulierung Veto eingelegt hatte, nur um zu erfahren, dass er absolut einverstanden war. Er hatte den Vorschlag nur geblockt, weil er klarstellen wollte, dass derartige Entscheidungen in die Arbeitsgruppen gehören.


      


      Hier eine allgemeine Faustregel: Entscheidungen sollten in möglichst kleinem Rahmen, auf dem untersten Level getroffen werden, auf dem es nur geht.10 Das sind in unserem Fall die Arbeitsgruppen. Jede Vollversammlung hat sie; zur Zeit der Arbeit an diesem Buch verfügt die New Yorker »General Assembly« über mehr als vierzig davon. Einige sind permanente Gruppen und widmen sich vor allem logistischen Fragen (»Operations Groups«, wie sie im gegenwärtigen Jargon heißen): Medien, Moderation, Unterbringung, Buchführung, direkte Aktion. Einige sind nicht permanent und themenbedingt; sie befassen sich etwa mit alternativem Banking, Ökologie oder Transsexuellenfragen. Wieder andere sind um spezifische Aktionen oder Kampagnen organisiert und können sowohl permanenter als auch temporärer Art sein: Occupy Foreclosed Homes (Aktionsarbeitsgruppe Zwangsvollstreckte Häuser) oder Oakland Solidarity March (Aktionsarbeitsgruppe Solidaritätsdemo Oakland) wären je ein Beispiel.


      Arbeitsgruppen werden von der Vollversammlung (VV) oder einer anderen größeren Gruppe zur Erfüllung einer konkreten Aufgabe oder zur Erledigung einer bestimmten Arbeit eingerichtet wie zum Beispiel für eine Recherche oder eine Schulung. Manchmal entsteht eine, weil ein allgemein gesehener Bedarf besteht (»Ist jemand bereit, die Verantwortung für Sanitärfragen im Camp zu übernehmen?«), manchmal aber auch deshalb, weil eine Gruppe von Leuten eine Idee hat (»Ein paar von uns wollen eine Gruppe aufziehen, die sich Gedanken darüber macht, wie Sanitärsysteme in einer egalitären Gesellschaft aussehen würden«). Die New Yorker VV operiert nach dem Prinzip, dass jeder, der eine Arbeitsgruppe aufziehen möchte, für den Anfang wenigstens fünf Mitglieder braucht und dann mit seinem Wunsch vorstellig wird. Es wurden auch schon Wünsche geblockt.


      Natürlich steht es jedem frei, sich in einem Raum zu treffen und dort zu diskutieren, was immer er will. Wenn die VV eine Arbeitsgruppe für gut befindet, dann heißt das nichts weiter, als dass die VV sie ermächtigt, in ihrem Namen zu handeln. Es handelt sich im Grunde um eine Art des Delegierens. Es schafft auf keinen Fall vertikale Hierarchien, da Arbeitsgruppen jedem offenstehen. Wenn eine VV sich während eines Meetings in Arbeitsgruppen aufteilt, dann sorgt man damit im Grunde nur dafür, dass niemand zu viel Einfluss gewinnt, da logischerweise schon physisch niemand an mehr als einer Gruppe gleichzeitig teilnehmen kann. Im Prinzip sollten sogar die Sprecher rotieren – die freiwilligen Kontaktpersonen, über die man Kontakt zur betreffenden Gruppe erreichen kann. Im Sprecherrat, an dem jeweils nur ein Sprecher einer jeden Arbeitsgruppe an der formalen Diskussion teilnehmen kann (andere Mitglieder sind herzlich eingeladen mitzukommen und können dem Sprecher etwas ins Ohr flüstern oder sich diskret mit ihm beraten), sollte keiner zweimal hintereinander für dieselbe Gruppe als Obmann/-frau auftreten.


      Ist die Arbeit erst mal aufgeteilt oder eine bestehende Gruppe ermächtigt, einem Projekt nachzugehen, stellt sich unweigerlich die Frage, wie oft man sich zur Billigung rückmelden soll. Hier sollte man als Faustregel wirklich sagen: nur wenn es offensichtlich ist, dass alles andere falsch wäre. Wenn irgendein Zweifel an der Notwendigkeit einer Rückmeldung besteht, lasst es einfach bleiben; vermutlich besteht gar kein Grund dazu.

    


    
      
        
      


      
        Direkte Aktion, ziviler Ungehorsam und Camping

      


      Ursprünglich inspiriert wurde OWS nicht nur durch die Tradition direkter Demokratie, sondern auch die der direkten Aktion. Beides gehört, vom anarchistischen Standpunkt aus, unmittelbar zusammen – oder sollte es wenigstens. Dahinter steht der Gedanke, dass die Form unserer Handlungen selbst sich als Modell anbieten oder wenigstens einen Blick darauf gestatten sollte, wie freie Menschen sich organisieren und wie demzufolge eine freie Gesellschaft aussehen könnte.


      Die ursprüngliche Konzeption von OWS reflektierte diese anarchistische Befindlichkeit in mehrfacher Hinsicht. Am offensichtlichsten war die ganz bewusste Weigerung, Forderungen zu stellen, eine Weigerung, die Legitimität der existierenden politischen Ordnung anzuerkennen, in der solche Forderungen zu stellen wären. Anarchisten definieren den Unterschied zwischen Protest und direkter Aktion oft folgendermaßen: Protest, wie militant auch immer, ist eine Aufforderung an die Obrigkeit, ihr Verhalten zu ändern. Direkte Aktion hingegen tut so, als sei die bestehende Machtstruktur gar nicht da – ob es nun um den Bau eines Gemeindebrunnens geht, um widerrechtliche Salzgewinnung (denken Sie an Gandhis berühmten Salzmarsch 1930 als Aktion gegen das britische Salzmonopol!) oder den Versuch, ein Meeting lahmzulegen oder eine Fabrik. Direkte Aktion besteht in letzter Konsequenz trotzig darauf, so zu handeln, als wäre man bereits frei.


      Die Weigerung, Genehmigungen einzuholen, entsprang selbstverständlich genau diesem Geist. Wie wir uns in den ersten Tagen im Tompkins Square Park immer wieder gegenseitig versicherten, sind New Yorks Stadtverordnungen so restriktiv, dass jede ungenehmigte Versammlung von mehr als zwölf Leuten in einem öffentlichen Park im Prinzip illegal ist (es handelt sich um einen Paragrafen, der außer gegen politische Aktivisten eigentlich nicht durchgesetzt wird); deshalb stellten allein schon unsere Meetings eine Form von zivilem Ungehorsam dar. Mindestens.


      Was uns wiederum auf eine weitere wichtige Unterscheidung bringt – die zwischen zivilem Ungehorsam und direkter Aktion. Dieser Unterschied wird oft, irrtümlicherweise, als unterschiedlich heftige Militanz interpretiert: Ziviler Ungehorsam gilt dabei mutmaßlich als eine Angelegenheit von Blockaden, bei direkten Aktionen jagt man was in die Luft. Ziviler bzw. bürgerlicher Ungehorsam ist die Weigerung, sich einem ungerechten Gesetz zu beugen – oder einen rechtlich zwar einwandfreien, aber dennoch ungerechten Befehl auszuführen. Demnach kann ein Akt von zivilem Ungehorsam auch die Form einer direkten Aktion annehmen, wenn man etwa seinen Einberufungsbescheid verbrennt, weil man auf dem Prinzip besteht, dass es in einer freien Gesellschaft keine Einberufungsbescheide geben würde – oder wenn man auf seinem Recht besteht, in einer nach Rassen getrennten Cafeteria auf jedem Platz bedient zu werden. Aber ein Akt zivilen Ungehorsams muss keine direkte Aktion sein, und für gewöhnlich stellen Akte zivilen Ungehorsams nicht die Rechtsordnung selbst infrage, nur bestimmte Gesetze oder eine bestimmte Politik. Sie zielen sogar oft explizit darauf ab, innerhalb der Rechtsordnung zu bleiben. Deshalb haben Leute, die sich des zivilen Ungehorsams als Mittel bedienen, auch oft gar nichts gegen eine Verhaftung; sie gibt ihnen eine Plattform, ein Gesetz oder eine Politik infrage zu stellen, sei es auf dem Rechtsweg oder vor der öffentlichen Meinung.


      Eine kaum bekannte historische Episode mag das vielleicht illustrieren. Eine der Inspirationen für die Mobilisierungsaufrufe, die 1999 zu den Aktionen gegen die WTO in Seattle führten, war die Karnataka State Farmers’ Association, eine sich auf Gandhi berufende Bauerngruppe im indischen Bundesstaat Karnataka, die vor allem durch eine Aktion bekannt wurde, bei der 1995 Hunderte von Bauern systematisch eine Kentucky-Fried-Chicken-Filiale vor Ort zerlegten. Wie das Beispiel zeigt, sahen sie die Zerstörung von Eigentum als absolut legitimes Mittel gewaltfreien Widerstands. Ende der 90er Jahre startete ihr Präsident, M.D. Nanjundaswamy, eine Kampagne, den bürgerlichen Ungehorsam auf Europa und Amerika auszuweiten, was zu einer engen Zusammenarbeit mit dem Global Justice Movement führte. Die Aktion der Farmer’s Association gegen Kentucky Fried Chicken war eine der Inspirationen für das rituelle Demolieren von McDonald’s-Filialen, das zum regulären Bestandteil europäischer Aktionen wurde, und letztlich für die Angriffe auf Starbucks und andere Ketten in Seattle selbst. Aber Swamy (wie man ihn unter Aktivisten nannte) sprach sich schließlich gegen derlei Taktiken aus. Nicht weil er solche Angriffe auf Geschäfte für eine Form von Gewalt gehalten hätte; ganz offensichtlich nicht. Wie die Aktion gegen KFC in Indien hielt er sie für absolut vereinbar mit der gandhischen Tradition. Wogegen er war, das war der Umstand, dass die Aktivisten, die Immobilien beschädigten, nicht davor stehen blieben, bis die Polizei kam, um sich zu stellen. »Man muss in Konfrontation zu dem ungerechten Gesetz gehen!« Aber natürlich waren die Leute, die in Europa und Amerika Fast-Food-Filialen angriffen, Anarchisten; sie wären nie auf den Gedanken gekommen, innerhalb des Rechtssystems Gerechtigkeit finden zu können.


      Bei den ursprünglichen Besetzungen jedenfalls handelte es sich sowohl um direkte Aktionen als auch um Akte zivilen Ungehorsams. Immerhin sprach unserer Ansicht nach alles für das Argument, dass die gesetzlichen Bestimmungen, gegen die wir verstießen, verfassungswidrig sind. Die Bill of Rights – die Erklärung unveräußerlicher Grundrechte in Form der ersten zehn Zusätze zur amerikanischen Verfassung – wurde einer widerstrebenden Verfassunggebenden Versammlung durch Druck von unten aufgezwungen. Der Grundrechtekatalog war im Hinblick auf die britische Willkür der Kolonialzeit entstanden – wie etwa dem Versammlungsverbot – und sollte dem Volk ebendiese Art von politischer Betätigung garantieren. Die Formulierung des Ersten Zusatzartikels ist ziemlich eindeutig: »Der Kongress darf kein Gesetz erlassen, das … die Rede- oder Pressefreiheit oder das Recht des Volkes einschränkt, sich friedlich zu versammeln und die Regierung um die Beseitigung von Missständen zu ersuchen.« Nun aber die Polizei um Erlaubnis fragen zu müssen, öffentlich reden zu dürfen, eigene Flugblätter veröffentlichen zu dürfen, sich auf der Straße versammeln zu dürfen – das sind Auflagen, die sich doch wohl schwerlich als mit diesem Grundsatz vereinbar bezeichnen lassen. Und die ersten hundert Jahre der amerikanischen Geschichte hindurch hat man sich auch erst gar nicht an solchen Gesetzeseinschränkungen versucht. Man hielt derlei ganz offensichtlich für verfassungswidrig – bis etwa um 1880, ziemlich genau um die Zeit also, in der sich der moderne Konzernkapitalismus herauszubilden begann und man explizit eine Handhabe gegen die sich damals entwickelnde Arbeiterbewegung brauchte. Und das lag nicht etwa daran, dass die Richter ihre Ansichten über den Ersten Verfassungszusatz geändert hätten – er war ihnen nur einfach plötzlich egal. Zu weiteren Einschränkungen kam es in den 1980er und 90er Jahren; sie sollten gewährleisten, dass es nie wieder zu Mobilisierungsaufrufen gegen die Kriege kommen würde, wie es sie in den 60er und 70er Jahren gegen den Vietnamkrieg gegeben hatte.


      Falls es also überhaupt einen Rechtsanspruch gibt, mit dem ein Anarchist einverstanden sein kann, dann den auf einen Raum, in dem es sich selbstverwaltet politisch tätig sein lässt. Selbst meine alte Freundin Georgia Sagri, die Anarchistin schlechthin, war bereit, das beim ersten Brainstorming über eine hypothetische Liste von Forderungen zur Debatte zu stellen.


      Der Gedanke, einen öffentlichen Raum zu besetzen, war selbstverständlich nicht eben neu. Die unmittelbaren Vorbilder waren die Revolutionen im Mittelmeerraum, insbesondere der Tahrir-Platz in Kairo, der Syntagma-Platz in Athen, die Protestcamps der Indignados, der Bewegung 15. Mai, auf der Plaça de Catalunya in Barcelona und der Puerta del Sol in Madrid. Und der Besetzungsgedanke lag auch deshalb an, weil er eine strategische Verbindung zwischen Gruppen ermöglichte, die – wie etwa die Liberalen – in der Tradition des zivilen Ungehorsams auf eine Demokratisierung des Systems hinarbeiten, sowie Anarchisten und anderen Antiautoritären, denen es um die Schaffung von Räumen gänzlich außerhalb der Kontrolle des Systems geht. Man konnte sich darauf einigen, dass man damit auf eine moralische, sozusagen vorgesetzliche Ordnung zurückgriff.


      Das Merkwürdige an dieser moralischen Ordnung ist, dass ihre Existenz, bei aller Unklarheit über ihre eigentliche Beschaffenheit, sogar von der Rechtsordnung selbst mehr oder weniger vorausgesetzt wird. Wir begeben uns da in notorisch trübe Gewässer, stoßen auf eine fundamentale Inkohärenz, wie man sagen könnte, im Fundament des modernen Staats. Man bezeichnet sie zuweilen als »das Paradox der Souveränität«. Und es lässt sich im Prinzip etwa so formulieren: Die Polizei darf Gewalt einsetzen, um, sagen wir mal, Bürger aus einem öffentlichen Park zu entfernen, weil sie damit ordnungsgemäß in Kraft gesetztem Recht Geltung verschafft. Gesetze beziehen ihre Legitimität aus der Verfassung. Die Verfassung wiederum bezieht ihre Legitimität von einem so genannten »Volk«. Aber wie hat dieses Volk der Verfassung eigentlich diese Legitimität gewährt? Nun, die Amerikanische wie die Französische Revolution haben das klargemacht: im Grunde durch Akte illegaler Gewalt. (Immerhin hatten Washington und Jefferson sich im Sinne der Verfassung, unter der sie aufgewachsen waren, eindeutig des Landesverrats schuldig gemacht.) Was also gibt der Polizei das Recht, unter Einsatz von Gewalt eben das zu unterdrücken, was ihnen überhaupt erst das Recht zum Einsatz von Gewalt verliehen hat – sprich eine Erhebung des Volks?


      Für den Anarchisten ist die Antwort hierauf ganz einfach: nichts. Der Gedanke eines auf einem staatlichen Gewaltmonopol basierenden demokratischen Staats entbehrt für sie jeder Logik. Für Liberale ist das ein echtes Dilemma. Und zwar nicht nur ein praktisches (wie unterscheidet man in einer gegebenen Situation zwischen »dem Volk« und einem lediglich randalierenden Mob?), sondern auch ein moralisches. Der Liberale hat keinerlei Verständnis für einen randalierenden Mob, ungeachtet der Umstände. Die bislang beste Lösung besteht in der Ansicht, gewalttätige Revolutionen ließen sich dadurch vermeiden (und somit gewalttätige Mobs legitim unterdrücken), dass man »dem Volk« das Recht einräumt, Gesetze durch gewaltfreien bürgerlichen Ungehorsam infrage zu stellen. Wer immer den Mut aufbringt, die Rechtsordnung unter Berufung auf sein Gewissen in Frage zu stellen, wird damit »das Volk«. Liberale Verfassungsrechtler wie Bruce Ackerman erklären gern, dass die für die USA – und vermutlich auch für die meisten anderen liberalen Demokratien – historisch typische Form des Zustandekommens einer Verfassungsänderung eben die einer gesellschaftlichen Bewegung mit der Bereitschaft ist, den Rechtsbruch in Kauf zu nehmen. Oder, um es etwas anarchistischer zu formulieren: Kein Staat hat je den von ihm Regierten freiwillig eine neue Freiheit gewährt. Freiheiten, die man bekommen hat, wurden immer von Leuten ertrotzt, die nach Prinzipien operierten, die über Gesetz und Respekt für rechtmäßig eingesetzte Autoritäten hinausgingen.


      


      Von dieser Warte aus lässt sich allmählich verstehen, warum die Strategie der Besetzung sich unerwartet als kollektiver Geniestreich erwiesen hat. Es war eine Trotzhandlung, mit der sich von den Liberalen bis zu den Anarchisten jeder identifizieren konnte. Dazu kam ein bedeutsamer Unterschied zu den Tagen des Global Justice Movement: Zwar ging es – wie seinerzeit bei den großen Protesten in Seattle, Prag, Washington und Quebec – auch diesmal darum, einem pseudodemokratischen Machtsystem ein Bild wirklicher Demokratie gegenüberzustellen, nur waren es keine Partys mehr. Als solche nämlich verstanden sich die Mobilisierungen von 1999 bis 2001 im Wesentlichen, als »Karnevals gegen den Kapitalismus«, »Festivals des Widerstands« mit ihren dramatischen Auftritten des Schwarzen Blocks. Entsprechend erinnern wir uns an diese Ereignisse, wenn überhaupt, mehr ihrer riesigen Puppen wegen, der Clowns und Blaskapellen, der heidnischen Priesterinnen, der radikalen Cheerleader und der »rosa Blocks« in Ballettröckchen, die die Polizisten mit Staubwedeln kitzelten – mit einem Wort: wegen der operettenhaften römischen Heerschaaren, die in aufblasbaren Rüstungen durch Barrikaden stolperten. Ihr Ziel war es gewesen, die Ansprüche der Elite, nur sie verkörpere die nüchterne Weisheit, zum Gespött zu machen, den Bann des Konsumismus zu brechen und einen Blick auf eine verlockendere Zukunft zu gewähren. Im Vergleich zur gegenwärtigen Mobilisierungsrunde ging es damals also sowohl militanter als auch schrulliger zu. OWS ist dagegen keine Party, es ist eine Gemeinschaft. Und es geht weniger, wenigstens nicht primär, um Spaß als um soziales Engagement.


      Rasch sorgte jedes Camp für die wesentlichen Einrichtungen. Ab einer gewissen Größe gab es eine Küche, eine Bibliothek, medizinische Versorgung, ein Medien- und Kommunikationszentrum, in dem Aktivisten über ihren Laptops beisammensaßen, sowie ein Informationszentrum für Besucher und Neuankömmlinge. Vollversammlungen fanden zu festen Zeiten statt, etwa um 15 Uhr für eine allgemeine Diskussion und um 21 Uhr zur Besprechung lagerspezifischer technischer Details. Darüber hinaus trafen sich dauernd Arbeitsgruppen aller Art: die Gruppe für Kunst und Unterhaltung, die Sanitärgruppe, die Sicherheitsgruppe etc. Die Probleme, die sich bei der Organisation auftaten, waren von so endloser Komplexität, dass man allein über dieses Thema Bücher schreiben könnte (was irgendwer vermutlich irgendwann auch mal machen wird).


      Es ist jedoch bezeichnend, dass zwei Einrichtungen in der Regel das Zentrum aller Aktivitäten bildeten: die Küche und die Bibliothek. Die Küchen fanden besonders viel Aufmerksamkeit. Wofür nicht zuletzt die ägyptischen Gewerkschaften verantwortlich waren. Diese nämlich hatten ihren amerikanischen Genossen unter den Aktivisten bei der Besetzung des Kapitols in Madison, Wisconsin11, einige Monate zuvor Pizzas zukommen lassen. Jetzt griffen Hunderte von Leuten in ganz Nordamerika und darüber hinaus zu Kreditkarte und Telefon, um uns, den OWS-Besetzern, Pizzas zu bestellen. (In der dritten Woche hatte eine Pizzeria vor Ort bereits eine spezielle Pizza mit dem Namen »Occu-Pie« für uns kreiert; sie bestand angeblich aus 99 Prozent Käse und einem Prozent Schwein.) Ein Gutteil der Nahrungsmittel kam durch »Containern« zusammen; angeboten wurden sie im Camp für umsonst. Die Bibliotheken jedoch, die überall auftauchten, waren womöglich noch bessere Symbole, schon gar bei einer Lagerbelegschaft, deren Kern aus verschuldeten Ex-Studenten bestand. Immerhin verleihen Bibliotheken Bücher kostenlos, ohne Zinsen und ohne Gebühren – und der Wert dessen, was sie verleihen, Worte, Bilder, aber vor allem Ideen, basiert nicht auf dem Prinzip der »limited goods«, sondern vermehrt sich im Gegenteil mit ihrer Verbreitung.


      Dies ist nicht der Ort für eine Anleitung zu Experimenten in Sachen Gemeinschaftsleben. Eine neue, alternative Gesellschaft zu schaffen ist eine schwierige Aufgabe. Und das gilt doppelt und dreifach für die besonders kalten und unfreundlichen Straßen amerikanischer Metropolen mit ihren Kranken, Obdachlosen und psychisch Zerstörten, im Widerstand gegen eine politische und ökonomische Elite, deren militarisierte Polizei einem unmissverständlich zu verstehen gibt, dass sie einen dort nicht haben will. Es kam zu einer Unzahl bleibender Bilder. Man diskutierte den Gegensatz von gemeinschaftlichen zu privaten Räumen, denn wenn sich ein Park mit Zelten füllt, verschwindet nicht selten der gemeinsame Raum. Man diskutierte natürlich auch Fragen der Sicherheit, etwa darüber, wie man mit den absehbaren Strategien der Obrigkeit umgehen sollte (so versuchte die Polizei, üble Kriminelle zum Einzug in die Camps zu bewegen und sich dort ihre Opfer zu suchen). Und dann war da noch die Frage nach der Beziehung zwischen unseren befreiten Räumen und den Communities drumherum. Oder es ging um Ansätze für breitere Projekte politischen Handelns, um die Ausweitung zurückeroberter Räume, etwa in Projekten wie Occupy Foreclosed Homes. Hunderte von teils sehr speziellen New Yorker OWS-Fragen.


      Und weil sich all das von anderen Fällen unterscheidet, scheint es mir sinnvoller zu sein, mich in diesem Buch stattdessen auf Fragen zu konzentrieren, die in der einen oder anderen Form immer und überall auftauchen. So beginne ich denn mal mit einem omnipräsenten Bestandteil amerikanischen Lebens: der Polizei.

    


    
      
        
      


      
        Zum Umgang mit der Polizei

      


      Eine der Schlüsselentscheidungen, auf die wir uns bereits im frühen Planungsstadium einigten, war die Verweigerung jeglichen Kontakts mit der Polizei. Und es war die Entscheidung, die unsere Strategie von Anfang an maßgeblich bestimmte und die Voraussetzungen für alles Folgende schuf. Andere Besetzungen schlugen einen anderen Kurs ein und haben sich für Verbindungsleute entschieden. Meines Wissens endeten alle im Desaster.


      Warum das so war? Man sollte doch meinen, dass es gerade in einer Bewegung, die sich der Gewaltfreiheit verschrieben hat, keinen Grund geben sollte, nicht für Möglichkeiten des Dialogs zu sorgen. Tatsache ist jedoch, dass zur Schaffung eines autonomen Raums bestimmte klare Grenzen zu ziehen sind.


      Wer immer das Gegenteil behauptet, beginnt nicht selten mit der Erklärung: »Die Polizisten gehören doch selbst zu den 99 Prozent!« Da sei es doch scheinheilig, diesen Teil der amerikanischen Arbeiterklasse auszuschließen. Lassen Sie mich diesem Einwand auf der Stelle begegnen. Stimmt, von einer rein sozio-ökonomischen Warte aus gesehen gehören fast alle Polizisten zu den 99 Prozent. Wenige, selbst die korruptesten unter den oberen Chargen der Polizei, verdienen mehr als 340 000 Dollar im Jahr. Auch der Umstand, dass die meisten zu den etwa 15 Prozent der amerikanischen Arbeiterschaft gehören, die heute noch in der Gewerkschaft sind, spielt eine Rolle. Ich habe oft bemerkt, dass Polizisten Streikposten und Straßenaktionen von Leuten, die sie als Teil der Arbeiterbewegung sehen, ganz anders behandeln als nahezu jede andere Art des Protests.


      Ich bin seit Langem bei der IWW (den Industrial Workers of the World), die seit Jahren eine weitgehend anarchistische Gewerkschaft ist, und es überrascht mich immer wieder aufs Neue, wie man dieselben jungen Leute, die auf der Stelle angegriffen oder »präventiv« verhaftet werden, wenn sie bei einer Antiglobalisierungsdemo auch nur maskiert erscheinen, bei Streiks plötzlich mit der Zuckerzange anfaßt – und das bei weit militanteren Aktionen und obwohl sie dann oft noch vermummter sind. Besonders lebhaft erinnere ich mich daran, wie einmal im Lagerhausbezirk einer amerikanischen Stadt, die ich besser nicht nenne, ein Polizist einige IWW-Streikposten ansprach, nachdem wir einige Trucks sabotiert hatten: »Hey, der Inhaber behauptet, ihr hättet euch an seinen Fahrzeugen zu schaffen gemacht, nur dass er nicht gesehen hat, wer von euch das gewesen ist. Vielleicht verdrückt ihr euch mal für ’ne halbe Stunde und kommt dann wieder. Wenn er dann behauptet, er wüsste, wer’s gewesen ist, dann kann ich ihm sagen: ›Woher woll’n ’se das denn jetzt wissen, wenn Sie’s vorher nicht gewusst haben?‹« (Die Ironie an dieser Situation war, dass eine Menge der Streikposten Veteranen des Black Bloc in ihrer typischen schwarzen Kleidung waren, einige hatten sogar anarchosyndikalistische Fahnen dabei.) Und die Kehrseite: Als tags darauf der Inhaber des Lagerhauses den Einsatzleiter schmierte, vertrieben uns die Polizisten mit Stöcken, obwohl der Streik absolut legal war. Es kam zu mehreren Blessuren.


      In einer von Konzernen beherrschten Stadt wie New Haven fasst man selbst Studentenaktivisten mit Samthandschuhen an, wenn sie gegen die dortige Yale Universität protestieren, weil man bei ihnen von einer Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften ausgehen kann. Im Prinzip geht es immer dann milder zu, wenn die Polizisten Ermessensspielraum haben, wenn es sich um einen einzelnen Beamten oder einen Einsatzleiter unteren Rangs mit nur wenigen Leuten handelt. In New York haben die Besetzer rasch festgestellt, dass selbst innerhalb der Polizei eine scharfe Klassentrennung herrscht. Viele Streifenbeamte – oder Blue Shirts – brachten ihre Sympathien für uns zum Ausdruck, standen sogar hinter uns. Mit den White-Shirts – wie die leitenden Beamten genannt werden – verhielt sich das ganz anders; viele von ihnen stehen direkt auf der Lohnliste der Wall-Street-Firmen. Aber selbst das geht am Thema vorbei, will sagen: Wenn es ernst wird, führen auch sie nur Befehle aus.


      »Umgang mit der Polizei« bedeutet nicht, mit einzelnen Beamten vertraulich zu werden (auch wenn es immer einzelne Demonstranten, Besetzer, ja sogar Black-Bloc-Anarchisten gibt, die das machen, ohne dass man sie daran hindern könnte). Aber »die Polizei« ist nun mal keine Ansammlung von Individuen, die nach persönlichen Gefühlen, Gutdünken oder moralischen Urteilen handeln. Sie sind eine Gruppe staatlicher Funktionäre, die sich im Rahmen ihrer Arbeit bereit erklärt haben, ihre persönliche Gefühle und Ansichten – jedenfalls in allen Situationen, in denen sie direkte Befehle bekommen – beiseitezustellen und zu tun, was man ihnen sagt. Sie sind Teil eines durch eine hierarchische Befehlsstruktur gekennzeichneten Apparates, und selbst die höchsten Ränge mit dem größten Ermessensspielraum sind nur dazu da, die Befehle von Politikern auszuführen, denen sie zu gehorchen haben. Unter solchen Umständen sind ihre persönlichen Gefühle absolut irrelevant.


      Ich habe bei den WTO-Demonstrationen in Seattle mit vielen Aktivisten gesprochen, die Bereitschaftspolizisten hinter ihrem Visier haben heulen sehen, so erschüttert waren sie, auf offensichtlich junge Idealisten losgehen zu müssen. Zugeschlagen haben sie trotzdem. Nicht dass sie dabei immer ganz bei der Sache waren. Aber den Befehl verweigert haben sie nicht.


      Die ganze bestehende politische und wirtschaftliche Ordnung hängt von der Verlässlichkeit der Polizei ab. Polizisten sind im Wesentlichen bewaffnete Verwaltungsbeamte, Bürokraten mit Revolvern. Für die Aufrechterhaltung von institutionellen und – insbesondere – Eigentumsarrangements zu sorgen ist letztlich weit wichtiger als jede angebliche Sorge um die öffentliche Ordnung oder die öffentliche Sicherheit. Das mag auf den ersten Blick nicht so scheinen, wird aber sofort deutlich, wenn die institutionelle Ordnung sich irgendeiner direkten Bedrohung ausgesetzt sieht, sei es durch eine Demonstration oder einen Akt zivilen Ungehorsams. Dann sind stets die folgenden Reaktionen abzusehen: der Einsatz von Lockspitzeln, die Demonstranten zu Angriffen auf die Polizei verleiten sollen, damit man sie verhaften kann; Polizeieinsätze, die darauf abzielen, für Panik und Uneinigkeit zu sorgen; massive und brutale Angriffe auf die Menge, obwohl aus ihr heraus nur ein oder zwei Einzelpersonen – mit meist geringfügigen Delikten – gegen das Gesetz verstoßen haben; Massenfestnahmen, bei denen schon per Definition unschuldige Passanten ins Netz geraten; der Einsatz von Tränengas und anderen chemischen Mitteln in der Öffentlichkeit. Anders gesagt, wenn eine Demonstration wirklich Wirkung zu zeigen beginnt, bekommt die Polizei unweigerlich den Befehl, als politische Kraft eine politische Opposition zu unterdrücken – auch auf die Gefahr hin, dabei die Öffentlichkeit ernsthaft gefährden, zu verletzen oder zu traumatisieren.


      Polizisten mögen also als Individuen Teil der 99 Prozent sein. Als institutionelle Struktur hingegen ist die Polizei die fundamentale Stütze der gesamten institutionellen Gewalt, die Reichtum und Macht des einen Prozent überhaupt erst möglich macht. Infolgedessen ist überhaupt nichts daran auszusetzen, dem individuellen Polizisten mit derselben freundlichen und respektvollen Art zu begegnen wie jedem anderen auch. Es ist sogar völlig richtig, nicht nur weil man überhaupt jedem Menschen freundlich und mit Respekt begegnen sollte, sondern auch aus einer strategischen Perspektive, denn wenn Regime fallen, wenn Revolutionäre tatsächlich den Sieg davontragen, dann liegt das immer daran, dass das Militär und die Polizei sich weigern, auf sie zu schießen. Bei diesen Überlegungen allerdings geht es ums Endspiel. Vorerst sollten wir immer daran denken, dass wir kaum je in die Nähe dieses Endspiels kommen werden, wenn wir uns mit der Polizei als institutioneller Struktur einlassen und innerhalb der übergeordneten Machtstruktur bleiben, für die sie steht.


      Ich spreche wohlgemerkt von der »Machtstruktur«, nicht von »Legalität«. In den meisten Fällen spielt Legalität kaum eine Rolle. Immerhin wird fast jeder Aspekt unseres Lebens nominell durch Gesetze und Verordnungen regiert, deren wir uns größtenteils noch nicht einmal bewusst sind. Fast jeder Amerikaner verstößt gegen zehn, zwanzig Gesetze am Tag, einfach so, ohne sich darüber einen Kopf zu machen. Wenn ein Polizist wirklich einen beliebigen Bürger aufmischen wollte (ihm in die Hoden treten, einen Zahn ausschlagen, den Daumen brechen), er würde in fast jedem Fall einen rechtlich vertretbaren Grund dafür finden. Es ist sogar ein berüchtigtes Aktivistenparadox, dass die Polizei weit größeren Ermessensspielraum für willkürliche Gewalt hat, wenn sie das Opfer letztlich gar keines Verbrechens überführen will. Wenn das Opfer sich nämlich tatsächlich etwas zuschulden hat kommen lassen und der Fall schließlich vor Gericht landet, könnte jeder Regelverstoß durch den die Verhaftung vornehmenden Beamten die Verurteilung gefährden. Geht es dagegen der Polizei ohnehin nicht um eine Verurteilung (etwa weil das Opfer ganz offensichtlich nichts getan hat), steht von rechtlicher Seite aus einer physischen Misshandlung nichts im Weg. Das Schlimmste, was einem Polizisten, der ausrastet, passieren könnte – und das auch nur im Falle eines landesweiten Skandals –, wären ein paar Wochen Gehaltseinbußen. Aus diesem Grund kann die Polizei, falls sie unausgesprochene »Rassencodes« durchsetzen möchte (etwa durch das Schikanieren von Afroamerikanern, die im »falschen« Viertel gelandet sind), das völlig legal tun, einfach indem sie Bestimmungen durchsetzt, die bei Weißen nicht durchgesetzt werden. Ähnliches gilt für Aktivisten.


      Dass das Gesetz herzlich wenig mit alledem zu tun hat, wird in dem Augenblick deutlich, in dem Angehörige einer Gruppe sich tatsächlich mit der Polizei als institutioneller Struktur einlassen. Und dazu kommt es, wenn sie eine Kontaktperson bestimmen und Verhandlungen aufnehmen. Ginge es nur darum, sich im Rahmen des Gesetzes zu bewegen, was gäbe es dann zu verhandeln? Es ginge dann allein um den Austausch von Informationen darüber, wie die gesetzlichen Bestimmungen aussehen und was die Besetzer oder Demonstranten zu tun gedenken – dann könnte sich die demonstrationswillige Öffentlichkeit von der Polizei beschützen lassen. Natürlich kommt es nie so. Im Gegenteil, das Erste, was die Polizei machen wird, ist, eine Reihe spontaner Regeln aufzustellen, die zu nichts Weiterem dienen, als schiere willkürliche Macht in irgendeine autoritäre Struktur umzusetzen: Sie dürfen dich schlagen, du darfst sie nicht schlagen; sie können dich verhaften, du sie nicht.


      Lassen Sie mich Ihnen ein besonders deutliches Beispiel geben. Bei der New Yorker Polizei ist es üblich, Metallabsperrungen zu kleinen Pferchen zusammenzustellen und Streikende oder Demonstranten darin einzukesseln. Für Demonstranten ist das ausgesprochen demoralisierend. Es ist außerdem ziemlich offensichtlich verfassungswidrig. Und die Polizeioberen scheinen sich dessen durchaus bewusst zu sein – zumindest hat man meines Wissens nach noch nie jemanden verhaftet, weil er nicht reinwollte (obwohl Demonstranten, die sich weigerten, gelegentlich anderer, frei erfundener Vorwürfe wegen einfuhren). Falls es Demonstrationsleiter gibt, teilt man ihnen als Allererstes mit, dass sie selbst nicht in die Pferche müssen, aber sie hätten dafür zu sorgen, dass alle anderen drin bleiben. Anders gesagt, in dem Augenblick, in dem eine Autoritätsstruktur existiert, wird die Polizei denen, die ihr angehören, auf der Stelle spezielle Privilegien gewähren (die sie für gewöhnlich gerade frei erfunden hat). Ziel ist es, solche »Ordner« zur Erweiterung ihrer eigenen Autorität, zur inoffiziellen Erweiterung ihrer eigenen Befehlskette umzufunktionieren. Ich erfuhr das am eigenen Leib, als ich mich freiwillig als Demoleiter gemeldet hatte. Die Weigerung, andere Demonstranten in die Pferche zu treiben, führt auf der Stelle zu Vorwürfen wie »Sie machen Ihre Arbeit nicht!« – als sei man als Demoleiter automatisch freiwilliger Handlanger der Polizei.


      Gibt es in der Gruppe keine Autoritätsstruktur, wird der Einsatzleiter der Polizei unweigerlich eine zu schaffen versuchen. Kontaktleute werden mit speziellen Privilegien ausgestattet und die Einsatzleitung wird informelle, außerrechtliche Vereinbarungen mit ihnen treffen, die sie – wenn möglich macht man daraus eine Frage der Ehre – durchsetzen sollen, und das in dem Wissen, dass andere mit De-facto-Autorität sie unterstützen müssen. Letztendlich führt das allmählich zu einer hierarchischen Struktur.


      Hier noch eine weitere Erfahrung, diesmal von der anderen Seite. Während der ersten Tage von Occupy Austin meldete sich bei einer der ersten Vollversammlungen ein Aktivist freiwillig als Kontaktmann zur Polizei. Ich habe ihn als libertären Hippie mit Dreadlocks und Hang zur Meditation in Erinnerung, der mit fast allen Kernmitgliedern des Moderatorenteams befreundet zu sein schien. Der Vorschlag fand zwar keine Billigung, aber er entschloss sich, die Rolle dennoch anzunehmen. Mit das erste Problem waren die Zelte. Wir wollten uns vor dem Rathaus einrichten, aber könnten wir dort tatsächlich campieren? Die rechtliche Lage war nicht eindeutig. Einige der Besetzer versuchten es. Drohend tauchte die Polizei auf. Die meisten von uns stellten sich, zum zivilen Ungehorsam bereit, um das erste aufgeschlagene Zelt. Sofort trat unser selbsternannter Kontaktmann in Aktion, suchte den Einsatzleiter der Polizei auf und kam nach einer Weile wieder mit der Mitteilung, einen Kompromiss ausgehandelt zu haben: Wir könnten das eine Zelt – sozusagen symbolisch – stehen lassen, solange wir nicht noch weitere aufstellen.


      Die Besetzer glaubten überwiegend, es ginge der Polizei nur darum, das Gesicht zu wahren; sie würde gewiss nicht über friedliche Camper herfallen, jedenfalls nicht gleich am ersten Tag; eher wollte sie ein Gespür dafür bekommen, wie weit unsere Bereitschaft zum Widerstand ginge. Also entschied tags darauf eine kleine Gruppe erfahrener Aktivisten, dass wir tunlichst unser zurückerobertes Terrain so konfrontationsfrei wie irgend möglich auszuweiten versuchen sollten. Sie stellten diskret neben dem ersten ein zweites kleines Zelt auf. Man wächst stückweise, weitet die Grenzen nach und nach aus. Das war auch im Zuccotti Park unser Ansatz gewesen, und er hatte sich als durchaus erfolgreich bewährt. Hier jedoch sahen sich die Aktivisten, die das Zelt aufgestellt hatten, sofort von Freunden unseres selbst ernannten Kontaktmanns bestürmt: Sie brächen das Vertrauen, das der Einsatzleiter der Polizei am Tag zuvor in ihn gesetzt hätte. Der »Vibe-Checker« bediente sich auf der Vollversammlung des Menschenmikros, um uns sozusagen kollektiv aufzufordern, das Zelt wieder abzubauen, eine Frau versuchte die Polizei dazu zu bekommen, uns zu verhaften; die schien das Zelt nicht im Geringsten zu interessieren. Ein Mann tauchte auf und erklärte: »Ich war im Krieg, und ich reiße das Zelt jetzt ab!« Die Aktivisten gingen im passiven Widerstand in den Schulterschluss. Der Mann hörte erst auf, sich an ihnen vorbei zum Zelt durchdrängen zu wollen, als klar wurde, dass er damit ein kleines Kind gefährden würde, das sich im Zelt befand. Auch wenn unsere Camp-Security die offene Konfrontation entschärfen konnte, wurde das Zelt alsbald wieder abgebaut; danach versuchte man es nicht noch einmal.


      Schließlich ignorierte das Moderatorenteam dann auch noch den Vorschlag, wenigstens das Prinzip durchzusetzen, gewaltfreien Besetzern nicht mit Gewalt oder Verhaftung zu drohen. Man begegnete den Schlichtern mit dem Einwand, dass jeder, der durch seine Handlungsweise die Wahrscheinlichkeit eines Eingreifens der Polizei erhöhe und dadurch Kinder gefährde, selbst gewalttätig sei! Polizei und Stadtrat wiederum sahen, dass im Camp keine Einigkeit mehr herrschte und die, denen es ernster war mit dem Gedanken des zivilen Ungehorsams, an den Rand gedrängt waren. Sie erkannten, dass sie wieder die Oberhand hatten, und begann uns umgehend alle möglichen Restriktionen aufzuerlegen: keine Tische aufstellen, keine Essensausgabe, keine Übernachtungen … Binnen weniger Wochen war der Besetzung die Luft ausgegangen und der Platz vor dem Rathaus geräumt.


      Diese Geschichte lohnt die Ausführlichkeit, weil sie gar so deutlich macht, dass es hier nicht um die Rechtsordnung geht, sondern um ein situatives Kräftemessen zwischen den Demonstranten und der Polizei. Letztere kann immer mit physischer Gewalt drohen, und die einzige Art und Weise, dem zu begegnen, ist die moralische Kraft, und moralische Kraft hat in erster Linie auf Solidarität zu bauen. In dem Augenblick, in dem auch nur einzelne Teilnehmer an einer Aktion das Gefühl haben, ihre moralische Verpflichtung gegenüber denen, die mit einem Angriff drohen, sei größer als die gegenüber ihren Mitstreitern, ist das Spiel im Grunde verloren.


      Am besten sieht man Besetzungen und Straßenaktionen als eine Art Krieg.12 Ich weiß, das hört sich extrem an, aber ich habe lange genug darüber nachgedacht und praktische Erfahrungen gesammelt, um zu dem Schluss zu kommen, dass sich das, was da passiert, treffender nicht beschreiben lässt. Und diese Einsicht, das möchte ich hier ausdrücklich betonen, läuft keinesfalls auf einen Aufruf zur Gewalt hinaus. Abgesehen davon, dass es immer das Beste ist, wenn niemand zu Schaden kommt, ist Gewalt gegenwärtig in den USA nun wirklich nicht die einzige Option.13 Aber jeder Konflikt hat zwei Seiten, und bei jeder Aktion auf der Straße rückt die eine Seite an wie für einen Krieg gerüstet. Bewaffnet, mit Sondereinsatzkommandos und Rückendeckung durch Hubschrauber und Panzerfahrzeuge, signalisiert diese Seite von vorneherein unmissverständlich ihre Bereitschaft, zur Durchsetzung politischer Ziele Gewalt einzusetzen. Auf der anderen Seite hängt es im Allgemeinen nicht von den Organisatoren einer genehmigten Demonstration ab, ob es tatsächlich zu Gewalttätigkeiten kommt. Keine Frage, Sachbeschädigung und Brandsätze als Auftakt zu einer Demo sind die beste Garantie dafür, dass die Polizei mit Gewalt und Handschellen reagiert. Aber allzu oft kommt es dazu so oder so. Genau genommen ist die Wahrscheinlichkeit dafür womöglich geringer bei einer Demonstration, bei der die Polizei mit schwerer Gewalt seitens der Demonstranten rechnet, als bei einer, bei der man davon ausgehen kann, dass es keinerlei Widerstand gibt. Das hängt von einer ganzen Reihe verschiedener Faktoren ab: der Gewaltbereitschaft der Demonstranten, den beteiligten Gruppen, den Medien, der Bedeutung der betroffenen Einrichtungen. Die Einsatzregeln zwischen Besetzern und Polizei werden ständig neu ausgehandelt.


      


      Einige Beispiele aus dem Zuccotti Park mögen das illustrieren:


      


      
        	
          Am ersten Tag der Besetzung nahm man zwei junge Besetzer fest, weil sie vor einer Filiale der Bank of America auf der anderen Seite des Lagers demonstriert hatten. Sie hatten nichts weiter getan als »Die Banken haut man raus, uns reitet man rein!« zu skandieren. Verhaftet wurden sie aufgrund eines obskuren Gesetzes aus dem 18. Jahrhundert, dessen Wortlaut nach eine Gruppe von mehr als vier Personen mit wenigstens zwei Maskierten verhaftet werden kann. Nicht dass jemand maskiert gewesen wäre, aber der Beamte erklärte, dass zwei Leute Halstücher trugen, die als Masken benutzt werden könnten. Die Festnahme war ganz offensichtlich illegal, aber gerade darum ging es der Polizei. Der Akt sollte uns signalisieren, dass man sich auch unrechtmäßiger Gewalt bedienen würde, und zwar gegen alles, was auch nur so aussah, als könnte es zu einer Bedrohung für Konzerneigentum werden. Tags darauf wurde das gar noch deutlicher, als ein Beamter zwei Besetzer festnahm, weil sie mit Kreide Slogans auf den Gehsteig schrieben. Als von allen Seiten darauf hingewiesen wurde, dass das in New York nicht verboten sei, meinte der Beamte grinsend: »Ja, ich weiß.«

        


        	
          Einem Journalisten zufolge, der während der ersten Tage von Occupy Wall Street zahlreiche Polizeibeamte und Vertreter der Stadt interviewte, machte den Verantwortlichen vor allem eines Sorgen: die Anwesenheit von Angehörigen des Hacker-Kollektivs Anonymous im Zuccotti Park, die in Guy-Fawkes-Masken erschienen waren. Nach Aussage des Journalisten hatte man tatsächlich Angst, Anonymous würde einfach ihre Banken und Kreditkartenkonten hacken, wenn man das Lager stürmte und die Demonstranten vertrieb. Nicht zuletzt diese Befürchtungen hatten sie von der sofortigen Räumung des Lagers abgehalten.

        


        	
          Bürgermeister Bloombergs erster Versuch, der Besetzung des eben umgetauften Liberty Parks ein Ende zu machen, erwies sich als peinlicher Fehlschlag. Das war am 14. Oktober 2011. Nach Bekanntgabe seines Plans, den Park für »Aufräumungsarbeiten« räumen zu lassen, machten die Aktivisten an allen möglichen Fronten mobil: Tausende kamen, um das Lager nötigenfalls mit Mitteln bürgerlichen Ungehorsams zu verteidigen, aber gleichzeitig setzten Juristenteams einstweilige Verfügungen auf; man mobilisierte potenzielle Sympathisanten bei Medien und Gewerkschaften sowie andere Verbündete aus der Legislative der Stadt. Worauf der Bürgermeister schließlich zum Rückzug blies. Es war eindeutig, dass es keine Einzelmaßnahme, sondern das gemeinsame Gewicht so vieler verschiedener Ansätze war, das ihn dazu gezwungen hatte.

        


        	
          Der nächtliche Überfall vom 12. November, mit dem man den Park schließlich räumte, scheint Ergebnis einer landesweiten politischen Entscheidung gewesen zu sein. Er war als Überraschungsangriff aufgezogen, die Übermacht überwältigend, sämtliche Medien sahen sich vom Schauplatz verbannt. Außerdem setzte man sich über das Gesetz hinweg. Die Räumung hatte um ein Uhr morgens begonnen, um zwei hatte das Juristenteam der Besetzer eine richterliche Anordnung erwirkt, sie bis zur Klärung der rechtlichen Fragen zu stoppen; Bloomberg ignorierte die Anordnung des Gerichts einfach, bis er einen anderen Richter aufgetrieben hatte, der anders entschied. Während des Zeitraums, in dem der Überfall praktisch rechtswidrig war, wurde die Bibliothek des Liberty Parks systematisch zerstört.

        

      


      


      Diese Beispiele machen besonders deutlich, dass wir es hier mit einem Ringen politischer Kräfte zu tun haben, bei dem das Gesetz außen vor bleibt. Soweit die Polizei dazu in der Lage ist, wird sie – wie in Austin – auf die Androhung von Gewalt gestützte Vereinbarungen aushandeln, bei denen es mitnichten um Gesetze oder Stadtverordnungen geht. Gelingt ihr das nicht, wie in New York, so macht man als Erstes jedem Beteiligten klar, dass man auch rechtswidrige Festnahmen vornehmen wird. Das zweite Beispiel illustriert darüber hinaus, dass die Kraftlinien durchaus nur in der Fantasie existieren können – Hacker sind nicht wirklich zu all dem in der Lage, was man sie im Kino tun sieht –, aber das politische Spiel ist nun einmal größtenteils ein Krieg psychologischer Bluffs und Finten. Dass es dabei auch ein moralischer Konflikt sein kann, tut nichts zur Sache. Und wie das letzte Beispiel zeigt, können lokale Siege sich durchaus als vorübergehend erweisen, wenn es einem nicht gelingt, dieselben Kräfte auch auf nationaler oder gar internationaler Ebene zu mobilisieren.


      Ich werde hier nicht auf das Für und Wider der einen oder anderen Variante von Gewaltlosigkeit eingehen. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass bei Diskussionen innerhalb der Bewegung eigentlich nie wirklich die Gewaltlosigkeit an sich zur Debatte steht, sondern nur ihre jeweilige Form. Und deshalb möchte ich hier lieber einige Prinzipien vorschlagen, über die wir bei taktischen Erwägungen mehr als bisher nachdenken sollten.


      Zunächst müssen wir im Falle taktischer Überlegungen auf breiterer Basis nicht nur daran denken, welche Art gesellschaftlicher Arrangements eine wahrhaft demokratische Gesellschaft erlauben würden, sondern auch, welche Art von Taktiken uns die demokratische Natur der Bewegung beizubehalten erlaubt. Diese Frage wird selten so formuliert, aber genauso sollte es sein. Ein Beispiel einer gesellschaftlichen Bewegung, die sich diese Frage ganz explizit stellte, war die bereits angesprochene Volkserhebung in Oaxaca von 2006. Hier kam man zu dem Schluss, dass sowohl die Strategie des bewaffneten Aufstands als auch die Gandhi’scher Gewaltlosigkeit charismatischer Führer und einer militärischen Disziplin bedürfe, worin die letztendliche Unterminierung der partizipativen Demokratie bereits angelegt sei.


      An zweiter Stelle folgt eine praktische Überlegung. Der Mittelweg zwischen tatsächlichem Aufstand und ritualisierter Gewaltfreiheit im Sinne Gandhis ist auch eine Zone maximaler Kreativität und Improvisation, die uns nur nützlich sein kann. Auf der Straße ist Kreativität unser größter taktischer Vorteil. Aus eben diesem Grund waren die Clowns, die Spiraltanzrituale und die federwischbewehrten Mädchen im Ballettröckchen während des Global Justice Movement so effektiv. Die Polizei (und ich spreche hier wieder von der Polizei als Institution, nicht von einzelnen Polizeibeamten) ist nicht sehr helle. Das gilt vor allem dann, wenn sie massenhaft und in Schutzausrüstung auftritt. In solchen Situationen besteht die beste Methode zum Sieg über die Polizei in einem Verhalten, auf das zu reagieren man ihr nicht beigebracht hat. Es sind dies nun mal die Kosten militärischer Disziplin, die es ansonsten anständigen Menschen erlaubt, in stockschwingender Formation auf friedliche Demonstranten loszugehen: Um tun zu können, was einem gesagt wird, muss man damit einverstanden sein, ausschließlich das zu tun, was einem gesagt wird. Eine andere Seite dieser Kosten besteht darin, dass die für die Ausbildung der Bereitschaftspolizei Zuständigen das Gefühl zu haben scheinen, man müsse Polizisten, um ihnen Gewaltbereitschaft gegenüber Aktivisten anzutrainieren, nicht etwa auf die Taktiken vorbereiten, denen sie aller Wahrscheinlichkeit nach begegnen werden, sondern auf Formen extremer Gewalt, deren Aktivisten sich so gut wie nie bedienen. So brachten die Trainingsteams, die man in den Vereinigten Staaten im Gefolge von Seattle in die Städte entsandte, in denen demnächst irgendwelche Handelskonferenzen stattfinden sollten, der örtlichen Polizei den Umgang mit Aktivisten bei, die angeblich Molotowcocktails, menschlichen Kot und säure- oder ammoniakgefüllte Glühbirnen werfen oder mit uringefüllten Wasserpistolen um sich schießen würden. Tatsache ist, keiner der Aktivisten von Seattle oder irgendeines späteren Gipfels hat jemals dergleichen getan.


      Es hat also ganz den Anschein, als hielten die Kommandeure es für wichtiger, ihre Beamten davon zu überzeugen, es mit marodierenden Banden zu tun zu bekommen, als sie auf Taktiken vorzubereiten, denen sie tatsächlich begegnen würden. So kam es, dass für viele Polizisten, als denn so weit war, sich die Realität als überaus verwirrend erwies. Sie wussten sich nicht anders zu helfen, als pausenlos per Funk Anweisungen einzuholen. Bei mehr als einer Gelegenheit konnte ich beobachten, wie Gruppen umzingelter Aktivisten sich der Verhaftung entziehen konnten, weil die Phalanx der Polizei verwirrt auseinanderbrach, wenn plötzlich eine Theatertruppe auftrat oder sich ein Clown auf einem Hochrad einmischte. Bei anderen Gelegenheiten habe ich erlebt, wie Reihen von Bereitschaftspolizisten, die eben noch methodisch eine Gruppe von Aktivisten zurückgedrängt hatten, plötzlich wie vom Schlag getroffen innehielten, als die Aktivisten nichts weiter taten, als sich alle gleichzeitig hinzusetzen.


      Drittens formulieren wir das Problem politischer Macht wie auch das von mir beschriebene Ringen der Kräfte am besten mit folgender Frage: Wie wäre ein Raum zu schaffen, in dem derlei kreative Formen gewaltfreier Aktion tatsächlich möglich sind?


      Bezeichnend ist hierfür ein Beispiel aus Mexikos jüngster Geschichte: der Aufstand der Zapatistas 1995 in Chiapas. Wir sprechen hier von einer Gegend, in der es der indigenen Bevölkerung jahrhundertelang schlicht unmöglich war, politisch mobil zu machen, ohne sofort ihre Organisatoren verhaftet, gefoltert oder ermordet zu sehen. Im Januar 1994 nahmen Aufständische, überwiegend indianischer Abstammung, die Provinzhauptstadt ein und lieferten sich zwölf Tage lang Feuergefechte mit dem mexikanischen Militär. Der Krieg endete vorerst mit einem Waffenstillstand, auf den hin die Rebellen ihre Waffen versteckten und eine Kampagne zur Organisation autonomer, selbstverwalteter Gemeinden starteten. Seither engagieren sie sich in Form von Taktiken direkter Aktionen gegen lokale Eliten und den mexikanischen Staat. Mit anderen Worten: Sie setzten gerade so viel offene Gewalt ein, wie sie mussten, um sich eine Position zu verschaffen, in der Gewalt nicht mehr nötig war.


      Gewalt ist relativ langweilig und vorhersehbar, auch wenn Hollywood-Filme und Computerspiele fest entschlossen zu sein scheinen, uns etwas anderes einzubläuen. Deshalb ist Gewalt historisch gesehen auch immer die bevorzugte Taktik der Dummen. In dem Augenblick, in dem man die Kraftlinien so verändert, dass der eigentliche Konflikt nicht einfach nur ein gewaltsamer ist, hat man bereits einen Vorteil erreicht.


      Es liegt auf der Hand, dass der Raum für gewaltfreies politisches Handeln im zeitgenössischen Nordamerika weit größer ist als im Chiapas der 90er Jahre. Als der Präsident der New Yorker Columbia University im Frühjahr 1968 die Polizei auf den Campus rief, um ein von Studenten besetztes Gebäude räumen zu lassen, galt das als Verstoß gegen die stillschweigende Übereinkunft, dass Universitäten nicht im militärischen Stil gegen ihre eigenen Studenten vorgehen. Als eine Handvoll von Studenten sich 2009 an einer Besetzung von New School und New York University versuchten, sahen sie sich fast auf der Stelle von Antiterrorkommandos der Polizei überwältigt, die bereits seit den Anschlägen vom 11. September mit Hightech-Waffen und -Gerät trainiert und nur auf eine Gelegenheit gewartet hatten, sie endlich einzusetzen. Wichtiger war jedoch, dass der Aufschrei seitens der Medien ausblieb. Ja, die nationalen Medien erwähnten die Vorfälle noch nicht einmal. Dergleichen war einfach nicht berichtenswert. Was heißt: Der Einsatz völlig unangemessener militärischer Gewalt gegen friedlich demonstrierende Studenten in ihrer eigenen Universität galt zu dem Zeitpunkt bereits als völlig normal (ganz anders als noch im Mai 1970 beim Kent-State-Massaker, bei dem allerdings auch vier Studenten erschossen worden waren).


      Die politische Schlüsselfrage muss demnach folgendermaßen lauten: Wie lässt sich dieser Raum wieder öffnen? Dies ist einer der Gründe, weshalb der Ausdruck »Besetzung«, wie mir scheint, eigentlich recht hilfreich ist. Viele haben seines militärischen Ursprungs wegen Einwände dagegen erhoben. Stimmt, in Europa spricht man von »Hausbesetzern« und davon, dass Arbeiter eine Fabrik »besetzen«, während wir in Amerika es eher gewohnt sind, von einem im Zweiten Weltkrieg »besetzten Frankreich« zu hören, von dem »besetzten Gebiet« des Westjordanlands oder von der »Besetzung« Bagdads durch amerikanische Streitkräfte. Keine sehr inspirierenden Beispiele. Aber es ist nun mal genau das, was wir machen: Wir besetzen etwas. Die militärische Analogie ist absolut passend. Wir nehmen Raum in Besitz und verteidigen ihn mittels diverser Formen von moralischer, psychologischer und physischer Kraft. Entscheidend ist, dass wir diesen Raum, haben wir ihn einmal befreit, sofort in einen Raum der Liebe und Fürsorge umwandeln. Dieses Bild von Liebe und Fürsorge war auch unsere Hauptwaffe, wie der Umstand beweist, dass es einer anhaltenden Kampagne seitens der Mainstreammedien bedurfte, die Bilder von Demokratie, Gemeinschaft und Speisung der Hungrigen durch größtenteils aus den Fingern gesogene Bilder von Gewalt und sexuellen Übergriffen zu ersetzen. Diese Bilder sollten die koordinierten Übergriffe der Polizei rechtfertigen, was ihnen schließlich auch gelang.

    


    
      
        
      


      
        Es geht um die Delegitimierung

      


      Lassen wir die taktischen Fragen nun mal beiseite und beschäftigen uns mit Fragen der Strategie. Natürlich ist beides, wie ich bereits betont habe, nie scharf zu trennen. Fragen der Taktik sind immer auch Fragen der Strategie.


      Dies bedeutet jedoch auch, dass man hier zu keinen endgültigen Einschätzungen kommen kann, weil es in der Bewegung im Augenblick keinen absoluten Konsens über die endgültige Beschaffenheit des strategischen Horizonts gibt. Wir haben alle an Bord: von Liberalen, deren Interesse dahin geht, die Demokratische Partei nach links zu treiben, um zu einer Art New-Deal-Kapitalismus zurückzukehren, bis hin zu Anarchisten, die in letzter Konsequenz den Kapitalismus mitsamt dem Staat einreißen wollen. Allein die Tatsache, dass sie bisher so großartig zusammengearbeitet haben, ist ein kleines Wunder. Aber irgendwann wird man einige schwierige Entscheidungen treffen müssen.


      Wenn bislang eines klar geworden sein dürfte, dann, dass die Occupy-Bewegung letztlich auf etwas basiert, was man in der revolutionären Theorie oft als Doppelstrategie bezeichnet. Da die bestehende politische, rechtliche und wirtschaftliche Ordnung hoffnungslos korrupt ist, versuchen wir befreite Territorien außerhalb dieser Ordnung zu schaffen. Es handelt sich dabei um einen Raum außerhalb des Staatsapparats und seines Anspruchs auf das Gewaltmonopol, soweit das irgend möglich ist. Im gegenwärtigen Amerika sind wir freilich kaum in einer Position, befreite Viertel oder gar Territorien auszurufen, in denen wir unsere Probleme durch rein demokratische Mittel lösen können. Wie also lässt sich diese Strategie auf eine Art und Weise verfolgen, die für Menschen wie die, die ihre Geschichte auf »We are the 99%« gepostet haben, einen konkreten Nutzen darstellt?


      Es ist dies teils eine Frage von Bündnissen. Zu sagen, man lasse sich nicht auf ein korruptes System ein, ist eine Sache; eine ganz andere ist es, zu sagen, man möchte sich noch nicht mal mit den Menschen einlassen, die so etwas tun. Letzteres würde bedeuten, sich buchstäblich auf eine winzige utopische Enklave zu beschränken, die keinerlei unmittelbare Wirkung auf das Leben anderer hat. In dem Augenblick jedoch, in dem man sich mit institutionell mächtigen Helfern einlässt – mit Gewerkschaften, Nichtregierungsorganisationen, politischen Parteien oder parteiverbundenen Gruppen, ja selbst mit Prominenten –, läuft man Gefahr, seine eigene interne Demokratie zu kompromittieren. Das begann in dem Augenblick, in dem Leute wie Roseanne Barr, Joseph Stiglitz und Michael Moore im Zuccotti Park aufzutauchen und ihre Unterstützung anzubieten begannen. Sicher, jeder freute sich, sie zu sehen, aber sie hatten ganz offensichtlich nicht die Absicht, ihre Teilnahme auf kollektive Diskussionen mittels Menschenmikrofon zu beschränken. Ihr Modus ist nun einmal der der Rede. Volksreden zu halten wirkt ansteckend, und sich vor der Ansteckung zu schützen war zu anfangs sehr schwer. Nicht dass das eine große Sache gewesen wäre, aber es gibt einem ein Gespür für die Probleme.


      Größer wurden diese, als liberale Gruppen wie MoveOn14 (Wahlspruch: »Democracy in action«) mit ihren bezahlten, erfahrenen Vollzeitangestellten und vertikalen Gepflogenheiten ihre Hilfe anboten. Solche Gruppen haben nicht selten politische und legislative Hintergedanken, die sie kaum je offen äußern. Ich betone noch einmal, man möchte wirklich keine Unterstützung verweigern, wenn sich dadurch die Bewegung ausweiten und koordinieren lässt, aber wir hatten endlose Probleme damit, diese Koordinationsstrukturen horizontal zu halten – vor allem dann, wenn man es mit wohlmeinenden Organisatoren zu tun hat, die das Wort »horizontal« noch nicht mal gehört haben und womöglich jede akribische Sorge um die interne Demokratie als eigenartige Selbstverliebtheit abtun.


      Selbst Geld kann in dieser Hinsicht zum Problem werden. Im ersten oder, sagen wir, in den ersten beiden Monaten von Occupy Wall Street gingen Beiträge im Wert von insgesamt etwa einer halben Million Dollar ein. Dieses Geld führte zu derart vielen Streitereien und Problemen, dass viele Aktivisten es lieber sobald als möglich irgendwie wieder losgeworden wären; bis heute ist der größte Teil davon noch da. Dies reflektiert meiner Ansicht nach keineswegs ein essenzielles Problem mit dem demokratischen Prozess als vielmehr den Umstand, dass die Erfahrungen des durchschnittlichen Aktivisten im Umgang mit Geld – und Organisationen, deren Lebensblut es ist – zu ganz anderen Imperativen und Gepflogenheiten im Umgang damit geführt haben. Aber man kann die Welt des Geldes eben unmöglich völlig umgehen.


      Mit den meisten dieser Probleme lässt sich fertig werden, und letztendlich wird man das auch durch die Einrichtung der einen oder anderen Firewall geistiger und organisatorischer Art. Weitaus heikler sind weitreichendere strategische Fragen. Man muss sich beispielsweise darüber im Klaren sein, dass Occupy Wall Street bisher effektiv eine Strategie der Delegitimierung verfolgte. Angesichts dessen, was Politik heute in den Vereinigten Staaten bedeutet, war das wahrscheinlich auch nicht zu vermeiden. Wir haben genau genommen schon vor dem ersten Schritt die Hälfte des Weges geschafft.


      Für die überwiegende Mehrheit der Amerikaner war ihr politisches System längst so nutzlos wie korrupt. Gerade der Sommer, in dem die Besetzung geplant wurde, zeichnete sich durch eine ungewöhnlich bizarre, kindische und sinnentleerte Zurschaustellung politischen Geweses um die Deckelung der Staatsschulden aus, die die Sympathien für den Kongress mit 9 Prozent auf den niedrigsten Wert aller Zeiten absinken ließ. Während die meisten Amerikaner inmitten einer lähmenden Rezession darbten und Millionen sich in einer Situation sahen, gegen die das politische System erklärtermaßen entweder nichts tun wollte oder nichts auszurichten vermochte, drohten die Republikaner im Kongress, die USA für zahlungsunfähig zu erklären, nur um massive Einschnitte im Sozialwesen durchzudrücken – sie sollten das Land vor einer größtenteils imaginären Schuldenkrise bewahren, die die USA schlimmstenfalls in einigen Jahren zur Erklärung der Zahlungsunfähigkeit zwingen würde. Präsident Obama wiederum wollte vergleichsweise vernünftig erscheinen – als »einziger Erwachsener im Raum« dastehen, wie seine Berater gern sagten –, indem er schlicht nicht darauf hinwies, dass die ganze Debatte auf völlig falsche ökonomische Prämissen gegründet war, und eine mildere »Kompromiss«-Version genau desselben Programms vorlegte – als entlarve man einen Wahnsinnigen am besten dadurch, dass man 50 Prozent seiner Wahnvorstellungen zur Realität erklärt.


      Das einzig Vernünftige in diesem Kontext war der Hinweis auf zweierlei: dass die ganze Debatte sinnlos war und die politische Ordnung sich wirksam selbst delegitimiert hatte. So, sprich aus Mangel an Alternativen, konnte sich überhaupt erst ein zusammengewürfeltes Fähnlein von Anarchisten, Hippies, arbeitslosen Collegeabsolventen, paganen Baumbesetzern und Friedensaktivisten plötzlich als Amerikas Erwachsene etablieren. Es gibt Zeiten, in denen die radikale Position einfach die einzig vernünftige ist.


      Ich möchte hier bewusst keine konkreten Vorschläge für Langzeitstrategien machen, halte es aber für wichtig, nie zu vergessen, dass in Amerika Politik zu einem Spiel geworden ist, dessen Mitspieler längst nicht mehr der Ansicht sind, es könnte dabei um etwas anderes gehen als um kollektive Wahnvorstellungen, will sagen: effektiv von der Macht geschaffene Realitäten. Und »Macht« erweist sich in diesem Kontext für gewöhnlich letzten Endes als nichts weiter als ein Euphemismus für organisierte Gewalt. Aus ebendiesem Grund ist es, egal wofür man sich nun entscheidet, von ausschlaggebender Bedeutung, weiterhin sowohl für Räume zu sorgen, in denen sich wirklich unter den Maßgaben von Vernunft und Kompromissbereitschaft arbeiten lässt, als auch den Apparat schierer dummer Gewalt hinter der Behauptung der Politiker bloßzustellen, »Realitäten« aus dem Nichts schaffen zu können. Und das wiederum bedeutet zwangsläufig, dieser so dummen wie brutalen Gewalt nicht mit einem »vernünftigen« Kompromiss entgegenzutreten, sondern mit einer Art flexibler, intelligenter Gegenmacht, die eine radikale Alternative entwickelt und dabei alle Beteiligten unmissverständlich und immer wieder daran erinnert, wer und was das eigentliche Fundament dieser Macht ist.
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      Kapitel 5


      Das Ende des hypnotischen Banns

    


    Dieses Buch handelt vom Beginn einer massendemokratischen Bewegung in den USA, von Amerikas ganz eigenem, einzigartigem Beitrag zu einer globalen Bewegung, die – ausgehend von der tunesischen Revolution im Jahre 2011 – auf die eine oder andere Weise fast alle bestehenden Machtstrukturen zu bedrohen begann. Es wird wahrscheinlich einige Zeit dauern, bis wir die historischen Implikationen dieser Ereignisse in ihrer Gänze sehen können.


    Die unmittelbare Wirkung rund um die Welt jedenfalls bestand darin, dass sie all die politischen, administrativen und »Sicherheits«-Mechanismen auslösten, die während der letzten Generationen eingerichtet wurden, um zu verhindern, dass öffentliche Erhebungen wie diese irgendwo auf der Welt eine größere Rolle spielen. Die USA inszenierten im Nahen Osten einen komplexen Eiertanz, um sicher sein zu können, dass derlei Bewegungen (auf jeden Fall die auf der arabischen Halbinsel) gewaltsam unterdrückt wurden; andere sahen sich geschluckt, durch Hilfsmittel und NROs neutralisiert, oder man lenkte sie in eine leichter zu handhabende liberale oder ethnisch-nationale Bahn. In Europa kam es zu einer Reihe von Finanzcoups, anders kann man das nicht nennen, bei denen die politische Elite der reichen nördlichen Länder gewählte Regierungen in Griechenland und Italien durch in der Theorie des freien Marktkapitalismus versierte »neutrale Technokraten« ersetzte. Diese sollten einer potenziell rebellischen Bevölkerung den nötigen »Schmerz« zufügen, um die Integrität eines Geldsystems zu gewährleisten, in dem die Interessen von Anleiheninhabern stets an oberster Stelle stehen.


    In den USA gibt es praktisch ein Standardrezept, das man im Lauf der Jahre als Reaktion auf alles entwickelt hat, was auch nur so aussehen könnte wie der Vorbote einer radikaldemokratischen Bewegung mit dem Hauch einer Chance. Als Erstes diskreditiert man die Radikalen, die die treibende Kraft der Bewegung sind, mit allen zu Gebote stehenden Mitteln durch Sensationsmache. Dann greift man, in dem Versuch, die Bewegung zu spalten, zu einer Kombination aus strategischen Konzessionen an die Liberalen und Massengewalt gegen die Radikalen. Die erste Phase ist nichts als kalkulierte Propaganda, um die Radikalen als niederträchtiges Gesindel hinzustellen, das die Prügel in der zweiten Phase durchaus verdient.


    Ich habe im Gefolge der WTO-Proteste in Seattle ziemlich viel Zeit für die Dokumentation dieser Rezeptanwendung aufgebracht. Ich habe des Öfteren in aktivistischen Medienprojekten mitgemacht, wo wir uns immer wieder mit bizarren Informationen konfrontiert sahen, die alle aus offiziellen Quellen zu stammen schienen. Im Fall Seattle reichten sie von der merkwürdigen, im Sommer 2000 fast allgegenwärtigen Behauptung, Globalisierungsgegner seien in Wirklichkeit alle Kinder reicher Eltern mit Treuhandfonds, bis hin zu Listen ultragewalttätigen Verhaltens, das Demonstranten in Seattle an den Tag gelegt haben sollen. Vor jedem späteren Wirtschaftsgipfel tauchten dann Warnungen vor derlei Verhalten auf, oft auf die Aussage von Fachleuten hin, die man zur Ausbildung der Polizei vor Ort geschickt hatte. Es war alles bewusste Panikmache – und das, obwohl die Polizei in Seattle eingestanden hatte, dass es während der WTO-Proteste auch nicht zu einer dieser vermeintlichen Gewalttaten gekommen war.1


    Vergleicht man dann verschiedene Perioden, bilden sich unverkennbare Muster heraus; so zum Beispiel die ständige Gegenüberstellung von Körperflüssigkeiten bzw. Ausscheidungsprodukten und Männern in Uniform. In den 60er Jahren bespuckten angeblich Demonstranten heimkehrende Soldaten (es ist nie wirklich passiert); in Seattle sollen Globalisierungsgegner die Polizei mit Kot und Urin attackiert haben; am Zuccotti Park war es dann ein betrunkener Besetzer, der seine Notdurft an einem Streifenwagen verrichtet haben soll. Derlei Bilder tauchen immer dann auf, wenn ein Einsatz Uniformierter gegen friedliche Demonstranten bevorsteht. Ihre endlose Wiederholung lässt sie rasch zum Stoff von Großstadtmythen werden; dokumentiert ist kein einziger Fall. Aber sie tun ausnahmslos ihre Wirkung.


    Im Falle von OWS, wo sich nicht glaubwürdig behaupten ließ, irgendwer hätte die Polizei angegriffen, wurden die Zeltlager als Jauchegruben voller Gewalt, Verbrechen und Entwürdigung dargestellt – eine Strategie, die man in den ersten Wochen ausgeheckt zu haben schien, vermutlich durchaus mit Methode, da diese Bilder zugleich in so weit voneinander entfernten Städten wie Austin und Portland auftauchten. Überall gaben die Behörden plötzlich bekannt, man müsse die Camps aus sanitären Gründen zeitweilig räumen, manchmal für vier, fünf Stunden pro Tag. Es dauerte nicht lange, und die rechten Medien (was in USA Mainstream bedeutet) berichteten pflichteifrig über jeden Fall von Gewalt, zu dem es im Zusammenhang mit den Besetzungen kam, als wären sie typisch, obwohl sich zu diesem Zeitpunkt Zehntausende von Leuten in den Camps aufhielten. Zwei Vorwürfe von sexueller Nötigung (bei etwa 800 Besetzungen) behandelte man wie eine Vergewaltigungsepidemie. Systematisch ignorierten die Medien dabei die tatsächlichen Statistiken, laut denen die Kriminalitätsrate in den Camps weit unter dem nationalen Durchschnitt lag, und das trotz der Flut von obdachlosen Drogenabhängigen und ähnlichen Leuten, die die Polizei nicht selten eigens dazu anhielt, Unterschlupf in den Camps zu suchen. Ebenso systematisch ignorierte man, dass die Kriminalitätsrate ganzer Städte – Oakland war ein spektakuläres Beispiel – während der Zeit der Camps drastisch sank, um dann wieder hochzuschnellen, nachdem die geräumt worden waren.2


    Wie auch immer, man machte ihnen ein Ende, überall in Nordamerika, und das eindeutig im Sinne einer koordinierten Aktion. Selbst Bürgermeister Bloomberg in New York, der bereits erklärt hatte, er wolle die Camps in seiner Stadt stehen lassen, schien es sich plötzlich – innerhalb von ein, zwei Wochen – anders überlegt zu haben. Die Räumungen gingen mit Massenverhaftungen einher, und in vielen Fällen kam es zu einem völlig überzogenen Einsatz militärischer Gewalt, wenn man bedenkt, dass die Besetzer im Allgemeinen keinen gewalttätigen Widerstand leisteten.


    Solche Ereignisse sind eine harte Prüfung für Allianzen. Im Allgemeinen herrscht zwischen radikalen Gruppen wie den Besetzern und ihren liberalen Verbündeten – etwa MoveOn und anderen, die uns zu Hilfe geeilt waren – ein unausgesprochenes Einvernehmen, was man voneinander erwarten kann. Die Radikalen vermögen für genügend Feuer links von den Liberalen zu sorgen, um die Machthaber aufhorchen und die Liberalen als vernünftige Alternative erscheinen zu lassen; die Liberalen wiederum können den Radikalen das Gefängnis ersparen. In diesem Fall haben uns die Liberalen entschieden im Stich gelassen. Der große Aufschrei blieb aus. Teils mag das daran gelegen haben, dass es bei den Besetzern selbst drunter und drüber ging, als es plötzlich Platz, Nahrung und Unterkünfte für vertriebene Camper – will sagen: für nicht selten durch Prügel, Verhaftungen oder die Zerstörung von Besitz und Zuhause traumatisierte Menschen – zu finden galt. Es lag aber auch daran, dass viele unserer liberalen Verbündeten, die die Bewegung lieber weiterhin innerhalb der Mainstreampolitik gesehen hätten, eine strategische Entscheidung trafen, kein großes Theater um etwas zu machen, was effektiv einem umfassenden Angriff auf die Fundamente der Versammlungsfreiheit gleichkam.


    Jetzt, wo ich diese Zeilen schreibe, ist noch unklar, ob die Aktivisten das so einfach hinnehmen. Erst wenn dieses Buch erschienen sein wird, wird sich herausgestellt haben, ob die für den Frühling 2012 angedachte zweite Welle wirklich stattgefunden hat. Gut möglich, dass das Spiel noch längst nicht vorbei ist.


    Die Erkenntnis jedoch, dass wir in einem Land leben, in dem die Rechte des Ersten Zusatzartikels unserer Verfassung nicht mehr garantiert werden, sondern selbst in den Augen der Liberalen, die sich gern als deren unentwegteste Verteidiger sehen, bestenfalls noch Manövriermasse sind, war für viele – selbst für mich, der doch eigentlich hinreichend desillusioniert ist – ein ernüchternder Schlag. Die Wirkung war umso ernüchternder, als gar so viele von uns, die sich von ihren gemäßigten Verbündeten im Stich gelassen sahen, selber Zeuge und Opfer der polizeilichen Gewalt wurden. Im unmittelbaren Gefolge des Räumungstraumas kamen all die Spannungen zum Ausbruch, die in den vorangehenden Wochen, in denen Organisation und Verteidigung der Camps für ein gemeinsames Ziel gesorgt hatten, unterdrückt worden waren.


    Ich spreche hier von Leuten mit der frischen Erinnerung daran, ihre liebevoll aufgebaute Bibliothek zerstört und von lachenden Streifenpolizisten in die Verbrennungsöfen gekarrt zu sehen; ich spreche hier von Leuten mit der frischen Erinnerung daran, ihre liebsten Freunde vor ihren Augen mit Stöcken geprügelt und in Eisen gelegt zu sehen, ohne ihnen helfen zu können, von Leuten mit der Erinnerung an Reizgasattacken (die zu lebenslangen Atembeschwerden führen können), Leuten mit der Erinnerung daran, hektisch neue Unterkünfte für die Vertriebenen suchen zu müssen, deren ganzer Besitz, so bescheiden er auch gewesen sein mochte, von den Schergen der Obrigkeit zerstört worden war, während das Heer der Mainstreammedien gehorsam hinter der Absperrung blieb. Etwa einen Monat lang herrschte darauf sowohl bei der New Yorker Vollversammlung als auch im Sprecherrat heillose Verwirrung.


    So langsam beginnen wir uns wieder aufzurappeln. Manchmal will man verzweifeln, manchmal wird man zynisch. Manchmal aber auch kommt es zu Situationen und Begegnungen, aus denen sich der Nektar der Ermutigung saugen lässt. Erst vor wenigen Tagen lernte ich, nach einer gereizten Konferenz in irgendeinem Korridor, einen gesetzten, bärtigen Mann kennen, vielleicht um die 35, konservativ gekleidet, der mir sagte:


    »Weißt du, spielt eigentlich es keine Rolle, ob es tatsächlich zu den Aktionen am 1. Mai kommt oder nicht – ich meine, ich hoffe es natürlich, wie jeder andere auch. Aber selbst wenn es nicht dazu kommt, wenn wir nie wieder etwas besetzen, selbst wenn heute alles zu Ende wäre – also, was mich anbelangt, so habt ihr bereits alles geändert. Jedenfalls für mich. Ich glaube, die amerikanische Kultur ist kurz davor, sich von Grund auf zu wandeln.«


    »Tatsächlich? Aber wie viele Leute haben wir denn wirklich erreicht?«


    »Schon, aber jeder, den’s erreicht hat, der wird nie wieder etwas so sehen wie zuvor. Ich habe das in meiner Arbeit bemerkt. Wir mögen ja hier die ganze Zeit über Meetings maulen, aber versuch nur mal wieder in die richtige Welt zurückzugehen, als hättest du nie ein wirklich demokratisches Meeting erlebt. Du gehst wieder zur Arbeit, und mit einem Mal denkst du: Augenblick mal! Das ist doch absolut lächerlich! Und dann unterhältst du dich mit deinen Freunden, deiner Schwester, deinen Eltern, und du fragst dich: Was gibt’s denn noch alles, von dem man einfach angenommen hat, es ließe sich nur auf die eine, gewohnte Art machen? Wenn man die Dinge nicht als gegeben ansieht, dann können sie einem ganz schön blöd vorkommen. Das geht jetzt einer Menge von Leuten so.«


    Und da dachte ich mir: Könnte es tatsächlich sein, dass das die Revolution ist? Wenn sich die Masse solche Fragen zu stellen beginnt? Das heißt, falls es überhaupt dazu gekommen ist …


    
      
        
      


      
        Und was ist eine Revolution?

      


      Das ist denn auch die große strittige Frage: Was ist denn eigentlich eine Revolution?


      Wir haben immer gedacht, dass wir das wüssten. Eine Revolution sei eine Machtübernahme durch die eine oder andere Kraft aus dem Volk, die auf eine grundlegende Änderung des überkommenen politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Systems abzielt. Und das unter dem Banner irgendeines visionären Traums von einer gerechten Gesellschaft. Wenn in unserer heutigen Zeit irgendwo eine Rebellenarmee in eine Stadt einfällt oder Massenaufstände für den Sturz eines Diktators sorgen, sind derartige Implikationen eher unwahrscheinlich. Falls es tatsächlich zu tiefgreifenden sozialen oder kulturellen Veränderungen kommen sollte – wie etwa beim Aufstieg des Feminismus –, dann geschieht das auf ganz andere Weise. Nicht dass es keine revolutionären Träume mehr gäbe. Aber zeitgenössische Revolutionäre glauben kaum an ein modernes Gegenstück zum Sturm auf die Bastille.


      Werfen wir einen Blick auf die uns bekannte Geschichte aus. Waren Revolutionen tatsächlich das, was wir in ihnen sahen? Für mich ist derjenige, der am genauesten hingeschaut hat, der große Sozialhistoriker Immanuel Wallerstein, auf den das Konzept der Weltsystemanalyse zurückgeht. Und seiner Ansicht nach waren die Revolutionen der letzten 250 Jahre in der Hauptsache weltweite Transformationen des politischen Common Sense.


      Bereits zur Zeit der Französischen Revolution, so Wallerstein, hat es einen gemeinsamen Weltmarkt gegeben und in zunehmendem Maße auch ein von den riesigen kolonialen Imperien dominiertes weltpolitisches System. Infolgedessen konnte der Sturm auf die Pariser Bastille sehr wohl nicht weniger profunde Auswirkungen auf Dänemark, ja selbst auf Ägypten haben als auf Frankreich selbst. Deshalb spricht er auch von der »Weltrevolution von 1789«, der die »Weltrevolution von 1848« folgte, bei der es nahezu gleichzeitig zu Unruhen und Erhebungen in fünfzig Ländern kam, von der Walachei bis Brasilien. In keinem einzigen Fall gelang den Revolutionären die Machtübernahme, aber hinterher tauchten fast allenthalben von der französischen Revolution inspirierte Einrichtungen – namentlich allgemein zugängliche Systeme der Volksbildung – auf. Ähnlich war auch die russische Revolution von 1917 eine Weltrevolution, die nicht nur zum Sowjetkommunismus führte, sondern indirekt auch für den New Deal und die europäischen Wohlfahrtsstaaten verantwortlich war. Die letzte in der Reihe von Weltrevolutionen war die von 1968, die wie die von 1848 fast überall ausbrach, von China bis Mexiko; und auch sie brachte niemanden an die Macht und änderte trotzdem alles. Es handelte sich in diesem Fall um eine Revolution gegen die staatlichen Bürokratien und für die Untrennbarkeit von persönlicher und politischer Befreiung, als deren bleibendes Erbe sich wahrscheinlich der damals geborene moderne Feminismus erweisen wird.


      Revolutionen sind also ein globales Phänomen. Was sie wirklich ändern, ist die fundamentale Auffassung davon, worum es in der Politik letztlich geht. Im Gefolge einer Revolution werden Vorstellungen, die man bis dahin ausschließlich mit randständigen Spinnern verbunden hatte, im Handumdrehen zur akzeptierten Basis der Diskussion.


      Vor 1968 führten die Weltrevolutionen größtenteils zu veritablen Verbesserungen: Einführung des allgemeinen Wahlrechts, Ausbau der Bildungsinstitutionen, die Evolution des Wohlfahrtsstaats … Die Weltrevolution von 68 dagegen war – ob nun in Berkeley, Paris oder Berlin – eine Rebellion gegen Bürokratie und Konformität, gegen alles, was der menschlichen Fantasie Fesseln anlegte, ein Projekt nicht nur zur Revolutionierung des politischen oder wirtschaftlichen Lebens, sondern sämtlicher Aspekte menschlicher Existenz. Infolgedessen versuchten die Rebellen in den meisten Fällen gar nicht erst, den Staatsapparat zu übernehmen; für sie war das Problem der Apparat selbst.


      Heutzutage ist es schick, in den gesellschaftlichen Bewegungen der Sechziger einen peinlichen Fehlschlag zu sehen. Da ist ja auch was dran.. In gewisser Weise hat die die politische Rechte von 1968 profitiert. Die Ideale der individuellen Freiheit und der Fantasie sind umgeschlagen in einen Hass auf die Bürokratie und den Argwohn gegenüber der Rolle des Staates. Vor allem aber ist die Doktrin des freien Marktes wiederauferstanden, die spätestens mit Keynes und dem New Deal an Attraktivität schwer eingebüßt hatte. Es ist kein Zufall, dass dieselbe Generation, die als Teenager Träger der chinesischen Kulturrevolution gewesen ist, nun im gereiften Alter für die Wiedereinführung des Kapitalismus verantwortlich ist. Seit den 80er Jahren bedeutet »Freiheit« nichts anderes als »der Markt«, und »der Markt« wird mittlerweile synonym zu Kapitalismus verwendet – ironischerweise selbst in Ländern wie China, wo man seit Tausenden von Jahren hochentwickelte Märkte kennt, von denen kaum einer als kapitalistisch zu bezeichnen gewesen wäre.


      Der Ironien sind Legion. Während die neue Ideologie vom freien Markt sich in erster Linie durch die Ablehnung von Bürokratie definiert, ist gerade sie verantwortlich für das erste Verwaltungssystem, das auf globaler Ebene operiert: der Internationale Währungsfonds, die Weltbank, die Welthandelsorganisation, internationale Finanzeinrichtungen, transnationale Konzerne, Nichtregierungsorganisationen … Dies ist eben das System, das uns – unter der wachsamen Ägide des amerikanischen Militärs – den orthodoxen freien Markt aufgezwungen und die Welt für die finanzielle Plünderung geöffnet hat. Dass die ersten Versuche, mit dem zwischen 1998 und 2003 zur Höchstform auflaufenden Global Justice Movement eine weilweite revolutionäre Bewegung auf die Beine zu stellen, eine Rebellion gegen die Herrschaft dieser globalen Bürokratie waren, ist also nur folgerichtig.


      Rückblickend, so denke ich, werden die Historiker früher oder später feststellen, dass das Erbe der Revolution der 60er Jahre tiefgreifender ist, als wir es heute wahrhaben wollen, und dass der Triumph der kapitalistischen Märkte mitsamt ihren globalen Verwaltern und Vollstreckern, der uns im Gefolge des sowjetischen Zusammenbruchs 1991 so epochal und dauerhaft anmutete, in Wirklichkeit weit seichter war.


      Ich will hier ein auf der Hand liegendes Beispiel anführen. Man hört immer wieder, dass all die Demonstrationen gegen den Krieg Ende der 60er, Anfang der 70er Jahre letztlich Fehlschläge gewesen seien, weil sie den amerikanischen Rückzug aus Indochina nicht merklich beschleunigt hätten. Festzuhalten ist jedoch, dass es fast dreißig Jahre dauerte, bis amerikanische Truppen abermals in einen großen Landkrieg geschickt wurden. Es bedurfte dazu eines 11. September, eines Angriffs, der Tausende von Zivilisten auf amerikanischem Boden das Leben kostete, um das notorische »Vietnam-Syndrom« zu überwinden – und selbst dann bedurfte es schier obsessiver Anstrengungen, diese Kriege kugelsicher zu machen, was die möglichen Proteste anbelangt. Die Propaganda war gnadenlos; man hatte die Medien umsichtig sofort mit an Bord geholt; Experten lieferten exakte Berechnungen über die zu erwartende Zahl von Gefallenen, und die Einsatzregeln wurden sorgfältig so formuliert, dass man unter dieser Zahl blieb.


      Das Problem dabei war nur, dass diese Einsatzregeln, die die Anzahl der Gefallenen und Verwundeten auf amerikanischer Seite so gering wie nur möglich halten sollten, den Tod von Tausenden von Frauen, Kindern und alten Menschen als »Kollateralschäden« in Kauf nahmen und damit für einen Hass auf die Besatzer sorgten, der praktisch garantierte, dass die USA hinter ihren militärischen Zielen zurückblieben. Und bemerkenswerterweise waren die Planer des Krieges sich dessen offenbar bewusst. Es schien ihnen nämlich weitaus wichtiger zu sein, zu Hause eine effektive Opposition zu verhindern, als den Krieg zu gewinnen. Es ist gerade so, als hätte die amerikanischen Truppen im Irak letztendlich der Geist von Abbie Hoffman besiegt.


      Man kann daher die Antikriegsbewegung der 60er Jahre, die den amerikanischen Militärs noch 2012 die Hände bindet, wohl kaum als Fehlschlag bezeichnen. Aber für mich tut sich da eine interessante Frage auf: Was, wenn dieser Nimbus des Scheiterns, der totalen Fruchtlosigkeit politischer Aktionen gegen das System das eigentliche Ziel gewesen sein sollte?


      Dieser Gedanke kam mir zum ersten Mal während der Teilnahme an den Aktionen gegen den Weltwährungsfonds in der amerikanischen Bundeshauptstadt im Jahre 2002. So kurz nach 9/11 waren wir relativ wenige und entsprechend ineffektiv und die Übermacht der Polizei erdrückend; keiner hatte das Gefühl, die Tagungen tatsächlich blockieren zu können. Bei den meisten von uns hinterließ das Ganze eine vage Niedergeschlagenheit. Erst einige Tage später, ich unterhielt mich mit jemandem, der mit Teilnehmern an den Meetings befreundet war, erfuhr ich, was der Konferenz in Wirklichkeit ein vorzeitiges Ende bereitet hatte: Die Polizei hatte derart scharfe Sicherheitsmaßnahmen ergriffen, dass man die Hälfe der Veranstaltungen gestrichen und die meisten tatsächlichen Meetings online durchgeführt hatte. Mit anderen Worten: Der Staat war zu dem Schluss gekommen, es sei von größerer Bedeutung, die Demonstranten mit dem Gefühl, versagt zu haben, nach Hause zu schicken, als den IWF tatsächlich tagen zu lassen. Und wenn man es recht bedenkt, so maß er damit den Demonstranten eine ganz außerordentliche Bedeutung bei.


      Ist es möglich, dass diese Präventivhaltung gegenüber sozialen Bewegungen in Wirklichkeit ein allgemeineres Prinzip reflektiert? Was, wenn die, die gegenwärtig das Sagen haben, bewusst oder unbewusst (und ich vermute eher Ersteres) besessen sind von der Aussicht darauf, gesellschaftliche Bewegungen könnten einmal mehr den vorherrschenden politischen Common Sense infrage stellen?


      Das würde jedenfalls eine Menge erklären. Fast überall auf der Welt hat man sich angewöhnt, die letzten dreißig Jahre als Zeitalter des »Neoliberalismus« zu bezeichnen – eine Zeit, die von der Wiederbelebung eines im 19. Jahrhundert ad acta gelegten Glaubens beherrscht wird, demzufolge freie Märkte und die Freiheit des Menschen letztendlich dasselbe sind. Das große Problem des Neoliberalismus ist von Anfang ein zentrales Paradoxon: Seiner Ansicht nach gebührt den ökonomischen Imperativen Priorität vor allen anderen; Politik ist vor diesem Hintergrund lediglich dazu da, die Bedingungen für das Gedeihen der Wirtschaft zu schaffen, indem sie den Markt walten und somit seinen Zauber entfalten lässt. Alle anderen Hoffnungen und Träume – etwa die von Gleichheit und Sicherheit – sind dem Hauptziel wirtschaftlicher Produktivität zu opfern. Die globale Wirtschaftsleistung der letzten dreißig Jahre war freilich entschieden mittelmäßig. Mit ein, zwei spektakulären Ausnahmen (etwa der Chinas, das praktisch alle neoliberalen Vorschriften in den Wind schlug) lagen die Wachstumsraten weit unter denen des altmodischen, staatlich gelenkten, am Wohlfahrtsstaat orientierten Kapitalismus der 50er, 60er, ja sogar der 70er Jahre.3 Seinen eigenen Maßgaben nach also war der Neoliberalismus bereits vor dem Kollaps von 2008 ein kolossaler Fehlschlag.


      Nehmen wir andererseits die Aussagen der Führer dieser Welt nicht länger als bare Münze, sondern sehen wir im Neoliberalismus ein politisches Projekt, so wirkt er sofort spektakulär effektiv. Die Politiker, CEOs und Handelsbürokraten, die sich regelmäßig zu Gipfeln wie dem von Davos treffen, mögen jämmerlich gescheitert sein, wenn es darum geht, dieser Welt eine kapitalistische Wirtschaft zu geben, die tatsächlich den Bedürfnissen ihrer Bewohner gerecht werden (geschweige denn für Hoffnung, Glück, Sicherheit oder Sinn sorgen) könnte. Aber ihre Bemühungen, der Welt einzureden, der Kapitalismus – und zwar der finanzialisierte, semifeudale Kapitalismus, wie wir ihn heute haben – sei das einzig praktikable Wirtschaftssystem, waren ein Bombenerfolg. So gesehen handelt es sich also um eine bemerkenswerte Leistung.


      Wie ihnen das gelungen ist? Nun, die Präventivhaltung gegenüber sozialen Bewegungen ist eindeutig ein Teil der Bemühungen: Es gilt, unter allen Umständen zu verhindern, dass es auch nur den Anschein haben könnte, als hätten Alternativen – oder als hätten Leute mit Alternativen – Aussicht auf den geringsten Erfolg. Dies hilft auch bei der Erklärung der fast unvorstellbaren Investitionen in »Sicherheitssysteme« der einen oder anderen Art. Denn es ist ja eigentlich absurd, dass die USA, die nun wirklich keinen Rivalen mehr haben, heute mehr für Militär und Aufklärung ausgeben als während des Kalten Kriegs – ganz zu schweigen von der schier überwältigenden Kollektion privater Sicherheits- und Nachrichtenagenturen, militarisierter Polizeikräfte, Leibgarden und Söldner. Dann sind da noch die Propagandaorgane zur Feier der Polizei – darunter eine gigantische Medienindustrie, die es vor den Sechzigern überhaupt noch nicht gab. Die meisten dieser Systeme greifen Dissidenten weniger direkt an, als dass sie zu einem alles durchdringenden Klima der Angst, chauvinistischer Konformität, existenzieller Unsicherheit und schierer Verzweiflung beitragen, die einem jeden Gedanken an eine Veränderung der Welt als müßiges Luftschloss erscheinen lässt. Aber sie sind auch extrem teuer. Den Schätzungen einiger Ökonomen nach ist heute ein Viertel der amerikanischen Bevölkerung mit »Wachdiensten« der einen oder anderen Art beschäftigt – sei es beim Objektschutz, bei der Überwachung von Arbeit oder anderen Maßnahmen, mit denen sie dafür sorgen, dass ihre Mitbürger spuren.4 Wirtschaftlich gesehen ist dieser Disziplinarapparat nichts als Ballast.


      Bei genauer Betrachtung ergeben alle wirtschaftlichen Neuerungen der letzten dreißig Jahre eher politisch als wirtschaftlich Sinn. Die Abschaffung der (teils lebenslangen) Festanstellung zugunsten prekärer Arbeitsverhältnisse schafft nicht etwa eine kreativere Arbeiterschaft, sie ist aber außerordentlich effektiv dabei, die Gewerkschaften zu zerstören und die Arbeitnehmer anderweitig zu entpolitisieren. Dasselbe lässt sich über die endlos zunehmenden Arbeitsstunden sagen. Kaum einem bleibt bei 60-Stunden-Wochen viel Zeit für politische Betätigung. Wenn es im Kern darum geht, den Kapitalismus als die einzig mögliche Wirtschaftsform erscheinen zu lassen oder ihn tatsächlich zu einer halbwegs brauchbaren Wirtschaftsform zu machen, entscheidet sich der Neoliberalismus, so hat man immer wieder den Eindruck, automatisch für den Anschein der vermeintlichen Alternativlosigkeit. Und das resultiert in einer gnadenlosen Kampagne gegen die menschliche Fantasie.


      Oder, um es präziser zu formulieren: Fantasie, Sehnsüchte, individuelle Befreiung, all das, was durch die letzten großen Weltrevolutionen befreit werden sollte, soll streng auf die Domäne des Konsumismus beschränkt bleiben, oder vielleicht auch auf die virtuelle Realität des World Wide Web. Aus allen anderen Bereichen gehören sie strengstens verbannt. Ich spreche hier vom Mord an Träumen. Ich spreche hier von einem Apparat der Hoffnungslosigkeit, der darauf abzielt, jedes Gespür für eine alternative Zukunft im Keim zu ersticken. Aber als Folge davon, alles auf diese politische Karte zu setzen, sehen wir uns in der bizarren Situation, das kapitalistische System vor unseren Augen zerbröckeln zu sehen – und das in genau dem Augenblick, in dem endlich alle zu dem Schluss gekommen sind, es gebe keine praktikable Alternative.


      Stellt man diese Weisheit infrage, dann wird einem gemeinhin ein detaillierter Plan zur Funktionsweise eines alternativen Systems abverlangt – bis hin zu den Finanzinstrumenten, der Energiepolitik und dem Abwassermanagement. Und dann folgt vermutlich die Frage nach einem nicht weniger detaillierten Programm für die Implementierung des neuen Systems. Aus historischer Perspektive ist das lächerlich. Wann sind gesellschaftliche Veränderungen je nach einem Plan zustande gekommen? Es war doch nicht so, dass sich im Florenz der Renaissance ein kleiner Kreis von Visionären zusammengesetzt und etwas erfunden hätte, was sie »Kapitalismus« nannten – mitsamt allen Einzelheiten wie einer künftigen Börse oder einer Fabrik. Zu schweigen von einem Programm, wie man das alles umsetzen soll. Der Gedanke ist so absurd, dass wir uns fragen sollten, wieso wir überhaupt je darauf gekommen sind, dies sei die Art, wie gesellschaftliche Veränderungen im Allgemeinen entstehen.


      Ich persönlich habe den Verdacht, es handelt sich hier um ein Überbleibsel von Ideen der Aufklärung, die überall, außer in Amerika, längst verblasst sind. Das 18. Jahrhundert hatte eine Schwäche für die Vorstellung, große Gesetzgeber wie Lykurg oder Solon hätten Nationen, ganz nach dem Vorbild von Gottes Schöpfungsakt, aus dem Nichts gegründet und seien dann (wie Gott) zurückgetreten, um den Dingen ihren Lauf zu lassen. Und dass der »Geist der Gesetze« dann allmählich den Charakter einer Nation bestimmen würde. Es war dies eine eigenartige Fantasie, aber die Autoren der amerikanischen Verfassung glaubten nun mal, so würden große Nationen entstehen. Entsprechend versuchten sie ihr Werk in die Tat umzusetzen. Nicht umsonst hat John Adams geschrieben: »eine Nation von Gesetzen, nicht von Menschen«. Das hat natürlich nicht geklappt, ebenso wenig, wie sich spätere Versuche, neue Nationen sowie politische oder ökonomische Systeme von oben her einzurichten, bewährt haben (denken wir etwa an die UdSSR).


      Was nicht heißen soll, dass an utopischen Visionen irgend etwas auszusetzen wäre. Noch nicht mal an einschlägigen Plänen. Es muss nur klar sein, dass sie eben das und nichts weiter sind. Beispielsweise hat Michael Albert einen detaillierten Plan ausgearbeitet, wie eine moderne Wirtschaft ohne Geld nach basisdemokratischen Prinzipien funktionieren könnte. Ich halte das für eine wichtige Errungenschaft – nicht weil ich der Ansicht bin, dass sich dieses Modell buchstabengetreu umsetzen ließe, sondern weil sich seither nicht mehr behaupten lässt, dass so etwas unvorstellbar sei. Trotzdem sind solche Modelle eben nur als Experimente zu sehen. Wir können uns einfach nicht vorstellen, welche Probleme auftauchen werden, wenn wir uns tatsächlich an den Aufbau einer freien Gesellschaft machen. Womöglich erweisen sich Probleme, die uns zunächst als unlösbar erscheinen, letztlich als belanglos; andere dagegen, an die wir nicht mal gedacht haben, als verteufelt schwer. Der unwägbaren Faktoren sind Legion. Der offensichtlichste von allen ist die Technologie. Deshalb ist es auch albern, sich vorzustellen, Aktivisten der italienischen Renaissance hätten auf Modelle für Börsen und Fabriken kommen können. Was wirklich passierte, basierte auf den verschiedensten neuen Techniken, die sie noch nicht einmal erahnen konnten und die zum Teil überhaupt erst auftauchten, weil sich die Gesellschaft in eine bestimmte Richtung zu entwickeln begann. Dadurch ließe sich zum Beispiel eventuell erklären, weshalb die überzeugenderen Visionen einer anarchistischen Gesellschaft von Science-Fiction-Autoren wie etwa Ursula K. LeGuin, Starhawk oder Kim Stanley Robinson stammen. Derlei Fiktionen gestehen wenigstens ein, dass die technologischen Aspekte reine Vermutungen sind. Tatsache ist, dass die Richtung der Forschung weitgehend von gesellschaftlichen Faktoren vorangetrieben wird. Und einer der besten Belege für die Stagnation, ja den Verfall des zeitgenössischen Kapitalismus ist eben der Umstand, dass er seit den 70er Jahren seiner einst so überzeugenden Fähigkeit, aus Science Fiction Realitäten zu machen, verlustig gegangen ist.


      


      Was mich anbelangt, so interessiert mich weniger, welches Wirtschaftssystem wir in einer freien Gesellschaft haben sollten, als für eben die Mittel zu sorgen, die es dem Volk erlauben, derlei Entscheidungen selbst zu fällen. Deshalb habe ich in diesem Buch gerade dem demokratischen Entscheidungsprozess so viel Platz eingeräumt. Und gerade die Erfahrung, an solchen neuen Formen der Entscheidungsfindung selbst teilzunehmen, lässt einen die Welt mit anderen Augen sehen.


      Wie also könnte denn nun eine Revolution des Common Sense tatsächlich aussehen? Ich weiß es nicht, aber mir fallen sofort etliche herkömmliche Weisheiten ein, die definitiv infrage gestellt werden müssten, wollten wir den Versuch einer praktikablen freien Gesellschaft angehen. Ein solches Projekt habe ich bereits an anderer Stelle, in meinem Schulden-Buch, vorgeschlagen: ein Jubel- oder Erlassjahr im biblischen Sinne, eine generelle Schuldenamnestie, teils nur, um klarzustellen, dass Geld eine menschliche Erfindung ist, ein Satz von Versprechungen, den man jederzeit neu aushandeln kann.


      Hier ein paar weitere vermeintliche Gewissheiten, mit denen wir uns nicht länger abfinden dürfen.

    


    
      
        
      


      
        Der produktivistische Deal

      


      Viele schädliche Annahmen, die unser Gespür für das politisch Machbare lahmlegen, haben mit dem Wesen der Arbeit zu tun.


      Die offensichtlichste ist die Annahme, dass Arbeit notwendigerweise gut ist, dass die, die sich nicht der Arbeitsdisziplin unterwerfen wollen, moralisch fragwürdige Gesellen sind und dass die Lösung für jede Wirtschaftskrise, ja für jedes wirtschaftliche Problem darin besteht, die Leute noch mehr arbeiten zu lassen als ohnehin schon. Bei Lichte betrachtet ist das absurd. Zunächst einmal handelt es sich hier um einen moralischen Standpunkt, nicht um einen ökonomischen. Es wird genügend Arbeit geleistet, ohne die wir wahrscheinlich besser dastünden, und Workaholics sind nicht notwendigerweise bessere Menschen. Ja, ich denke, jede nüchterne Einschätzung der Weltlage müsste zu dem Schluss kommen, dass wir nicht mehr Arbeit brauchen, sondern weniger. Und das stimmt bereits, ohne dass wir ökologische Bedenken mit einbeziehen, also den Umstand, dass das gegenwärtige Tempo der globalen Arbeitsmaschine den Planeten zusehends unbewohnbar macht.


      Warum lässt sich diese Vorstellung so schwer infrage stellen? Ich vermute, dass hier zum Teil die Geschichte der Arbeiterbewegungen dahintersteckt. Es ist eine der großen Ironien des 20. Jahrhunderts, dass jedes Quäntchen mehr an politischer Macht für eine politisch mobilisierte Arbeiterklasse unter der Führung bürokratischer Kader errungen wurde, die ebendiesem produktivistischen Ethos huldigten, das das Gros der eigentlichen Arbeiter mitnichten teilte.5 Es ließe sich auch als »produktivistischer Deal« bezeichnen: Wer sich dem alten puritanischen Ethos fügt, dass Arbeit eine Tugend sei, wird mit dem Eingang ins Paradies der Konsumenten belohnt. In den frühen Jahrzehnten des letzten Jahrhunderts war das der wesentliche Unterschied zwischen anarchistischen und sozialistischen Gewerkschaften. Deshalb neigten Letztere dazu, höhere Löhne zu fordern, erstere eine kürzere Arbeitszeit (weshalb anarchistische Gewerkschaften letztlich auch für den Acht-Stunden-Tag verantwortlich sind). Die Sozialisten akzeptierten das von ihren bourgeoisen Feinden gebotene Konsumentenparadies, nur wollten sie das Produktionssystem selbst verwalten; die Anarchisten dagegen wollten Zeit, in der sich leben und anderen Werten huldigen ließ, von denen Kapitalisten noch nicht einmal träumen konnten.


      Ob in Spanien, Russland, China oder fast überall sonst, wo es zu Revolutionen kam, waren es die Anarchisten, die sich erhoben, in Ablehnung des produktivistischen Deals. Aber immer endeten sie unter der Verwaltung sozialistischer Bürokraten, die der Utopie des Konsumismus huldigten, auch wenn sie sie nicht annähernd haben verwirklichen können. Die Ironie daran war, dass der wesentliche soziale Fortschritt, für den die Sowjetunion und ähnliche Regime tatsächlich gesorgt haben – nämlich mehr Zeit zu haben –, genau der war, den man nicht eingestehen konnte. Dieser Fortschritt, dieser Zeitgewinn, kam ja nur dadurch zustande, dass die Arbeitsdisziplin den Bach runterging und jeder nur noch halb so viel arbeitete, wie er eigentlich sollte. »Das Problem des unentschuldigten Fernbleibens«, wie man es nannte, stand einer unmöglichen Zukunft voller Schuhe und Unterhaltungselektronik im Weg.


      Aber wenn man es richtig bedenkt, ist selbst hier der Unterschied gar nicht so groß. Auch Gewerkschafter fühlen sich bemüßigt, mit einer bourgeoisen Sprache zu operieren – einer Sprache, die Produktivität und Arbeitsdisziplin als absolute Werte hinstellt –, und so tun, als wäre die Freiheit, auf der Baustelle mal eine Pause einzulegen, kein hart erkämpftes Recht, sondern eben doch ein Problem. Zugegeben, es wäre weit besser, gleich halbtags zu arbeiten, als an einem ganzen Arbeitstag das Quantum eines halben zu erledigen, aber es ist wohl besser als nichts.


      Wer sich der Arbeitsdisziplin unterwirft, der aufgezwungen oder der qua Selbstkontrolle, ist deshalb noch lange kein besserer Mensch. Aber erst dann, wenn wir den Gedanken, dass Arbeit eine Tugend sei, tatsächlich verwerfen, können wir uns fragen, was denn eigentlich so tugendhaft an der Arbeit ist. Eine Frage mit einer eigentlich offensichtlichen Antwort: Arbeit ist eine Tugend, wenn sie anderen hilft. Eine Neudefinition von Arbeit in diesem Sinne dürfte leichter fallen, wenn wir dem Produktivismus Valet sagen. Erst dann kann es überhaupt zu einer Neuausrichtung der technologischen Entwicklung kommen, weg von immer mehr Konsumartikeln und all dem Kram, den man nicht braucht.


      Was natürlich bleiben würde, das ist Arbeit von der Art, wie sie immer nur Menschen werden erledigen können: soziale Arbeit, Pflegearbeit, Kommunikationsarbeit. Wir könnten wieder auf die Idee kommen, dass das eigentliche Geschäft des Lebens nicht darin besteht, zu einer »Wirtschaft« beizutragen (einem Konzept, das es vor hundert Jahren noch nicht einmal gab), sondern dem Umstand Rechnung zu tragen, dass wir alle seit jeher Projekte gegenseitiger Schöpfung sind.

    


    
      
        
      


      
        Kritik der Bürokratie

      


      Ein wirklich katastrophales Versäumnis der Mainstreamlinken ist seit jeher ihre Unfähigkeit, eine sinnvolle Kritik der Bürokratie zu entwickeln. Und meiner Ansicht nach ist das auch die offensichtlichste Erklärung dafür, dass sie 2008 das katastrophale Scheitern des Kapitalismus nicht zu nutzen verstand. In Europa gelang es vor allem den Rechtsparteien, Kapital aus der öffentlichen Entrüstung zu schlagen. Was daran liegt, dass die gemäßigte, die sozialdemokratische Linke vor langer Zeit schon dem Markt und der Bürokratie verfallen ist. Die Rechte, vor allem die extreme Rechte, tat sich nicht nur leichter, das blinde Vertrauen auf Marktlösungen abzulehnen, sie konnte auch bereits mit einer Kritik der Bürokratie aufwarten. Diese mag krude sein, unzeitgemäß und in vieler Hinsicht irrelevant, aber sie haben wenigstens eine Vision – während die Mainstreamlinke seit ihrer Absage an die Hippies, Kommunarden und Radikalen der 60er Jahre praktisch kritiklos dasteht.


      Und doch füllt die Bürokratie praktisch jeden Aspekt unseres Lebens in einem Maße wie nie zuvor. Bizarrerweise vermögen wir das weder so recht zu sehen noch darüber zu sprechen. Teils, weil wir die Bürokratie einfach als Aspekt des Staates hinzunehmen gewöhnt sind und dabei die oft weit mächtigeren privaten Bürokratien ignorieren, oder, entscheidender noch, weil öffentliche und private Bürokratien (Firmen, Banken, ja selbst Schulen) mittlerweile miteinander so verwoben sind, dass eine tatsächliche Unterscheidung zwischen ihnen kaum mehr möglich ist.


      Ich habe einmal gelesen, dass der Amerikaner im Durchschnitt ein halbes Jahr seines Lebens vor roten Ampeln steht. Ich weiß nicht, ob mal jemand ausgerechnet hat, wie viel Zeit man mit dem Ausfüllen von Formularen verbringt, aber ich vermute mal, es ist ein Beträchtliches mehr. Dabei geht es nicht nur um die staatlichen Institutionen mit ihren besonders abscheulichen Papierkramanforderungen. Formulare flattern vor allem dann, wenn es um Geld geht. Der »freie Markt« hat zur Regulierung des weltweiten Handels ungeheure Verwaltungssysteme eingesetzt, die uns eine immense bürokratische Hingabebereitschaft abverlangen. Und das geht hin bis zu den intimsten Details des Alltagslebens, wo Technologien, die ursprünglich Arbeit sparen sollten, uns alle zu Amateurbuchhaltern, Anwaltsgehilfen und Reisekaufleuten gemacht haben.


      Aber im Gegensatz zu den 60er Jahren, als das Problem weit geringer war, scheint man in der Dokumentenflut heute kein Politikum mehr zu sehen. Um es jedoch noch mal zu sagen: Wir müssen die Welt um uns herum wieder sichtbar machen. Zumal unpolitische Leute sich instinktiv des Verdachts nicht erwehren können, dass gerade die Linke zu gar noch mehr Bürokratisierung führt. Das Gegenteil ist der Fall. Es ist schier unmöglich, die Welt in noch höherem Maße zu bürokratisieren, als wir das jetzt schon tun. Aber jeder revolutionäre Wandel, selbst wenn er den Staat nicht völlig eliminiert, wird sicher weniger Bürokratie bedeuten als jetzt.

    


    
      
        
      


      
        Im Grunde kommunistisch

      


      Hier sehen wir uns vor der größten Herausforderung überhaupt. Aber wo wir schon dabei sind, warum nichts gleich aufs Ganze gehen?


      In den 80er Jahren setzte eine wirklich merkwürdige Entwicklung ein. In dieser Zeit begannen die Kapitalisten sich zum ersten Mal in der Geschichte des Kapitalismus selbst als »Kapitalisten« zu bezeichnen. Den größten Teil seines zweihundertjährigen Bestehens war der Begriff eher ein Schimpfwort gewesen. Die New York Times, die seinerzeit die treibende ideologische Kraft hinter der Popularisierung der später landläufigen Auffassung von Neoliberalismus war, marschierte vorneweg, mit einer endlosen Reihe von knalligen Schlagzeilen darüber, dass irgendein kommunistisches Regime, eine sozialistische Partei, eine Kooperative oder sonst eine augenscheinlich linke Einrichtung sich gezwungen sah, durch schiere Zweckmäßigkeit das eine oder andere Element des »Kapitalismus« anzunehmen. Verbunden war das mit dem endlos wiederholten Mantra, dass »Kommunismus einfach nicht funktioniert«.


      Aber dieses Mantra stand auch für einen ideologischen Salto rückwärts, vorgeturnt von rechten Spinnern wie Ayn Rand, unserer weiland Bestsellerautorin und Starphilosophin. Man vertauschte im Wesentlichen die Begriffe »Kapitalismus« und »Sozialismus«. War einst der Kapitalismus die ordinäre Realität gewesen und der Sozialismus das unrealisierte Ideal, so lief es jetzt anders herum. Und mit dem »Kommunismus« verhielt es sich noch extremer. Der stand ja selbst bei Regimen, die sich auf ihn beriefen, für eine vage utopische Zukunft, die erst nach dem Verdorren des Staats zu verwirklichen wäre, und ähnelte bis dahin buchstäblich dem »sozialistischen« System, wie es damals bestand. Nach 1989 dann wurde der »Kommunismus« zum Synonym für ökonomische Ineffizienz. Diese Regime »konnten einfach nicht funktionieren«. Und das ist ein wahrhaft bemerkenswerter Schluss etwa im Hinblick auf die UdSSR, die immerhin 70 Jahre lang große Teile der Erdoberfläche kontrollierte, Hitler besiegte und den ersten Satelliten und dann die ersten Menschen ins All schoss. Es war gerade so, als nähme man den Kollaps der Sowjetunion als Beweis dafür, dass sie von vornherein nie hätte existieren können!


      Der ideologische Einsatz des Begriffs im populären Sprachgebrauch ist wirklich faszinierend, wird aber nirgendwo wirklich diskutiert. Ich erinnere mich noch bestens daran, als Teenager in Restaurantküchen und dergleichen gejobbt zu haben, wo Vorschläge seitens der Belegschaft zu einer vernünftigeren, ja sogar effizienteren Organisation auf zwei Standardreaktionen trafen. Entweder: »Wir sind hier nicht bei den Kommunisten.« Oder: »Wir sind hier keine Demokratie.« Was nichts anders heißt, als dass aus der Arbeitgeberwarte die beiden Begriffe austauschbar waren. Kommunismus bedeutete Demokratie am Arbeitsplatz und war aus ebendiesem Grund abzulehnen. Ich spreche hier von den 70er und 80er Jahren. Der Gedanke, dass der Kommunismus (oder die Demokratie) ineffizient, geschweige denn funktionsuntüchtig sei, kam hier noch gar nicht ins Spiel.


      Die Ironie dabei ist folgende: Wenn wir den »Kommunismus« realistischer definieren, dann stellen wir fest, dass sich die in den 80er Jahren so viel gepriesene Situation heute ins Gegenteil verkehrt hat. Der Kapitalismus hat sich mittlerweile in tausenderlei Hinsicht zum Rückgriff auf den Kommunismus gezwungen gesehen, und zwar eben deshalb, weil Letzterer funktioniert.


      Ich habe dieses Argument wiederholt vorgebracht, und es ist nun wirklich nicht kompliziert. Wir müssen nur aufhören, uns »Kommunismus« als Absenz privater Eigentumsarrangements vorzustellen, und wieder auf seine ursprüngliche Definition zurückgehen: »Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen.«6 Falls sich ein auf dieses Prinzip gegründetes gesellschaftliches Arrangement als »Kommunismus« bezeichnen lässt, führt das zu einem grundlegend neuen Verständnis gesellschaftlicher Realität. Bei Anwendung dieser Prinzipien wird rasch deutlich, dass Kommunismus – wenigstens in seiner undogmatischsten Form – ohnehin Fundament jeder einvernehmlichen sozialen Beziehung ist. Basiert nicht gesellschaftliches Zusammenleben jeglicher Art in gewissem Maße auf Kommunismus, einer Übereinkunft, so zu handeln, wenn nur die Notwendigkeit groß genug ist (es ertrinkt jemand) oder das Ansinnen klein genug (es fragt jemand nach dem Weg)? Im Hinblich auf Beziehungen, die wesentlich von Liebe und Vertrauen geprägt sind, sind wir ohnehin Kommunisten; dass man sich jedoch in allen Situationen mit jedermann »kommunistisch« verhalten sollte, ist fraglich.


      Aber nehmen wir mal die Arbeit – funktioniert sie nicht auch grundsätzlich auf kommunistischer Basis? Ich meine, in Situationen praktischer Zusammenarbeit und unmittelbarer Notwendigkeiten lässt sich ein Problem doch überhaupt nur dadurch lösen, dass man feststellt, wer einem geben kann, was man braucht. Wenn zwei Leute ein Rohr montieren, dann spielt es keine Rolle, ob sie für die Heritage Foundation arbeiten oder für Goldman Sachs. Wenn der eine sagt, »gib mal die Rohrzange«, dann wird ihm der andere nicht antworten, »was krieg ich dafür?«. Um es kurz zu machen, es hat keinen Sinn, sich das Ideal einer »kommunistischen« Zukunft auszumalen und darüber zu streiten, ob sie möglich ist oder nicht. Alle Gesellschaften sind im Grunde kommunistisch, und der Kapitalismus definiert sich am besten als schlechte Methode, den Kommunismus zu organisieren.


      


      Der Leser mag sich mittlerweile ein Bild von der allgemeinen Richtung gemacht haben, die mir vorschwebt. Wir praktizieren den Kommunismus ja bereits fast die ganze Zeit. Wir sind bereits Anarchisten, oder wenigstens verhalten wir uns wie solche, wann immer wir mit anderen zu einer Übereinkunft gelangen, deren Durchsetzung keiner physischen Drohung bedarf. Es geht also nicht darum, aus dem Nichts eine völlig neue Gesellschaft zu schaffen. Es geht darum, auf dem aufzubauen, was wir bereits haben. Wir brauchen nur die freiheitlichen Zonen auszuweiten, bis Freiheit zum höchsten Organisationsprinzip wird. Ich glaube wirklich nicht, dass die technischen Aspekte von Produktion und Verteilung von Waren und Gütern ein großes Problem darstellen wird, so sehr man uns glauben machen möchte, dass es das einzige sei.


      Auf dieser Welt ist vieles knapp, was wir jedoch in unbegrenztem Maß haben, das sind intelligente, kreative Menschen, die Probleme wie diese zu lösen imstande sind. Das Problem ist also nicht etwa ein Mangel an Fantasie. Das Problem sind erstickende Systeme von Schulden und Gewalt, die dazu geschaffen wurden, um uns am Einsatz dieser Vorstellungskraft zu hindern – oder die zumindest dafür sorgen sollen, dass wir damit nicht mehr erfinden als Finanzderivate, Waffensysteme oder Internetplattformen zum Ausfüllen digitaler Formulare. Und das ist natürlich genau die Situation, die so viele an Orte wie den Zuccotti Park getrieben hat.


      Selbst was sich heute wie die eine oder andere ungeheure ideologische Kluft ausnehmen mag, wird sich in der Praxis mehr oder weniger von selbst erledigen. Ich war in den 90er Jahren viel in Internet-Newsgroups unterwegs, die seinerzeit voller Kreaturen waren, die sich als »Anarchokapitalisten« bezeichneten. (Es scheint diese Spezies fast überhaupt nur im Internet zu geben, jedenfalls habe ich im richtigen Leben bis heute noch keinen Vertreter gesehen.) Fast alle verbrachten einen Gutteil ihrer Zeit damit, linke Anarchisten als Befürworter von Gewalt zu verdammen. »Wie kann man für eine freie Gesellschaft und gleichzeitig gegen Lohnarbeit sein? Wenn ich jemanden einstellen will, mir meine Tomaten zu pflücken, wie will man mich davon abhalten, es sei denn mit Gewalt?« Dieser Logik nach wäre jeder Versuch, die Lohnarbeit abzuschaffen, nur mit einer neuen Art von KGB durchzusetzen.


      Solche Argumente hört man immer wieder, bezeichnenderweise aber nie jemanden sagen: »Was, wenn ich mich nun als Tomatenpflücker verdingen möchte, wie will man mich davon abhalten außer mit Gewalt?« Jeder scheint sich in seiner Vorstellung von einer künftigen staatslosen Gesellschaft irgendwie als Unternehmer zu sehen. Keiner scheint auf den Gedanken zu kommen, dass er dort Tomaten pflücken würde. Aber wo genau sollen ihrer Vorstellung nach die Tomatenpflücker dann herkommen?


      Hier käme ein kleines Gedankenspiel ganz gelegen: Nennen wir es die Parabel von der geteilten Insel. Zwei Gruppen von Idealisten beanspruchen jeweils eine Hälfte einer Insel. Die Grenze ziehen sie so, dass jeder Gruppe in etwa dieselben Ressourcen zu Verfügung stehen. Eine Gruppe baut eine Gesellschaft auf, in der es Menschen mit Eigentum gibt und solche ohne; die Besitzlosen haben keinerlei soziale Garantien; sie werden verhungern, wenn sie sich nicht zu den Bedingungen der Reichen an diese verdingen. Die andere Gruppe sorgt für eine Gesellschaft, die jedem das zur Existenz Nötige garantiert. Es steht jedem Bewohner der Insel frei, in welcher Gesellschaft er leben will. Wieso sollte nun jemand, der in dem anarchokapitalistischen Utopia als Nachtwächter, Krankenschwester oder Bergmann arbeitet, dort bleiben wollen? Die Kapitalisten hätten binnen Wochen keine Arbeiter mehr und sähen sich gezwungen, ihre Anwesen selbst zu bewachen, ihre eigenen Bettpfannen auszuleeren und ihr Bauxit selber abzubauen – es sei denn, sie machen ihren Arbeitern ein Angebot, das dem der sozialistischen Utopie entspricht.


      Aus diesem und einer ganzen Reihe anderer Gründe bin ich mir ziemlich sicher, dass in der Praxis jeder Versuch, eine Marktwirtschaft ohne Militär, Polizei und Gefängnisse aufzubauen, in kürzester Zeit nichts mehr mit dem Kapitalismus gemein hätte. Im Gegenteil, ich vermute stark, dass er überhaupt nichts mehr mit dem gemein hätte, was wir jetzt unter Markt verstehen. Natürlich kann ich mich auch irren. Möglich, dass sich jemand daran versucht und zu ganz anderen Resultaten kommt. Dann habe ich mich eben geirrt. In der Hauptsache bin ich daran interessiert, die Bedingungen zu schaffen, unter denen sich so etwas herausfinden lässt.

    


    
      
        
      


      
        Was ich persönlich gerne hätte

      


      Ich kann nicht wirklich sagen, wie eine freie Gesellschaft aussehen würde. Aber da ich mich nun schon mal darüber geäußert habe, was uns fehlt, nämlich die Entfesselung politischen Verlangens, kann ich wohl auch damit zu einem Ende kommen, einige der Dinge zu nennen, die ich persönlich gerne verwirklicht sähe.


      Ich würde gerne etwas wie das Prinzip hinter dem Konsensentscheid – das den Respekt für radikale, unvereinbare Unterschiede zur Basis für Gemeinsamkeit macht – auf das gesamte gesellschaftliche Leben angewandt sehen.


      Was würde das nun wirklich bedeuten?


      Nun, zunächst einmal denke ich nicht, dass wir dann alle den lieben langen Tag im Kreis formaler Meetings herumsitzen würden. Eine solche Aussicht würde uns nicht weniger in den Wahnsinn treiben als das bestehende System. Es geht mir hier weniger um die Dauer und die Form derartiger Veranstaltungen als vielmehr um den Geist dahinter. Deshalb habe ich immer wieder herausgestellt, dass alles als anarchistische Form der Organisation zu sehen ist, was sich nicht letztlich auf Strukturen bürokratischer Gewalt stützen muss.


      Man wirft immer wieder die Frage auf, wie direkte Demokratie sich »aufskalieren« ließe, also über das Meeting mit lauter bekannten Gesichtern hinaus zu Versammlungen auf städtischer, regionaler oder gar nationaler Ebene. Selbstredend werden sie nicht dieselbe Form annehmen. Aber Möglichkeiten gibt es da viele. Kaum eine Option, die irgendwann einmal ausprobiert wurde, ist tatsächlich verloren gegangen,7 ganz zu schweigen von all den technologischen Möglichkeiten, die ständig hinzukommen. Bislang hat man vor allem mit abberufbaren Delegierten experimentiert, aber ganz persönlich denke ich, dass die von mir angesprochenen Lotterieverfahren durchaus ein noch unerforschtes Potenzial haben. Es bräuchte eine Möglichkeit, Spinner auszusortieren, sicher, aber letztlich sollte jedem bei der Mitbestimmung großer Entscheidungen dieselbe Chance offenstehen, sofern er teilnehmen will. Selbstredend müsste es auch Mechanismen geben, um Missbrauch auszuschalten. Es ist jedoch schwer vorstellbar, dass der wirklich schlimmer sein könnte als in unserem derzeitigen Auswahlsystem.


      In ökonomischer Hinsicht würde ich mir eine Art Garantie für existenzielle Sicherheit wünschen, die es einem gestattet, Ziele zu verfolgen, die einem – einzeln oder kollektiv – tatsächlich erstrebenswert sind. Das ist ja ohnehin der Hauptgrund dafür, dass die Menschen Geld verdienen wollen: um etwas anderes machen zu können, etwas, was ihnen als nobler erscheint, schöner, profunder oder einfach nur gut. Wonach ließe sich in einer freien Gesellschaft streben? Vermutlich nach so einigem, was wir uns jetzt kaum vorstellen können, obwohl man darunter vertraute Werte finden wird wie Spiritualität, Sport, Kunst, Fantasy-Spiele, wissenschaftliche Forschung, Landschaftsgärtnerei, intellektuelle oder hedonistische Freuden und noch ungeahnte Kombinationen von alledem.


      Die eigentliche Herausforderung wird ganz offensichtlich in der Aufteilung der Ressourcen zwischen der Beschäftigung mit Werten liegen, die an sich nicht miteinander zu vergleichen sind.


      Was mich zu einer weiteren Frage bringt: Was bedeutet denn eigentlich »Gleichheit«?


      Ich werde das gar nicht so selten gefragt. Für gewöhnlich von reichen Leuten. »Was wollen Sie denn nun eigentlich? Totale Gleichheit? Wir soll das möglich sein? Wollen Sie wirklich in einer Gesellschaft leben, in der jeder genau das Gleiche hat?« Und immer schwingt der Unterton mit, dass zu einem solchen Projekt ja wohl der KGB erforderlich wäre. Das sind die Sorgen des einen Prozent. Die Antwort lautet ganz einfach: »Ich würde gerne in einer Welt leben, in der diese Frage unsinnig wäre.«


      Hier statt einer Parabel ein Beispiel aus der Geschichte. In jüngsten Jahren sind Archäologen auf etwas gestoßen, was jedes bisherige Verständnis der Menschheitsgeschichte auf den Kopf gestellt hat. Sowohl in Mesopotamien als auch im Industal waren die Gesellschaften in den ersten tausend Jahren städtischer Zivilisation strikt egalitär. Und das geradezu obsessiv. Es findet sich nicht der geringste Hinweis auf soziale Ungleichheit: keine Ruinen von Palästen, keine aufwändigen Grabstätten. Die einzigen Monumentalbauten waren solche, die für alle da waren, zum Beispiel öffentliche Bäder. Die Häuser in den einzelnen Stadtvierteln waren nicht selten von exakt derselben Größe. Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, dass gerade diese obsessive Gleichheit das Problem war. Wie ein Freund, der brillante britische Archäologe David Wengrow, immer gerne sagt: Die Geburt der städtischen Zivilisation folgte unmittelbar auf eine womöglich gar noch wichtigere Erfindung, die Geburt der Massenproduktion. Sie ermöglichte es zum ersten Mal in der Menschheitsgeschichte, tausend Behältnisse für Öl oder Getreide derselben Größe herzustellen, jede mit einer identischen Maßangabe. Und das mit beängstigenden Implikationen für alle Beteiligten. Hat man erst einmal gleichförmige Produkte, dann hat man auch die Möglichkeit, genau zu vergleichen, um wie viel einer mehr hat als der andere. Es gelang zwar, das Unvermeidliche tausend Jahre aufzuhalten, was an sich ein bemerkenswertes Zeugnis für das menschliche Durchhaltevermögen ist, aber dann passierte es eben doch, und wir haben noch heute mit den Folgen zu tun.


      Es ist kaum wahrscheinlich, dass wir eine sechstausend Jahre alte Innovation je werden rückgängig machen können. Aber andererseits, warum sollten wir? Große unpersönliche Strukturen und einförmige Produkte wird es immer geben. Die Frage ist nicht, wie so etwas rückgängig zu machen wäre, sondern wie man es in den Dienst seines Gegenteils stellen kann: einer Welt, in der Freiheit bedeutet, Ziele verfolgen zu können, die schlicht nicht miteinander vergleichbar sind. Unsere gegenwärtige Konsumgesellschaft scheint uns das zwar als höchstes Ideal hinzustellen, aber was sie uns wirklich vorgaukelt, ist hohler Schein.


      Man kann sich Gleichheit, was Dinge anbelangt, am besten auf zweierlei Arten vorstellen: entweder indem sie (jedenfalls in jeder wesentlichen Hinsicht) genau gleich oder indem sie so verschieden sind, dass sie sich schlicht nicht vergleichen lassen. Dieser Logik zufolge ist es bei unser aller Einzigartigkeit ebenso wenig möglich, bessere und schlechtere Menschen auszumachen, wie sich etwa zwischen höher- und minderwertigen Schneeflocken unterscheiden lässt. Baut man auf dieses Verständnis eine egalitäre Politik, so wäre deren Logik folgende: Da es keine Grundlage dafür gibt, derart einzigartigen Individuen aufgrund ihrer jeweiligen Vorzüge einen Rang zuzuweisen, gebührt auch jedem dasselbe Quantum an messbaren Dingen – gleiches Einkommen, gleich viel Geld oder ein gleicher Anteil am Reichtum.


      Wenn man es recht bedenkt, so ist das doch sonderbar. Dieses Prinzip geht davon aus, dass wir alle unserem Wesen nach völlig verschieden sind, merkwürdigerweise aber alle dasselbe wollen. Was, wenn wir das umkehren würden? Auf eine gewisse seltsame Art macht die bestehende feudalisierte Variante des Kapitalismus, in der Geld und Macht effektiv ein und dasselbe geworden sind, uns das einfacher. Das eine Prozent, das die Welt beherrscht, mag aus dem Streben nach Geld und Macht eine Art autistisches Spiel gemacht haben, bei dem Geld und Macht zum Selbstzweck geworden sind. Für die anderen – für uns, für die 99 Prozent – jedoch bedeutet Geld, Einkommen, Freiheit von Schulden die Macht, nach etwas anderem zu streben als Geld. Was etwas grundlegend anderes ist.


      Was, wenn wir zwar alle gleich sind, wir uns aber alle verschieden machen, weil wir nicht alle dasselbe wollen? Was, wenn Freiheit die Fähigkeit wäre, uns zu entscheiden, wonach wir streben wollen und mit wem? Und Gleichheit dieselbe Macht für alle, genau dies zu tun? Und Demokratie unsere Fähigkeit, als vernünftige Menschen zusammenzukommen und unsere gemeinsamen Probleme zu lösen – Probleme, die wir immer haben werden, deren Lösungen sich jedoch erst wirklich entfalten können, wenn Zwangsstrukturen verblassen oder gleich kollabieren?


      Das ist es, was ich persönlich gerne sehen würde.
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      Anmerkungen

    


    Kapitel 1


    
      
        1
      


      
        Beim IAC handelt es sich um eine Organisation antiimperialistischer Aktivisten; ANSWER ist eine vom IAC angestoßene Bewegung, die gegen den amerikanischen Einmarsch im Irak auf die Straße ging. (A.d.Ü.)

      

    


    
      
        2
      


      
        Die Industrial Workers of the World (IWW) oder »Wobblies« sind eine internationale Gewerkschaft, die auch eine deutsche Sektion hat. (A.d.Ü.)
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        Größtenteils indigene revolutionäre Gruppierungen in Mexiko, von denen in diesem Buch noch die Rede sein wird. (A.d.Ü.)
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        Ich brauche wohl nicht zu sagen, dass Georgias Behauptung auf Wochen hinaus Thema so einiger amüsierter Kommentare in ihrem Freundeskreis war. Man erging sich in Spekulationen: Georgia ist aus Griechenland, einem der wenigen Länder der Welt, wo man als blonder Mensch tatsächlich diskriminiert werden kann, da Griechen nicht selten davon ausgehen, dass man als solcher in Wirklichkeit ein verarmter Albaner ist. Später darauf angesprochen, beteuerte Georgia, es gebe nichts zu diskutieren. »Ja, ich bin schwarz«, sagte sie, als müsste man blind sein, das nicht zu sehen.
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        Standard & Poor’s Corporation, eine der drei großen amerikanischen Ratingagenturen, die seit der Finanzkrise in Europa eine schlechte Presse haben, seitdem sie angefangen haben, ganze Volkswirtschaften downzugraden. Standard & Poor’s gibt mehrere Aktien- und Rohstoff-Indizes wie etwa den S&P 500 heraus. (A.d.Ü.)
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        Interessanterweise war Moderatorin und Sprecherin dieser Arbeitsgruppe keine Anarchistin, sondern eine junge Frau von der ISO. Mit dem Konsensverfahren war sie eindeutig nicht vertraut, aber sie war aufgeschlossen und von der Idee begeistert, als man sie ihr erklärte. Offensichtlich hatte ihr niemand gesagt, dass die Position der ISO diesbezüglich darin besteht, stets auf Mehrheitsbeschluss zu drängen.
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        Beim Irish Potato Famine Memorial oder auch Irish Hunger Memorial im New Yorker Battery Park handelt es sich um die groß angelegte Nachstellung einer irischen Heidelandschaft mit einer verfallenen Kate aus Natursteinen. (A.d.Ü.)
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        Joseph E. Stiglitz, »Of the 1%, by the 1%, for the 1%«, Vanity Fair, Mai 2011; www.vanityfair. com/society/features/2011/05/top-one-percent-201105.
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        Siehe zu dieser Vollversammlung auch Bob Arihoods Website »Neither more or less«; http:// neithermorenorless.blogspot.com/2011/08/general-assembly.html.
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        Das ist völlig aus der Luft gegriffen. New York City läge eher an 37. Stelle, knapp vor Tunesien und gleich hinter Portugal.

      

    


    Kapitel 2


    
      
        1
      


      
        Was die Zahl 600 angeht, sollte man vorsichtig sein. Ich halte sie zwar im Prinzip für korrekt, aber an einer Reihe von kleineren »Besetzungen« dürften nur ein, zwei Leute beteiligt gewesen sein.
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        Ginia Bellafante, 23.9.2011; http://www.nytimes.com/​2011/​09/​25/​nyregion/​protesters-aregunning-for-wall-street-with-faulty-aim.html
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        Die Umweltaktivistin Julia Lorraine Hill bestieg am 10.12.1997 einen Mammutbaum an der kalifornischen Küste und lebte dort für 738 Tage, um ihn und seinesgleichen vor der Abholzung zu bewahren. (A.d.Ü.)
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        Auszug aus »Message from Chinese activists and academics in support of Occupy Wall Street«. E-Mail-Archiv der OWS-Organisatoren.
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        Ich erinnere mich an eine Taiwanerin, die mir anno 2000 ihre Reaktion auf die Proteste gegen die WHO in Seattle im Vorjahr geschildert hatte: »Ich war immer davon ausgegangen, dass es in Amerika anständige Menschen gibt, die dagegen kämpfen, was ihr Land dem Rest der Welt antut. Ich wusste einfach, es musste sie geben. Aber ich hatte sie nie wirklich gesehen.«
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        »Occupy Wall Street rediscovers the radical imagination«, Guardian, 25.9.2011; www.guardian.co.uk/commentisfree/​cifamerica/​2011/​sep/​25/​occupy-wall-street-protest?INTCMP=SRCH.
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        »Anhänger der Tea Party sind in der Regel älter, weiß und männlich. … Viele von ihnen sind christliche Fundamentalisten, von denen sich 44 Prozent, im Vergleich zu 33 Prozent aller Befragten, als ›wiedergeboren‹ sehen.« Heidi Przybyla, »Tea Party Advocates Who Scorn Socialism Want a Government Job«, Bloomberg, 25.3.2010, unter Berufung auf eine Umfrage von Selzer & Co.; www.bloomberg.com/​apps/​news?pid=newsarchive&sid=aLBZwxqgYgwI.
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        Malcolm Harris, »Bad Education«, n+1, 25.4.2011; http://nplusonemag.com/​bad-education.
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        Der eigentliche Ausspruch – er stammt von Charles Wilson, dem damaligen CEO von General Motors – lautet: »Was für das Land gut ist, ist gut für General Motors, und umgekehrt.«
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        Ähnlich bezeichnete Max Weber den politisch orientierten Kapitalismus militärischer Abenteurer, Spekulanten und Geldhändler etwa der antiken Welt als historische Sackgasse, da er letztlich parasitär vom Staat lebte und nichts gemein hatte mit der rationalen Investition in die Produktion des modernen Industriekapitalismus. Webers Logik nach ist der gegenwärtige von Spekulanten, Währungshändlern und öffentlichen Auftragnehmern dominierte globale Kapitalismus längst auf diese irrationale Stufe zurückgefallen und hat sich überlebt.
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        Darin enthalten sind Kapital- und Zinszahlungen, nicht aber Straf- und andere Gebühren.
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        Nach job und debt waren die meistverwendeten Wörter: work, college, pay, student, loan, afford, school und insurance.
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        Siehe z. B. http://lhote.blogspot.com/​2011/​10/​solidarity-first-then-fear-for-this.html, http://attempter.wordpress com/2011/10/12/underlying-ideology-of-the-99/ und den dazugehörigen Kommentarteil.
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        Was das Engagement in einer Gewerkschaft angeht, liegen sie leicht zurück: Nur 45 Prozent der Gewerkschaftsmitglieder sind Frauen, aber falls der gegenwärtige Trend anhält, werden sie in acht Jahren in der Überzahl sein. Der Arbeitsökonom John Schmitt bemerkt dazu: »Wir beobachten im vergangenen Vierteljahrhundert eine starke Zunahme von Frauen in den Gewerkschaften, vor allem mit der zunehmenden gewerkschaftlichen Organisierung des Dienstleistungssektors. Die Auffassung, Gewerkschaften seien etwas für weiße Männer über 50, ist falsch.« Siehe http://womensissues.about.com/​od/​womenintheworkforce/​a/​WomenUnion-Memb.htm.
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        Um eine Vorstellung davon zu bekommen, wie extrem die Ansichten geworden sind, nehmen Sie eine andere Umfrage, die Amerikaner zwischen Kapitalismus und »Kommunismus« wählen ließ. Einer von zehn US-Bürgern gab tatsächlich an, er würde dem bestehenden Wirtschaftssystem ein System nach sowjetischer Art vorziehen.
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        Siehe David Graeber, Schulden. Die ersten 5000 Jahre, Stuttgart: Klett-Cotta, 2012. Am Beispiel der Bank von England erklärt der Autor dort die Entstehung des Notenbanksystems aus der Kriegsschuld – in diesem Fall der von William III., der sich von einem Konsortium von Kaufleuten das Geld für seinen Krieg gegen Frankreich lieh. Als Gegenleistung dafür bekamen diese das Recht, eine Firma mit dem Monopol auf die Herausgabe von Banknoten zu gründen, die zunächst Promessen auf die Schulden des Königs bei ihnen waren. (A.d.Ü.)
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        Die Geschichte der gesellschaftlichen Bewegungen dieser Welt ist, in den meisten Fällen, eine dramatische Konfrontation zwischen Menschen, die Vergewaltigung, Folter und Mord kategorisch ablehnen, und solchen, die sie begehen. Das Bemerkenswerte daran ist, wie bereitwillig die Sprache, mit der wir solche Konfrontationen beschreiben, diesen Umstand verschleiert. Um ein – für die meisten Leser eher obskures – Beispiel zu nehmen: Es gab 2006 einen Volksaufstand im mexikanischen Bundesstaat Oaxaca gegen einen notorisch korrupten Gouverneur namens Ulises Ruiz Ortiz. Tausende von Menschen, von Indiobauern bis zu Lehrern aus der Mittelschicht, gingen auf die Barrikaden und legten die Hauptstadt lahm. Der von einer Koalition namens APPO geführte Aufstand bediente sich Taktiken, die militant, aber niemals tödlich waren: Man warf Steine und zuweilen sogar Molotowcocktails gegen schwer gepanzerte Bereitschaftspolizei, stoppte sogar nicht selten deren Vormarsch, aber es gab keine ernsthaften Verletzungen auf der anderen Seite. Meines Wissens hat man nicht einen der Rebellen der Vergewaltigung, der Folter oder des Mordes bezichtigt. Die Regierung von Oaxaca hat diese Verbrechen von Anfang an begangen, hat Mordkommandos organisiert, die viele Gewerkschaftsführer und andere Aktivisten umgebracht haben; dasselbe gilt für die mexikanische Bundesregierung, als diese schließlich eingriff, um die Unruhen zu unterdrücken. Verhaftete Aktivisten wurden systematisch vergewaltigt und gefoltert. Die internationale Berichterstattung, insbesondere die der Vereinigten Staaten, ging wie selbstverständlich davon aus, dass dies letztlich gerechtfertigt war – schließlich waren die Aufständischen »gewalttätig« (so wie die Medien Gewalt definieren, können Vertreter der Staatsmacht gar nicht »gewalttätig« sein); der Staat stellte eben »die Ordnung wieder her« – obwohl in einigen Fällen, zugegebenermaßen, Vorwürfe wegen »Menschenrechtsverletzungen« laut wurden.
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        Politikwissenschaftler vertreten für gewöhnlich die Ansicht, dass diese Zahlungen nur dann den Tatbestand der »Bestechung« erfüllen, wenn sich nachweisen lässt, dass sie die Haltung eines Politikers bezüglich eines bestimmten legislativen Sachverhalts verändert haben. Nach dieser Logik ist dieser Tatbestand gegeben, wenn ein Politiker geneigt ist, für eine Vorlage zu stimmen, es sich dann aber auf eine finanzielle Zuwendung hin anders überlegt und dagegen stimmt. Richtet er jedoch seine Haltung gegenüber einer Vorlage allein daran aus, wer ihm Geld für seine Stimme geben könnte, oder lässt er sich die Vorlage von vornherein vom Lobbyisten des Spenders schreiben, dann ist das erlaubt. Natürlich sind derlei Unterscheidungen hier unerheblich.
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        Tatsächlich kommen über 80 Prozent der Wahlkampfspenden von 0,5 Prozent der Reichsten und 60 Prozent von 0,1 Prozent der Reichsten. Davon verdankt sich der bei Weitem größte Brocken der Finanzwelt. An zweiter Stelle folgen Handel und Anwaltsfirmen, danach die Lobbyisten der Gesundheitsindustrie – in der Hauptsache Pharmakonzerne und HMOs –, dann Medien, dann Energie (Federal Election Commission, Center for Responsive Politics, das »The Color of Money«-Project von Public Campaign).
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        Andrew Ross Sorkin, »On Wall Street, a Protest Matures«, New York Times, 3.10.2011; http:// dealbook.nytimes.com/2011/10/03/on-wall-street-a-protest-matures.
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        Ron Suskind, »Faith, Certainty and the Presidency of George W. Bush«, The New York Times Magazine, 17.10.2004; www.nytimes.com/​2004/​10/​17/​magazine/​17BUSH.html?_r=1&ex=1255665600&en=890a96189e162076&ei=5090&partner=rssuserland.
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        Gilder ist Autor des Buches Reichtum und Armut, das Anfang der 80er Jahre zum Bestseller avancierte und als eine der Bibeln der Regierung Reagan galt. Während der Dotcom-Blase Ende der 90er Jahre tat er sich als Prediger technologischer Zukunftsverheißungen hervor. (A.d.Ü.)
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        Die poststrukturalistische Theorie war interessanterweise immer schon merkwürdig blind, was die Ökonomie anbelangt, und in noch höherem Maße gilt das für militärische Gewalt. Als jedoch Michel Callon, einer der Doyens der Akteur-Netzwerk-Theorie, sich der Ökonomie zuwandte, argumentierte er, wie vorauszusehen, dass Ökonomen größtenteils die Realitäten schaffen, die sie zu beschreiben behaupten. Das stimmt zwar, aber Callon vernachlässigt dabei völlig die Rolle staatlichen Zwangs. So ignorieren die linken Versionen der Theorie, dass Macht Realität schaffe, genau die Faktoren – Geld und Waffengewalt –, die die Rechte zum Kernstück ihrer Analyse macht.
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        In einem kleinen Essay mit dem Titel »Women, Austerity and the Unfinished Feminist Revolution« (»Occupy! Issue 3«, n+1, November 2011, S. 32 ff.) argumentiert Silvia Federici in eine ähnliche Richtung. Der Mainstream-Feminismus sei vom Weg abgekommen, als er für die Frauen die Teilnahme am Arbeitsmarkt und nicht »die Sphäre der Reproduktion« als essenziell befreiend bezeichnete.
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        Matthew Continetti, »Anarchy in the U.S.A, The roots of American disorder«, Weekly Standard, 28.11.2011; www.weeklystandard.com/​articles/​anarchy-usa_609222.html (daraus auch die folgenden Zitate).
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        Unter dem Namen New Harmony kam es zu mehreren kurzlebigen Experimenten frühsozialistischer Produktions- und Lebensgenossenschaften des britischen Unternehmers Robert Owen. Owen hatte 1799 in seiner schottischen Baumwollfabrik erfolgreich menschenwürdige Arbeits- und Lebensbedingungen eingeführt und die Prinzipien dann, mit weniger Erfolg, auf größere Gemeinschaften anzuwenden versucht. (A.d.Ü.)
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        Der französische Philosoph Charles Fourier war ein utopischer Sozialist und laut August Bebel der Vater des Anarchismus. Die von ihm ersonnene Phalanx war eine Produktions- und Wohngenossenschaft, in der die Menschen gemeinsam leben, lieben und arbeiten und sollten. (A.d.Ü.)
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        John Adams, Complete Works, Bd. 6, S. 481.
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        Dasselbe gilt für alle dreizehn Verfassungen der ursprünglichen dreizehn Bundesstaaten, die nach der Revolution entstanden.
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        Zit. n. Francis Dupuis-Déri, The Political Power of Words: »Democracy« and Political Strategies in the United States and France (1776–1871), 2009, S. 62.
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        Die Federalist Papers sind gleichsam der authentische Verfassungskommentar der amerikanischen Gründerväter. Sie bestehen aus 85 Artikeln, die von Alexander Hamilton, James Madison und John Jay 1787/88 veröffentlicht werden, um für die Ratifizierung der Verfassung zu werben. Die vollständige Sammlung lässt sich aufrufen unter http://www2.hn.psu.edu/​faculty/​ jmanis/poldocs/fed-papers.pdf. Darauf beziehen sich auch die folgenden Belege. (A.d.Ü.)
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        Federalist Papers‚ Nr. 10, S. 44 f. Man beachte, dass, auch wenn Madison von »reiner Demokratie« spricht und Adams von »einfacher Demokratie«, die Herrschaft durch Volksversammlung für beide die einzige Regierungsform ist, die sie als solche zu bezeichnen bereit sind.
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        Federalist Papers, Nr. 14, S. 59.

      

    


    
      
        10
      


      
        Eine gute Beschreibung der Parlamentswahlen unter Heinrich VII. findet sich bei P.R. Cavill, The English Parliaments of Henry VII 1485–1504, Oxford: Oxford University Press, 2009, S. 117–131. Im Allgemeinen bestand die Wählerschaft aus örtlichen Honoratioren; in London zum Beispiel konnten solche Gruppen aus 150 bis 300 einheimischen Bürgern bestehen.
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        Siehe Bernard Manin, The Principles of Representative Government, Cambridge: Cambridge University Press, 1997, S. 38 (dt. Ausg.: Kritik der repräsentativen Demokratie, Berlin: Matthes & Seitz, 2007). Laut Manin wurden in den Stadtstaaten des antiken Griechenland die Inhaber führender Positionen oft genug durch das Los aus einer Gruppe von Freiwilligen bestimmt. Wahlen galten demgegenüber eher als Instrument oligarchischer Verhältnisse.
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        Man denke an die Versammlungen in den Rathäusern Neuenglands oder in den Pariser Sektionen.
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        Siehe John Markoff, »Where and When Was Democracy Invented?«, Comparative Studies in Society and History 41(4), 1999, S. 663 ff.
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        Gouverneur Morris an John Penn, 20. Mai 1774, in: Jared Sparks, The Life of Gouverneur Morris: With Selections from his Correspondence and Miscellaneous Papers: Detailing Events in the American Revolution, the French Revolution, and in the Political History of the United States, Boston: Grey & Bowen, 1830, S. 25.
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        Morris ist ein weiterer Konservativer von erfrischender Ehrlichkeit: Er beendete seinen Brief mit der Anmerkung, dass die Landherren einen Ausschuss mit lauter Reichen zusammengestellt hätten, um die einfachen Leute glauben zu machen, ihre Interessen lägen ihnen am Herzen. Im Gegensatz zu den meisten anderen Vertretern der besitzenden Klassen New Yorks schlug er sich jedoch schließlich auf die Seite der Revolutionäre und spielte eine wichtige Rolle bei der Gestaltung der Verfassung, wenn auch einige seiner nachdrücklichsten Vorschläge, wie zum Beispiel Senatoren auf Lebenszeit zu bestimmen, nicht übernommen wurden.
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        Zit. n. E. James Ferguson, The Power of the Purse: A History of American Public Finance, 1776–1790, Chapel Hill: University of North Carolina Press, 1961, S. 68.
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        Die Ergebnisse sind als Shay’s Rebellion und gar noch herablassender als »Whiskey Rebellion« bekannt, obwohl der zweite Begriff von Alexander Hamilton bewusst in die Welt gesetzt wurde, um die Rebellen als betrunkene Hillbillys abtun zu können, anstatt sie als das zu behandeln, was sie in Wirklichkeit waren: Bürger, die nach mehr demokratischer Kontrolle verlangten. Vgl. Terry Bouton, Taming Democracy: »The People,« the Founders, and the Troubled Ending of the American Revolution, Oxford: Oxford University Press, 1997.
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        John Adams, Complete Works, Bd. 6, S. 8 f.
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        John Adams, A Defence of the Constitutions of Government of the United States of America, London: John Stockdale, 1794, Bd. III, S. 344.
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        Zit. n. Dagobert D. Runes, The Selected Writings of Benjamin Rush, New York: Philosophical Library, 1947, S. 332
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        Benjamin Rush, Medical Inquiries and Observations, Philadelphia, 1805, Bd. I, S. 292 f.
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        In den zwölf Bänden von Jeffersons Werkausgabe taucht das Wort »Demokratie« nur ein einziges Mal auf, und auch dann nur in einem Zitat von Samuel von Pufendorf über die Rechtmäßigkeiten von Verträgen!
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        Francis Dupuis-Déri, »History of the Word ›Democracy‹ in Canada and Québec: A Political Analysis of Rhetorical Strategies«, World Political Science Review, 2010, Bd. 6 (1), S. 3 f.
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        Donald Grinde, The Iroquois and the Founding of the American Nation, San Francisco: Indian Historian Press, 1977. Richtig befeuert wurde die Debatte allerdings von Bruce E. Johansen, Forgotten Founders: How the American Indian Helped Shape Democracy, Boston: Harvard Common Press, 1982.
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        Der Vertrag von Lancaster wurde zwischen den Sechs Nationen sowie federführend den Kolonien Virginia und Maryland geschlossen, nachdem die europäischen Siedler die alte, 22 Jahre zuvor festgelegte Grenze der Blue Ridge Mountains verletzt und sich im Shenandoahtal ansässig gemacht hatten. Die Irokesen erklärten sich schließlich gegen 200 Pfund in Gold zum Verzicht auf das Tal bereit. (A.d.Ü.)
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        Besagtes Bündel Pfeile ist noch heute im großen Siegel der Union zu sehen, nur dass daraus, der Zahl der Gründerkolonien entsprechend, dreizehn geworden sind. (A.d.Ü.)
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        Eine detaillierte Auflistung der Literatur zur Debatte findet sich in Bruce Johansen, Debating Democracy, Santa Fe: Clear Light Books, 1997.
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        John Markoff, »Where and When Was Democracy Invented?«, Comparative Studies in Society and History, 1999, S. 673, Fn. 62.
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        Marcus Rediker, Villains of all Nations: Atlantic Pirates in the Golden Age, Boston: Beacon Press, 2004, S. 60–82
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        Ebd., S. 53.
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        Colin Calloway, New Worlds for All: Indians, Europeans, and the Remaking of Early America, Baltimore: Johns Hopkins University Press, 1997; vgl. auch James Axtell, The Invasion Within: The Contest of Cultures in Colonial North America, Oxford: University Press, 1985.
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        Ron Sakolsky & James Koehnline, Gone to Croatan: Origins of North American Dropout Culture, New York: Autonomedia, 1994.
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        Peter Linebaugh & Marcus Rediker, The Many-Headed Hydra: Sailors, Slaves, Commoners, and the Hidden History of the Revolutionary Atlantic, Boston: Beacon Press, 2001 (dt. Ausg.: Die vielköpfige Hydra. Die verborgene Geschichte des revolutionären Atlantiks, Berlin & Hamburg: Assoziation A, 2008).
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        Der politische Führer des 20. Jahrhunderts, den die anarchistische Tradition am stärksten inspiriert hatte, war Mahatma Gandhi.
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        Ähnliches passierte auch auf anderen Kontinenten. Ein australischer Freund erzählte mir, dass man in den Achtzigern, als die dortigen Aktivisten das Konsensverfahren zu erlernen versuchten, immer wieder auf philippinische Gesinnungsgenossen zurückgriff, die sich in den Siebzigern bei der maoistischen New People’s Party engagiert hatten; und diese hatten Erfahrung mit dieser Art von Entscheidungsprozess in philippinischen Dorfgemeinschaften sammeln können.
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        Mit einigen wenigen Ausnahmen erwies sich allerdings der erste »Masseneinsatz« des Konsensverfahrens bei den Atomkraftgegnern Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre immer wieder als problematisch – teils wegen des Mangels an Erfahrung damit, teils aus puristischen Gründen (erst später kam ein für größere Gruppen modifiziertes Verfahren zum Einsatz). Viele von denen, die die Erfahrung mitgemacht hatten, allen voran Murray Bookchin, sprachen sich vehement gegen den Konsens- und für den Mehrheitsentscheid aus.
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        Diese Grenze ermöglichte Abraham Lincoln noch 1859 die Behauptung, das, was die Vereinigten Staaten so einzigartig – und zur freien Gesellschaft – machte, sei das Fehlen einer »beständigen Klasse von Lohnarbeitern«. Was natürlich nicht stimmte, aber es ist doch bemerkenswert, dass Lincoln, der in Illinois lebte, das tatsächlich noch glauben konnte.
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        Aristoteles drückt das folgendermaßen aus: »Ein Beispiel und einen Beleg dafür haben wir gleich an den Vermögen der Seele. In ihr ist das eine von Natur ein Herrschendes, das andere ein Dienendes, und beider Tugenden bezeichnen wir als verschieden, indem das eine vernunftbegabt, das andere ohne Vernunft ist. Also sieht man, dass es sich auf dieselbe Weise auch in anderen Fällen verhält, so dass es von Natur mehrere Klassen von Herrschenden und Dienenden gibt. Denn auf je andere Weise herrscht das Freie über das, was Sklave ist, und herrscht das Männliche über das Weibliche und herrscht der Mann über das Kind. Und in ihnen allen finden die Seelenteile sich zwar, aber sie finden sich mit Unterschied. Der Sklave hat das Vermögen zu überlegen überhaupt nicht, das Weibliche hat es zwar, aber ohne die erforderliche Entschiedenheit, und das Kind har es auch, aber noch unentwickelt.« Aristoteles, Politik, 1. Buch, 13. Kapitel, Hamburg: Felix Meiner, 1981, S. 28.
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        Stephen Toulmin, Cosmopolis: The Hidden Agenda of Modernity, New York: Free Press, 1990 (dt. Ausg.: Kosmopolis. Die unerkannten Aufgaben der Moderne, Frankfurt: Suhrkamp, 1991).
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        Deborah K. Heikes, Rationality and Feminist Philosophy, London: Continuum, 2010, S. 146.
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        Aus einem Interview, das Samuel Blixen und Carlos Fazio mit Marcos geführt haben und das im Herbst 1995 in der uruguayischen Wochenzeitung Brecha erschienen ist. Die englische Version »Interview with Marcos about neoliberalism, the national State and democracy« ist nachzulesen unter www.struggle.ws/​mexico/​ezln/​inter_marcos_aut95.html.
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        Saul Alinsky, Rules for Radicals: A Pragmatic Primer for Realistic Radicals, Reprint, New York: Vintage Books, 1989 (dt. Ausg.: Die Stunde der Radikalen. Ein praktischer Leitfaden für realistische Radikale, Gelnhausen & Berlin: Burckhardthaus, 1974).
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        Nicht umsonst kamen die Black Panthers aus Oakland.
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        Ich sollte hier anmerken, dass bei OWS ein »Block« bzw. ein Veto auf »so starken moralischen, ethischen oder Sicherheitsbedenken« basiert, dass man den Ausstieg aus der Bewegung in Betracht ziehen würde, falls der Vorschlag angenommen würde.
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        Wie der Leser richtig vermutet, bezieht sich das auf einen konkreten Zwischenfall: Ein orthodoxer Jude, der eben zum Direct Action Network gestoßen war, hatte Einspruch gegen mehrere unserer Termine eingelegt, weil sie auf jüdische Feiertage fielen, was einige der anderen – es waren nur noch zwölf von uns übrig nach einem sehr langen Meeting – ganz offensichtlich aufbrachte, und eine afroamerikanische Aktivistin ließ durchblicken, sie neige zu einem Veto mit der Begründung, dass ein Meeting an dem Tag eine religiöse Diskriminierung darstellen würde. Irgend jemand musste ihr schließlich in aller Ruhe erklären, dass sie die letzte Nichtjüdin in der Versammlung war.
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        Es gibt immer Grenzen, einige in aller Klarheit, andere nicht. Sind sie nicht klar gezogen, werden sie in dem Augenblick sichtbar, in dem jemand sie überschreitet. So wie die »taktische Vielfalt« auf der stillschweigenden Annahme gründet, dass keiner mit einer Autobombe oder einer Panzerfaust aufkreuzt, so basiert auch der Grundsatz, nie einen Aktivisten von einem Meeting auszuschließen, auf gewissen Parametern. Ich war kürzlich in New York auf einer Versammlung, wo es zu einer langen Debatte darüber kam, ob man sich auf ein »Community Agreement« und das gemeinsame Prinzip einigen sollte, jemanden zum freiwilligen Gehen aufzufordern, wenn er dagegen verstieße. Der Vorschlag stieß auf erhebliche Bedenken. Als man dann plötzlich merkte, dass einer der Delegierten ein Schild mit der Aufschrift »Arbeitsgruppe Arische Identität« in der Hand hatte, wurde er auf der Stelle umringt, und so einige von denen, die besagten Vorschlag eben noch lautstark als repressiv bezeichnet hatte, forderten ihn auf zu gehen.
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        »Eisbrecher« sind etwa spielerische Ansätze oder andere Methoden kreativer Auflockerung; bei einer »Rederunde« bekommt jeder einmal das Wort; »Popcorn« bedeutet die Aufhebung der Sprecherfolge; es darf jeder in beliebiger Reihenfolge zu Wort kommen, aber nur einmal; »Fischglas« bezeichnete eine kleine Diskussionsrunde (Kreis im Kreis) in der Mitte der Gruppe. Es gibt da eine ganze Reihe von Varianten. (A.d.Ü.)
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        Starhawk, The Empowerment Manual: A Guide for Collaborative Groups, Vancouver: New Society Publishers, 2011
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        Anwältin, Politologin und Feministin, die sich bereits in den 60er Jahren in der Bürgerrechtsbewegung zu engagieren begann. (A.d.Ü.)
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        »Affinity groups« sind Gruppen von zehn bis zwanzig Personen, die eine gemeinsame Verbindung haben (Familie, Freunde, Arbeitskollegen usw.), ein ausgeprägtes Zusammengehörigkeitsgefühl entwickeln und sich regelmäßig treffen, um gemeinsame Themen zu besprechen oder Aktionen vorzubereiten. Der Begriff ist in den USA ungleich geläufiger als hierzulande. (A.d.Ü.)
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        Im Jargon der Europäischen Union bezeichnet man das mit dem absolut abscheulichen Wort »Subsidiarität«. Meines Wissens gibt es keinen besseren Begriff, aber ich konnte mich nicht überwinden, ihn hier zu benutzen.
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        Diese Besetzung fand statt im März 2011 und dauerte 17 Tage und Nächte. Das Ziel – die Rücknahme von Kündigungen für Beschäftigte im öffentlichen Dienst – wurde allerdings nicht erreicht. Siehe dazu etwa www.taz.de/​!66899. (A.d.Ü.)
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        Da im vorliegenden Buch kein Platz dafür ist, detailliert auf die Logik dahinter einzugehen, empfehle ich dem Leser, die einschlägigen Argumente in meinem Buch Direct Action: An Ethnography (Oakland: AK Press, 2009) nachzulesen, bevor er den Gedanken vorschnell verwirft. Ich habe mich diesem Thema dort ziemlich ausführlich gewidmet.
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        Ich habe einmal an einem runden Tisch von Aktivisten zum Thema Gewalt und Gewaltlosigkeit in Quebec teilgenommen, bei dem ein Ultramilitanter seinen Einspruch mit der Frage begann: »Wieso gehen wir davon aus, Gewaltlosigkeit sei immer besser als Gewalt, wenn sich die Wahl bietet?« Ich antwortete ihm: »Weil es ziemlich schwierig ist, den Rest deines Lebens ohne Beine auszukommen.« Was nämlich unweigerlich die Folge ist, wenn erst einmal Bomben hochgehen.
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        MoveOn ist eine Non-Profit-Organisation, für die es in Deutschland so recht kein Beispiel gibt. Sie versteht sich als Anwalt aller möglichen moderaten und progressiven Aktionskomitees. Sie entstand 1998, als Bill Clinton wegen der Lewinsky-Affäre die Amtsenthebung drohte, zunächst als E-Mail-Gruppe, und hat seitdem für Kandidaten der Demokraten Millionen von Dollar mobilisiert. Siehe www.moveon.org. (A.d.Ü.)
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        Als derlei Meldungen zuerst in der New York Times erschienen, demonstrierten Angehörige des New Yorker Direct Action Nework, ich mit eingeschlossen, vor der Zeitung, die sich schließlich zu einem Widerruf gezwungen sah. Aber die Meldungen tauchten dennoch immer wieder auf. Sie schienen ihren Ursprung in einem Netz privater Sicherheitsfirmen zu haben, die mit Polizei und rechtslastigen Denkfabriken zusammenarbeiteten, möglicherweise auch in irgendwelchen Nachrichtenabteilungen der Polizei. Auch reguläre Polizeieinheiten erfanden immer wieder solche Storys, die einige Tage für knallige Schlagzeilen sorgten. Als wir endlich klarstellen konnten, dass nichts davon passiert war; interessierte die Geschichte freilich längst niemanden mehr.
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        Darauf weist Rebecca Solnit hin (siehe »The truth about violence at Occupy« und andere ihrer Artikel auf www.salon.com/​writer/​rebecca_solnit). Die Vergewaltigungsvorwürfe sind besonders perfide angesichts der Tatsache, dass die USA bei Sexualdelikten die höchste Pro-Kopf-Rate der Welt haben, ein Umstand, der nirgendwo in den Mainstreammedien als moralische Krise gehandelt wird. Die Rate an sexuellen Übergriffen in den Occupy-Camps gehört dagegen zu den niedrigsten.
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        David Harvey, A Brief History of Neoliberalism, Oxford: Oxford University Press, 2007.
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        Arjun Jaydev und Samuel Bowles, »Guard Labor«, Journal of Development Economics 79 (2006), S. 328–348. Einige der Zahlen hier wären leicht anzufechten. So schließen die Autoren nicht nur Angehörige von Sicherheitsunternehmen mit ein, sondern auch die »Reservearmee« von Arbeitslosen und Gefangenen, die klassischerweise dazu beiträgt, die Löhne zu drücken und insofern eine »disziplinierende Funktion« erfüllt. Aber selbst dann, wenn man die fragwürdigen Kategorien streicht, bleibt es doch bei verblüffenden Zahlen. Erstaunlich auch, wie dramatisch die Zahlen zwischen einzelnen Länder variieren. In Griechenland, den USA, England und Spanien leisten etwa 20 bis 24 Prozent der Arbeiter die eine oder andere Art von Wachdienst, in Skandinavien sind es gerade mal 10 Prozent. Der Schlüsselfaktor scheint die soziale Ungleichheit zu sein: Je mehr Reichtum sich in den Händen des einen Prozent konzentriert, desto größer ist der Anteil an den 99 Prozent, den dieses eine Prozent einstellt, um den eigenen Reichtum auf die eine oder andere Weise zu schützen.
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        Wie ein indischer Anarchist so schön sagte, finden sich Zitate von Gandhi bis Hitler, die die Arbeit für heilig (»holy«) erklären, aber wenn Arbeiter von einem »Feiertag« (»holiday« = »holy day«) und damit einem Grund zum Feiern sprechen, dann meinen sie damit einen, an dem sie nicht arbeiten müssen.
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        Schriftlich fixiert zu haben scheint die Maxime in dieser Form als erster Louis Blanc 1840, aber eine frühere Variante findet sich in dem frühsozialistischen Werk des französischen Philosophen Étienne-Gabriel Morelly von 1755. Sie war in radikalen Kreisen beliebt, lange bevor Marx sie in seine Kritik des Gothaer Programms übernahm.
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        Einige wenige stehen tatsächlich nicht mehr zur Wahl. Damit im alten Athen technische Spezialisten, deren Stellung nicht nach dem Rotationsprinzip besetzt werden konnte, nicht irgendwann zu institutioneller Macht über ihre Standesgenossen gelangten, sorgte man dafür, dass sie selbst keine Standesgenossen waren. Die meisten Beamten waren Sklaven, selbst die Polizei. Aber die meisten anderen Mittel stehen uns sehr wohl noch zu Gebote.
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        Die ägyptischen Aktivisten Ahmed Maher und Waleed Rashed im Brecht Forum
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        Standbild aus einem Nation-Video einer US-Uncut-Aktion in einer Filiale der Bank of America im East Village, New York, 30. April 2011
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        Das einzig existente Foto von der Versammlung am 2. August am Fuße des Bowling Green. Der Autor im weißen Slackers-T-Shirt ist der siebte, Georgia Sagri im grauen Top und gelber Sonnenbrille die neunte von links. Chris, im grauen T-Shirt, steht hinter mir. Foto: Sean Capetian
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        Beide Parteien regieren im Namen der 1 % Amerikaner, in deren Taschen praktisch alle Erträge des Wirtschaftswachstums geflossen sind, die die Einzigen sind, die sich von der Rezession von 2008 völlig erholt haben, die das politische System kontrollieren, die fast den gesamten finanziellen Reichtum kontrollieren.


        


        Wir, die 99 %


        fühlen uns von keiner politischen Partei vertreten,


        und so rufen wir auf zu einer


        offenen Vollversammlung


        am Dienstag, 9. August, 18.30 Uhr


        am Potato Famine Memorial


        Vesey St. Ecke North End Ave.
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        Das einzige existierende Foto einer Vollversammlung im Tompkins Square Park, aufgenommen von Bob Arihood am 13. August 2011. Der Autor ist der, der in seiner Eigenschaft als Moderator unter dem Hare Krishna Tree steht, die Co-Moderatorin Marisa Holmes sitzt zu seiner Rechten. Ironischerweise erhoben zum Zeitpunkt dieser Aufnahme einige der Teilnehmer Einwände dagegen, die Ereignisse zu dokumentieren.9
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        Das Original-Adbusters-Poster

      

    

  


  
    
      
    


    
      
        [zurück zum Text]
      
[image: ]

      
        17. September: der Wall Street-Bulle unter dem Schutz von wenigstens zehn Streifenbeamten, während die Demonstranten sich schon zum Marsch Richtung Zuccotti Park anschicken. Foto vom Autor
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        17. September 2011. Ankunft am Zuccotti Park. Foto vom Autor
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BOTH PARTIES GOVERN IN THE NAME OF THE 1% OF AMERICANS
WHO HAVE RECEIVED PRETTY MUCH ALL THE PROCEEDS OF ECONOMIC
GROWTH, WHO ARE THE ONLY PEOPLE COMPLETELY RECOVERED FROM
THE 2008 RECESSION, WHO CONTROL THE POLITICAL SYSTEM, WHO
CONTROL ALMOST ALL FINANCIAL WEALTH ...

WE, THE 99%,

DON'T FEEL REPRESENTED
BY ANY POLITICAL PARTY
AND SO WE CALL FOR AN

OPEN GENERAL ASSEMBLY

‘TUESDAY AUGUST 9TH , 7:30 PM
ATTHE POTATO FAMINE MEMORIAL
'VESEY ST. AT NORTH END AVE.
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1965 | 1970 | 1975 | 1980 | 1985 | 1990 | 1995 | 2000 | 2005

13% | 15% | 18% | 17% | 16% | 26% | 28% | 30% | 38%
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1am 25 years old and have $34,000 in debt for my education at a public niversiy,
‘even though my struggling parents sold their home 10 help pay.

1am lucky to have a found a teaching job in a caring Community, but | am working
part time and don't have health insurance. | would have no way to pay medical bils if
‘anything serious were to happen.

When I had health insurance at my previous Job, the premium was ten percent of my
income. Another twenty three percent went to paying my student loans.

Afriend and I got a family plan together to save on phone costs.

I rented a Zipcar to move houses and got in a minor accident. The deductible was.
5500, payable immediately (there was no option to pay in installments), 5o 1 found
myself one month behind on student loans.

1buy used, I ride a bike, | pay in cash, and Fm just barely fine.

Hwill be another month until | become eligible to oin a local credit union, but n the
meantime Chase Just started charging me a $10/month service fee. Really?
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